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Einleitung und Abgrenzung des 
Gegenstandes. 



< Le - mode de jiiomination des juges est, 
on le sait, le probl^me le plus ardu qui s*im- 
pose aux peuples libres ...» 

., George Picot, 

Die vorliegende Abhandlung, zu welcher der Verfasser durch 
seinen verehrten, seither verstorbenen Lehrer, Prof. Dr. G; Vogt 
in Zürich, angeregt wurde, beschäftigt sich mit der Frage, in 
welcher Weise in den modernen Republiken die Gerichte zu 
bestellen seien. Unter «modernen Republiken > verstehen wir 
hier lediglich diejenigen, die seit dem Ende des achtzehnten Jahr- 
hunderts nach demokratischen Prinzipien neu- oder umgebildet 
wurden, im Gegensatz zu denen, welche noch heute eine in ihren 
Grundzügen aus früherer Zeit stammende, wesentlich aristokratische 
Staatsform aufweisen (wie z. B. die Freien Städte des deutschen 
Reiches und der kleine Freistaat San Marino). Die positiven 
Lösungen der genannten Frage in den staatsrechtlich wichtigsten 
modernen Demokratien, insbesondere in der schweizerischen Eid- 
genossenschaft, sollen mit ihrer Vorgeschichte kurz dargestellt und 
im Anschluss daran soll versucht werden, die hauptsächlichsten 
Resultate sachverständiger und nicht voreingenommener Kritik 
an denselben zusammenfassend wiederzugeben. Da nun das 
Richteramt ein Teil des Staatsorganismus ist, aber eben ein Teil 
mit selbständiger, eigenartiger Aufgabe, machen sich naturgemäss 
bei allen diesen Lösungen zwei einander nicht selten zuwider- 
laufende Tendenzen geltend: einerseits, sie möglichst der poli- 
tischen Grundform des Staates entsprechend zu gestalten, die 
betreffenden Institutionen den übrigen Staatseinrichtungen mög- 
lichst anzupassen; andererseits, der Eigenart dieser besonderen 
• Funktion der Staatsgewalt durch eigenartige Organisation des 
Richteramtes möglichst Rechnung zu tragen. Beiderseits handelt 
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es sich um die Durchführung gewisser politischer Grundsätze; 
es dürfte also am Platze sein, bevor auf die einzelnen positiv- 
rechtlichen Lösungen eingetreten wird, zunächst die allgemeinen 
Prinzipien, welche ihnen zugrunde liegen, so kurz als möglich 
darzulegen, ohne natürlich sich mit der theoretischen Entwick- 
lung und Begründung derselben eingehender zu befassen. 

Wir haben ferner unseren Gegenstand nach zwei Seiten noch 
näher abzugrenzen; erstens bezüglich dessen, was hier als <«: Be- 
stellung > der Gerichte behandelt werden soll. Es fällt unter 
diesen Begriff eine Reihe von Einzelfragen, von denen nur die 
für die Rechtspflege wichtigsten im folgenden eine ausführlichere 
Darstellung finden: Wahlart, Amtsdauer, persönliche Erforder- 
nisse und Entfernung aus dem Amte. Daneben werden freilich 
gelegentlich auch andere, mit den eben genannten in engerem 
Zusammenhang stehende Fragen der Gerichtsorganisation und 
der Organisation des Richteramtes im besonderen zu berühren 
sein. Zu den letzteren kann vor allem die ökonomische Stellung 
der in Frage stehenden Beamten gerechnet werden. Die Qualität 
des Richterpersonals und damit der Rechtspflege selbst ist ja 
durch dieselbe nicht weniger bedingt als durch die Art der Be- 
stellung. Es wird nicht immer leicht sein, ein Urteil über die 
letztere Frage abzugeben, ohne gleichzeitig die . andere zu be- 
rücksichtigen ; beispielsweise kann es sehr wohl vorkommen, dass 
hohe resp. niedrige Besoldungen gewisse Nachteile resp. Vor- 
züge der Bestellungsart abschwächen oder aufheben. Wo dies 
oder das Gegenteil davon in bemerkenswerter Weise der Fall ist, 
wird unsere Darstellung darauf hinzuweisen haben; ebenso werden 
allfällige, im Interesse der richterlichen Unabhängigkeit aufge- 
stellte Verbote einer Bdfeoldungsänderung zu erwähnen sein. Im 
übrigen aber fällt die an sich so wichtige Frage der ökonomi- 
schen Stellung ausser den Kreis unserer Betrachtung. Immerhin 
ist es vielleicht nicht unwillkommen, wenn das Gesamtbild der 
besprochenen Einrichtungen anhangsweise durch eine Übersicht 
über die Richterbesoldungen in den einzelnen Staaten vervoll- 
ständigt wird. 

Zweitens ist eine nähere Bestimmung nötig bezüglich der 
in Frage kommenden Behörden. Wir beschränken unsere Dar- 
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Stellung auf das ständige Richterpersonal der gemeinen Grerichte, 
d. h. derjenigen, die mit der Handhabung der allgemeinen Zivil-, 
Straf- und Staatsrechtspflege betraut sind. Wir sehen also ab 
von dem während seiner Amtsdauer nur zu einzelnen Sitz- 
ungen einberufenen Personal der richterlichen Gewalt wie Ge- 
schworenen, Schöffen usw. und behandeln lediglich die richter- 
lichen Beamten und ihre Stellvertreter. Nicht zu verwechseln mit 
dieser Unterscheidung zwischen ständigem und nicht ständigem 
Richter ist diejenige zwischen Berufs- und Nichtberufsrichter, 
d. h. demjenigen, der während seiner Amtsdauer keine andere 
Berufs- oder Erwerbstätigkeit ausüben darf, und dem, der in 
dieser Hinsicht nicht oder nur mit Bezug auf einzelne derartige 
Tätigkeiten beschränkt ist. Diese Unterscheidung hat natürlich 
nur für die ständigen Richter praktische Bedeutung, da für die 
anderen eine berufsmässige Ausübung des Amtes überhaupt 
nicht in Frage kommt. — Ferner lassen wir ausser Betracht 
das Personal aller Sondergerichte, d. h. derjenigen, die für Rechts- 
streitigkeiten spezieller Natur (bezüglich der Parteien oder des 
Streitgegenstandes) aiifgestellt sind. Dazu gehören vor allem die 
sogenannten Fachgerichte (Handels- , gewerbliche Schiedsge- 
richte usw.), ferner Gerichte für Streitigkeiten über unbeweg- 
liches Gut usw. 



Allgemeiner Teil. 



§ I. Die Volkssouveränität (la souverainetö nationale) ^). 

In den Verfassungen der modernen Republiken sind über- 
einstimmend gewisse politische Grundsätze ausgesprochen und 
durchgeführt, welche, von den Theoretikern des siebzehnten und 
achtzehnten Jahrhunderts verkündigt und erörtert, durch die 
grossen Staatsumwälzungen im letzten Viertel des achtzehnten 
Jahrhunderts vielfach Eingang ins positive Staatsrecht fanden. 
Für die uns im folgenden beschäftigenden Fragen sind vor allem 
zwei dieser Prinzipien von fundamentaler Wichtigkeit : die Volks- 
souveränität (bahnbrechender Theoretiker: Rousseau) und die 
(je walten trenn ung (Montesquieu). Beide wurden beim Anbruch 
der neuen politischen Aera zum erstenmal feierlich als Ver- 
fassungsgrundsätze erklärt durch die bills of rights oder decla- 
rations of rights der unabhängig gewordenen nordamerikanischen 
Freistaaten ^). 

Die älteste dieser «Erklärungen der Rechte», diejenige von 
Virginien vom 12. Juni 1776, proklamierte die Volkssouveränität 
folgendermassen : 

Art. II. «That all power is vested in, and consequently 
derived from, the people; that magistrates are their trustees and 
servants and at all time amenable to them » •). 

— «Alle Gewalt steht dem Volke zu und ist folglich von 
ihm hergeleitet; die Beamten sind seine Vertrauensmänner und 
Diener und ihm jederzeit verantwortlich.» — 

In Europa wurde die Volkssouveränität dreizehn Jahre später 
verkündigt durch die berühmte «Declaration des droits de 



rhomme et du citoyen>, welche die französische konstituierende 
Nationalversammlung am 26. August 1789 erliCvSs, und die im 
grossen und ganzen jenen amerikanischen bills of rights nach- 
gebildet ist. Sie sagt: 

Art. 3. < Le principe de tout souverainete reside essentielle- 
ment dans la nation. Nul corps, nul individu ne peut exercer 
d'autorite, qui n'en emane expressement. » ^) 

«Der Ursprung aller obersten Gewalt ruht ihrem Wesen 
nach im Volke. Keine Körperschaft, kein Einzelner kann Gewalt 
ausüben, die nicht ausdrücklich aus ihm hervorgeht > (d. h. von 
ihm verliehen ist). 

Die beiden Deklarationen verkünden also übereinstimmend: 
«Das Volk, die Nation ist das einzige Element im Staate, das 
eigene, von keinem Höheren abgeleitete Gewalt besitzt, mithin 
der Träger, die Quelle aller Gewalt. Wo solche ausgeübt wird, 
geschieht dies kraft seines Willens und Auftrages. > Damit ist 
zunächst nur ein Grundsatz ausgesprochen, der den Staats- 
organismus beherrschen und in der Staatsverfassung seine recht- 
liche Verwirklichung finden soll ^). 

Wesentlicher Inhalt dieses Grundsatzes ist : Das Volk (resp. 
sein unmittelbares Organ, die Aktivbürgerschaft) soll direkt oder 
indirekt die unbeschränkte Herrschaft über den Staat, es soll 
die Macht haben, denselben in allen seinen Teilen beliebig zu 
organisieren und zu verwalten. Je unmittelbarer in einem Staate 
das Volk selbst zur Ausübung der Staatsgewalt gelangt ist 
(Fortschritt von der repräsentativen zur reinen Demokratie!), und 
je umfassender diese Unmittelbarkeit geworden ist (Ausbildung 
der einzelnen Volksrechte!), in desto höherem Grade erscheint 
die Volkssouveränität positiv durchgeführt ; es sind unendlich 
viele Abstufungen in ihrer Verwirklichung möglich. Diese kann 
auf zwei Gebieten erfolgen: einerseits in der Organisation, 
andererseits in der Verwaltung des Staates (letztere im weiteren 
Sinn genommen). Für uns kommt nur die erstgenannte in Be- 
tracht; sie umfasst nicht nur die Festsetzung der Staatsordnung- 
im Ganzen und Einzelnen (Verfassungs- und übrige Gesetz- 
gebung), sondern auch die Bestellung der einzelnen Staatsorgane 
(Wahl resp. Ernennung der Staatsbehörden). 
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Wie weit erscheint auf diesen Gebieten die Volkssouveränität 
durchgeführt ? Einige der modernen Republiken haben die Aus- 
übung der höchsten Gewalt durch die Aktivbürgerschaft auf die 
Wahl von Abgeordneten beschränkt, die in ihrer Gesamtheit als 
Vertretung des souveränen Volkes die staatlichen Hoheitsrechte 
ausüben oder weiter übertragen (repräsentative Demokratie) ; die 
meisten jedoch räumen der Aktivbürgerschaft weitergehende, 
zum Teil sehr zahlreiche und wichtige Rechte ein, und zwar so- 
wohl bezüglich der Gesetzgebung wie mit Bezug auf die Bestel- 
lung der Behörden (direkte Volksgesetzgebung ; Referendum und 
Initiative — Wahl und ev. Abberufung der gesetzgebenden, 
Regierungs- und Gerichtsbehörden durch das Volk) ^). Im 
folgenden werden wir sehen, wie weit speziell die Volkswahl der 
•Gerichte Eingang gefunden hat, und wir werden uns auch mit 
-der Frage zu befassen haben, ob und inwiefern die weitest- 
gehende Durchführung der Volkssouveränität in diesem Punkte 
zweckmässig erscheint. 

Bei der Bestellung von Behörden ist aber ausser der Wahl- 
art auch die Amtsdauer für die Verwirklichung der Volks- 
souv.eränität von grosser Bedeutung. Eines der wesentlichsten 
Mittel, wodurch im demokratischen Staate der Souverän, das 
Volk, seinen Willen äussern kann, ist die Besetzung d^r Staats- 
stellen mit Persönlichkeiten, die sein Vertrauen besitzen. Anderer- 
seits ist das Volk resp. die Aktivbürgerschaft als eine immer 
sehr zahlreiche Personenmehrheit im allgemeinen unfähig, die 
staatlichen Hoheitsrechte selbst auszuüben; das Meiste davon 
muss den anderen Staatsorganen überlassen werden, so dass die 
Macht im Staate tatsächlich bei diesen konzentriert ist. Der 
erste Umstand lässt es praktisch notwendig erscheinen, diejenigen 
Formen der Ämterbesetzung zu wählen, welche geeignet sind, 
die Handhabung der Staatsgewalt möglichst dem Willen des 
Volkes anzupassen; der zweite: die Staatsbehörden vom Volke 
in gewissem Masse abhängig zu erhalten, um einem Missbrauch 
ihrer Macht und der damit verbundenen Gefährdung der Volks- 
herrschaft selbst vorzubeugen. Zur Erreichung beider Ziele ist 
das zweckmässigste Mittel, die Beamten und Behörden nur auf 
beschränkte und zwar relativ kurz bemessene Zeit zu wählen. Es 



fragt sich nun aber, ob die Notwendigkeit dieser Einrichtung 
für alle Behörden im gleichen Masse bestehe. Neben den Staats- 
organen, bei denen ihrer Natur nach — besonders, weil sie über 
die physischen Machtmittel des Staates verfügen — beständige, 
starke Abhängigkeit vom Volke geboten erscheint, sind auch 
solche denkbar, bei denen das weit weniger der Fall ist, und 
die andererseits für ihre richtige Funktion weitgehender Unab- 
hängigkeit bedürfen. In diesem Falle kann eine lange Amts- 
dauer ebenso vorteilhaft sein, wie sie im ersten bedenklich wäre. 
Das positive Recht der modernen Republiken zeigt denn auch 
in dieser Hinsicht Unterschiede. Die kurze Amtsdauer ist die 
fast ausnahmslose Regel für die Behörden der Legislative und 
Exekutive; dagegen findet sich für die Beamten der richterlichen 
Gewalt vielfach eine abweichende Einrichtung, die Anstellung 
auf Lebenszeit. Die Gründe dieser für den demokratischen Staat 
immerhin exzeptionellen Art der Anstellung werden später noch 
näher darzulegen und die mit ihr gemachten Erfahrungen zu 
erörtern sein. 

In dem eben Gesagten war darauf hinzuweisen, dass die posi- 
tive Durchführung der Volkssouveränität eine verschiedene sein 
kann je nach den Staatsorganen, um die es sich handelt. Das 
führt uns auf den zweiten der erwähnten Grundsätze: die Ge- 
waltentrennung '^). 

. §2. Die Ge>valtentrennung (La Separation des pouvoirs) 8). 

Montesquieu stellte bekanntlich in seinem Werke: «Esprit 
des lois», in dem berühmten sechsten Kapitel des elften Buches, 
das für das moderne Staatsrecht von grosser Bedeutung ge- 
worden ist, die Theorie auf, es gebe in jedem Staate drei Ge- 
walten : die gesetzgebende, die vollziehende und die richterliche,, 
und er hatte erklärt, es sei keine Freiheit möglich in einem 
Staate, wo diese drei Gewalten nicht von einander getrennt seien. 
Demzufolge verkündigte u. A. die bill of rights von Massachu- 
setts vom 2. März 1780 den Grundsatz: 

Art. XXX. «In the governement of this Commonwealth, 
the legislative departement shall never exercise the executive 
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and judicial powers, or either of them; the executive shall never 
exercise the legislative and judicial powers or either of them ; 
the judicial shall never exercise the legislative and executive 
powers or either of them; . . .>^). 

«In der Regierung dieser Republik soll niemals die gesetz- 
gebende Abteilung die vollziehende und die richterliche Gewalt 
oder eine von ihnen ausüben ; die vollziehende soll niemals die 
gesetzgebende und die richterliche Gewalt oder eine von ihnen 
ausüben ; die richterliche soll niemals die gesetzgebende und die 
vollziehende Gewalt oder eine von ihnen ausüben ; . . . » 

Das neue Prinzip wurde aber nicht nur in die Verfassunger^ 
der nordamerikanischen Einzelstaaten aufgenommen, sondern fand 
auch in der Unionsverfassung von 1787 (ohne ausdrückliche 
Proklamation) systematische und weitgehende Durchführung ^^). 
In Europa wurde es ins Staatsrecht eingeführt durch die bereits 
erwähnte «Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte», deren 
sechszehnter Artikel sagte: 

« Toute societe, dans laquelle la garantie des droits n'est pas 
assuree ni la Separation des pouvoirs determinee, n'a pas de 
Constitution. > 

«Eine Gesellschaft, in welcher die (individuellen) Rechte 
nicht garantiert sind, noch die Trennung der Gewalten festge- 
setzt ist, hat keine Verfassung. » 

Die rechtliche Durchführung des Grundsatzes erfolgt nach 
zwei Richtungen. Erstens bezüglich der Funktionen der ver- 
schiedenen Gewalten : Sachliche Ausscheidung der Kompetenzen 
mit der Bestimmung, dass jede Gewalt innerhalb ihres Geschäfts- 
kreises von den anderen unabhängig sein soll, ihre Entscheide 
von denselben nicht abgeändert, noch ihre Funktionen von ihnen 
ausgeübt werden dürfen. Zweitens bezüglich der Organisation 
der Gewalten, die für uns im folgenden allein in Betracht 
kommt: Jede Gewair. soll ihre eigenen selbständigen Organe 
habendi). Aber auch wo solche existieren, sind noch sehr ver- 
schiedene Grade von Gewaltentrennung möglich, je nachdem die 
gleichen Personen Behörden verschiedener Gewalten angehören 
können oder nicht (im letzteren Falle Inkompatibilität wegen 
Amtes M2)^ je nachdem ferner Organe einer Gewalt von solchen 
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der anderen mehr oder weniger abhängig sind, z. B. dadurch^ 
dass den letzteren ein Wahl- oder Aufsichtsrecht zusteht. 

Auch dieses Prinzip ist in seiner Durchführung natürlicher 
Einschränkung unterworfen. Eine vollständige Gleichstellung 
der drei Gewalten würde ihrem Wesen widersprechen, da Ver- 
waltung und Rechtspflege von Natur der Gesetzgebung, zum 
mindesten der Verfassungsgesetzgebung, durch die sie erst ihren 
Wirkungskreis und ihre Organisation erhalten, untergeordnet 
sind. Dementsprechend würde eine absolute Unabhängigkeit 
dieser beiden, die Staatsordnung in verschiedenen Richtungen 
handhabenden Gewalten von der dieselbe festsetzenden und folge- 
recht ihre Handhabung überwachenden, die Einheit des Staats- 
organismus zerstören. Die grösste Wichtigkeit und praktische 
Durchführbarkeit besitzt der Grundsatz somit für das Verhältnis 
der vollziehenden und richterlichen Gewalt zu einander, obgleich 
auch hier nicht von absoluter Trennung, sondern nur von rela« 
tiver Sonderung der Gewalten die Rede sein kann. Die Be- 
deutung des Prinzips für unseren Gegenstand liegt darin, dass 
es erst mit seiner positiven Durchführung möglich wird, den ver- 
schiedenen Funktionen der Staatsgewalt, darunter der Rechts- 
pflege, die ihrer Eigenart am besten entsprechende Organisation 
zu geben. Im folgenden handelt es sich nun zunächst darum, 
speziell die richterliche Funktion zu charakterisieren und aus ihrer 
Natur die für die Organisation des Richteramtes, insbesondere 
für die Bestellung der Gerichte wesentlichen Postulate abzuleiten.. 

§ 3. Das Richteramt ^^j. 

Um die Aufgabe des Richters kennen zu lernen, müssen- 
wir auf das Recht selbst zurückgehen. Jeder Mensch besitzt 
von Natur eine gewisse Machtsphäre, innerhalb deren er frei 
schaltet und waltet. Im menschlichen Gemeinleben wird eine 
geordnete Verteilung dieser Macht notwendig; die Gesamtheit 
der hierüber in einem Gemeinwesen geltenden Normen ist das 
Recht desselben ^*). Nun entsteht aber im Zusammenleben der 
Menschen, namentlich bei dem natürlichen Streben derselben,^ 
ihre Macht zu erweitern, über die Abgrenzung der einzelnen 
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Rechtssphären beständig Unsicherheit und Streit. So wird das 
Amt des Richters notwendig. Seine Aufgabe fst es zunächst, 
auf Grund der staatlichen Rechtsordnung mit Bezug auf ein 
konkretes Rechtsgut die Rechte der darüber streitenden Teile 
festzustellen, und sodann, wenn sich hiebei eine durch Handeln 
oder Unterlassen des einen Teils erfolgte Verletzung der Rechts- 
sphäre des andern ergibt, — wiederum auf Grund der Rechts- 
ordnung — zu bestimmen, wie diese gut zu machen, das ver- 
letzte Recht wieder herzustellen sei i^). 

Die Aufgabe der richterlichen Gewalt ist mithin: Anwen- 
dung der staatlichen Rechtsordnung im konkreten 
Streitfall. Die Funktion des Richters vereinigt wesentlich drei 
verschiedene Elemente in sich. Sie ist i. Anwendung, Hand- 
habung der Rechtsordnung, d. h. Ausübung von Staatsgewalt 
(imperium). Dies stempelt die richterliche Tätigkeit zum öffent- 
lichen Amt (Exekutorisches Element — man denke z. B. an die 
einzelnen Befugnisse der Prozessleitung, die Disziplinargewalt 
gegenüber Parteien, Zeugen etc., die unmittelbare Verpflichtung 
der Exekutive zur Vollstreckung richterlicher Urteile usw.!). 
2. Anwendung der Rechtsordnung auf den Einzelfall, was 
nicht nur Rechtsfindung, sondern in höherem oder geringerem 
Masse immer auch Rechtssetzung darstellt (Legislatorisches Ele- 
ment i^) — die Gerichtspraxis als Rechtsquelle!). 3. Anwendung 
im einzelnen Streitfall, Feststellung und Abgrenzung be- 
strittener Rechtsverhältnisse (Spezifisch judikatorisches Element). 
Den streitigen Rechtsverhältnissen stellen die positiven Rechts- 
ordnungen vielfach solche gleich, die wegen ihrer Unsicherheit 
oder besonderen Wichtigkeit von den gleichen Behörden und 
in gleichem oder ähnlichem Verfahren festzustellen sind, wie 
wenn darüber Streit bestünde (Nicht-streitige Gerichtsbarkeit, 
Strafrechtspflege!) 1^). Andererseits überträgt das positive Recht 
die spezielle Funktion des Richters, Streitiges zu entsche'den, 
in einzelnen, namentlich öffentlich-rechtlichen Materien, viel- 
fach anderen Staatsorganen (Verwaltungsbehörden, sogar Parla- 
menten) 18). 

Das letztgenannte Element ist es, das die richterliche Gewalt 
zu einer eigenartigen macht. Die vorwiegende Betonung des 



« § 3 

ersten oder zweiten fuhrt folgerecht zu ihrer Angliederung- an 
die Exekutive 'oder Legislative. So ist auch mehrfach in der 
Theorie die richterliche Gewalt als Ausfluss und Hülfsgewalt 
bald der Regierung, bald der Gesetzgebung aufgefasst, und vSind 
hieraus für ihre Organisation Konsequenzen gezogen worden. 
Dem gegenüber hat aber die positivrechtliche Entwicklung der 
Theorie Montesquieus von der Eigenart dieser Funktion und der 
daraus entspringenden Notwendigkeit selbständiger und eigen- 
artiger Organisation längst zu glänzendem Siege verholfen ^^). 

Der Richter muss nun, seiner Aufgabe gemäss, vor allem 
zwei Bedingungen erfüllen ^^): 

I. Er muss rechtskundig sein, das geltende Recht seines 
Staates beherrschen. Dasselbe kann entweder lediglich auf Her- 
kommen, d. h. dauernder, gleichförmiger, in der Überzeugung 
rechtlicher Notwendigkeit geschehener Übung beruhen. In diesem 
Fall wird regelmässig die Gerichtspraxis eine sehr grosse Be- 
deutung erlangen, ja eine eigentliche Rechtsquelle werden. Oder 
aber es kann auch aus bestimmten Akten der gesetzgebenden 
Gewalt hervorgehen. So haben wir im englisch-amerikanischen 
Recht den Gegensatz zwischen common law und Statute law. 
Die Akte der Gesetzgebung wiederum können generell ganze 
Gebiete des Rechts systematisch ordnen oder mehr speziell sich 
auf einzelne, jeweils einer gesetzlichen Regelung bedürftige Ma- 
terien beziehen (Gegensatz zwischen der englischen und der 
kontinentalen Gesetzgebung) ^i). In jedem Fall werden auch die 
Anforderungen, die bezüglich seiner Rechtskunde und die Art 
seiner wissenschaftlichen Ausbildung an den Richter gestellt 
werden, etwas andere sein. Femer wird die Monarchie mit ihrem 
scharf gesonderten, bis ins Einzelne geordneten und mit speziellen 
Rechten und Pflichten ausgestatteten Beamtenstand seine be- 
rufliche Vorbildung im allgemeinen genauer regeln als die Re- 
publik, speziell die Demokratie, die einen solchen besondern 
Stand nicht kennt, und entsprechend ihrem Grundsatz, möglichst 
jedem Bürger den Zutritt zu den Staatsämtern zu eröffnen, der 
dafür geeignet ist, sich hierauf weniger einlassen, sondern mit 
gewissen Ausweisen theoretischsr und praktischer Rechtskunde 
begnügen wird. Wie dem auch sein mag, ohne Rechtskunde 
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des Richters ist natürlich eine wirkliche Rechtspflege nicht denk- 
bar. Mag ein Staat die Mitwirkung von Laien in der Rechts- 
pflege wie Geschwornen, Schöffen, fachmännischen Beisitzern 
usw. als un erlässliches Erfordernis derselben betrachten — 
immer werden die Gerichte auch des rechtskundigen 'Richters 
bedürfen (im Gegensatz zu diesen mehr die Tatsachen beurteilenden 
Elementen), der gemäss der Prozessordnung die nötigen Anord- 
nungen für die Klarstellung der dem Streit zu Grunde liegenden 
Tatsachen trifft, die Verhandlungen und überhaupt das ganze, 
das Urteil vorbereitende Verfahren leitet und die in Frage 
kommenden materiellen Rechtsregeln kennt ^2). Alles das setzt 
neben praktischer Erfahrung auch ein eigentliches Studium des 
Rechts und der Rechtswissenschaft voraus. «Nur der Inhaber 
solcher Wissenschaft besitzt für die Anwendung des Rechts auf 
den einzelnen Fall auch die nötige Übersicht und Geistesfreiheit, 
die nicht in die Gefangenschaft des blossen Buchstabens gerät. 
Der gesunde Verstand reicht zur vollen Beherrschung dieses 
technischen Gebietes nicht aus» ^3). 

2. Der Richter muss unparteiisch sein; als Organ der Rechts- 
ordnung darf er sich nur von ihr beherrschen lassen. Solange 
die Menschheit existiert, stellt sie an ihre Richter die gleiche 
Forderung^*): Sie sollen sich' «weder durch Furcht noch durch 
Hoffnung, weder durch Zuneigung noch durch Hass » ^o) leiten 
lassen, sondern < allein die festen Gesetze des Rechts als Richt- 
schnur ihrer Tätigkeit betrachten und nicht dem Drang der Um- 
stände und dem Wechsel der Parteistimmungen folgen. Vor 
ihrem Stuhle soll jeder, der Mächtige wie der Schwache, der 
Arme wie " der Reiche . . . unparteiisches Recht finden. Daher 
müssen auch die Wünsche der Regierung hier sich bescheiden 
und darf ihre Macht nicht störend eingreifen in die ruhig ge- 
messene Erforschung des wirklichen Rechts » ^6). 

Man fordert vom Richter —um Worte zu brauchen, die 
der Abgeordnete Royer-Collard 1813 in der französischen Depu- 
tiertenkammer sprach: «Organe de la loi, soyez impassible comme 
eile!» Aber er kann antworten: «Je ne suis qu'un homme et 
ce que vous me demandez, est au-dessus de Thumanite ... Je 
ne puls m'elever toujours au-dessus de moi-meme, si vous ne me 
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protegez ä la fois et contre moi et contre vous. Secourez donc 
ma faiblesse; affranchissez-moi de la crainte et de Tesperance^ 
promettez que je ne descendrai point du tribunal a moins que je 
ne sois convaincu d*avoir trahi le devoir que vous m'imposez > 2*?). 
Hierin liegt in schöner und treffender Form die unerlässliche 
Vorbedingung richterlicher Unparteilichkeit ausgedrückt: Un- 
abhängigkeit. Mit einem andern französischen Autor kann man 
sagen: « LMndependance est de Tessence de la justice »2^). 

Die Notwendigkeit der richterlichen Unabhängigkeit ist prin- 
zipiell in allen modernen Staaten anerkannt und wir finden auch 
eine übereinstimmende Form ihrer Verwirklichung: die staats- 
rechtliche Garantie der Unabsetzbarkeit während der Amtsdauer 
(Inamovibilität im weiteren Sinn). Diese Garantie lässt sich all- 
gemein etwa so fassen, wie sie das deutsche Gerichtsverfassungs- 
gesetz vom Jahre 1877 enthält: «Die richterliche Gewalt wird 
durch unabhängige, nur dem Gesetz unterworfene Gerichte aus- 
geübt (Art. i). Richter können wider ihren Willen nur kraft 
richterlicher Entscheidung und nur aus den Gründen und unter 
den Formen, welche die Gesetze bestimmen, dauernd oder zeit- 
weise ihres Amtes enthoben oder an eine andere Stelle oder in 
den Ruhestand versetzt werden » (Art. 8). 

Sehr viele Staaten haben aber gefunden, dass für eine un- 
parteiische Justiz noch eine weitere wichtige Garantie der richter- 
lichen Unabhängigkeit nötig sei: Lebenslängliche Amtsdauer 
(Inamovibilität im engeren, gewöhnlichen Sinn). So verordnete 
schon im Jahre 1467 ein Befehl Ludwigs XL von Frankreich: 
«Qu'il ne serait donne aucun office, s'il n*etait vacant par mort 
ou par forfaiture prealablement jugee ou declaree judiciairement 
Selon les termes de justice et par juge competent > 29j j^ Jahre 
1701 folgte England, wo bis anhin die Richter von der Krone 
jederzeit abgesetzt werden konnten, und ihr Amt nur, wie die 
Formel lautete, durante benfeplacito (durant notre bon plaisir) 
innehatten ^^). Die diesbe treffen de Parlamentsakte vom 12. Juni 
1701 sagt in Art. 3: «Die Stellen der Richter werden auf so 
lange verliehen, als dieselben sich gut betragen (quamdiu bene 
sese gesserint) und ihre Besoldungen garantiert und festgesetzt; 
aber sie können auf eine Adresse beider Häuser des Parlaments 
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hin abgesetzt werden » '"^i). Natürlich handelt es sich, wie aus 
diesen Beispielen deutlich hervorgeht, bei der Inamovibilität nie 
um eine unbedingte Garantie; es muss vielmehr immer die recht- 
liche Möglichkeit vorhanden sein, verbrecherische oder sonst ihres 
Amtes unwürdige, sowie aus irgend einem Grunde zur ferneren 
Ausübung desselben unfähige Richter zu entfernen; England 
und nach seinem Vorbild viele Gliedstaaten der nordamerika- 
nischen Union haben sogar ein allgemeines, meist nicht an be- 
sondere Gründe geknüpftes Abberufungsrecht statuiert. 

Im achtzehnten und neunzehnten Jahrhundert sind viele und 
wichtige Kulturstaaten dem Beispiele Englands und Frankreichs 
gefolgt 3"). Eine Reihe demokratischer Staaten hat die Lebens- 
länglichkeit der Richterstellen ebenfalls eingeführt, aber es zeigt 
sich bei ihnen im allgemeinen mit Bezug auf die Ausbildung 
der richterlichen Unabhängigkeit eher eine gewisse ängstliche 
Zurückhaltung, die aus der Befürchtung hervorgeht, es könnte 
hierdurch die Herrschaft der Volkssouveränität, mit welcher diese 
Staatsform steht und fällt, allzusehr eingeschränkt und damit 
gefährdet werden. Diese Befürchtung kann, sofern es sich um die 
beiden andern Gewalten handelt, gewiss sehr gerechtfertigt sein; 
aber es ist nicht ausser acht zu lassen, dass eben zwischen ihnen 
und der richterlichen ein sehr wesentlicher Unterschied besteht,, 
den der «Föderalist», der berühmte Kommentar zur nordämeri- 
kanischen Bundesverfassung ^3), anschaulich und treffend folgender- 
massen darlegt: <Quiconque considere attentivement les diflFe- 
rentes branches du pouvoir, doit constater que, dans un gou- 
vernement, oü elles sont separees l'une de l'autre, le judiciaire^ 
par la nature meme de ses fonctions, vsera toujours le moins 
dangereux pour les droits politiques de la Constitution, parce 
qu'il sera le moins en etat de les attaquer ou de les entamer. 
L'executif, non seulement dispense les honneurs, mais tient aussi 
Tepee de la communaute. Le legislatif, non seulement tient les 
cordons de la bourse , mais etablit les regles , par lesquelles 
seront regis les droits et les devoirs de chaque citoyen. Le 
judiciaire n'a, au contraire, aucune influence sur Tepee ou sur la 
bourse; il ne dirige point la force ni la fortune de la societe,. 
et il ne peut prendre aucune resolution active, quelle qu'elle soit. 
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On peut dire exactement qu'il n'a ni force ni volonte, mais seule- 
ment le jugement et, en derniere analyse, il depend du bras exe- 
cutif meme pour Texercice efficace de cette faculte . . . Le judi- 
■ciaire est, sans comparaison, la plus faible des trois branches du 
pouvoir; il ne peut jamais attaquer avec succes aucune des deux 
autres et il faut tout le'soin possible pour le mettre ä meme de 
se defendre lui-meme contre leurs attaques . , . Si une oppression 
individuelle peut parfois emaner des cours de justice, la liberte 
generale du peuple ne peut jamais etre mise en danger de ce 
cote: j'entends, aussi longtemps que le judiciaire reste veritable- 
ment distinct ä la fois de la legislature et de Texecutif > ^^). 



spezieller Teil. 

Die Bestellung der Gerichte in den einzelnen 

Republiken. 

Erstes Kapitel : Frankreich ^). 

§ 4. Geschichtliche Entwicklung. Die Periode der VolkswahL 

Als im Jahre 1789 die französische Ständeversammlung zu- 
sammentrat, war darüber nur eine Stimme, dass sowohl die 
Gerichtsorganisation überhaupt als speziell die bisherige Art, die 
Richterstellen zu besetzen, einer durchgreifenden Reform be- 
dürftig sei. Seit Jahrhunderten waren die sämtlichen Richter- 
stellen um Geld käuflich. Hatte ein Richter den für das Amt 
festgesetzten Preis bezahlt, so musste er sich allerdings noch 
eine sog. lettre de provision royale verschaffen, allein das war 
eine leere P'ormalität. Er wurde in das betreffende Gericht auf- 
genommen ohne weitere Prüfung seiner Befähigung für das Amt. 
Einmal dem Kollegium angehörend, behielt er seine Stelle auf 
Lebenszeit ^). Dieses ganze System hatte zwar, weil es die Richter 
in weitestem Masse von der Krone, überhaupt jeder anderen 
staatlichen Autorität, unabhängig machte, zeitweise vortreffliche 
Erfolge gezeigt; aber andererseits gestalteten sich diese unab- 
hängigen Kollegien mit der Zeit immer mehr zu einer fest- 
geschlossenen Kaste um, die in erster Linie eifrig auf die 
Wahrung und Erweiterung ihrer Privilegien bedacht war und, 
wo diese in Frage gestellt wurden, wohl hie und da eine volks- 
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tümliche Opposition gegen die Übergriffe der Krone unternahm, 
die aber einer Reform der Rechtspflege, welche dieselbe ein- 
facher, gleichförmiger und billiger machen sollte, von vornherein 
abgeneigt war. Es konnte daher, als der Moment zu dieser ge- 
kommen war, kein Zweifel darüber herrschen, dass das bisherige 
System der Stellenbesetzung verschwinden müsse; dazu kamen 
noch andere Misstände des Gerichtswesens: <Les jurisdictions 
trop nombreuses et mal reparties, la confusion et les conflits de 
competence, excitaient des doleances qui reparaissaient sous 
toutes les form es et qui temoignaient d'un imperieux besoin 
•d'unite»^). Als nun u. a. als Grundlage der neuen Verfassung 
erklärt worden war, dass alle Gewalt vom Volke hergeleitet 
werden solle, und ferner, dass die verschiedenen Gewalten scharf 
zu trennen seien, erschien es als konsequente Durchführung dieser 
Prinzipien, die Besetzung aller Stellen der nunmehr für ganz 
Frankreich einheitlich zu organisierenden richterlichen Gewalt in 
die Hände des Volkes zu legen. 

Am I. Mai 1790 setzte die Nationalversammlung fest, dass 
für Zivilsachen zwei Instanzen existieren sollten; am 3. folgte 
der weitere Beschluss, dass alle Richter nur auf bestimmte Zeit 
zu wählen, aber wieder wählbar seien. Am 4. wurde die Amts- 
dauer mit 517 gegen 274 Stimmen (welche acht Jahre gefordert 
hatten) auf sechs Jahre festgesetzt. Am 5. begann man die Be- 
ratung der Frage, wer die Richter zu wählen habe. Dieselbe 
beschäftigte die Versammlung während zwei Sitzungen. Das 
für den Verfassungsentwurf gewählte Komitee beantragte, dass 
der König die Richter aus einer dreifachen Kanditatenliste er- 
nennen solle. Einzelne Redner wie Cazales, Abbe Maury, 
Malouet, Garat der Altere verlangten Ernennung durch den 
König schlechthin mit der Begründung, das Richteramt sei keine 
selbständige Gewalt, sondern nur eine einfache Regierungs- 
funktion. Mit nur 503 gegen 450 Stimmen wurde beschlossen, 
dass für jede Richterstelle die Wähler dem König einen Kan- 
didaten präsentieren sollten, den derselbe dann einzusetzen (in- 
vestir) verpflichtet sei. Im weiteren wurden durch das Gesetz 
vom 16. August 1790, welches die neue einheitliche französische 
Gerichtsorganisation festsetzte, als wählbar erklärt alle Bürger, 



§ 4 15 

die 30 Jahre alt seien und eine fünfjährige Praxis als Richter 
oder bei einem Gericht praktizierende Advokaten hinter sich 
hätten (Titre II. Art. 9). Als Organe der Rechtspflege wurden 
aufgestellt: Friedensgerichte, Distriktsgerichte*) und für ganz 
Frankreich ein Kassationshof, der lediglich darüber zu entscheiden 
hatte, ob die Urteile der Untergerichte formell richtig, ohne 
offenbare Gesetzesverletzung zustande gekommen seien. 

Die Friedensrichter wurden von den Urversammlungen (As- 
semblees primaires) gewählt, die aus allen mindestens 25jährigen, 
seit einem Jahr im Kanton wohnhaften und eine direkte Steuer 
von drei Taglöhnen zahlenden Aktivbürgern bestanden. Die- 
selben wählten ausserdem im Verhältnis von eins zu hundert 
Wahlmänner aus Denen, welche eine Steuer von zehn Taglöhnen 
entrichteten. Diese Wahlmänner wählten die übrigen Gerichte. 
Die Mitglieder des Kassationshofes wu.den von den Urversamm- 
lungen der Departements gewählt, in der Weise, dass 42 De- 
partements die eine, 41 die andere Hälfte der Stellen besetzten. 
Die ersten Wahlen im Winter 1790/91 lieferten im ganzen nur 
ein mittelmässiges Richterpersonal; einzig in Paris wurde eine 
Reihe ausgezeichneter Rechtsgelehrter, Mitglieder des alten 
Parlaments, des Staatsrates, und namhafte Advokaten gewählt. 
Allein diese neuen Richter waren noch nicht zwei Jahre im 
Amt, als der Nationalkonvent durch ein Dekret vom 14. Ok- 
tober 1792 eine Erneuerung aller Gerichte anordnete und zu- 
gleich alle Erfordernisse der Wahlfähigkeit mit Ausnahme eines 
Alters von 25 Jahren beseitigte; aber auch diese Neuwahlen 
wurden in der Folge nicht respektiert; während der nun fol- 
genden Periode revolutionärer Diktatur setzte der Konvent selbst 
nach Willkür missliebige Richter ab und ernannte andere, und 
diese Ernennungen wurden so zahlreich, dass ein Dekret vom 
14. Ventose des Jahres III sie dem sogenannten «Comite de legis- 
lation» übertrug. > 

Die Verfassung vom 5. Fructidor des Jahres III {22. Aug. 
1795) stellte im wesentlichen das System von 1790 wieder her, 
nur dass sie eine Amtsdauer von fünf Jahren und ein Alters- 
minimum von 30 Jahren festsetzte. Aber so wenig wie vor fünf 
Jahren kam es jetzt zu allgemeiner und regelmässiger Funktion : 
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Unmittelbar, nachdem im Jahre IV die Richterwahlen stattg-e- 
funden hatten, übertrug die Legislative durch mehrere Gesetze 
dem Direktorium das Recht, selbst die Richter zu ernennen da, 
wo die Wahlversammlungen nicht in der gesetzlichen Zeit ge- 
wählt hatten, und ebenso alle infolge von Nichtannahme oder 
Kassation der Wahl leerbleibenden Stellen zu besetzen. Das 
Gesetz vom 19. Fructidor des Jahres V erklärte dann sämtliche 
Wahlen in 49 Departements als nichtig und gab dem Direk- 
torium das Recht, alle diese Stellen wie auch sämtliche noch 
vor den Wahlen des Jahres VI freiwerdenden zu besetzen. Ebenso 
erhielt der Senat im Jahre VI die Befugnis, die Präsidenten und 
Schreiber der Schwurgerichte zu ernennen, deren Wahl nach 
der Verfassung Wahlversammlungen zustand. Durch die Konsti- 
tution vom 22. Frimaire des Jahres VIII (13. Dez. 1799) wurde 
dann die Volkswahl der Richter auch formell beseitigt. «On ne 
respecta donc, » sagt ein französischer Schriftsteller, «dans aucune 
de ces periodes de notre histoire revolutionnaire, ni les nouvelles 
lois de l'organisation judiciaire, ni les droits que les tribunaux 
tiraient des constitutions elles-memes, ni les manifestations les 
plus claires de la volonte nationale, et ce regime electif . . . ne 
fut qu'une comedie»^). Gerade deshalb wird man sich aber hüten 
müssen, aus den damals gemachten Erfahrungen Folgerungen 
für oder wider das System an sich zu ziehen. 

§ 5. Geschichtliche Entwicklung. Fortsetzung. 

Die Verfassung des Jahres VIII brach auch bezüglich unserer 
Frage mit dem von der Revolution aufgestellten System. Einzig 
die Friedensrichter sollten noch durch die Bürger der Arron- 
dissements auf drei Jahre gewählt werden (Art 60). Die sämt- 
lichen Richter der ersten Instanz wie die der neugeschaffenen 
Appellationshöfe sollte der Erste Konsul, die Mitglieder des 
Kassationshofes der Senat ernennen, doch war dem Volke noch 
eine gewisse Beteiligung an den Wahlen gelassen. Dasselbe 
hatte nämlich in allgemeinen Wahlen sog. I.istes de notabilite 
(oder de confiance) aufzustellen. Art. 7 ff.: 4: Die Bürger der 
Arrondissements bezeichnen aus ihrer Mitte im Verhältnis von 
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<eins zu zehn diejenigen, welche sie für die Besorgung der öffent- 
lichen Geschäfte als die geeignetsten betrachten. » Diese bildeten 
dann die sog. liste communale, aus welcher die Beamten des 
Arrondissements genommen wurden. Die in allen diesen listes 
communales enthaltenen Bürger eines Departements bezeichneten 
wieder ein Zehntel aus ihrer Mitte, die liste departementale, und 
ein Zehntel dieser endlich bildete die liste nationale des betref- 
fenden Departements, aus welcher alle höheren Richter ge- 
nommen wurden. Diese Listen sollten alle drei Jahre erneuert 
werden. Bezüglich der Amtsdauer wurde festgesetzt (Art. 68): 
Alle Richter ausser den juges de paix sollten ihr Amt auf 
Lebenszeit erhalten, vorbehaltlich der durch richterliches Urteil 
ausgesprochenen Absetzung wegen Pflichtvergessenheit (forfaiture) 
und der Streichung aus den listes d'eligibilite. Durch ein Senats- 
konsult vom 16. Thermidor X (4. Aug. 1802) wurde aber das 
von der Verfassung des Jahres VIII aufgestellte, noch gar nicht 
in Funktion getretene System wieder vollständig umgewandelt, 
die listes d'eligibilite unterdrückt; die Friedensrichter sollten 
nunmehr von der Regierung auf zweifachen Vorschlag der Ur- 
versammlungen des Kantons auf zehn Jahre gewählt werden, der 
Erste Konsul nun für jede vakante Kassationsrichterstelle das 
Recht eines dreifachen Vorschlages haben. Das Senatskonsult 
vom 28. Floreal XU (18. Mai 1804) endlich legte die Ernennung 
der Richter bedingungslos in die Hände des Kaisers, in dessen 
Namen nunmehr die Justiz gehandhabt wurde (Art. i). Seither 
blieb in Frankreich die Besetzung der Richterstellen stets beim 
Chef de TEtat, dem Kaiser, König oder Präsidenten. 

Eigentümlich und für Frankreich charakteristisch sind die 
Schicksale der richterlichen Inamovibilität unter den nun folgenden, 
wechselnden Regierungen. Schon Napoleon I. hatte, um ein 
seinen Wünschen entsprechendes Richterpersonal zu erhalten, 
durch ein Senatskonsult vom 12. Oktober 1807 beschliessen 
lassen, dass, weil der Artikel 68 der Verfassung vom Jahre VIII 
nie zur Ausführung gekommen sei, man ihn sowohl für die Ver- 
gangenheit als für die Zukunft durch andere gleichwertige 
Garantien ersetzen müsse. Das geschah bezüglich der früher 
ernannten Richter in der Weise, dass eine Senatskommission 
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eingesetzt wurde «ä Texamen de ceux qui seraient signales par 
leur incapacite, leur inconduite et des deportements derogeant 
ä la dignite de leurs fonctions. » Mehr als sechzig im Amte 
stehende Richter wurden infolgedessen abberufen. Für die Zu- 
kunft bestimmte das genannte Senatskonsult: <:Die Richter er- 
halten die Bestallung auf Lebenszeit, wenn sie fünf Jahre das 
Amt versehen haben und S. M. der Kaiser erkennt, dass sie 
würdig sind, in ihrer Stelle zu verbleiben » (Art. i). 

Die Restaurationsverfassung vom 4. Juni 18 14 bestimmte 
(Art. 58): * Les juges nommes par le roi sont inamovibles.> Das 
legte aber die Regierung so aus, dass nur die vom König 
ernannten Richter unabsetzbar seien. Die Kammern adoptierten 
trotzdem, dass in den Verhandlungen die unbedingte Unabsetz- 
barkeit in glänzender Weise verteidigt worden war ®), diese Aus- 
legung ; eine grosse Zahl von Napoleon ernannter Richter wurde 
beseitigt. Napoleon verfuhr nach seiner Rückkehr von Elba in 
' ganz gleicher Weise; er verordnete sogar ^) hinsichtlich der von 
ihm selbst gemäss den Bestimmungen des oben erwähnten Senats- 
konsults von 1807 ernannten Richter, die nach fünfjähriger Dienst- 
zeit die lebenslängliche Bestallung hätten erhalten sollen, sie aber 
tatsächlich niemals erhalten hatten: «Die Richter, welche der 
Kaiser beizubehalten für gut findet, werden in bestimmter Frist 
die Bestallungsurkunde erhalten.» Die zweite Restauration er- 
klärte ebenfalls die Unabsetzbarkeit als Prinzip, beseitigte aber 
wieder eine Anzahl Magistrate des Kaiserreiches, indem sie die 
Zahl der Stellen verringerte, namentlich aber, indem sie ihnen 
die feierliche Investitur durch den König versagte. 

Ein neuer Angriff auf die Unabsetzbarkeit, die durch die 
Verfassung von 1830 bestätigt worden war, erfolgte nach Aus- 
bruch der Revolution im Jahre 1848, indem die provisorische 
Regierung am 17. April, nachdem schon eine Reihe willkürlicher 
Abberufungen und Suspensionen durch die Kommissäre derselben 
vorausgegangen war, erklärte, dass das Prinzip der Unabsetz- 
barkeit mit der Verfassung von 1830 dahingefallen und über- 
haupt mit der republikanischen Staatsform unverträglich sei. Die 
Nationalversammlung schloss sich aber dieser Ansicht nicht an, 
sondern setzte in der Verfassung vom 4. November fest, dass 
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sämtliche Richter auf Lebenszeit ernannt werden sollten und 
nur durch richterliches Urteil abgesetzt oder suspendiert werden 
könnten (Art. 87). Bezüglich der im Amte stehenden Magistrate 
bestimmte das Gesetz vom 8. August 1849: Art. i. «Sämtliche 
vorhandenen Gerichte werden in ihrem ganzen Bestände bei- 
behalten. Art. 2. Eine Reduktion im Personal derselben kann 
nur durch natürliches Freiwerden der Stellen (par voie d'extinction, 
im Gegensatz zur revocation oder destitution) stattfinden. Die 
Regierung ist berechtigt, auf zwei freie Stellen nur eine zu be- 
setzen.» Zwei Tage später setzte ein Dekret die sämtlichen 
abberufenen und suspendierten Magistrate wieder in ihre Stellen 
ein. Von den späteren Verfassungen Frankreichs sprach nur 
die von 1870 die Inamovibilite formell aus: Art. 15. <Uinamo- 
vibilite des juges est maintenue». In den Verfassungsgesetzen 
von 1875 findet sich darüber keine Bestimmung. Über die Geltung 
des Prinzips im jetzigeil französischen Staatsrecht äussert sich 
Esmein ®) folgendermassen : «II est reste pourtant (d. h. obwohl 
nicht ausdrücklich proklamiert) apres le vote de ces lois un principe 
superieur de notre droit public, comme le respect des droits in- 
dividuels .... soit qu'on veuille admettre que ces principes, en- 
racines par une longue coutume, dominent notre droit sans avoir 
besoin de recevoir une- expression legislative, soit que Ton cori- 
sidere que les dispositions des dernieres constitutions qui Tavaient 
consacre, ont conserve iorce de loi, tout en perdant leur valeur 
constitutionelle. Dans tous les cas il n'a plus que la force d'une 
loi ordinaire pouvant etre abroge ou modifie par une loi nou- 
velle. » Es ist denn auch tatsächlich die Inamovibilite durch 
das Gerichtsorganisationsgesetz vom 30. August 1883 auf 3 Monate 
suspendiert worden. Der Artikel 11 desselben sagt: «Während 
dreier Monate von der Verkündigung dieses Gesetzes an wird 
in Anwendung der oben aufgestellten Regeln eine Reduktion 
des Personals der erstinstanzlichen Gerichte und der Appellhöfe 
stattfinden. Die Eliminationen erstrecken sich auf das Personal 
im ganzen ohne Unterschied. Die Zahl der eliminierten Richter 
darf die der unterdrückten Stellen nicht übersteigen >^). Das Gesetz 
bezweckte in erster Linie eine durch die modernen Verkehrs- 
verhältnisse ermöglichte Verminderung im Bestand der Gerichte 
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und damit die Möglichkeit einer ökonomischen Besserstellung 
des Richterpersonals. Allein die « Suspension > der Unabsetz- 
barkeit war nicht hiedurch, sondern wesentlich durch politische 
Motive veranlasst ^^}. Die Reduktion hätte ja durch das in dem 
erwähnten Gesetz von 1849 angeordnete Mittel ebenso gut erreicht 
werden können, und ohne dass ein für die Rechtspflege so 
überaus wichtiger Grundsatz in tief einschneidender Weise ver- 
letzt worden wäre, ein Prinzip, das von alters her als ehrvvürdig-es 
Fundament der französischen Justiz gegolten hatte und dessen 
Bedeutung (abgesehen von der ersten Revolutionsperiode) iin 
Grunde von allen den wechselnden Regierungen anerkannt 
worden war, mochten sie sich auch durch die Macht der Um- 
stände zu einer momentanen Verletzung desselben im Interesse 
ihrer Selbsterhaltung gezwungen erachten. 

§ 6. Der heutige Stand. 

Wir skizzieren kurz die heutige, durch das eben genannte 
Gesetz von 1883 festgesetzte Gerichtsverfassung Frankreichs. In 
jedem Kanton fungiert ein Friedensrichter; derselbe ist sowohl 
Sühnbeamter als Richter in Zivil- und Polizeistrafsachen, in ersteren 
mit gewisser definitiver Kompetenz. In jedem Arrondissement^^) 
existiert ein Tribunal de premiere instance, das je nach der Klasse, 
der es angehört, mindestens aus einem Präsidenten und zwei 
Richtern oder aus einem Präsidenten, einem oder mehreren 
Vizepräsidenten, mehreren Richtern und Ersatzrichtern besteht. 
Das Gericht ist zweite Instanz gegenüber den Straf- und den 
appellablen Zivilurteilen der Friedensrichter, erste Instanz in 
wichtigeren Zivilsachen (mit gewisser definitiver Kompetenz) und 
Strafsachen (delits). Als zweite Instanz sind für ganz Frankreich 
26 Cours d*appel aufgestellt, deren Mitgliederzahl wie die der erst- 
instanzlichen Gerichte stark variiert. Jeder Appellhof besteht aus 
einem ersten Präsidenten, Kammer- d.h. Abteilungspräsidenten und 
Räten ; derjenige von Paris hat z. B. neun Kammerpräsidenten und 
62 Räte. Für ganz Frankreich existiert ein Kassationshof, dessen 
Aufgabe seit 1790 die gleiche geblieben ist i^). Er besteht aus 
einem ersten Präsidenten, drei Kammerpräsidenten und 45 Räten. 
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Gemäss Artikel 3 des Verfassungsgesetzes vom 22. Februar 
1875, welcher sagt: «Le President de la Republique nomme ä 
tous les emplois civils et militaires», ernennt der Präsident 
sämmtliche Richter auf Vorschlag des (verantwortlichen) Justiz- 
ministers (Garde des sceaux). Die Regierung kann hiebei durchaus 
frei handeln; doch macht sich die Sache praktisch folgender- 
massen: Ist eine Stelle im Bezirk eines Appellhofes vakant, so 
macht der Generalstaatsanwalt (procureur general) dem Justiz- 
minister davon Anzeige und bezeichnet gleichzeitig mit dem 
ersten Präsidenten des betreffenden Hofes in gemeinsamer oder 
separater Liste zwei oder drei für den Posten geeignet erachtete 
Persönlichkeiten. Für eine vakante Friedensrichterstelle machen 
in erster Linie der Staatsanwalt der Republik und der Präsident 
des betreffenden erstinstanzlichen Gerichts die Vorschläge, welche 
an das Präsidium des übergeordneten Appellhofes gehen, und 
von diesem, eventuell modifiziert, dem Justizministerium ein- 
gereicht werden. 

Besondere Erfordernisse für das Richteramt bestehen mit 
Bezug auf das Alter der Kandidaten noch aus dem Anfang des 
19. Jahrhunderts her. Die Altiersminima steigen von 25 (erst- 
instanzliche Richter) bis auf 30 Jahre (Appellhofpräsidenten und 
Kassationsrichter). Diese Erfordernisse dürften aber wegen der 
Niedrigkeit der Ansätze tatsächlich ziemlich bedeutungslos sein. 

Requisite theoretischer und praktischer Fachbildung exi- 
stieren bezüglich der Friedensrichter nicht; für die andern Stellen 
ist das von einer französischen Fakultät erteilte Diplom eines 
Licentiaten der Rechte und eine zweijährige praktische Aus- 
bildung (stage) beim Barreau eines Appellhofes erforderlich 
(Art. 64 f. des Gesetzes vom 24. April 18 10). Elslande bezeichnet 
aber das letztere Erfordernis als eine «leere Formalität, die für 
den meisten Teil dieser Zeit den Kandidaten keinerlei ernsthafte 
Verpflichtungen auferlegt » ^^). Es wird dieser Mangel einer 
systematisch geregelten praktischen Vorbildung (noviciat judi- 
ciaire) schon lange als bedenkliche Lücke in der Gerichtsorgani- 
sation empfunden, und es sind daher von den jeweiligen Justiz- 
ministern eine Reihe Versuche gemacht worden, ihm abzuhelfen, 
allein mit nur vorübergehendem Erfolg 1^). 
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Die Richterstelien sind unvereinbar mit denen der Staatsräte, 
der Präfekten, Unterpräfekten, Präfekturräte, der Maires und 
ihrer Adjunkte, ferner mit den Beamtungen der Staatsan^valt- 
schaft, der verschiedenen Zweige der Staatsverwaltung und des 
Rechnungswesens ; endlich besteht Inkompatibilität zwischen 
dem Richteramt und dem Beruf eines Geistlichen, Notars, oder 
Advokaten; dagegen kann ein Richter zu gleicher Zeit Pro- 
fessor an einer Rechtsfakultät sein. Das Mandat eines Ab- 
geordneten zu übernehmen, ist lediglich dem ersten Präsidenten 
des Kassationshofes und demjenigen des Appellhofes von Paris 
gestattet i^). 

Die Anstellung der Richter mit Ausnahme der Friedens- 
richter erfolgt grundsätzlich auf Lebenszeit. Das Gesetz von 1883 
setzt dies voraus und regelt ausdrücklich nur die Frage der Ver- 
setzung an eine andere Stelle in folgender Weise (Art. 15): 
« Nach Ablauf der drei Monate kann kein Richter . . . versetzt 
werden, ausser mit Zustimmung des Kassationhofes. Die Ver- 
setzung soll keine Änderung der Funktionen, keine Herabsetzung 
in der Klasse 1^) oder der Besoldung enthalten; der betreffende 
Magistrat muss darüber gehört werden.» 

Die Lebenslänglichkeit ist folgenden Beschränkungen unter- 
worfen: Ein noch in Kraft stehendes Dekret vom i. Mai 1852 
bestimmt: «Richter, welche das 70. (Kassationsräte das 75.) Jahr 
überschritten haben, behalten ihr Amt noch so lange, als sie 
nicht durch andere ersetzt werden.» Diese Bestimmung, welche 
die Richter vom 70. resp. 75. Jahre an mit Bezug auf ihre Stella 
vollständig vom Willen der Regierung abhängig macht, ist ge- 
wiss der Unabhängigkeit derselben nicht ungefährlich und wäre 
besser entweder ganz wegzulassen, indem man vom Ehrgefühl 
der Richter erwartete, dass es sie, wenn sie sich zur ferneren 
Ausübung ihrer Tätigkeit unfähig erkennen, zum Rücktritt ver- 
anlasse — oder aber durch eine absolute Altersgrenze zu er- 
setzen. Das Gesetz von 1883 bestimmt als weiteren Grund der 
Pensionierung « schwere und dauernde Gebrechlichkeit (infirmites 
graves et permanentes).» Endlich kann eine disziplinarische 
Amtsentsetzung stattfinden, wenn ein Richter durch sein Be- 
tragen sich des Amtes unwürdig erweist. 
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In den beiden letzten Fällen der Entfernung aus dem Amte 
fungiert der Kassationshof als entscheidende Oberbehörde (Cour 
superieure de la magistrature), und zwar beraten und entscheiden 
in dieser Eigenschaft alle Kammern vereinigt (Art. 13 des Ge- 
setzes von 1883). Im vorhergehenden Verfahren ist immer der 
in Frage stehende Richter zur Vernehmlassung resp. Verteidi- 
g-ung vorzuladen. Die diesbetrefFenden Entscheide des vereinigten 
Kassationshofes müssen motiviert sein. 

Die einzigen richterlichen Beamten, die niemals der Inamo- 
vibilität teilhaftig wurden, sondern von der Regierung beliebig 
abberufen und versetzt werden können, sind die Friedensrichter. 
Dieser wesentliche Unterschied in ihrer ganzen Stellung wird 
damit begründet, dass, da, wie wir sahen, keinerlei Fachkennt- 
nisse von denselben gefordert werden, der Regierung im In- 
teresse der Justiz das Recht, Unfähige zu beseitigen, in weitestem 
Umfang gewahrt bleiben müsse. Da es sich aber um richter- 
liche Beamte handelt, die für ihren kleinen Wirkungkreis die 
Unabhängigkeit ebenso nötig haben wie die anderen, so wäre 
es zweifellos weit richtiger, auch an sie gewisse Erfordernisse 
der Rechtskunde zu stellen und sie dann in ähnlicher Form wie 
ihre Kollegen unabsetzbar zu machen. Es sind auch verschiedene 
darauf abzielende legislative Vorschläge gemacht worden, die 
aber bis jetzt keinen Erfolg hatten. 

§ 7. Kritische Bemerkungen. 

Nachdem im Vorhergehenden ein Überblick über die prak- 
tische Lösung unserer Frage in Frankreich geboten wurde, soll 
nunmehr versucht werden, an Hand der von kompetenten Beur- 
teilern, wie namentlich Picot und Desjardins^"), geübten Kritik 
die hauptsächlichsten Licht- und Schattenseiten derselben her- 
vorzuheben. 

Die Frage der Vorbildung haben wir oben schon berührt. 
Was die Wahl- resp. Ernennungsart betrifft, so wird, wenn man 
die französische Geschichte von Beginn der Revolution an über- 
blickt, kaum ein Zweifel darüber herrschen können, dass die 
jetzige Ernennung durch den Chef der Exekutivgewalt das Rieh- 
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tige ist für Frankreich, für ein Land, welches Desjardins treffend 
folgendermassen charakterisiert: «La France avec sa mobilite 
politique, ses revolutions periodiques, ses alternatives d'ardeur 
et d'indifference, ses traditions militaires, sa puissante central!« 
sation uniforme et meticuleuse, ses grandes agglomerations 
d'hornmes et Tascendant d'une seule ville sur les destinees publi- 
ques.» Es ist in der Deputiertenkammer zu wiederholten Malen 
(zuletzt 1887) die Volkswahl der Richter beantragt worden, z. B. 
1880 in der Form des folgenden Amendements: «Les juges, ä 
tous les degres, seront elus par le peuple^^). In der Sitzung vom 
4. Juni nahm die Kammer das Amendement an, nachdem sie 
es kurz vorher zweimal, das erste Mal mit 45, das zweite Mal 
mit acht Stimmen Mehrheit verworfen hatte. Am 27. Januar 
1883 zog sie es aber dann in Wiedererwägung und verwarf es. 
Das Amendement hatte keinerlei Einzelbestimmungen über das 
Wahlsystem enthalten ; man wird aber annehmen dürfen, dass 
ein ähnliches gemeint war wie die der Revolutionszeit. Und da 
kann man wohl mit ziemlicher Sicherheit sagen, dass die Ein- 
führung der Volkswahl von bedenklichen Folgen für die fran- 
zösische Justiz wäre. Die Wahl der unteren Gerichte würde 
Sache der einzelnen Departements und Unterbezirke. Es träte 
damit eine weitgehende Zersplitterung der richterlichen Gewalt 
ein, was — namentlich der straff zentralisierten Exekutive gegen- 
über — schwere Nachteile zur Folge hätte. In der Justiz würden 
wahrscheinlich lokale Interessen gegenüber den nationalen immer 
mehr die Herrschaft erlangen. Es ist allerdings möglich, dass 
der Kassationshof, dessen eigenartige Aufgabe in der Wahrung 
der Einheit der Rechtsanwendung und Rechtsauslegung liegt, 
dem Übel einiger massen steuern würde ; doch ist die Wahrschein- 
lichkeit grösser, dass bei der Besetzung der Kassationsrichter- 
stellen selbst die Frage der Vertretung der einzelnen Landesteile 
eine Hauptfrage würde. Das wäre aber auf die Rechtsprechung^ 
des Kassationshofes gewiss nicht ohne Einfiuss, und so würde 
statt jener Wahrung der Rechtseinheit immer mehr ein System 
gegenseitiger Konzessionen an alle möglichen Sonderinteressen 
Platz greifen. Auch die fachliche und moralische Qualität des 
Richterpersonals würde sehr wahrscheinlich sinken. Die Gesetz- 
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gebung könnte allerdings durch sorgfältige Festsetzung diesbe- 
züglicher Requisite hiergegen Vorsorge treffen, allein die Erfah- 
rung lehrt, dass solche Bestimmungen nicht nur, wo einmal die 
Volkswahl als Grundsatz aufgestellt worden ist, schwer zu halten 
sind, sondern auch, dass sie gegenüber den Momenten der Ver- 
antwortlichkeit, der Sach- und Personenkenntnis des Wahlkörpers, 
nur eine untergeordnete Bedeutung besitzen. Je zahlreicher aber 
das Wahlorgan ist, desto mehr wird seine Verantwortlichkeit 
atomisiert und desto geringer wird die Möglichkeit, die Wahl 
mit wirklicher Kenntnis und Würdigung der in Betracht kom- 
menden Faktoren vorzunehmen. Die ausschlaggebende Leitung 
der Wahlen geht mit Naturnotwendigkeit an unverantwortliche 
Einzelpersonen, Comites («Caucus») usw. über, die unter Um- 
ständen nichts weniger als das Gesamtinteresse im Auge haben, 
und was daraus bei grossen urteilslosen Wählermassen entstehen 
kann, davon werden wir später ein Beispiel kennen lernen. Was 
die Unabhängigkeit dieser Richter betrifft, so kommen die früher 
genannten, mit den tatsächlichen Verhältnissen vertrauten Au- 
toren übereinstimmend zu dem Schlüsse, dass die jetzt in ge- 
wissem Masse vorhandene Abhängigkeit von oben der dann 
eintretenden, weit stärkeren und für die Unparteilichkeit der 
Justiz weit gefährlicheren Abhängigkieit von unten entschieden 
vorzuziehen sei^^). 

Man würde sich allerdings täuschen, wenn man diese Be- 
strebungen, eine andere Lösung unserer Frage herbeizuführen, 
lediglich auf parteipolitische Gründe zurückführen wollte; sie 
sind wesentlich auch durch einen im jetzigen System vorhandenen 
Übelstand veranlasst, den wir kurz besprechen müssen, nämlich 
durch die unbeschränkte Macht der Regierung, d. h. des verant- 
wortlichen Justizministers, über alle freiwerdenden Richterstellen. 

In jeder grossen Beamtenhierarchie gibt es einen inneren 
Feind der Unabhängigkeit in der Amtsführung: das Avance- 
ment. Wo dasselbe keinerlei gesetzlicher Regelung unterworfen 
ist, wird es stets eine grosse Zahl von Beamten geben, die sich 
durch die Rücksicht auf das Vorrücken in eine höhere Stelle 
tatsächlich bei ihrer Amtstätigkeit in gewissem Grade beeinflussen 
lassen. Nun sind in Frankreich die Gerichte erster und zweiter 
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Instanz in bezug auf Rang und Besoldung in eine Anzahl von 
Klassen eingeteilt, welche durch das Gesetz von 1883 bedeutend 
vermindert wurde. Man erblickte darin einen grossen Fort- 
schritt, weil bisanhin «laquestion de Tavancement devenait une 
des principales preoccupations de la vie des magistrats et Ton 
pouvait dire avec raison que le Gouvernement etait en etat 
d'exercer sur la plupart d'entre eux de veritables pressions par 
la promesse de Televation ä une classe superieure > 2^). Das Ge- 
setz enthält aber wiederum gar keine Bestimmungen mit Bezug 
auf das Avancement. So kann z. B. der Justizminister, wenn 
eine Kassationsrichterstelle vakant wird und eine ganze Reihe 
im Richteramt erfahrener und auch sonst geeigneter Appellhof- 
präsidenten und -Räte zur Verfügung stände, irgend einen, viel- 
leicht ihm persönlich befreundeten Advokaten von sehr fraglicher 
Eignung — vorausgesetzt natürlich, dass er das gesetzliche Alter 
von dreissig Jahren hat — an die Stelle befördern. Dieser Miss- 
stand ist gross genug, um den fortwährenden Angriffen auf das 
jetzige System einige Begründung zu verleihen. Er ist auch 
mehrfach von der Regierung anerkannt worden ; so hat der 
Justizminister Trarieux im Jahre 1895 einen Versuch gemacht, 
ihm zu steuern, indem er ein sogenanntes Tableau d'avancement 
einführen wollte. Die ersten Präsidenten der Appellhöfe sollten 
jedes Jahr eine Anzahl derjenigen Beamten ihres Ressorts be- 
zeichnen, die während zwei Jahren eine untere Stelle bekleidet 
hätten, und die sie zum Avancement an eine nächst höhere als 
geeignet erachteten. Die Vorschläge sollten von genauen An- 
gaben über Dienstalter, Leistungen usw. begleitet sein. Aus 
allen diesen Vorschlagslisten sollte dann eine unter dem Vorsitz 
des Justizministers stehende Kommission das Tableau zusammen- 
stellen, und nach Massgabe desselben sollten während des 
nächsten Jahres freiwerdende Stellen besetzt werden. So sehr 
man diese Bemühung des Justizministers selbst, den Übelstand 
zu heben, anerkennen muss, so ist klar, dass bei dem häufigen 
Minister Wechsel, wo solche Anordnungen höchstens ein paar 
Jahre in Kraft bleiben 21), einzig eine gesetzliche Regelung der 
Frage dauernde Abhülfe schaffen kann. Das Minimum derselben 
wäre die Bestimmung, dass für das Vorrücken an eine höhere 
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Stelle mehrjährige erfolgreiche Bekleidung der unmittelbar unter- 
g-eordneten oder eine entsprechend bemessene Praxis als Ad- 
vokat nötig sei. 

Eine bedeutende Zahl von Politikern und Rechtsgelehrten hat 
ferner, um dem geschilderten Mangel der jetzigen Ernennungsart 
abzuhelfen, auf die Einführung eines Systems von für die Re- 
g-ierung verbindlichen Vorschlägen (presentations) hingearbeitet, 
wobei natürlich die Frage der Zusammensetzung des vor- 
schlagenden Körpers von ausschlaggebender Bedeutung ist. Dieser 
bestände nach den meisten der im einzelnen sehr verschieden- 
artigen Projekte aus einer Anzahl Juristen (Mitgliedern der 
Magistratur und des Barreau), Abgeordneten der Gemeinden und 
Mitgliedern der für die besonderen Angelegenheiten der einzelnen 
Departements bestehenden Conseils generaux. Das Muster für 
diese Präsentationssysteme ist in gewissem Masse das seit 1830 
für die Besetzung der Richterstellen in Belgien geltende System ^2). 
Wir können hier selbstredend nicht ins Detail dieser zum Teil 
ziemlich komplizierten Projekte eintreten; die Geschichte zeigt 
auch, dass solche Präsentationssysteme selten einfach und natürlich 
genug sind, um sich in der Wirklichkeit dauernd erhalten zu 
können. Das belgische System, das sich im allgemeinen gut 
bewährt zu haben scheint, bildet hierin eine grosse Ausnahme ^3). 

Am Schluss der kritischen Erörterungen über die praktische 
Lösung unserer Frage in Frankreich angekommen, werden wir 
sagen können, dass es, abgesehen von den besprochenen Mängeln, 
deren Beseitigung nicht unmöglich ist, diejenige sein dürfte, 
welche Frankreich und der französischen Nation, der ganzen 
Natur von Staat und Volk nach, am besten entspricht. 



Zweites Kapitel: 

Die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. 

Einleitung. 

§ 8. Besonderheiten der amerikanischen Rechtspflege und 
Gerichtsorganisation ^). 

Das englisch-amerikanische Rechts- und Gerichtswesen zeigt 
Eigentümlichkeiten, von denen einzelne direkt oder indirekt auch 
für die Bestellung der Gerichte von Bedeutung sind. Es möge 
daher gestattet sein, dieselben zunächst kurz zu besprechen. 

«Die englischen Kolonisten nahmen aus ihrer Heimat das 
ungeschriebene englische Recht (the common law) mit sich nach 
Amerika hinüber und wendeten es überall an, soweit nicht ört- 
liche Verhältnisse oder Spezialgesetze hinderlich waren » ^). Das- 
selbe hat natürlich mit der fortschreitenden Entwicklung der 
unabhängig gew^ordenen amerikanischen Staaten eine selbständige, 
durch Verfassungen und Gesetze eingeschränkte Weiterbildung- 
erfahren. Durch die eigentümliche Natur dieses Rechtes, das 
wesentlich auf Herkommen beruht, wird, wie schon oben (§ 3) 
erwähnt wurde, die Gerichtspraxis selbst zur Rechtsquelle. Die 
Entscheidungen des obersten Gerichtshofes der Union haben Ge- 
setzeskraft und binden alle Gerichte der Union und der Staaten; 
ebenso sind in Fragen des partikularen Rechts der einzelnen 
Staaten die Entscheidungen der obersten Gerichtshöfe derselben 
auch für die Unionsgerichte massgebend, sofern darin eine kon- 
stante Praxis zum Ausdruck kommt, denn nur diese, nicht eine 
einzelne Entscheidung gilt als Bestandteil der Gesetzgebung. 
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Die obersten Gerichtshöfe sind an ihre früheren Entscheide nicht 
absolut gebunden ; doch besteht der Grundsatz, dass auch diese 
ihre Praxis nicht ändern sollen, wenn dieselbe sich nicht als 
offenbar unrichtig erweist^). 

Aus England haben die Amerikaner auch die scharfe Unter- 
scheidung zwischen law (strenges Recht) und equity (Billigkeit) 
herübergenommen ^). Dort bildete sich schon früh eine beson- 
dere Gerichtsbarkeit in Billigkeitssachen dadurch aus, dass in 
gewissen Fällen Urteile, welche die gewöhnlichen Gerichte auf 
Grund des gemeinen Rechts gefällt hatten, an den Hof des Lord- 
kanzlers (Chancery court) gezogen werden konnten, der dann 
nach Billigkeit zu entscheiden hatte. In die Kompetenz des 
Kanzlers gehörten vor allem die cases of hardship, fraud or trust 
(Fälle von materieller Ungerechtigkeit, Betrug oder Anver- 
trauen), wenn die Rechtshöfe keine Hilfe gewährten; heute ge- 
hört dazu u. a. auch der Schutz des Autor- und Erfinderrechts. Die 
Gerichtsbarkeit in Billigkeitssachen zeigt grosse Abweichungen 
in der Organisation und im Verfahren: Die Gerichte urteilen 
ohne Jury, das Verfahren ist vorherrschend schriftlich usw. 
In den Vereinigten Staaten ist der Gegensatz zwischen den beiden 
Arten der Jurisdiktion teils beibehalten, teils beseitigt. Die 
Bundesrechtspflege kennt ihn noch; über Rechts- und Billig- 
keitssachen urteilen zwar die gleichen Gerichte, aber in ver- 
schiedenem Verfahren ^). Von den Einzelstaaten hatten ursprüng- 
lich die meisten der dreizehn alten sowie einige neue Staaten 
besondere Chancery courts. Im ig .Jahrhundert begegnete aber die 
Einrichtung wachsendem Misstrauen, weil die Courts of equity 
weniger ap feste Rechtsregeln gebunden sind als die Courts of 
law und infolgedessen nicht selten Willkür und Laune des Rich- 
ters an Stelle des freien Ermessens und der billigen Berück- 
sichtigung aller Umstände trat. Eine Reihe von Staaten hat 
daher die Courts of equity beseitigt, wie überhaupt die Entwick- 
lung dahin tendiert, die beiden Arten von Jurisdiktion zu ver- 
schmelzen. Heute haben noch sechs Staaten besondere Billig- 
keitsgerichte ß). 

Besonders eigentümlich und von grösster Wichtigkeit ist 
ferner die den amerikanischen Gerichten im Bunde wie in den 
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Einzelstaaten zustehende Befugnis, im konkreten, bei ihnen an- 
hängig gemachten Streif all einschlägige Gesetze und Verord- 
nungen auf ihre Verfassungsmässigkeit zu prüfen und ihnen 
eventuell, wenn sie verfassungswidrig erfunden werden, die An- 
wendung zu versagen. Dieses Prüfungsrecht beruht nicht auf 
Verfassungs Vorschriften, sondern bloss auf der Doktrin und ganz 
besonders auf der Praxis der Gerichte selbst ''). Der oberste 
Gerichtshof der Union nahm dasselbe im Jahre 1801 ®) zum 
erstenmal ausdrücklich für sich in Anspruch; seither ist es un- 
bestritten und allgemein in Amerika den Gerichten eingeräumt 
worden. Wir haben hier nicht darauf einzutreten, welche Rechts- 
anschauungen dieser Einrichtung zugrunde liegen, sondern nur 
darauf hinzuweisen, wie sehr die Bedeutung der richterlichen 
Gewalt in Amerika gesteigert ist dadurch, dass ihr die Aufgabe 
zufällt, die Verfassung und damit die einzelnen durch sie garan- 
tierten Rechte der Bürger sogar gegenüber den legislativen 
Akten der anderen Staatsgewalten zu hüten und in Schutz zu 
nehmen. Es braucht kaum gesagt zu werden, dass sie diese 
hohe Mission nur dann richtig erfüllen kann, wenn ihr grösst- 
mögliche Selbständigkeit und Unabhängigkeit gegenüber Legis- 
lative und Exekutive zukommt. Das Folgende wird zeigen, in- 
wiefern dies der Fall ist. 

Was die amerikanische' Gerichtsorganisation betrifft, so ist 
noch auf einen fundamentalen Unterschied von den entspre- 
chenden europäisch-kontinentalen Einrichtungen hinzuweisen : die 
allgemeine Einführung der Jury für Zivil- und Strafsachen. Der 
sechste und siebente Zusatzartikel zur Unionsverfassung garan- 
tieren dieselbe ausdrücklich für beides, für Zivilsachen, sofern 
der Streitwert zwanzig Dollars übersteigt; auch die Verfassungen 
der Einzelstaaten enthalten regelmässig solche Garantien ®). Die 
allgemeine Einführung der Jury macht, da der Gerichtshof immer 
nur aus einem einzigen Richter besteht, eine verhältnismässig 
sehr geringe Zahl richterlicher Beamter nötig, zumal da in den 
unteren Instanzen auch sonst meist nur Einzelrichter fungieren. 
Sehr häufig findet sich die ebenfalls aus England stammende 
Einrichtung, dass die Mitglieder des obersten Gerichts je einen 
bestimmten Unterbezirk ein oder mehrere Mal jährlich bereisen 
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und daselbst als Richter der unteren Instanz entweder allein 
oder gemeinsam mit einem ständigen Unterrichter Gericht halten; 
Oberrichter, die in dieser Weise bereits in unterer Instahz einen 
Fall entschieden haben, nehmen an der Appellationsverhandlung 
über denselben natürlich höchstens insofern teil, als sie ihr Urteil 
näher begründen können ^^). 

Einzelheiten und Beispiele von dem, was in diesem Para- 
graphen in grossen Zügen zu skizzieren war, werden wir im 
folgenden kennen lernen. 



Erster Abschnitt. Die Bundesgerichte der Union ^i). 

§ g. Der Bestand der Unionsgerichte. 

Die amerikanische Bundesverfassung von 1787 stellte für 
den neuen Bundesstaat in Art. III eine den übrigen Staatsge- 
walten vollständig koordinierte richterliche Gewalt auf. Art. III, 
Abschnitt I sagt : « Die richterliche Gewalt der Vereinigten Staaten 
wird einem obersten Gerichtshof und denjenigen Untergerichten, 
welche der Kongress jeweils aufstellen wird, übertragen. Die 
Mitglieder sowohl des obersten Gerichtshofes als der Unterge- 
richte sollen solange im Amte bleiben, als sie sich gut betragen 
(during good behaviour) und für ihre Dienste eine Entschädigung 
erhalten, die während ihrer Amtsdauer nicht verringert werden 
darf, » Wir wollen, um einen Überblick über das Gebiet der ameri- 
kanischen Bundesrechtspflege zu ermöglichen, die die Kompetenz 
der Bundesgerichte normierenden Verfassungsbestimmungen bei- 
fügen (Art. III, Sektion II, § i): «Die richterliche Gewalt soll 
sich erstrecken über alle Fälle von Gesetz und Billigkeit, die 
unter dieser Konstitution, unter den Gesetzen der Vereinigten 
Staaten und den unter der Autorität derselben gemachten oder 
noch zu machenden Verträgen sich ereignen; über alle Fälle, 
die Gesandte oder andere öffentliche Geschäftsträger und Kon- 
suln betreffen ; über alle Fälle der Admiralität und Seegerichts- 
barkeit; über Streitigkeiten, worin die Vereinigten Staaten eine 
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Partei bilden; über Streitigkeiten zwischen zwei oder mehreren 
Staaten, zwischen einem Staate und Bürgern eines andern 
Staates;' zwischen den Bürgern verschiedener Staaten ; zwischen 
Bürgern ein und desselben Staates, welche auf Ländereien, 
die ihnen unter Rechtstiteln von verschiedenen Staaten ge- 
währt worden sind, Anspruch machen; und zwischen einem 
Staat oder dessen Bürgern und fremden Staaten, deren Bürgern 
und Untertanen.» Eine wichtige Einschränkung dieser bundes- 
gerichtlichen Kompetenzen enthält der elfte Zusatz zur Unions- 
Verfassung : «Die richterliche Gewalt der Vereinigten Staaten soll 
nicht auf Rechts- und Billigkeitssachen ausgedehnt werden^ in 
denen ein Bürger eines Staates oder ein Bürger oder Untertan 
eines fremden Staates gegen einen wStaat der Vereinigten 
Staaten als Kläger auftritt» ^2). 

Für die Rechtsprechung in allen diesen Fällen besteht nun 
in der Union eine selbständig von unten bis oben aufgebaute 
Gerichtsorganisation ^'^), und zwar existieren für die Bundesrechts- 
pflege folgende Gerichtshöfe: 

A. Der durch die Verfassung geschaifene oberste Gerichts- 
hof der Vereinigten Staaten (Supreme Court). Er besteht gegen- 
wärtig aus dem Präsidenten (Chief justice) und acht Richtern 
(Associate judges). Er hält seine Sitzungen jedes Jahr von 
Oktober bis Juli im Kapitol zu Washington ab. Sechs Mitglieder 
bilden ein Quorum i^). 

Was die Organisation der Untergerichte betrifft, so hat, wie 
wir sehen, die Verfassung dem Kongress grosse und gewiss 
sehr zweckmässige Freiheit gelassen, dieselbe möglichst den je- 
weiligen Umständen anzupassen. Von Untergerichten bestehen 
gegenwärtig : 

B. Kreisgerichte (Circuit Courts). Die Organisation derselben 
hat sich im Laufe der Zeit sehr geändert. Anfänglich fungierten 
Mitglieder des Obergerichts allein als Kreisrichter, später je- 
weils zusammen mit dem (gleich zu erwähnenden) Richter des 
Distrikts, in welchem die Sitzung stattfand; allein auch dies ge- 
nügte mit der Zeit nicht mehr. Es wurden im Jahr 1869 eigene 
ständige Kreisrichter (Circuit judges) aufgestellt und zwar haben 
z. Z. ein Kreis vier, sechs drei und zwei zwei derselben. Ausser- 
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dem ist jedem Kreise ein Oberrichter (in dieser Stellung circuit 
justice genannt) zugeteilt, der zweimal im Jahre in demselben 
Gericht hält. Die Zusammensetzung der Circuit courts ist im 
übrigen eine sehr verschiedene, je nach den lokalen und momen- 
tanen Bedürfnissen wechselnde. Bald werden sie gebildet durch 
einen Kreisrichter allein, bald durch den betreffenden Oberrichter 
allein, oder durch beide zusammen, oder durch einen von ihnen 
und den Distriktsrichter des Sitzungsortes, oder endlich durch 
diesen Distriktsrichter allein i^). 

C. Distriktsgerichte (District courts) als unterste Stufe der 
bundesgerichtlichen Organisation. Jeder Staat hat mindestens 
ein Distriktsgericht, die grösseren Staaten zwei oder drei; die 
Richter derselben amten als Einzelrichter i^). 

D. Der sogenannte Court of Claims, ein besonderer Gerichts- 
bof für in bestimmter Weise fundierte Klagen gegen die 
Union i"^). Er besteht aus fünf Mitgliedern und hat seinen Sitz 
in Washington. 

E. Der oberste Gerichtshof des ßundesdistrikts Columbia; 
derselbe zählt sechs Mitglieder. 

F. Die Gerichtshöfe in den unter Bundesverwaltung stehen- 
den Territorien, deren jedes ein oberstes Gericht von mindestens 
drei Mitgliedern hat. Die Oberrichter der Territorien und ebenso 
diejenigen des Bundesdistrikts amten auch in unterer Instanz als 
Distriktsrichter ^% 

Auf die Kompetenzen der einzelnen Gerichte einzutreten, 
würde hier viel zu weit führen ; wir müssen uns auf folgende 
Bemerkung beschränken : Auch die Kreisgerichte und das Ober- 
gericht haben gewisse erstinstanzliche Kompetenzen ; im übrigen 
sind sie unter bestimmten Voraussetzungen Appellati ons-, resp. 
Revisionsinstanz gegenüber den unteren Stufen, der Supreme 
court in einigen Fällen auch gegenüber den obersten Gerichts- 
höfen der Einzelstaaten. Die Gerichtsbarkeit der Kreis- und 
Distriktsgerichte ist teils eine ausschliessliche, teils eine mit 
derjenigen anderer Bundesgerichte und der Staatengerichte kon- 
kurrierende ^^). 
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§ lo. Die Bestellung der Unionsgerichte. 

Die Unionsverfassung sagt im Art. II, Abschnitt II, § i : 
«Der Präsident soll mit Beirat und Zustimmung des Senats (with 
the advice and consent of the senate) ernennen .... die Richter 
des obersten Gerichtshofes und alle anderen Beamten der Ver- 
einigten Staaten, über deren Anstellung hierin nicht auf andere 
Weise Vorsorge getroffen ist und die durch ein Gesetz aufg-e- 
stellt werden. Der Kongress kann jedoch durch Gesetz die 
Anstellung solcher Unterbeamter, wie er es für dienlich erachtet, 
entweder dem Präsidenten allein oder den Gerichtshöfen oder den 
Chefs der Vollziehungsdepartements übertragen.» Es mag hier 
gleich bemerkt sein, dass der Kongress von der erwähnten Be- 
fugnis zugunsten der Gerichte Gebrauch gemacht hat, indem 
er ihnen die Wahl ihrer Gerichtsschreiber (clercs) und Reporters 
(d. h. der Juristen, welche die Sammlung der gerichtlichen Ent- 
scheide besorgen) übertrug 20). 

Die Frage, wer die Bundesrichter zu ernennen habe, ob der 
Senat oder der Präsident, hat im amerikanischen Verfassungsrat 
lange Debatten hervorgerufen; man wählte schliesslich jenen 
Mittelweg, der auch für die übrigen Beamten der Union akzep« 
tiert worden war, von der Erwägung ausgehend, dass eine ein- 
zelne, verantwortliche Persönlichkeit mehr Garantien für gute 
Wahlen biete als eine Partei- und Lokalinteressen zugängliche 
vielköpfige Behörde *^^), dass aber ratsam sei, für den Notfall ein. 
Veto der gesetzgebenden Behörde vorzubehalten. Dieselbe hat 
übrigens mit Bezug auf die Richter gar nie, und auch sonst nur 
ganz vereinzelt von diesem Rechte Gebrauch gemacht. Dagegen 
erscheint das Bestehen dieses Genehmigungsrechtes, womit die 
Begründer der Union zweifellos nur beabsichtigten, ungeeignete 
Leute, von den Bundesämtern fernzuhalten, in anderer Hinsicht 
von ziemlich grosser, tatsächlicher Bedeutung. Es hat sich auf 
Grund desselben eine Art Vorschlagsrecht gebildet, das die Se- 
natoren der einzelnen Staaten einander gegenseitig für die in 
ihrem Staate frei werdenden Bundesämter zugestehen, sodass 
faktisch der Präsident in seinem Ernennungsrecht nicht wenig 
beschränkt ist; würde er einem solchen Vorschlag nicht Folge 
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leisten, so wäre die sehr wahrscheinliche Folge, dass der Senat 
der betreffenden Ernennung seine Genehmigung versagte 2'^). 

Was die Amtsdauer betrifft, so haben wir oben (§ 3) gesehen, 
wie klar und richtig die < Väter der nordamerikanischen Kon- 
stitution» die eigentümliche Natur der richterlichen Gewalt gegen- 
über der legislativen und exekutiven erkannten. Sie sahen das 
einzige Mittel, um zu verhüten, dass dieselbe wegen ihrer natür- 
lichen Schwäche beständig von den anderen beeinflusst, ja be- 
herrscht und terrorisiert werde, in der Lebenslänglichkeit des 
Richteramtes. Sie erachteten diese als ein unentbehrliches Ele- 
ment in der Organisation der richterlichen Gewalt, «als ein Boll- 
werk staatlicher Rechtspflege und öffentlicher Sicherheit >23) <Xhe 
Standard of good behaviour,> sagt Hamilton im «Federalist», 
«:for the continuance in office of the judicial magistracy is cer- 
tainly one of the most valuable of the modern improvements 
in the practice of governement. In a monarchy it is an excellent 
barrier to the despotism of the prince; in a republic it is a no 
less excellent barrier to the encroachments and oppressions of 
the legislative body>24), Dass der Verfassungsrat den hohen 
Wert der richterlichen Unabsetzbarkeit auch für die Republik 
in vollstem Masse zu würdigen wusste, zeigt sein einstimmiges 
Votum für dieselbe. Die amerikanischen Bundesrichter erhielten 
sogar eine noch unabhängigere Stellung, als die englischen 
Richter sie besassen, welche auf eine Adresse des Parlaments 
hin von der Krone abberufen werden konnten *^^). Man erachtete 
das Risiko, vielleicht einmal einen ungeeigneten Richter längere 
Zeit im Amt stehen zu sehen, für das weitaus geringere Übel 
gegenüber der gesetzlichen Abhängigkeit aller Richter von ir- 
gend einer andern Gewalt im Staate. Freilich ist diese unab- 
hängige Stellung der Bundesrichter nicht unangegriffen geblieben. 
Schon Jefferson schlug vor, die Lebenslänglichkeit durch eine 
beschränkte Amtsdauer — er beantragte sechs Jahre — zu er- 
setzen. Im Jahre 1805 wurde ein Amendement zur Verfassung 
vorgeschlagen, welches das ebenerwähnte Recht des englischen 
Parlamentes auch auf den nordamerikanischen Kongress über- 
trug. Ähnliche Versuche, die richterliche Unabhängigkeit zu 
mindern, wurden späterhin gemacht; allein der Kongress hat 
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alle diesbezüglichen Änderungsvorschläge verworfen. Dagegen 
fand einmal eine ähnliche Verletzung des Prinzips statt wie 1883 
in Frankreich 26). Der Kongress hatte im Jahre 1801 16 Circuit 
courts aufgestellt und der Präsident Adams kurz vor dem Ende 
seiner Amtsdauer Leute seiner Partei zu Richtern derselben 
ernannt. Als nun Jefferson Präsident wurde, weigerte er sich^ 
diese Ernennungen anzuerkennen und der mittlerweile neug-e- 
wählte Kongress, der auf seiner Seite stand, beseitigte die Ge- 
richte selbst, da er kein anderes Mittel finden konnte, die be- 
treffenden Richter zu entfernen. Die Mitglieder der aufgehobenen 
Gerichte erhielten keinerlei Entschädigung 27). Eine weitere Re- 
duktion im Bestand der Bundesgerichte kam i8ö6 vor, wo der 
Kongress die Zahl der Oberrichter, welche seit 1837 neun, seit 
1863 zehn betrug, auf sieben reduzierte; drei Jahre später setzte 
er wieder die frühere Zahl von neun JVIitgliedern fest. Die Gründe 
der Reduktion, die aber nur durch Unterdrückung vakanter 
Stellen erfolgte, waren in zwei Fällen politische ^8). 

Eine gewisse Gefährdung der Unabhängigkeit der Unions- 
gerichte liegt übrigens, wie Bryce 2») ausführt, in dem Umstand, 
dass die Verfassung die Zahl der Oberrichter aus leichtbegreif- 
lichen Gründen nicht fixiert hat. Es Hesse sich der Fall denken, 
dass inbetreflf einer wichtigen politischen Frage, bezüglich deren 
Kongress und Präsident gleicher Meinung wären, legislative 
Anordnungen getroffen würden, die das Obergericht, in einem 
bestimmten Falle angerufen, als verfassungswidrig und daher 
nicht anwendbar erklären müsste — , und dass daraufhin der 
Kongress durch Erhöhung der Mitgliederzahl und der Präsident 
durch entsprechende Ernennungen sich eine gefügige Majorität 
im Ober geri cht verschafften. So würde auf legalem Wege eine 
der wertvollsten Einrichtungen der Verfassung illusorisch ge- 
macht, eine neue Illustration des Satzes, dass auch die besten 
staatsrechtlichen Einrichtungen nur relative Garantien zu bieten 
vermögen. Auch hier gilt eben das Wort Tocquevilles : «Es 
gibt in allen Verfassungen, welcher Natur sie auch sonst sein 
mögen, einen Punkt, wo der Gesetzgeber auf den gesunden 
Menschenverstand und die Tüchtigkeit der Bürger abstellen 
muss > ^), 



§ lo 37 

Die Inamovibilität ist auch auf die Richter des Bundes- 
distrikts, dagegen nicht auf diejenigen der Territorien erstreckt 
worden. Diese werden auf vier Jahre (gleich der Amtsdauer 
des Präsidenten) ernannt und können nach der herrschenden 
Ansicht wie die Verwaltungsbeamten durch den Präsidenten 
abberufen werden ^i). Die Anstellung auf bestimmte Zeit und 
eventuell die Abberufung sind nicht als verfassungswidrig zu 
erachten, weil die Stellen dieser Richter vom Kongress nicht 
kraft Verfassungs Vorschrift, sondern krafl seiner allgemeinen 
Gesetzgebungsbefugnis geschaffen worden sind^^j. 

Die Lebenslänglichkeit des Richteramtes ist natürlich auch 
hier vernünftiger Einschränkung unterworfen. Die Richter be- 
halten ihr Amt, «solange sie sich gut betragen»; für die Be- 
seitigung derjenigen, welche diese Bedingung nicht oder nicht 
mehr erfüllen, hat das amerikanische Staatsrecht ein eigenartiges 
Mittel geschaffen : das Impeachment, das wir im folgenden Para- 
graphen besprechen werden. 

Bezüglich der theoretischen und praktischen Fachkenntnisse 
der Bundesrichter haben weder Verfassung noch Gesetzgebung 
irgendwelche Vorschriften aufgestellt; auch die Wahl der Prä- 
sidenten ist vollständig frei. Die Aufgabe, jeweils die für das 
Amt Geeignetsten zu finden, wurde vorbehaltlos in die Hände 
des Präsidenten und des seine Ernennungen überwachenden 
Senats gelegt. Der Erfolg hat dieses Zutrauen im ganzen vollauf 
g-erechtfertigt, obgleich es mehrfach vorgekommen ist, dass ein 
Advokat zum Obergerichtspräsidenten ernannt wurde , dessen 
Ruf nicht über das Gebiet seines Heimatstaates hinausreichte ^^). 

Was endlich die Unvereinbarkeit der Richterstellen mit 
anderen öffentlichen und privaten Anstellungen betrifft, so hat 
in diesem Punkte eine interessante Entwicklung stattgefunden. 
Weder die Verfassung noch das Organisationsgesetz von 1789 
statuierten irgendwelche Inkompatibilität wegen Amtes oder Be- 
rufes ausser zwischen Richterstellen und denen von Repräsen- 
tanten und Senatoren (Art. I, Sektion VI, § 2 der Verfassung). 
Hievon abgesehen, war auch tatsächlich in dem neuen Bundes- 
staat von Gewaltentrennung in persönlicher Beziehung zunächst 
keine Rede. Ein Präsident des Obergerichts war zugleich Staats- 
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Sekretär und legte dann (1794) das letztere Amt nieder, um eine 
diplomatische Mission zu übernehmen, die ihn mehr als ein Jahr 
von seinem Richteramt fernhielt. Ein anderer wurde (1799) Ge- 
sandter in Frankreich, behielt aber sein Amt bei und legte es 
erst ein Jahr später aus Gesundheitsrücksichten nieder. Mit der 
Zeit besserten sich diese Verhältnisse. Die richterliche Gewalt 
erhielt eine höhere und selbständigere Stellung; mit der Aus- 
bildung und Konsolidierung der Bundesrechtspflege entstand 
für die Richter von selbst die Notwendigkeit, sich ganz ihrem 
Amte zu widmen, und so bildete sich ohne gesetzliche Vorschrift 
durch die Praxis das Verbot der Ämterkumulation aus 3^). Diese 
Entwicklung hat ihren Abschluss gefunden durch das Gesetz 
vom 10. April 1869 (Abschnitt 7 13), welches den Richtern auch 
untersagt, direkt oder indirekt den Beruf eines Advokaten oder 
Rechtskonsulenten auszuüben unter der Androhung, dass sie sonst 
als eines «schweren Vergehens» schuldig (s. den folgenden 
Paragraphen) betrachtet w^erden. 

§ II. Das Impeachment ^^). 

Der Ausdruck Impeachment (= öiFentliche Anklage) stammt 
aus dem englischen Staatsrecht, wo er das Recht des Unter- 
hauses bedeutet. Jeden (Peer oder Nicht-Peer) wegen irgend- 
welchen Verbrechens bei dem Oberhause anzuklagen. Im ameri- 
kanischen Staatsrecht dagegen bezeichnet Impeachment nur die 
gegen einen Beamten gerichtete und auf seine Amtsführung 
bezügliche Anklage bei einer staatlichen Behörde. In diesem 
Sinne ist der Ausdruck wohl am besten mit « Beamtenanklage > 
wiederzugeben ^^). 

Der Art. II, Abschnitt IV der Unionsverfassung bestimmt: 
«Der Präsident, Vizepräsident und alle übrigen Zivilbeamten der 
Vereinigten Staaten sollen ihrer Stellen entsetzt werden (removed 
from Office) auf Anklage und Überführung vor dem Senat wegen 
Hochverrat, Bestechung und anderer schwerer Verbrechen und 
Vergehen (treason, bribery or other high crimes and misdemea- 
nors)>. Die Frage, was im einzelnen zu diesen high crimes and 
misdemeanors zu rechnen sei, ist verschieden beantwortet worden; 
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man hat u. a. darunter ganz allgemein jede Verletzung der Amts- 
pflicht subsumieren wollen. Dagegen sind alle hervorragenden 
Kommentatoren der Verfassung darüber einig, dass bei der Ent- 
scheidung dieser Frage im konkreten Fall die betreffende Staats- 
behörde keineswegs nach freiem Ermessen urteilen dürfe, sondern 
an die parlamentarische Praxis und die Präzedentien des eng- 
lischen und amerikanischen gemeinen Rechts gebunden sei ^'^). 

Wer ist für die Erhebung und die Beurteilung des Im- 
peachments zuständig? Art. I, Abschnitt II, § 5 der Verfassung 
sagt: «Das Haus der Repräsentanten soll ausschliesslich befugt 
sein, Anklagen gegen Beamte zu erheben»; und Abschnitt III, 
^ 6 : « Der Senat soll die alleinige Gewalt haben, über alle gegen 
Beamte erhobene Anklagen Gericht zu halten. Wenn er zu 
diesem Zwecke Sitzung hält, so soll er vorher durch Eidschwur 
oder feierliche Versicherung an Eidesstatt verpflichtet werden .... 
Niemand soll für überwiesen erklärt werden, wenn nicht zwei 
Dritteile der anwesenden Mitglieder übereinstimmen. > Die Wir- 
kung der gutgeheissenen Anklage bestimmt § 7 in folgender 
Weise : « Ein Urteil des Senates kann sich nicht weiter erstrecken 
als auf Amtsentsetzung und Unfähigkeitserklärung, in den Ver- 
einigten Staaten ein Ehren- oder besoldetes Amt zu bekleiden. 
Der Verurteilte kann jedoch nichtsdestoweniger durch eine grosse 
Jury in den Anklagezustand versetzt und auf Grund eines bei 
den ordentlichen Gerichten durchzuführenden Verfahrens dem 
Gesetze gemäss bestraft werden.» 

Der Gang des Verfahrens ist kurz folgender: Ein Mitglied 
des Repräsentantenhauses stellt den Antrag (motion), eine be- 
stimmte Anklage gegen den und den Beamten zu erheben. 
Übpr denselben wird wie über jede andere Bill in einer besonderen 
Kommission und im Plenum beraten und abgestimmt, wobei die 
einfache Mehrheit genügt. In derselben Weise wird sodann die 
Anklageakte durchberaten und festgestellt und dem Senat durch 
eine Abordnung überbracht. Der Angeklagte reicht dem Senat 
in öffentlicher Sitzung eine schriftliche Klagebeantwortung ein, 
darauf eventuell das Repräsentantenhaus eine schriftliche Replik, 
und schliesslich findet das öffentliche und mündliche Hauptver- 
fahren nach den Regeln des ordentlichen Strafprozesses statt, 
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wobei die Parteien die Möglichkeit haben, sich durch Advokaten 
vertreten zu lassen. Die Beratungen des Senates in seiner Eigen- 
schaft als Gerichtshof sind geheim. 

, Das Impeachment ist bis jetzt im ganzen sechsmal, davon 
viermal gegen Bundesrichter, in Anwendung gebracht worden; 
einmal gegen ein Mitglied des Obergerichts (Samuel Chase^ 
1804 — 5), welches aber freigesprochen wurde, und dreimal gegen 
Distriktsrichter, von denen einer freigesprochen, und von den 
zwei anderen der eine wegen Gewalttat, begangen in Trunken- 
heit oder Wahnsinn, der andere wegen Aufruhrs (Anschluss an 
den Sonderbund im Jahre 1861) verurteilt wurde ^®). 

§ 12. Schlussbemerkungen. 

Man hat der amerikanischen Bundesverfassung nachgerühmt,, 
sie hätte, errichtet durch und für eine neue Republik, vieles vom 
Besten in den Gesetzen und Bräuchen einer alten Monarchie in 
sich aufgenommen ^^). Zu diesen aus den Einrichtungen des 
monarchischen Mutterlandes herübergenommenen Elementen ge- 
hörte auch die eigenartige äussere Stellung, welche die Richter 
des neuen Bundesstaates im Vergleich mit den übrigen Beamten 
erhielten. Welche Ansichten die Begründer der Union in dieser 
Frage leiteten, haben wir oben schon (§§ 3, 10) dargelegt und 
möchten nur noch auf ein Moment aufmerksam machen, das 
hiebei zweifellos grosse und berechtigte Beachtung fand. In 
England gehörte die Anstellung der (höheren) Richter during 
good behaviour zu den Errungenschaften, welche die englische 
Revolution, der siegreiche Kampf des Parlaments gegen die 
Krone, der Nation gebracht hatte. Der nächste Zweck ihrer 
Einführung war gewesen, die Rechtspflege für immer vor den 
Übergriffen der Krone sicherzustellen. In der demokratischen 
Republik nun bestand zwar dieser natürliche Gegensatz zwischen 
den zwei grossen Mächten im Staate, Fürst und Volk, nicht 
mehr; das Volk selbst war ja als Träger der höchsten Gewalt 
anerkannt. Aber bei der eigentümlichen Natur des letzteren 
mussten im Staate sofort wieder gewisse, in steter gegenseitiger 
Opposition stehende Mächte zu ausschlaggebendem Einfluss ge- 
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langen : die politischen und sozialen Parteien innerhalb des Volkes 
selbst ; — Mächte, die nicht weniger als im Mutterland die Krone 
bestrebt waren, ihre. Herrschaft über das Staatswesen auszu- 
dehnen, und bei diesem Bestreben sich ebenso leicht zu Ver- 
letzungen der staatlichen Rechtsordnung hinreissen laSsen 
konnten. Die richterliche Gewalt erschien also wieder, genau 
wie früher in der Monarchie, zwischen entgegengesetzte, in be- 
ständigem Kampf um die Herrschaft liegende Elemente hinein- 
gestellt ; es ergab sich demgemäss wie früher die Notwendigkeit, 
sie, wenn sie ihre Aufgabe wirklich erfüllen sollte, jeder Beein- 
flussung derselben zu entrücken. Was konnte man aber hiefür 
besseres tun, als jene Garantie der richterlichen Unabhängigkeit^ 
die Inamovibilität, die sich in England seit fast einem Jahr- 
hundert aufs beste bewährt und die Rechtssicherheit in hohem 
Masse gehoben hatte, unter die grundlegenden Institutionen der 
neuen Republik aufnehmen ? ^) 

Heute, nachdem bald 1 20 Jahre seit der Einführung der Unions- 
verfassung verstrichen sind, ist gewiss ein Urteil darüber mög- 
lich, ob man damals in der Lösung der uns hier beschäftigenden 
Fragen das Richtige getroffen hat. Und da kann von vorn- 
herein gesagt werden, dass sich im republikanischen Staatsrecht 
kaum viele Institutionen finden dürften, die auf Grund der Er- 
fahrung in dem Masse den ungeteilten Beifall aller unpartei- 
ischen und sachverständigen Kritiker gefunden haben, wie der 
von der Unions Verfassung gewählte Modus, die Organe der 
richterlichen Gewalt zu bestellen. Wenn von den Bundes- 
gerichten gesagt werden konnte ^i), dass sie «geradezu den Glanz- 
punkt in den Institutionen der Vereinigten Staaten bilden», so 
ist der Grund hie von gewiss nicht zuletzt in der äusseren Stellung 
der Richter zu suchen. Wir wollen versuchen, im folgenden 
einige Punkte, in denen der tatsächliche Erfolg die an das 
System geknüpften Erwartungen so sehr gerechtfertigt hat, 
herauszuheben. 

Vor allem ist ganz unbestritten, dass die .Unionsgerichte 
auf einer sehr hohen Stufe strenger Unparteilichkeit stehen. 
Dies ist um so beachtenswerter, als bei der in Amerika herr- 
schenden politischen Praxis bezüglich der Besetzung freier Richter- 
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Stellen die Parteizugehörigkeit eine Hauptrolle spielt. Die Prä- 
sidenten ernennen regelmässig nur Leute ihrer Partei, oft sogar 
leitende Parteihäupter; das Gegenteil kommt auch vor, bildet 
aber eine grosse Ausnahme ^2). Trotzdem ist äusserst selten von 
den jeweiligen Minoritäten über Parteilichkeit in der Bundes- 
rechtspflege Klage geführt worden. Wenn dem so ist, so muss 
dies in erster Linie dem Umstand zugeschrieben werden, dass 
die Richter mit dem Eintritt in ihre neue Stellung von ihrer 
Partei gänzlich unabhängig werden. Sie sind tatsächlich in die 
Lage versetzt, für ihre Tätigkeit, wie es ihr Amt verlangt, nur 
das Recht selbst zur Richtschnur zu nehmen. Dies wäre kaum, 
jedenfalls in sehr viel geringerem Masse der Fall, wenn sie ihr 
Amt nur auf einige Jahre erhielten. Dann blieben sie immer 
mehr oder weniger von ihrer Partei oder sonst von allen mög- 
lichen politischen Strömungen im Staate abhängig. Bei ihrer 
Rechtsprechung würden sie zweifellos, auch bei gutem Willen, 
nur dem Recht zu dienen, tatsächlich durch eine Menge anderer 
Interessen beeinflusst; die Rücksicht auf die Wiederwahl w^ürde 
eine ähnliche, aber noch weit unheilvollere Rolle spielen wie in 
anderen Staaten diejenige auf das Avancement. Mit einem 
Wort: Die Unparteilichkeit der Rechtspflege würde auf weit 
niedrigerer Stufe stehen. Dass dem so wäre, dafür liefern die 
Erfahrungen, die in manchen Einzelstaaten der Union mit dem 
System der beschränkten Amtsdauer gemacht worden sind, und 
die wir später kennen lernen werden, gewichtige Wahrschein- 
lichkeitsbeweise. Aber das Übel, das dort wenigstens auf ein 
relativ kleines Gebiet beschränkt bleibt und durch die Koexistenz 
der Bundesgewalt einigermassen gemildert wird, wäre hier, wo 
es sich um Institutionen des Gesamtstaates handelt, ein unendlich 
viel grösseres. Wie es bei einem solchen System speziell um den- 
jenigen Zweig der Rechtspflege, welcher der richterlichen Gewalt 
in den Vereinigten Staaten ihre eigentümliche Grösse verleiht, 
um die Verfassungsgerichtsbarkeit, bestellt wäre, ist ebenfalls 
nicht schwer zu sagen. Auf die Unabhängigkeit der Gerichte 
gegründet, bildet dieselbe gegenwärtig einen starken und wirk- 
samen Schutz der politischen Minoritäten, die in Gefahr stehen, 
in Bezug auf ihre verfassungsmässigen Rechte durch Majori- 
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täten vergewaltigt zu werden, welche, vielleicht nur ganz vorüber- 
gehend, die Herrschaft in der Legislative und der Exekutive 
erlangen. Es ist klar, dass die Gewalt, welche die Verfassung 
für den einzelnen Fall zu interpretieren hat, unabhängig von 
den wechselnden politischen Strömungen sein muss, die nicht 
stark genug sind, die Verfassung selbst zu ändern. Wenn nun 
aber die Bundesrichterstellen in die allgemeine «Rotation der 
Ämtern hineingezogen würden, welche in der Union in kurzen 
Zwischenräumen stattfindet, sobald eine andere Partei ans Ruder 
gelangt, so würden sehr wahrscheinlich die von der jeweiligen 
Majorität abhängigen Richter die Verfassung so auslegen, wie 
es gerade den Interessen derselben am meisten entspräche; da- 
mit wäre der Wert der Institution ins gerade Gegenteil ver- 
wandelt: Anstatt eine unschätzbare Garantie des Rechts der 
Minderheit wäre sie das brauchbarste Werkzeug für die unum- 
schränkte Macht und Willkür der Mehrheit 43)^ Von allen diesen 
Alisständen ist die Bundesrechtspflege frei geblieben dank den 
weisen Massregeln, welche die Verfassung bezüglich der Unab- 
hängigkeit der Gerichte traf. Der tatsächliche Erfolg derselben 
kann nicht besser illustriert werden als durch das von Rütti- 
mann (Seite 334) erwähnte wertvolle Zeugnis, das ein Engländer 
der Unparteilichkeit der Unionsgerichte ausstellt, indem er sagt, 
dass er ihnen mit der grössten Beruhigung den definitiven Ent- 
scheid in Sachen des <Trent> anvertraut haben würde. 

Ein weiterer Erfolg der jetzigen Einrichtung besteht darin, 
dass sie dem Staate ein durch berufliche Tüchtigkeit und mora- 
lische Integrität ausgezeichnetes Richterpersonal verschafft. Dass 
hiefür die Ernennung durch eine einzige verantwortliche Person 
nicht ohne bedeutenden Wert ist, wurde oben (§ 10 u. Anm. 21 
daselbst) schon gezeigt; aber noch wichtiger erscheintauch hier 
die unabhängige Stellung der Richter. Mancher tüchtige Jurist, 
der niemals eine auf beschränkte Zeit vergebene Richterstelle 
übernehmen, sondern die weit einträglichere, unabhängigere und 
einflussreichere Tätigkeit des Advokaten vorziehen würde, wird 
durch die Lebenslänglichkeit der Anstellung für das Richteramt 
gewonnen. Es zeigt sich das namentlich bei den unteren Rich- 
tern der Union im Vergleich mit den oft besser besoldeten, 
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aber nur auf einige Jahre gewählten Richtern von Einzel- 
staaten; die ersteren stehen durchschnittlich auf einer bedeutend 
höheren Stufe beruflicher und z. T. auch moralischer Tüchtig- 
keit^^). Es ist in den Bundesgerichten kaum je ein Fall von 
Korruption des Richterpersonals vorgekommen, während solche 
in manchen Einzelstaaten nicht allzu selten sind^^). 

Endlich darf vielleicht noch auf einen Vorzug mehr äusser- 
licher Natur hingewiesen werden, den das jetzige System besitzt 
und woran wiederum die Lebenslänglichkeit des Amtes den 
Hauptanteil beanspruchen dürfte. Es ist die natürliche Würde 
im ganzen amtlichen Auftreten und Handeln, welche den wahr- 
haft unabhängigen Richter auszeichnet und die von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung für den Respekt ist, den die Ge- 
richte und damit die Rechtspflege selbst im Volke geniessen. 
<!:Die neun Oberrichter der Union», sagt Bryce, «haben sehr 
viel von der Würde beibehalten, welche den englischen höchsten 
Gerichtshof umgibt »^^). Aber gerade dieser dem Richter so 
wohl anstehende Charakterzug ist in den Einzelstaaten mehr als 
einmal von oberflächlichen Agitatoren als «Mangel an rück- 
sichtsvoller Höflichkeit gegen das Volk» hingestellt und nicht 
ohne Erfolg ausgebeutet worden, wenn es sich darum handelte, 
zu Parteizwecken gegen die Lebenslänglichkeit der Anstellung- 
Sturm zu laufen und man doch den bisherigen Richtern nichts 
anderes vorzuwerfen hatte ^'^). Nun mag ja vielleicht im all- 
gemeinen der nicht auf beschränkte Zeit gewählte Richter im 
amtlichen Verkehr etwas weniger Leutseligkeit und etwas mehr 
Zurückhaltung, ja sogar feierliche Förmlichkeit zeigen als andere ; 
es entspricht das übrigens — wie gesagt — nur seinem Amte 
und ist von wirklicher Unhöflichkeit weit verschieden. In jedem 
Falle aber hängt die Vorzüglichkeit der Rechtspflege nicht in 
erster Linie vom persönlichen Benehmen des Richters im Verkehr, 
sondern von seiner Unparteilichkeit ab, und diese ist weit sicherer 
bei einem unabhängigen Richter zu finden, während der abhäng-ige 
sich eben auch im Urteil leicht «rücksichtsvoll» erweist. 

Das dürften die hauptsächlichsten Momente sein, welche 
zeigen, dass die Urheber der Unionsverfassung richtig darüber 
urteilten, was für die Organisation der richterlichen Gewalt im 
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demokratischen Staate von nöten sei, wenn dieselbe ihre Auf- 
gabe richtig erfüllen solle. Sie erkannten, dass hiebei nicht 
der Grundsatz der Volkssouveränität, sondern der der richter- 
lichen Unabhängigkeit ausschlaggebend sein müsse und es auch 
wegen der Eigenart der richterlichen Gewalt sein könne, ohne 
jenen in seiner Oberherrschaft über den Staat zu gefährden. 
Von dieser Erkenntnis geleitet, haben sie Institutionen geschaffen, 
welche die Union unter den, was Vortrefflichkeit der Rechts- 
pflege betrifft, im ersten Range stehenden modernen Staaten 
erscheinen lassen. 



Zweiter Abschnitt : Die Gerichte der Einzelstaaten ^). 

§ 13. Geschichtliche Entwicklung. 

Die Besetzung der Gerichte, soweit überhaupt solche selb- 
ständig existierten, lag vor 1776, dem Jahr der Unabhängigkeits- 
erklärung, in den meisten nordamerikanischen Kolonien in den 
Händen des von der Krone ernannten Gouverneurs; nur in zwei 
der sog. Kolonien mit Freibriefregierungen 2) (charter govern- 
ments), die anfänglich reine Demokratien gewesen, dann aber 
wegen des Anwachsens der Bevölkerung zum Repräsentativ- 
system übergegangen waren, in Rhode Island und Connecticut 
war es die Legislatur, welche die Richter wählte. Die Ver- 
fassungen der neuen selbständigen Staaten nun übertrugen das 
Wahlrecht der Legislative ausser den beiden genannten in : Vir- 
ginien, New Jersey, Nord- und Süd - Carolina. In Massachusetts, 
New Hampshire, Pennsylvanien, Maryland und New York erhielt 
der Gouverneur das Ernennungsrecht, jedoch unter Beirat und 
mit Zustimmung seines Rates (council) ^) ; in Delaware sollte 
der Gouverneur die Richter in Übereinstimmung mit der Legis- 
latur ernennen ; einzig in Georgia wurde die Wahl in die Hände 
<ies Volkes gelegt. Allein bald ging in einzelnen Staaten das 
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Recht, die Friedensrichter zu wählen, an das Volk über; so 
in Ohio 1802, in New York 1826. Vom zweiten Dezennium 
des 19. Jahrhunderts an begann sich dann überhaupt eine starke 
demokratische Strömung geltend zu machen, die u. a. dahin 
tendierte, den Grundsatz der Volkssouveränität auch bei den 
Beamten wählen möglichst unmittelbar und unumschränkt zum 
Ausdruck kommen zu lassen, und die nicht geneigt war, hiebei 
einen Unterschied zwischen den Organen der verschiedenen 
Staatsgewalten zu machen. Dies hatte zur Folge, dass in ein- 
zelnen älteren Staaten das Volk selbst zur Wahl der Richter 
berufen wurde, und auch die damals neu in die Union aufge- 
nommenen Staaten entschieden sich für dieses System. So über- 
trug z. B. im Jahr 1832 Mississippi sämtliche Richterwahlen dem 
Volke ^); 1846 folgte der grosse und überaus wichtige Staat 
New York; in den nächsten zehn Jahren akzeptierten weitere 15 
Staaten das neue System, und heute sind es nicht weniger als 31 
von den 45 Staaten der Union, darunter sämtliche neuaufgenom- 
menen, welche ihre Richter durch das Volk wählen lassen. Doch 
hat sich in den letzten Dezennien aus Gründen, die wir später 
kennen lernen werden, hie und da eine gewisse Reaktion gegen 
das System der Volkswahl geltend gemacht; so hat einer der 
ersten Staaten, welche es einführten, Mississippi, in neuerer Zeit 
die Richterwahlen dem Volke weggenommen und sie dem Gou- 
verneur mit Zustimmung des Senats übertragen. Connecticut 
übertrug sie sogar von der Legislative auf den Gouverneur. 
In New York, wo sich aus Anlass flagranter Justizskandale eine 
mächtige Bewegung für die Reform des stark korrumpierten 
Justizwesens gebildet hatte, nahmen im Jahr 1873 die Kammern 
eine Verfassungsänderung an, durch welche das Ernennungsrecht 
wieder auf den Gouverneur übergehen sollte, allein sie wurde 
mit 319000 gegen 115 000 Stimmen vom Volke verworfen. 

Die Änderung der Wahlart war auch in x\merika von einer 
solchen der Amtsdauer begleitet. Bis dahin hatte der englische 
Grundsatz der Anstellung (<^during good behaviour>) gegolten^ 
allerdings ebenfalls mit der bereits erwähnten Beschränkung, dass 
die Regierung auf eine Adresse der beiden Kammern der Legis- 
latur, wofür in Amerika vielfach eine erhöhte Majorität gefordert 
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wurde, Richter abberufen konnte. Die Führer der demokratischen 
Bewegung erklärten nun aber die Lebenslänglichkeit als unver- 
träglich mit einer wirklichen Volksherrschaft, und so wurden 
kurze Amtsdauern von sieben, fünf, in einigen Staaten sogar 
zwei Jahren eingeführt. Die obenerwähnte Reaktion macht sich 
aber seit Anfang der Siebzigerjahre des vorigen Jahrhunderts 
auch hier in einzelnen Staaten geltend; eine Reihe derselben 
haben durch Verfassungsänderung die Amtsdauer der Richter 
erhöht, mehrere sie z. B. von sechs auf zwölf Jahre verdoppelt ; 
Pennsylvanien hat statt 15 Jahren 21 festgesetzt. 

§ 14. Der heutige Stand. 

Was zunächst den Bestand der Gerichte im allgemeinen 
betrifft, so müssen wir uns bei den manigfachen und grossen 
Verschiedenheiten in den einzelnen Staaten darauf beschränken, 
die hauptsächlichsten Elemente desselben hervorzuheben. An 
der Spitze der richterlichen Gewalt steht jeweils ein oberster 
Gerichtshof (supreme court, court of errors and appeals), be- 
stehend aus dem Präsidenten (chief justice) und zwei bis sieben 
Richtern. In einzelnen Staaten steht unter demselben noch ein 
besonderer court of appeals, der ebenfalls mehrere Mitglieder 
zählt, so z. B. in Louisiana und Texas. Die nächstuntere Stufe 
bilden die superior courts of record, oft nach dem Amtskreise 
auch circuit oder district courts, oder nach ihrer allgemeinen 
Zuständigkeit im Gegensatz zu Spezialgerichten courts of common 
pleas genannt. Dieselben bestehen, sofern deren mehr als einer 
im Staate existieren, regelmässig aus einem einzigen Richter. 
Als ordentliche Lokalgerichte sind meist in den Grafschaften 
. county courts (gewöhnlich ebenfalls Einzelrichter) vorhanden. 
Zahl, Name und Einrichtung aller dieser Untergerichte ist übri- 
gens, wie gesagt, äusserst verschieden; auch existiert naturge- 
mäss für die grossen Städte gewöhnlich eine besondere Gerichts- 
organisation. Die unterste Stufe bilden die Friedensrichter (ju- 
stices of the peace), von denen je einer oder zwei oft für be- 
sondere Friedensrichterkreise, gewöhnlich aber für die Gemeinden 
aufgestellt sind. 
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Neben diesen Gerichten bestehen in einzelnen Staaten noch 
die oben (§ 8) erwähnten speziellen Gerichte für Billigkeitssachen 
(Chancery courts)^). 

Bezüglich der Wahl-, resp. Ernennungsart der Gerichte 
können drei Gruppen von Einzelstaaten unterschieden werden : 

a) Staaten mit Ernennung durch den Chef der Exekutiv- 
gewalt (acht): Maine, New Hampshire, Massachusetts, Delaware, 
New Jersey, Connecticut, Mississippi und Louisiana haben wenig- 
stens die Wahl des obersten Gerichts dem Gouverneur vorbehalten. 
Die drei Erstgenannten fordern allerdings für die Ernennung Bei- 
rat und Zustimmung des ihm zur Seite stehenden Council, New 
Jersey, Mississippi und Louisiana advice and consent des Senats, 
Connecticut die Genehmigung durch beide Häuser der Legislatur. 

b) Staaten mit Wahl durch die Legislatur^) (sechs) :> Rhode 
Island, Virginien, Nord- und Süd-Carolina, Georgia, Vermont. 

c) Staaten mit Volkswahl : alle übrigen (einunddreissig), wo- 
bei für einzelne Gerichte allerdings Ausnahmen vorkommen ; so 
lässt Florida die Kreisgerichte, Maryland die Friedensrichter durch 
den Gouverneur (letzteres mit Zustimmung des Senats) ernennen. 
Die Volkswahl ist übrigens auch von Staaten, welche das oberste 
Gericht durch Gouverneur oder Legislatur bestellen lassen, teil- 
weise akzeptiert worden, so für die Friedensrichter von New 
Jersey, Mississippi, Nord- und Süd-Carolina und Georgia. Loui- 
siana*^) und Vermont* lassen ausserdem die übrigen Untergerichte 
durch das Volk wählen. 

Die Volkswahlen der für den ganzen Staat aufgestellten 
Gerichte sind fast ausschliesslich general elections, d. h. der 
Staat bildet hiefür einen einzigen Wahlkreis; ausnahmsweise 
kennt Kentucky besondere Wahldistrikte, die aus ihrer Mitte je 
einen Oberrichter zu wählen haben, und, während im allgemeinen 
die Kandidaten frei aus dem ganzen Staate genommen werden 
können, verordnet z. B. Maryland, dass je ein Oberrichter aus 
jedem Gerichtsbezirk — Indiana und Louisiana: aus jedem der 
hiefür besonders gebildeten Bezirke — genommen werden müsse. 
Das Prinzip, auch den politischen Minderheiten in den Gerichten 
eine Vertretung zu sichern, hat neuerdings in einzelnen Ver- 
fassungen Eingang gefunden, allerdings nur in den gröberen 
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Formen des limitierten und des kumulativen Votums. So setzte 
New York fest, dass bei den Wahlen zum Appellhofe jeder 
AVähler ausser dem Präsidenten nur vier von sechs Richtern 
seine Stimme geben könne, so dass es der Minorität möglich 
ist, zwei Stellen zu erhallten. Illinois sicherte in seiner Ver- 
fassung von 1870 speziell für die Grafschaft Cook der Minorität 
auf gleiche Art eine von drei Stellen des circuit court^); Penn- 
sylvanien akzeptierte das limitierte Votum 1873 für die Wahlen 
zum obersten Gericht in derselben Weise, und Ohio hat im 
gleichen Jahre das kumulative Votum eingeführt in der Form, 
dass jeder Wähler seine sämtlichen Stimmen dem gleichen Kandi- 
daten zuwenden darf. 

Die Erneuerungswahlen sind sehr häufig nur partielle; so 
z. B. bestimmen Michigan, Louisiana, Kentucky, Nebraska, Jowa, 
Alissouri und Wyoming, dass alle zwei Jahre, New Jersey und 
Ohio, dass jedes Jahr ein Mitglied des obersten Gerichts in 
Erneuerungswahl kommen soll. 

Die Wahl resp. Ernennung des Präsidenten steht meist der 
gleichen Behörde zu wie die der Richter; ausnahmsweise er- 
nennt z. B. in Maryland der Gouverneur mit Zustimmung des 
Senats den Präsidenten des (vom Volke gewählten) Appellhofes; 
in Nord-Carolina wählt der supreme court selbst seinen Präsi- 
denten, in Nebraska ist von Gesetzes wegen der amtsälteste, in 
Pennsylvanien, Jowa und Wyoming der zunächst in Erneuerungs- 
wahl kommende Richter Präsident. Der Gerichtsschreiber ^) wird 
bald vom Gerichte, bald auch vom Volk gewählt wie z. B. der 
Schreiber des supreme court von Ohio ^^). 

Was die persönlichen Erfordernisse für das Richteramt be- 
trifft, so wird regelmässig das Bürgerrecht der Union, sowie 
Stimmberechtigung und mehrjähriger Aufenthalt im betreffenden 
Staate (meist zwei bis fünf Jahre), der für die verschiedenen 
Gerichte oft ungleich bemessen ist, gefordert. Ausserdem sind 
häufig Altersminima statuiert, die sich für den obersten Gerichts- 
hof zwischen 25 und 35 Jahren bewegen und für die unteren 
gewöhnlich etwas niedriger angesetzt sind. 

Männliches Geschlecht ist in fünf Staaten nicht mehr er- 
forderlich. Die Verfassung von Wyoming vom Jahre 1889 hat 

4 
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in dieser Hinsicht eine neue Aera eingeleitet, indem sie in 
Art. VI, Sekt, i ^^), bestimmt: «The rights of Citizens of the 
State of Wyoming to vote and hold office shall not be denied 
or abridged on account of sex. Both male and female Citi- 
zens shall equally enjoy all civil, political and religious rights 
and privileges.> Es folgten Kansas ^^^ (1891), Colorado (1893), 
Utah (1895), Idaho (1896). 

Einige Staaten stellen für die Richter wie für die übrigen 
Beamten Erfordernisse religiöser Natur auf Arkansas, Mary- 
land, Mississippi, Nord- und Süd-Carolina und Texas erklären 
als nicht wählbar Denjenigen, der die Existenz Gottes leugnet; 
Pennsylvanien und Tennessee Den, der nicht an Gott und «zu- 
künftige Belohnungen und Strafen im Jenseits» glaubt i^j. 

Bestimmte Erfordernisse in bezug auf Fachbildung stellen 
manche Staaten auf. Gewöhnlich wird dann verlangt, dass der 
Kandidat rechtskundig sei (learned in the law) und eine mehr- 
jährige Praxis als Advokat oder Richter (practising lawyer or 
judge) hinter sich habe. Die Dauer der geforderten Praxis be- 
trägt z. B. in Louisiana (supreme court) zehn, Wyoming (s. c.) 
neun, Arkansas (s. c.) acht, Kentucky (c. of appeals) acht, Texas 
(s. c. u. c. o. a.) sieben Jahre. Virginien fordert für den s. c. 
Bekleidung einer Richterstelle in den Vereinigten Staaten oder 
fünfjährige Advokaturpraxis, Alabama für den gleichen Gerichts- 
hof nur, dass die Mitglieder rechtskundig seien. Auch für die 
Untergerichte kommen (mit Ausnahme der Friedensrichter) diese 
Erfordernisse vor: in Virginien und Wyoming z. B. müssen die 
betreffenden Richter learned in the law — die Grafschaftsrichter 
z. T. nur well informed in the law — sein ; in Louisiana ausser- 
dem die Distriktsrichter fünf, in Texas vier Jahre Praxis als 
Richter oder Advokat haben. In New Jersey muss der court 
of common pleas immer von einem counsellor at law (Advokat 
bei den oberen Gerichten) präsidiert werden; in Pennsylvanien 
bestehen die gleichnamigen Distriktsgerichte aus einem rechts- 
kundigen Richter und einer Anzahl Laien als Beisitzer. Hier findet 
sich die sehr beachtenswerte Bestimmung, dass, wenn eine county 
gleichzeitig einen Gerichtsdistrikt bildet 1^) — ,d. h. namentlich in 
den Städten — auch die Beisitzer rechtsgelehrt sein müssen. 
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Was die Stellung der Richter betrifft, so bestimmt eine 
Reihe von Verfassungen wenigstens für die oberste und zweit- 
oberste Instanz, dass das Richteramt mit einer anderen Ehren- 
oder besoldeten Stelle (office of trust or profit) oder einem 
anderen Beruf unvereinbar sei, so z. B. Süd-Carolina, Pennsyl- 
vanien (für die rechtsgelehrten Richter), Alabama, Oregon, Wyo- 
ming. Inkompatibilität wegen Ajntes besteht nicht nur zwischen 
den Richterstellen und denen der Exekutive, sondern allgemein 
auch zwischen ersteren und den Mandaten der Abgeordneten 
und Senatoren i^). • 

Manche Staaten untersagen nach dem Vorbild der Unions- 
verfassung eine Verminderung der Besoldung während der Amts- 
dauer, so New Jersey, Virginien, Süd-Carolina, Indiana, Alabama, 
Californien, und einige andere glauben, in dieser Hinsicht für die 
richterliche Unabhängigkeit noch mehr tun zu müssen, indem sie 
auch die Erhöhung der Besoldung verbieten, so Ohio, Jowa, Il- 
linois, Wyoming 1^). Die Auszahlung der Besoldung erfolgt in 
Californien und Idaho erst, nachdem der Richter die feierliche 
Versicherung abgegeben hat (made an affidavit), dass bei seinem 
Gericht keine Sache mehr pendent sei, die früher als neunzig Tage 
vorher — Idaho bestimmt sogar: 30 Tage — daselbst aijhängig 
wurde i"^). 

Die Amtsdauer der Richter ist aus der folgenden Zusammen- 
stellung ersichtlich, die sich allerdings nur auf diejenigen Staaten 
erstreckt, deren Verfassungen uns wenigstens in Auszügen zu 
Gebote standen, und die Amtsdauer der Friedensrichter nicht 
wohl umfassen konnte, da viele Verfassungen sie der Gesetz- 
gebung überlassen. Wir müssen uns daher für die Friedensrichter 
auf eine nur beispielsweise Zusammenstellung beschränken. (Die 
erste Angabe bezeichnet jeweils die Amtsdauer des obersten Ge- 
richtshofes, die in Klammern beigesetzten abweichende Amts- 
dauern unterer Gerichte. Der Übersicht halber fügen wir noch 
die wählenden resp. ernennenden Behörden für alle Gerichte 
bei. — Abkürzungen : c. p. c. = court of common pleas, c. o. a. = 
court of appeals, ct. c. = circuit court, cy. c. = county court, dt. c. 
= district court, s. c. = supreme court, sp. c. = superior court of 
record, j. p. = justice of the peace, d. g. b. = during good be- 
haviour.) 
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New Hampshire 


d.g.b. 




Gouverneur und Rat 


Massachusetts : 


d.g.b. 




Gouverneur und Rat 


Delaware : 


dg.b. 




Gouverneur 


Rhode Island : 


d.g.b. 




General Assembly (= 
Legislatur) 


Pennsylvanien : 


2 1«) (dt. C. lO) 




Volk 


Maryland : 


15 




Volk, j. p. Gouverneur 
und Senat 


New York: 


i4(cy.c. 6) 




Volk 


Louisiana : 


1 2 (dt. c. 4) 




s. c. Gouverneur und Se- 
nat, c. 0. a. Legislatur, 
dt. c. und j. p. Volk, 
dt. c. V. New Orleans 
Gouverneur 


Virginien : 


12 (ct. c. 8, cy. ( 


=.6) 


Legislatur 


West-Virginien : 


1 2 (ct. c. 8, cy. < 


=.4) 


Volk 


Californien : 


1 2 (sp. c. 6) 




Volk 


Wisconsin : 


1 (ct. c. 6) 




Volk 


Missouri : 


10 (St.loabc.o.a. ] 


2) (etc. 6) Volk 


Mississippi : 


9 (ct. c. 6, Chancery c. 


4) Gouverneur und Senat, 








j. p. Volk 


Connecticut: 


8 




s. und sp. c. Gouverneur 
u. Legislatur. Übrige : 
Volk 


Nord-Carolina : 


8 




Legislatur und j.p. Volk 


Florida : 


8(cy.c.4) 




Volk, ct. c. Gouverneur 


Michigan : 


8 (ct. c. 6) 




Volk 


Kentucky: 


819) 




Volk 


Tennessee: 


8 




Volk 


Arkansas : 


8 (cy. c. 2) 




Volk 


Wyoming: 


8 (dt. c. 6) 




Volk 


Maine: 


7 




Gouverneur und Rat 


New Jersey : 


7 (c. 0. a. 6) 




Gouverneur und Senat 




(c. p. c. 5) 




c. p. c. Legislatur, j. p. 
Volk 


Indiana: 


7 (ct. c. 6, c. p. c 


.4) 


Volk 


Minnesota : 


7 




Volk 
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Süd-Carolina: 
Georgia : 
Illinois : 
Nebraska : 
Kansas : 
Jowa: 
Alabama : 
Texas : 
Nevada : 
Oregon : 
Ohio: 
Vermont : 



6 (ct. c. 2) 

6 (sp. c. 4) 

6 (cy. c. 4) 

6 (dt. c. 4) 

6 (dt. c. 4) 

6 (dt. c, ct. c. 4) 

6 

6 (dt. c, cy. c. 2) 

6 (dt. c. 4) 

6 (cy. c. 4) 

5 
2 



Legislatur, j. p. Volk 
Legislatur, j. p. Volk 
Volk 
Volk 
Volk 
Volk 
Volk 
Volk 
Volk 
Volk 
Volk 

s. c. Legislatur, Übrige: 
Volk. 



Die Amtsdauer der Friedensrichter beträgt: 



Sieben Jahre in 
Sechs Jahre in : 
Fünf Jahre in: 
Vier Jahre in: 



Zwei Jahre in: 
Ein Jahr in: 



Maine, Massachusetts. 

Pennsylvanien. 

New Hampshire und New Jersey. 

Louisiana, Georgia, New York, West Virginien, 
Missouri, Michigan, Indiana, Illinois und Ala- 
bama. 

Mississippi, Connecticut, Süd-Carolina, Vermont, 
Wisconsin, Arkansas, Minnesota und Kansas. 

Rhode Island. 



Wie sich aus der obigen Zusammenstellung ergibt, haben nur 
vier, sämtlich zu den ursprünglichen dreizehn Bundesgliedern der 
Union gehörende Staaten die Anstellung during good behaviour 
beibehalten, alle jedoch — ausgenommen Delaware — mit der 
Einschränkung, dass die Richter auf eine Adresse beider Häuser 
durch den Gouverneur abberufen werden können resp. in Rhode 
Island, wo die Legislatur die Richter wählt, dass « sie ihre Stellen 
so lange behalten, bis sie durch übereinstimmenden Beschluss der 
^lajorität beider Häuser bei der jährlichen Sitzung für Beamten- 
wahlen als vakant erklärt werden. > Ein solches Recht der Abberu- 
fung durch die Legislatur resp. den Gouverneur auf Antrag der- 
selben haben übrigens im ganzen 36 Staaten 20) statuiert, und zwar 
ist hiefür gewöhnlich eine Majorität von zwei Dritteilen der stim- 
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menden Mitglieder jedes Hauses erforderlich, so z. B. in Oregon, 
Californien, Süd Carolina, Missouri, Kansas, Pennsylvanien, Ohio, 
Mississippi und Maryland; Illinois verlangt sogar eine Dreivierteis- 
Majorität ^i). Die Abberufung kommt in der Regel neben dem 
Impeachment vor, das die meisten Staaten in einer der Unions- 
verfassung nachgebildeten Form beibehalten haben ^2). Die Gründe 
derselben sind sehr oft gar nicht oder so wenig genau bestimmt, 
dass die Einrichtung tatsächlich eben so sehr den Charakter einer 
politischen wie den einer disziplinaren Massregel annehmen kann. 
Mehrere Verfassungen verlangen ganz allgemein einen «genü- 
genden» oder «vernünftigen» Grund ^3), Missouri speziell: «Un- 
fähigkeit auf Grund von Krankheit oder Gebrechlichkeit » ; Süd- 
Carolina: «jede vorsätzliche Vernachlässigung der Amtspflicht oder 
andere vernünftige Ursache, die keinen genügenden Grund für ein 
Impeachment bildet»; Oregon: «Unzulänglichkeit, Bestechung, 
Übeltat oder Verbrechen im Amt ^^) oder eine andere, durch den 
betr. Beschluss festgestellte genügende Ursache.» Mehrfach findet 
sich die ausdrückliche Vorschrift, dass der in Frage stehende 
Richter bestimmte Zeit vor der Verhandlung der Sache im Parla- 
ment Mitteilung von dem Abberufungsantrage und seiner Be- 
gründung erhalten, sowie, dass er bei der Verhandlung selbst 
gehört werden müsse und die Gründe der Abberufung, die 
Stimmenzahl etc. ins Tagebuch (Journal) jedes Hauses einzutragen 
seien, so z. B. in Virginien, Kansas, Californien. — Vereinzelt 
kommt auch ein disziplinarisches Abberufungsrecht des obersten 
Gerichts gegenüber den unteren vor^s), so in Texas, Alabama 
und Louisiana. 

Die Amtsdauer ist einer weiteren Beschränkung unterworfen 
in einigen Staaten, welche ein Altersmaximum, und zwar ein 
solches von siebzig Jahren festsetzen : so Maine, New Hampshire, 
Connecticut für alle, New York und Maryland nur für die oberen 
Richter. Letzteres macht aber diese Altersgrenze zu einer bloss 
relativen, indem es den Kammern Freiheit gibt, wenn ein Richter 
dieselbe erreicht hat, zu beschliessen, dass er noch für den Rest 
seiner Amtsdauer oder eine bestimmte kürzere Zeit weiter amten 
solle ''^^). Endlich ist noch zu erwähnen die hie und da, so in 
Californien und Montana vorkommende Bestimmung, wonach 
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ein Richter, wenn er über eine bestimmte Zeit, z. B. sechzig 
Tage hinaus, sich eigenmächtig ausserhalb des Staates aufhält, 
seines Amtes verlustig erachtet werden soll. 

§ 15. Kritische Beleuchtung. 

In den Vereinigten Staaten stehen, wie wir gesehen haben, 
die beiden typischen Systeme der praktischen Lösung unserer 
Frage auf dem gleichen nationalen Roden nebeneinander in 
Funktion. Es ist dadurch die wertvolle Gelegenheit geboten, 
sie auf Grund der Erfahrung bezüglich ihres Wertes aneinander 
zu messen. Auf die unbestreitbaren Erfolge des Einen hatten 
wir schon bei den Unionsgerichten hinzuweisen; wir befassen 
uns daher hier in erster Linie mit dem in den Einzelstaaten 
dominierenden: der Volkswahl mit beschränkter Amtsdauer, 
werden aber zur Vergleichung auch das andere, sowie die Wahl 
durch die Legislatur gelegentlich ins Auge zu fassen haben. 

Was die Volks wähl der Gerichte betrifft, so würde man 
diese Einrichtung kaum richtig beurteilen, wenn man bezüglich 
der praktischen Resultate nicht einen Unterschied machte zwi- 
schen zwei verschiedenen Perioden ihrer Wirksamkeit. Wie schon 
erwähnt, war es eine hochgehende demokratische Strömung ge- 
wesen, welche das alte System verdrängt hatte und in unserer 
Frage den Grundsatz der Volkssouveränität so direkt und unter- 
schiedslos als möglich durchführte. In der Natur dieser poli- 
tischen Hochflut lag es, dass sie sich vorübergehend zu Miss- 
bräuchen und Extravaganzen in der Anwendung des neuen 
Prinzips hinreissen liess. So hat sie das neue System der Stellen- 
besetzung in einer Weise angewendet, welche bei längerer Dauer 
eine der Hauptgrundlagen der demokratischen Staatsform zer- 
stört hätte: die Herrschaft des Gesetzes, d. h. des in bestimmten 
rechtlichen Formen zum Ausdruck gelangenden und an sie ge- 
bundenen Volkswillens im Gegensatz zur formell unbeschränkten 
Herrschaft jeder momentanen wirklichen oder scheinbaren Ma- 
jorität. Die Resultate der ersten Zeit nach der Einführung der 
neuen Wahlart können, wie gesagt, für eine allgemeine Beur- 
teilung keine massgebende Bedeutung haben; immerhin mag es 
nicht uninteressant sein, einen Blick darauf zu werfen. 
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Die Volkswahl der Richter wurde in den Verfassungsräten 
jener Periode in enthusiastischer Weise verherrlicht und ange- 
priesen. Vielfach mögen Äusserungen gehört worden sein wie 
die folgende eines Abgeordneten in Massachusetts ^7) -. « Ich glaube, 
dass die Volks wähl unsere Richter mit einer wahren und gött- 
lichen (goodlike) Unabhängigkeit, gegründet auf den volkstüm- 
lichen Willen des Volkes (sie!), bekleiden wird. Dieser Wille 
ist immer wahr und unfehlbar und muss von allen, welche ein 
öffentliches Amt haben, beständig im Auge behalten werden». 
Wie es mit dieser auf den Willen des Volkes gegründeten Un- 
abhängigkeit bestellt w^ar, hatten aber schon vorher die Erfah- 
rungen im Staate Mississippi gezeigt, welche Denjenigen, der dort 
vor allem auf die Einführung der Volkswahl hingearbeitet hatte^^), 
zu dem Geständnis veranlassten: «Ich rechne es mir nicht hoch 
an, der erste gewesen zu sein, der diese Neuerung vorschlug, 
und zwar in Mississippi, und es würde wahrlich sehr lächerlich 
sein, wenn ich das täte, denn ich bleibe dabei: die Erfahrung hat 
klar gezeigt, dass dieser Wechsel des Wahlsystems ein grosser und 
sehr bedauerlicher Irrtum gewesen ist, da seit vielen Jahren, wie 
ich glaube, es sich als ganz unmöglich erwiesen hat, die Politik 
von den Richterwahlen fernzuhalten und man infolge davon eine 
grosse und beständig zunehmende Verschlechterung der richter- 
lichen Gewalt bemerkt hat*^^ >). v. Holst berichtet über die in 
Mississippi und anderwärts gemachten Erfahrungen folgendes : 
<In Mississippi hatte die Änderung . . . die unheilvollsten P'ol- 
gen gehabt. Dort war bald die Parteipolitik in ihrer hässlichsten 
und verderblichsten Gestalt in die Richterwahlen hineingetragen 
worden. Die progressive Demokratie begann die Kandidaten für 
Richterstellen zu katechisieren, und zwar nicht über ihr allgemei- 
nes politisches Glaubensbekenntnis, sondern über ganz bestimmte 
Fragen, in denen es sich um Mein und Dein handelte. Wer 
die Unterstützung der Faktion Mc Nutts haben wollte, musste 
sich zuvor darüber ausweisen, dass er in der Repudiationsfrage 3^) 
auf der Höhe der Situation stehe, d. h. bereit sei, die Staats- 
gläubiger zu betrügen und die Ehre des Staates für ein Linsen- 
gericht zu verkaufen. Und es wurde nicht einmal für nötig 
gehalten, das irgendwie zu verschleiern. Mit äusserster Scham- 
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losigkeit wurde es für ein Recht erklärt, Richterkandidaten im 
voraus zu verpflichten, Fragen, die vor ihren Stuhl gebracht 
werden könnten, in bestimmtem Sinne zu entscheiden, da nach 
dem unverfälschten demokratischen Prinzip die öffentliche Mei- 
nung das Gesetz des Landes sein müsse ^^). Wurde auch die 
Ansicht, dass die öffentliche Meinung oder der Volkswille die 
eine unbeschränkte Autorität sei, der sich alle öffentlichen Ge- 
walten unbedingt zu unterwerfen hätten, einerlei wie und worüber 
sie sich äusserte, anderwärts nicht mit der gleichen Absolutheit 
und Stirndreistigkeit proklamiert, so war sie doch überall, mehr 
oder weniger bewusst, in höherem oder geringerem Grade das 
tiefere Motiv, das der Bewegung für die Wahl der Richter durch 
das Volk zu Grunde lag .... Der Sinn des Volkes war so gesund^ 
dass nur in seltenen Ausnahmsfällen die vorgängige Verpflich- 
tung der Richter auf gewisse Ansichten für statthaft erklärt ^^^ 
oder auch nur das Hineinziehen der Politik in die Richterwahlen 
gerechtfertigt wurde ; es möchte daher auch nur billig sein, das 
Urteil über den Wert oder Unwert des Systems anstehen zu 
lassen, bis seine längere praktische Erprobung zulänglicheiTes 
Material für dasselbe geliefert hätte^^)». 

Dieses Material dürfte gegenwärtig in genügendem Masse 
vorhanden sein, um ein Urteil zu ermöglichen. Auf Grund des- 
selben nun sind wohl alle unbefangenen Kritiker zu dem Schlüsse 
gelangt, dass das neuere S3^stem im allgemeinen nicht geeignet 
sei, das Richteramt in den Einzelstaaten auf diejenige Stufe zu 
erheben, auf welcher es im Gesamtstaat steht. Gerade die Haupt- 
elemente desselben: Wahl durch das Volk und beschränkte 
Amtsdauer werden für seine Inferiorität in erster Linie verant- 
wortlich gemacht, daneben allerdings auch die meist relativ sehr 
unzulänglichen Besoldungen; in letzterer Hinsicht sind aber, wie 
schon oben (§ 12) bemerkt wurde, auch die unteren Bundesrichter 
nicht besser, sondern eher schlechter gestellt ^^). 

Was zunächst die Volkswahl betrifft, so war schon früher 
darauf hinzuweisen, dass dabei eine Verantwortlichkeit des Wahl- 
körpers seiner Natur nach nicht bestehen kann und ebenso, dass, 
je grösser derselbe ist, er in desto höherem Grade von dem 
leitenden Einfluss einzelner, gleichfalls unverantwortlicher Per- 
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sonen oder Vereinigungen abhängig wird, welche von der in 
ihren Händen liegenden Macht zwar einen je nach dem mora- 
lischen und intellektuellen Niveau, auf dem sie stehen, sehr ver- 
schiedenen Gebrauch machen können, aber im allgemeinen ge- 
neigt sein werden, ihre eigenen Interessen oder die ihrer Partei 
vor denen des Ganzen zu berücksichtigen. «Die Mängel der 
bench (d.h. des Richterstandes),» sagt Bryce ^ö), «zeigen keines- 
wegs Ungesundheit im allgemeinen, weder in Beziehung auf das 
Volk noch auf das Amt, aber sie sind die natürlichen Folgen 
eines Systems, das, fern davon, Vorsorge für die Besetzung der 
Richterstellen mit tüchtigen Leuten zu treffen, die Wahl der 
Richter in vier von fünf Fällen einer geheimen Abmachung von 
Parteiführern überlässt.» Die ausschlaggebende Leitung der 
Wahlen liegt in Amerika meist in den Händen von politischen 
Machern, Leuten, die die Politik als Gewerbe betreiben und des- 
halb ihr Augenmerk auf nichts weniger als das Gesamtinteresse 
richten. «Les ,politiciansV> sagt Picot^^), « sont les auteurs des 
candidatures judiciaires; ils les pronent et en assurent le succes. 
Pendant que Terudit, le jurisconsulte, effraye de ce bruit, cede 
le pas aux clients inconnus de ces entrepreneurs d*election, les 
candidats, promenes de cofnite en comite, de Convention en Con- 
vention, parcourent le pays en sollicitant les suffrages. > Hier 
wird zugleich ein weiterer, jeder Volkswahl mehr oder weniger 
anhaftender Nachteil berührt, den ein anderer Autor folgender- 
massen schildert: «Es ist wohl unleugbar, dass auch in nicht 
besonders verdorbenen Zuständen die mit Wahlen notwendig 
verbundenen Umtriebe, Gewinnungs- und Beschädigungsversuche 
der dabei Beteiligten, dem sittlichen Charakter derselben, nament- 
lich der Dienstbewerber selbst, nicht eben sehr zuträglich sind. 
Die häufig stattfindende Bewerbung um die Gunst der Wähler 
ist vielmehr nicht ohne empfindliche sittliche und intellektuelle 
Nachteile, sowohl für den Bewerber als für das Volk selbst. 
Noch weit schlimmer stellen sich die Dinge da, wo aus irgend 
einer Ursache eine besondere Verderbnis der politischen Sitten 
in einer Demokratie eingerissen ist . . .> (Mohl)^"^). Während aber 
dieses Moment bei Wahlen mit ausgesprochen politischem Cha- 
rakter, d. h. solchen in die Legislative oder Exekutive weniger 
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ins Gewicht fällt, stellt sich die Sache ganz anders für ein Amt, 
das wie das richterliche seiner Natur nach dem Streite der poli- 
tischen Parteien mit seinen moralisch und rechtlich nicht immer 
einwandfreien Mitteln möglichst entrückt sein muss, wie dies 
Laboulaye treffend ausführt: «Ein Mann, der sich zum Richter 
wählen lassen will, muss sich genau so benehmen, wie der, der. 
zum Abgeordneten ernannt sein will; er muss sich zu einer 
Unzahl von kleinen Manövern, zur Betreibung der Wahlgarküche 
(cuisine electorale) hergeben, muss dem einen die Hand drücken, 
bei dem andern auf der Strasse stehen bleiben, nach Frau und 
Kindern fragen . . . lauter Dinge, denen sich der zukünftige 
Deputierte allenfalls noch unterziehen kann, nicht aber der zu- 
künftige Richter 38).» Es ist klar, dass die Art und Weise, die 
Wahlen zu machen, bei den einzelnen Nationen je nach ihrem 
politischen Charakter und Temperament und dem allgemeinen 
Bildungsstande sehr verschieden sein kann, aber was speziell die 
amerikanische Praxis in dieser Beziehung betrifft, so ist sie nach 
dem allgemeinen Urteil sehr wenig skrupulös und für das An- 
sehen und die ganze soziale Stellung, wie die moralische Qualität 
des Richterstandes nicht gerade vorteilhaft. 

Die wählende Aktivbürgerschaft, wie sie in den amerika- 
nischen Staaten im allgemeinen beschaffen ist, schildert Picot 
folgendermassen : «Entre Telite, qui s'abstient et le politician 
qui s'agite, existe la masse de la nation, dans laquelle les ouvriers 
labourieux, les commergants actifs emporteraient le triomphe sur 
les ignorants et les illettres, si la foule des emigrants, pleins 
d'illusions et faciles ä seduire, n'etait prete ä se jeter dans les 
bras du premier qui leur promet la fortune^^).» 

Bringt man alle diese Momente in Zusammenhang, so wird 
klar, warum die Resultate der Volks wähl so sehr hinter denen 
der Ernennung durch die Exekutive zurückgeblieben sind. Was 
die Wahl durch die Legislatur betrifft, so wird man sagen 
können, und der Erfolg scheint dies auch im allgemeinen zu 
bestätigen, dass bei Wahlen einer solchen Versammlung die 
Parteiinteressen zwar keineswegs ganz in den Hintergrund treten, 
aber doch weniger ausschliesslich zur Geltung gelangen. Die- 
selbe wird ihrer ganzen Aufgabe und Tätigkeit gemäss, der ja 
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auch die Qualität der Mitglieder in der Regel einigermassen 
entsprechen sollte, einen weiteren Blick dafür haben, was das 
betreffende Amt erfordert, und deshalb das Moment der persön- 
lichen Eignung neben oder über dem der Parteizugehörigkeit 
eher berücksichtigen, als dies bei einem Wahlkörper wie der 
oben geschilderte der Fall sein kann; ausserdem wird hier der 
einzelne Wähler eher imstande sein, sich über die in Frage 
kommenden Personen ein selbständiges Urteil zu bilden, wozu 
bei grossen Wahlkörpern weder die Möglichkeit noch gewöhn- 
Hch auch die Neigung vorhanden ist. Dass allerdings auch hier 
gewichtige Ausnahmen vorkommen, beweist die (§ 13) erwähnte 
Verfassungsänderung in Connecticut, die vor allem durch den 
Umstand veranlasst war, dass die in der Legislative herrschende 
Faktion fortgesetzt unfähige Parteigenossen zu Richtern wählte ^^). 
Im übrigen ist nicht ausser acht zu lassen, dass die Wahl durch 
die Legislatur in Amerika, wo dieselbe tatsächlich gesetzgebende, 
nicht bloss vorberatende Behörde ist, eine grosse und praktisch 
keineswegs bedeutungslose Einschränkung der Gewaltentrennung 
wenigstens dann darstellt, wenn die Amtsdauer beschränkt und 
relativ nieder angesetzt ist. Das so wertvolle Recht der ameri- 
kanischen Gerichte, Akte der Legislatur nicht in Anwendung 
zu bringen, wenn sie als verfassungswidrig erkannt worden sind, 
ist in der Praxis mehrmals dadurch annulliert worden, dass die 
Legislatur Richter, die sich anderer Meinung zeigten, einzig- aus 
diesem Grunde nicht wieder wählte und willfährigere an ihre 
Stelle setzte. Immerhin darf dieser Missbrauch, wenigstens für 
die Gegenwart, als selten bezeichnet werden ^^). 

Noch mehr Bedeutung als der Wahlart kommt speziell für 
die Richter der Amtsdauer zu; dementsprechend wird die fast 
ausnahmslos mit dem Wahlsystem verbundene, auf einige Jahre 
beschränkte Amtsdauer von den Kritikern noch in weit höherem 
Masse für die schlimmen Folgen des Systems verantwortlich 
gemacht. « Die Nachteile der Volkswahl, » sagt Laboulaye, 
< könnten sich mit der Zeit verlieren, wenn die Richter unab- 
setzbar wären, aber dass .... die Richter gewählt werden und 
zwar nur auf Zeit, das ist ein doppelter Übelstand. ^ Namentlich 
zwei Folgen, die der kurzen Amtsdauer zur Last fallen, w^erden 
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konstatiert: Parteilichkeit und Schwäche der Rechtsprechung 
(namentlich auch in wS traf Sachen) infolge der Abhängigkeit der 
Richter von den Wählern resp. Parteiführern ; ferner eine mehr 
oder weniger grosse Inferiorität des Richterstandes in bezug auf 
moralische und berufliche Tüchtigkeit gegenüber den Bundes- 
richtern und dem Advokatenstand. Beide Punkte haben wir 
schon bei den Unionsgerichten berührt und bemerken hier zum 
zweiten nur noch folgendes: In einem Staate, wo der Richter 
alle paar Jahre einer Wiederwahl unterliegt, kann, wenigstens 
der Theorie nach, sein Amt nicht ein eigentlicher Lebensberuf 
werden, während es doch eine vollständige Berufsbildung er- 
fordert. Die Folge davon ist, dass die grosse Masse der Rechts- 
kundigen sich der Advokatur oder einer ähnlichen Tätigkeit 
zuwendet, welche ihnen wenigstens mit der Zeit eine einträgliche 
und sichere Berufsstellung verschafft. Wer aber einmal eine 
solche Stellung erlangt hat, wird kaum geneigt sein, sie an ein 
weniger einträgliches, nur auf einige Jahre gesichertes Amt zu 
vertauschen und sich noch dazu allen Unsicherheiten und Um- 
trieben einer Wahl zu unterziehen *^), Infolgedessen rekrutieren 
sich in den amerikanischen Staaten mit beschränkter Amtsdauer 
die Richter sehr oft aus Elementen von nur mittelmässiger 
Kapazität und stehen dann meist weit unter den vor ihnen auf- 
tretenden Advokaten, was nur bei einem moralisch und beruflich 
hochstehenden Barreau ohne Nachteil für die Rechtsuchenden 
bleiben kann ^^). 

Werfen wir nun einen Blick auf einige der schwerstwiegenden 
Erfahrungen, mit welchen die Kritik ihre Anklagen gegen das 
System der Wahl auf beschränkte Zeit begründet. 

Wenn speziell die Lynchjustiz, die in einzelnen, auch von 
den älteren Staaten eine stehende und mächtige Einrichtung 
geworden ist, vor allem auf die Abhängigkeit der Gerichte, die 
den jeweiligen Machthabern völlige Straflosigkeit sichere, zurück- 
geführt wird*^), so geschieht dies kaum mit Recht; nach dem 
Urteil sachkundiger Kritiker wie Bryce dürften die Ursachen 
derselben vielmehr anderswo, z. B. in der Unzulänglichkeit des 
noch in manchen Staaten geltenden, formstarren und äusserst 
schwerfälligen altenglischen Strafprozesses zu suchen sein^^). — 
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Dagegen ist es mehrfach vorgekommen, dass grosse Organi- 
sationen wie die sog. Molly Maguire in Pennsylvanien, ein Ge- 
heimbund nach Art der italienischen Camorra*^), sich der Wahlen 
bemächtigten und dann, so lange ihre Herrschaft dauerte, von 
ihren zu Richtern gewählten Angehörigen alles erlangten, was 
sie forderten. — Am schärfsten aber traten die Schattenseiten 
des Systems und die schlimmen Folgen, welche es, namentlich 
in Staaten mit grossen und ungebildeten Wählermassen, haben 
kann, bei Anlass der Justizskandale zutage, welche in New 
York in den Jahren 18Ö9 bis 71 vorkamen ^'^). Dort hatte sich 
seit Anfang der Sechszigerjahre der sogenannte Tammany Ring, 
ursprünglich ein politischer Club, der aber zu einer blossen Clique 
ebenso gewissenloser als habgieriger, gewerbsmässiger Politiker 
und Wahlmacher herabgesunken war, mit Hülfe der zahlreichen 
eingewanderten Irländer der einflussreichsten Stellen in der Stadt 
w^ie im Staate bemächtigt. Er beutete nun seine Macht zur per- 
sönlichen Bereicherung seiner Leute aufs schamloseste und frechste 
aus: Er bezahlte z. B. an seine Anhänger für lediglich zu diesem 
Zweck vorgenommene Expropriationen enorme Entschädigungen 
und verschleuderte überhaupt die öff*entlichen Gelder in einer 
Weise, dass die Staatsschuld von New York in drei Jahren von 
29 auf 100 Millionen Dollars stieg; er knüpfte die Vergebung 
öffentlicher Arbeiten an bedeutende pekuniäre Gegenleistungen 
zugunsten der Privatkasse der Führer, trieb mit den städtischen 
und Staatsämtern einen wüsten Schacher usw\^^). <Dieser Tam- 
many Ring fand es, als er Meister in New Yprk und daran 
war, den Staatsschatz zu plündern, angezeigt, in den Gerichts- 
höfen Komplicen zu haben, die allfälligen Untersuchungen seiner 
Missetaten Einhalt tun könnten. Vermöge des Systems 
der Wahlen und kurzen Amtsdauern gelang es ihm ; 
die zweifelhaftesten Elemente erschienen auf der Richterbank, 
Wirtshausstrolche, Winkeladvokaten der niedersten Sorte. Alle 
diese Leute mussten ihre Wiederwahl durch beständige Unter- 
tänigkeit gegen die Führer ttrkaufen. Impeachment brauchten 
sie nicht zu fürchten, weil die Legislatur wie die Exekutive in 
den Händen ihrer Meister waren. Von solchem Volke, ohne 
Scheu vor Gott und Menschen, konnte man nicht erwarten, dass 
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es den Versuchungen von Grosskapitalisten und mächtigen Ge- 
sellschaften zu widerstehen imstande sei^^).> Es ist klar, dass 
unter diesen Umständen die Rechtspflege zur blossen Komödie 
wurde. «Die Richter des Rings fällten Urteile, wie derselbe sie 
von ihnen verlangte;* manche Mitglieder der bar (d. h. des Ad- 
vokatenstandes) konnten von ihnen alles erhalten ; eine Klienten- 
rupferei wurde ins Werk gesetzt, durch welche der Richter die 
zweifelhaften Advokaten, die ihn umgaben, bereicherte ^^).> Auch 
die Verbrecher gingen, wenn sie Anhänger des Rings oder durch 
solche protegiert waren, straflos aus, da gewöhnlich auch die 
Staatsanwälte, Geschwornen, Polizeibeamten usw. Tammanyleute 
waren, und, wenn dies ausnahmsweise sich einmal anders ver- 
hielt und das Strafgericht seine Pflicht erfüllte, der ebenfalls vom 
Ringe abhängige Gouverneur mit der Begnadigung aushalf. vSo 
herrschten in New York während etwa drei Jahren im Justiz- 
wesen skandalöse Zustände, soweit das Interesse des Rings dabei 
irgendwie in Frage kam ; es hatte dies u. a. zur Folge, dass viele 
Zivilprozesse durch private Schiedsgerichte erledigt wurden ^i). 
Zwar waren nur drei Richter wirklich schuldig, und von diesen 
Hess sich nur einer offenkundige Bestechungen zu Schulden 
kommen; ferner blieb das höchste Gericht des Staates, der Appell- 
hof in Albany, von der Korruption frei; allein die Tatsache ist 
schlimm genug, dass es vermöge der Volkswahl und kurzen 
Amtsdauer einer Bande, die nicht das mindeste mit einer be- 
rechtigten politischen Partei gemein hatte, gelang, in der grössten 
und wichtigsten Stadt der Union die Justiz von sich abhängig 
zu machen und nach Gutdünken für ihre Zwecke zu gebrauchen. 
Es kann kein Zweifel darüber bestehen, dass eine auf Lebenszeit 
gewählte Bench für die unsauberen Machinationen des Rings 
ein schwer zu überwindendes Hindernis und eine ganz andere 
Schutzwehr des Rechts gebildet hätte als eine solche, die man 
mit gehöriger Agitation unter der grossen und unwissenden 
Masse auf vollständig legalem Wege leicht beseitigen und durch 
eine neue, aus eigenen Kreaturen gebildete ersetzen konnte, bei 
welcher dann das System selbst dafür sorgte, dass sie nicht in 
Versuchung kam, sich im Amte gegen ihre Gönner undankbar 
zu erweisen. Es ist ja leicht möglich, dass bei der gleichzeitigen 
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Korruption von Legislatur und Exekutive Richter, welche, gestützt 
auf ihre Unabsetzbarkeit, dem Treiben des Rings Widerstand 
entgegengesetzt hätten, durch Impeachment oder Abberufung 
beseitigt worden wären ; aber den Staat hätte in diesem Fall 
der schwerwiegende Vorwurf nicht getroffen, der ihm jetzt ge- 
macht werden konnte: die Justiz durch verkehrte Institutionen 
selbst zur widerstandslosen Sklavin der schlechtesten Bestre- 
bungen gemacht zu haben. 

Diese Justizskandale waren es vor allem, welche die Rechts- 
pflege und die betreffenden Einrichtungen der amerikanischen 
Staaten schwer und, soweit es sich um die angedeuteten Fehler 
des Systems der Stellenbesetzung handelt, gewiss nicht mit Un- 
recht diskreditierten. Man muss sich aber — worauf verschiedene 
Kritiker hinweisen ^^^ — davor hüten, ganz Amerika nach den 
Zuständen von New York zu beurteilen, und so auch, überall 
ähnliche Folgen des Systems anzunehmen. Wenn Picot das 
strenge Urteil über die Staatenrichter fällt: « Issus du scrutin 
politique, apres des lüttes, dans lesquelles leur dignite etait com- 
promise, ils sont devenus les serviteurs de la majorite, les obliges 
et .les complices des partis, > so mag dies mehr oder weniger 
zutreffen, doch hat es im allgemeinen « nicht die schlimmen 
Folgen, welche ein europäischer Beobachter zu finden vorbereitet 
ist> (Bryce) ^^). Drei Umstände namentlich sind es, welche die 
Misstände des Systems in der Praxis einigermassen korrigieren: 
Erstens das gleichzeitige Bestehen von Unionsgerichten in den 
Staaten, welche mit wenigen Ausnahmen ein tüchtiges und mo- 
ralisch aufrechtes Richterpersonal besitzen. «Ihre Gegenwart 
trägt dazu bei, die Staatenrichter, mögen sie den Bundesrichtern 
auch persönlich nachstehen, davor zu bewahren, dass sie den 
Sinn für Verantwortlichkeit und Würde, der dem Richteramt 
ansteht, verlieren ; sie hält sogar die Wahlmacher ab, zweifel- 
hafte und notorisch unfähige Leute als Kandidaten aufzustellen^^). > 
Der zweite Umstand ist der Einfiuss der öffentlichen Meinung. 
Während dieselbe weder sehr geneigt noch geeignet ist, der be- 
ruflichen Tüchtigkeit des Kandidaten die gebührende Beachtung 
zu schenken, hat sie im allgemeinen über die moralischen Er- 
fordernisse für das Amt ein so gesundes und scharfes Urteil, 
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dass die Parteikomitees in ihrem eigenen Interesse keine Leute 
von zweifelhaftem Charakter vorschlagen. Der Richter selbst 
aber hat in seiner Stellung die öffentliche Meinung in Gestalt 
der Presse zu fürchten, welche immer bereit ist, an seiner Amts- 
tätigkeit scharfe Kritik zu üben. « Demokratische Theorie, welche 
einen Fehler beging, indem sie das Wahlsystem einführte, macht 
ihn zum Teil wieder gut, indem sie die Richterbank einem Lichte 
von Öffentlichkeit aussetzt, das auch dort Rechtschaffenheit als 
die beste Politik erscheinen lässt.» Ausser diesen beiden Mo- 
menten legt Bryce namentlich dem Einfluss der Bar einen hohen 
Wert bei, wenn dieselbe auch nicht mehr die glänzende Rolle 
spiele wie in frühern Zeiten. Der Advokatenstand ist meist in 
den Parteikomitees vertreten oder besitzt Einfluss auf dieselben. 
«Nun haben Advokaten nicht nur eine fachmännische Abneigung 
dagegen, das Gesetz unfähigen Händen anzuvertrauen, jenes Ge- 
fühl von Widerwillen, das der geschickte Maurer empfindet, 
wenn er schlecht gefügte Mauern sieht, sondern sie haben auch 
ein persönliches Interesse daran, die richtigen Leute für die Be- 
urteilung ihrer Plaidoyers zu bekommen.» Infolgedessen über- 
wiegt bei den Mitgliedern der Bar meist das Berufsinteresse das 
der Partei, und dieselbe legt sich bei Richterwahlen zum Vorteil 
des Richterstandes oft ins Mittel und verspricht dieser oder jener 
Partei ihre Unterstützung, wenn dieselbe geeignetere Kandidaten 
als die andern aufstellt. So führt Bryce als Beispiel an, dass 
vor einigen Jahren, als die republikanische Partei in New York 
ungeeignete Leute als Richter vorschlug, eine Anzahl hervor- 
ragender ihr angehörender Advokaten die demokratische Partei 
veranlasste, bessere Kandidaten aufzustellen und zu deren 
Gunsten einen Aufruf erliess, was ihre Wahl zur Folge hatte. 
Wenn nun auch diese Umstände nach dem genannten Schrift- 
steller viel dazu beitragen, die schlechten Folgen des Systems 
zu verringern, so dass — wie er versichert — Korruption und 
Parteilichkeit bei den Staatenrichtern heute nicht häufig sind, so 
vermögen sie doch nicht dem Übelstande abzuhelfen, dass die 
berufliche Kapazität derselben selten über die Mittelmässigkeit 
hinausragt und sie in dieser Hinsicht meist unter den praktizie- 
renden Advokaten stehen. Die Hauptschuld hieran tragen ausser 
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den besprochenen Mängeln in der Bestellung der Gerichte die 
relativ sehr geringen Besoldungen. Es bestehen denn auch in 
dieser Beziehung sehr bedeutende Unterschiede im Richter- 
personal zwischen Staaten, welche die Unabsetzbarkeit oder eine 
ihr ziemlich gleichkommende sehr lange Amtsdauer haben (wie 
z. B. Pennsylvanien), ferner solchen, welche ihre Richter gut 
besolden, und den andern, bei denen dies nicht der Fall ist. 

Schon oben ist darauf hingewiesen worden, dass seit etwa 
drei Dezennien die Tendenz zum Vorteil der Rechtspflege dahin 
geht, bei der Bestellung der Gerichte dem Grundsatz der richter- 
lichen Unabhängigkeit wieder mehr Geltung zu verschaffen. Es 
wäre allerdings verkehrt, von der Zukunft eine allgemeinere 
Rückkehr zur früheren Wahlart oder gar zur Anstellung during 
good behaviour zu erwarten. Wie ein kompetenter Kenner der 
Verhältnisse mitteilt, «glauben trotz einzelner schlechter Erfah- 
rungen die Staaten, in denen die Wahl der Richter durch das 
Volk eingeführt ist, weder weniger fähige, noch weniger reine 
Richter zu haben als die andern, und deutet nichts darauf hin, 
dass eine Reaktion sich anbahne; vielmehr sind die Angriffe der 
Gegner sowohl weniger häufig wie weniger heftig geworden ^^)». 
Es scheint somit, dass die natürlichen Mängel des herrschenden 
Wahlsystems, wohl zum grossen Teil infolge einsichtigerer, mass- 
vollerer Wahlpraxis, sich in neuerer Zeit erfreulicherweise nicht 
allzusehr fühlbar machen. Wo dies aber anders sein sollte, wo 
sich dauernde Übelstände, wie die oben geschilderten zeigen 
sollten, da kann man nur wünschen, dass das Zeugnis, das Bryce 
der amerikanischen Nation ausstellt, sich bewahrheite: «Das 
amerikanische Volk ist bisweilen verwegen in seinen politi- 
schen Experimenten, aber es besitzt einen Fonds von gesundem 
Menschenverstand, welcher es gegen die Resultate derselben nicht 
blind werden lässt, sondern stets bereitwilUg macht, seine früheren 
Beschlüsse in Wiedererwägung zu ziehen » ^^). 
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Anhang. 

§ 16. Andere amerikanische Republiken. 

Auf die Bestellung der Gerichte in den übrigen Republiken 
des amerikanischen Kontinents näher einzutreten, kann nicht 
im Rahmen dieser Arbeit liegen. Es wäre dies übrigens 
bei der Schwierigkeit der Materialbeschaffung kaum möglich 
und überdies bei den zum Teil noch sehr ungefestigten politi- 
schen und staatsrechtlichen Zuständen mancher dieser Staaten 
von fraglichem Wert. Immerhin mag es für die allgemeine 
Würdigung der verschiedenen Systeme praktischer Lösung un- 
serer Frage nicht nutzlos sein, wenigstens bezüglich einiger der 
grossen und wichtigen Republiken festzustellen, welches davon 
sie gewählt haben. Und da begegnen wir der Tatsache, dass 
mehrere derselben nach dem Vorbilde europäischer Verfassungen 
oder derjenigen der Vereinigten Staaten die richterliche Unab- 
setzbarkeit in ihr Verfassungsrecht aufgenommen haben, wenn 
dieselbe auch bei den häufigen politischen Wirren und Umw^äl- 
zungen oft genug nur auf dem Papier stehen mag ^'^). So die 
Bundesstaaten Brasilien und Argentinien, wo der Präsident mit 
Zustimmung des Senats die Richter ernennt, für die Bundes- 
tribunale; Brasihen statuiert die Inamovibilität auch für die unteren 
Gerichte mit Ausnahme der Friedens- und Gemeinderichter. Ferner 
besteht dieselbe auch in Chile und Columbien, wo der Präsident 
die Richter ernennt, für sämtliche Gerichte. In Mexiko dagegen, 
wo der höchste Gerichtshof des Bundes durch die Deputierten- 
kanimer, die Distriktsgerichte dagegen durch die Exekutive auf 
Vorschlag des höchsten Gerichts gewählt werden, erfolgt die 
Wahl dieser Gerichte auf sechs Jahre ^^). 



Drittes Kapitel: 
Die sch^sveizerische Eidgenossenschaft. 



Erster Abschnitt: Das Bundesgericht ^). 
§ 17. Das Bundesgericht von 1848. 

Solange die Eidgenossenschaft ein blosser Staatenbund war, 
d. h. — wenn wir von der Zeit der Helvetik und der Mediation 
absehen — bis zum Jahr 1 848, kannte sie eine besondere Bundes- 
behörde zur Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den Bundes- 
gliedern oder ihren Angehörigen nicht, sondern dieselben wurden 
durch Schiedsgerichte erledigt, die man für den einzelnen Fall 
nach bestimmten Regeln bildete, und die nicht in den Kreis 
unserer Betrachtung fallen. Vorübergehend war diese Einrich- 
tung während der Zeit der Helvetik aufgehoben, wo für den 
helvetischen Einheitsstaat ein oberster Gerichtshof bestand; wir 
werden auf die Gerichtsorganisation der Helvetik bei den kan- 
tonalen Gerichten näher eintreten, da sie dort für die spätere 
Entwicklung eine gewisse Bedeutung erlangte, was im Bunde 
weniger der Fall war. Dass für den neuen Bundesstaat die Ein- 
richtung der Schiedsgerichte unzulänglich sei, dass man für ihn 
vielmehr eine selbständig organisierte richterliche Gewalt schaffen 
müsse, darüber herrschte 1848 keine Meinungsverschiedenheit 2); 
weniger einig war man in betreff der Kompetenzen des neuen 
Gerichtshofes. Hier überwog die Ansicht, dass man dieselben 
im wesentlichen nach den Fällen festzusetzen habe, die früher 
Anlass zu Schiedssprüchen gegeben hatten. So wurde bestimmt, 
dass das Bundesgericht zuständig sein solle (Art. 101 — 106 
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B. V. 1848): Für zivilrechtliche Streitigkeiten zwischen Kan- 
tonen, dem Bund und einem Kanton, ferner zwischen dem Bund 
als Beklagten und Privaten oder Korporationen als Klägern bei 
einem Streitwert von beträchtlichem, durch die Bundesgesetz- 
gebung zu bezeichnendem Betrage, endlich für die Streitigkeiten 
über Heimatlosigkeit. Es hatte ferner die Beurteilung von Streitig- 
keiten zu übernehmen, wenn es von beiden Parteien angerufen 
wurde und der Streitwert ebenfalls eine bestimmte Höhe erreichte. 
Im übrigen wurde der Gesetzgebung überlassen, auch andere 
Zivilsachen in die Kompetenz des Bundesgerichtes zu legen. 
Durch das Organisationsgesetz von 1849 wurde es als einzige 
Instanz zuständig erklärt für Schadenersatzklagen, welche aus 
Verbrechen entspringen und nicht vom Assisen gericht erledigt 
sind (Art. 47 Ziff. 5), femer für Streitigkeiten, welche ihm die 
Gesetzgebung eines Kantons mit Genehmigung der Bundes- 
versammlung zuweist (Art. 47 Ziff. 7 = Art. 31 O. G. 74 u. 
Art. 52 O. G. 93). Die Gesetzgebung übertrug ihm in der Folg'e 
auch die Expropriationsstreitigkeiten in Eisenbahnsachen und die 
Begehren betreffend Scheidung gemischter Ehen, die tatsächlich 
bald die Hauptgegenstände seiner Tätigkeit bildeten. Es wurde 
jedoch nicht nur als Zivil-, sondern auch als Strafgericht auf- 
g-estellt, und zwar sind seine verfassungsmässigen Kompetenzen 
als solches bis heute materiell unverändert geblieben (Art. 104 
B. V. 48 = Art. 112 B. V. 74). Es urteilt mit Zuziehung von 
Geschworenen, welche über die Tatfrage absprechen : über 
Hochverrat gegen die Eidgenossenschaft, Aufruhr und Ge- 
walttat gegen die Bundesbehörden ; über Verbrechen und Ver- 
g"ehen gegen das Völkerrecht; über politische Verbrechen und 
Vergehen, die Ursache oder Folge von Unruhen sind, durch 
welche eine bewaffnete eidgenössische Intervention veranlasst 
worden ist; in Fällen, wo von einer Bundesbehörde die von ihr 
ernannten Beamten ihm zur strafrechtlichen Beurteilung über- 
wiesen werden. Die Gesetzgebung hat die strafgerichtliche Kom- 
petenz des Bundesgerichtes mehrfach erweitert (Art. 49 Ziff. 4 
O. G. 49 = Art. 33 O. G. 74 u. Art. 106 O. G. 93, ferner na- 
mentlich Art 125 u. 145 O. G. 93). Eine staatsrechtliche Gerichts- 
barkeit besass es vorerst nur in ganz unbedeutendem Masse : es 
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wurde nämlich bestimmt, dass es über Verletzung der durch die 
Bundesverfassung garantierten Rechte zu urteilen habe, wenn 
die Bundesversammlung ihm diesbetreffende Klagen überweise, 
was ein einziges Mal geschehen ist^). 

Mit der geringen Ausdehnung des Gebiets der Bundesrechts- 
pflege stand die wenig vollkommene Organisation des Gerichtes 
(Art. 95 ff. B. V. 48) in engem Zusammenhang. Vor allem war 
jene nicht ausreichend, um die Schaffung von Berufsrichterstellen 
zu veranlassen, so dass die Bundesrichter kantonale Ämter be- 
kleiden oder irgend einen Privatberuf betreiben, sowie auch Mit- 
glieder der Bundesversammlung sein konnten; einzig die Stelle 
eines Mitgliedes des Bundesrates oder eines von ihm gewählten 
Beamten war mit der eines Bundesrichters unvereinbar. Das 
Gericht bestand aus elf Mitgliedern und ebensoviel Ersatzmännern, 
welche jeweils nach der Gesamterneuerung des Nationalrates von 
der vereinigten Bundesversammlung auf drei Jahre, der Präsident 
und Vizepräsident aus der Mitte des Gerichtes auf ein Jahr, ge- 
wählt wurden. Als wählbar wurde jeder Schweizerbürger er- 
klärt, der in den Nationalrat wählbar sei. Die Kanzlei wurde 
vom Gericht bestellt. Die Mitglieder des Gerichtes wurden durch 
Taggelder entschädigt. Die Wahl des jeweiHgen Sitzungsortes 
blieb dem Gericht überlassen; nur die ordentliche Jahressitzung 
musste in Bern stattfinden. 



§ 18. Die heutige Organisation und Bestellung 
des Bundesgerichts. 

Die Bundesverfassung von 1874 (Art. iio — 114) brachte auf 
zivil- und staatsrechtlichem Gebiet verschiedene prinzipielle Ände- 
rungen und eine sehr bedeutende Erweiterung der Zuständigkeit 
des Bundesgerichtes. Seine erst- und letztinstanzliche Kompetenz 
wurde nunmehr auch auf Zivilstreitigkeiten von bestimmtem er- 
heblichem Streitwert zwischen Kantonen einerseits, Korporationen 
und Privaten andererseits ausgedehnt, sofern es von einer Partei 
angerufen wird. Neben den Streitigkeiten über Heimatlosigkeit 
wurden Bürgerrechtsstreitigkeiten zwischen Gemeinden ver- 
schiedener Kantone seiner Kognition unterstellt. Durch die Gesetz- 



gebung ist ihm ausserdem (nach Art. 1 1 4 B. V.) eine grössere 
Anzahl anderer Zivilstreitigkeiten zur erst- und letztinstanzlichen 
Beurteilung überwiesen worden (namentlich z. B. solche aus dem 
Eisenbahnwesen: O. G. 74 Art. 28, O. G. 93 Art. 50). Die be- 
deutendste Erweiterung seiner zivilgerichtlichen Kompetenzen 
lag aber darin, dass, da die neue Verfassung ein grosses, seither 
noch mehrfach erweitertes Gebiet des Zivilrechtes in die Kom- 
petenz des Bundes legte, sich nunmehr die Notwendigkeit ergab, 
das Bundesgericht auf dem Gebiet des Bundesprivatrechtes in 
gewissem Umfang zur Berufungsinstanz über den kantonalen 
Gerichten zu machen, um dem einheitlichen Recht einheitliche 
Anwendung zu sichern (vgl. Art. 114 i. f. B. V., Art. 29 f. 
O. G. 74, Art. 56 ff. O. G. 93). Seit 1893 ist es auch Kassations- 
instanz für die nach eidgenössischem Recht zu entscheidenden, 
nicht appellierbaren Streitigkeiten, sofern die kantonalen Gerichte 
statt des eidgenössischen kantonales oder ausländisches Recht 
angewendet haben (Art. 89 O. G.). Endlich ist das Bundesgericht 
noch in einigen zivilrechtlichen Materien als Beschwerdeinstanz 
gegenüber den Entscheiden eidgenössischer und kantonaler Be- 
hörden aufgestellt worden (Art. 55, 86—88, O. G.). 

Nicht minder wichtig war die Erweiterung seiner Kompe- 
tenzen auf staatsrechtlichem Gebiet, «eine der schönsten und 
grössten Errungenschaften der Bundesverfassung von 1874»^). 
Nach Art. 113 B. V. urteilt es nunmehr über: Kompetenzkon- 
flikte zwischen Bundes- und Kantonsbehörden; Streitigkeiten 
staatsrechtlicher Natur zwischen Kantonen ; Beschwerden betref- 
fend Verletzung verfassungsmässiger Rechte der Bürger, sowie 
solche von Privaten wegen Verletzung von Konkordaten und 
Staatsverträgen. Vorbehalten bleiben die staatsrechtlichen Streitig- 
keiten, welche durch die Gesetzgebung der Entscheidung des 
Bundesrates resp. (in zweiter Instanz) der Bundesversammlung 
unterstellt sind. Das Bundesgericht ist in der Ausübung seiner 
staatsrechtlichen, wie übrigens auch seiner zivil- und strafrecht- 
lichen Gerichtsbarkeit an die von der Bundesversammlung er- 
lassenen Gesetze und allgemein verbindlichen B^chlüsse, sowie 
die von ihr genehmigten Staatsverträge gebunden ^). Die nähere 
Festsetzung der durch Art. 113 statuierten Kompetenzen ent- 
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halten die Art. 56 — 59 O. G. 74, 175—178 O. G. 93 (1893 wich- 
tige neue Kompetenzen : Entscheidung über die Anwendung von 
Art. 43 partiell, 45, 49, 50 B. V.). 

Diese wichtigen Änderungen machten naturgemäss die Um- 
wandlung des Gerichtes in ein ständig amtendes Berufsgericht 
notwendig. So bestimmt denn die Verfassung (Art. 108), dass 
die Mitglieder keine andere Beamtung, weder in der Eidgenossen- 
schaft, noch in einem Kanton bekleiden, noch irgend einen andern 
Beruf oder Gewerbe betreiben dürfen. Das jetzige Organisations- 
gesetz von 1893 dehnt diese Bestimmung durch den in etwas 
veränderter Fassung aus dem Gesetze von 1874 herüberge- 
nommenen Zusatz aus, dass sie auch nicht bei Vereinigungen 
oder Anstalten, welche einen Erwerb bezwecken, die Stellung 
von Direktoren oder Mitgliedern der Verwaltung, des Vorstandes 
oder Aufsichtsrates einnehmen dürfen (Art. 3 al. 2) ^). Wahl- 
behörde ist wie früher die vereinigte Bundesversammlung. Auch 
die Wählbarkeitserfordernisse sind die gleichen, d. h. es kann jeder 
Schweizerbürger weltlichen Standes gewählt werden, der das 
zwanzigste Altersjahr zurückgelegt hat und nach der Gesetz- 
gebung seines Wohnsitzkantons nicht vom Aktivbürgerrecht aus- 
geschlossen ist (Art. 108 al. i u. 75 B. V.). Neu wurde 1874 
die Bestimmung aufgenommen: «Bei der Wahl soll darauf Be- 
dacht genommen werden, dass alle drei Nationalsprachen ver- 
treten seien» (Art. 107 B. V.)"^). Die Organisation des Gerichtes, 
die Zahl seiner Mitglieder und Ersatzmänner, deren Amtsdauer 
und Besoldung werden (nach Art. 107 al. 2 B. V.) durch die 
Gesetzgebung festgesetzt ®). 

Was zunächst den Bestand des Gerichtes betrifft, so wird 
dasselbe nach Inkrafttreten des Gesetzes betr. die Vermehrung 
der Zahl der Bundesrichter von 1 904 ^) neunzehn (statt sechszehn) 
Mitglieder und neun Ersatzmänner zählen. Das Gericht zerfällt 
in drei Abteilungen, die eine für die Zivil-, die andere haupt- 
sächlich für die Staatsrechtspflege, die dritte für Schuldbetreibungs- 
und Konkurssachen ; die beiden ersten — unter dem Vorsitz des 
Präsidenten resp. des Vizepräsidenten -^ werden aus acht (statt 
sieben), die dritte aus drei (statt aus dem Vizepräsidenten und 
zwei) Mitgliedern bestehen. Für die Strafrechtspflege existieren 



§ i8 73 

eine Anklagekammer von drei Mitgliedern ; eine Kriminalkanimer 
von drei Mitgliedern ; ein Bundesstrafgericht, bestehend aus den 
Mitg-liedern der Kriminalkammer und zwei weiteren Bundes- 
richtern; ein Kassationshof von fünf Mitgliedern; jeder dieser 
Behörden sind drei Ersatzmänner zugeteilt. Die Strafgerichts- 
behörden und die Schüldbetreibungs- und Konkurskammer müssen 
stets vollzählig besetzt sein ; in den beiden anderen Abteilungen 
haben (auch in Zukunft) je weilen sieben Mitglieder bei den Be- 
ratungen und Abstimmungen mitzuwirken. Für die Verhand- 
lung-en in pleno ist die Anwesenheit von mindestens elf Mit- 
ghedern erforderlich ^^). 

Die Amtsdauer beträgt (seit 1874) sechs Jahre; die Total- 
erneuerung des Gerichtes erfolgt jeweils ein Jahr nach der zweiten 
Gesamterneuerung des Nationalrates (zuletzt im Jahre 1900). 
In der Zw^ischenzeit ledig gewordene Stellen werden bei der 
nächstfolgenden Sitzung der Bundesversammlung für den Rest 
der Amtsdauer wieder besetzt. — Die Vorsitzenden werden auf 
zw^ei Jahre gewählt: der Präsident und der Vizepräsident der 
G-esamtbehörde von der Bundesversammlung, die Präsidenten 
der dritten Abteilung, der Anklagekammer und des Kassations- 
hofes durch das Gericht; die Präsidenten der Kriminalkammer 
und des Bundesstrafgerichts bezeichnet dasselbe für jeden Straf- 
fall. Alle zwei Jahre findet auch die Neubestellung der sämt- 
lichen Abteilungen durch das Gericht statt. 

Die Kanzlei (drei Gerichtsschreiber und neuestens sechs 
Sekretäre und ein Archivar 1^) wird jeweils nach der Gesamt- 
erneuerung des Bundesgerichtes von demselben in geheimer Ab- 
stimmung auf sechs Jahre gewählt. Alle Beamten der Bundes- 
rechtspflege werden vor ihrem erstmaligen Amtsantritt auf ge- 
treue Pflichterfüllung beeidigt. Sie haben am Amtssitz des Ge- 
richtes, d. h. in Lausanne, zu wohnen. 

Im weiteren ist bezüglich der Stellung der Bundesrichter 
noch folgendes zu bemerken : Sie geniessen, wae auch die Bundes- 
gerichtsschreiber, die gleiche private und politische Exterritoria- 
lität, welche den Mitgliedern des Bundesrates und dem eidge- 
nössischen Kanzler eingeräumt ist. Sie bleiben mithin als Privat- 
personen der Hoheit ihres Heimatkantons unterstellt ausser be- 
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züglich des Besitzes von Liegenschaften und indirekter Steuern; 
sie üben auch ihre politischen Rechte daselbst aus. Eine Straf- 
verfolgung kann gegen sie nur mit Bewilligung des Gerichtes 
angehoben werden, eine Verhaftung ohne solche gleichfalls nicht 
stattfinden 12). 

Die Mitglieder des Bundesgerichtes können ihres Amtes nur 
durch richterliches Straf urteil und aus den gesetzlich bestimmten 
Gründen entsetzt werden. Diese sind, soweit es sich um Amts- 
verbrechen und -Vergehen handelt, in dem Gesetze betr. das 
Bundesstrafrecht von 1853 enthalten, und zwar kommen für die 
Beamten der Bundesrechtspflege speziell in Betracht die Art. 
53 litt, a, d, e und 56 desselben: rechtswidrige Annahme von 
Geld für Dienstleistungen, Missbrauch der Amtsgewalt, direkte 
oder indirekte Bereicherung aus amtlichen Funktionen, passive 
Bestechung. Das Gesetz bestimmt als Strafe dieser Vergehen 
Gefängnis ev. (Art. 53) Zuchthaus, womit nach Art. 4 al. 5 
Amtsentsetzung verbunden werden kann. Ferner ist nach Art, 57 
ein Beamter, der durch Vernachlässigung seiner Geschäfte einen 
erheblichen Schaden stiftet oder eine bedeutende Störung in dem 
betreffenden Dienstzweige verursacht, in schwereren Fällen ausser 
mit Geldbusse noch mit Amtsentsetzung zu bestrafen ^^). Die 
Aburteilung solcher auf die amtliche Stellung bezüglicher straf- 
barer Handlungen, soweit sie von Behörden oder Beamten be- 
gangen wurden, welche die Bundesversammlung zu wählen hat, 
erfolgt in besonderem, durch das Gesetz betr. die Verantwortlich- 
keit der eidgenössischen Behörden von 1850 normiertem Ver- 
fahren (Art. 18 ff.): Diesbetreffende Anzeigen, Anträge auf Er- 
hebung einer Kriminalklage oder Beschwerden, welche eine solche 
zur Folge haben können, sind an die Bundesversammlung zu 
richten, worauf vor allem den beteiligten Personen davon Kenntnis 
zu geben und zur Behandlung der Vorfrage über die Erheb- 
lichkeit Tagfahrt anzusetzen ist. Die Entscheidung darüber er- 
folgt nach Anhörung der allfälligen mündlichen oder schriftlichen 
Erklärungen der Beteiligten. Wenn einer der beiden Räte sich 
für Nichterheblichkeit ausspricht und hiebei beharrt, so ist der 
Gegenstand erledigt; haben sich beide für die Erheblichkeit er- 
klärt, so bestellt jeder Rat durch das Los eine Kommission 
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zur näheren Untersuchung der Sache, wobei wiederum die Be- 
teiligten zu hören sind. Wird auf Bericht und Antrag der 
Kommissionen von beiden Räten Erhebung einer Kriminalklage 
beschlossen, so ist der Gegenstand dem Bundesgerichte zu über- 
weisen ; durch diesen Beschluss werden die Angeklagten suspen- 
diert und die Bundesversammlung hat sofort Ersatzmänner zu 
wählen. Dieses Verfahren ist übrigens erfreulicherweise noch 
nie praktisch geworden. 

Das Bundesgericht besitzt nach Art 9 O. G. gegenüber den 
von ihm gewählten Beamten folgende, durch die Art. 37 — 39 
des eben erwähnten Gesetzes statuierte Disziplinarbefugnisse: 
es kann bei fortgesetzter Nachlässigkeit, offenbarer Pflicht- 
versäumnis usw. die Schuldigen mit Verweis, Ordnungsbusse, 
Suspension oder Entlassung bestrafen. Die Anwendung dieser 
Strafen darf aber nur nach vorgängiger Untersuchung und An- 
hörung der Beteiligten, die Entlassung nur durch einen schrift- 
lich motivierten Beschluss der absoluten Mehrheit aller Mitglieder 
der Behörde erfolgen. 

§ 19. Kritische Erörterungen. 

Es sind wesentlich drei Punkte in der jetzigen Bestellung 
des Bundesgerichtes, welche zur Kritik Anlass geben können: 
die Wahlart, die Amtsdauer und die Erfordernisse der Wähl- 
barkeit. Wir wollen zunächst kurz auf den letztgenannten 
eintreten. 

Das schweizerische Staatsrecht stellt bezüglich der Rechts- 
kunde des Bundesrichters, wie wir sahen, gai; keine Requisite 
auf. Es wäre übrigens^ wie Reichel (zu Art. 2 S. 3) bemerkt,, 
schwierig gewesen, dies zu tun, da solche auch für die kantonalen 
Richterstellen nur ausnahmsweise, und für die Ausübung der 
Advokatur ebenfalls weder im Bund noch in allen Kantonen 
bestehen. Solange nicht nach Art. 33 al. 2 der Bundesverfassung 
durch die Bundesgesetzgebung einheitliche Fähigkeitsausweise für 
die Ausübung juristischer Berufsarten in der ganzen Eidgenossen- 
schaft geschaffen sind, wären als solche Erfordernisse höchstens 
etwa aufzustellen : die Erwerbung eines akademischen Grades bei 
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einer schweizerischen juristischen Fakultät oder eines kantonalen 
Befähigungszeugnisses zur Ausübung der Advokatur, und ausser- 
dem eine mehrjährige Praxis als Advokat oder Gerichtsbeamter 
{Richter, Gerichtsschreiber) ; doch wäre dies bei der grossen Ver- 
schiedenheit der betreffenden kantonalen Einrichtungen ohne 
Zweifel eine wenig befriedigende, nur sehr ungleiche Garantien 
für tüchtige Fachbildung der Richter bietende Lösung. Übrigens 
hat wohl nicht diese Schwierigkeit die Aufstellung von bestimmten 
Erfordernissen der Rechtskunde in erster Linie verhindert, sondern 
vielmehr — neben dem Umstände, dass auch die Kantone solche 
meist nicht kennen — die Ansicht, dass dergleichen auf den 
obersten Gerichtshof bezügliche Bestimmungen sich in der Bundes- 
verfassung sehr kleinlich und wie eine Art Misstrauensvotum der 
Wahlbehörde gegenüber ausnehmen würden, als ob man ihr 
nicht die nötige Geneigtheit zutraute, jeweils bei der Besetzung 
dieser wichtigen Stellen die dafür am besten Geeigneten zu 
suchen und nicht die nötige Fähigkeit, sie zu finden. Wir haben 
oben (§ lo) gesehen, dass auch die Schöpfer der nordameri- 
kanischen Unionsverfassung bezüglich des obersten Gerichtshofes 
dieser Ansicht waren, und dort selbst für die durch das Gesetz 
geschaffenen Untergerichte niemals solche Erfordernisse aufge- 
stellt wurden, so dass alle Richter der Union in dieser Hinsicht 
ganz frei ernannt werden. Muss diese «sehr weitgehende Frei- 
heit für die Erlangung einer hohen, ungewöhnlich gut dotierten 
und einfiussreichen Stellung, wie sie in den modernen Staaten, 
auch selbst in manchen (?) Kantonen der Eidgenossenschaft für 
die kantonalen Richterstellen nicht besteht, und die etwas gross- 
artig über alle, bloss formellen Garantien Hinwegschauendes 
hat» 1^), eine «allzu grosse» i^) genannt werden? Die Erfahrung 
dürfte in beiden Staaten keine Beweise hiefür geliefert haben, 
wobei allerdings wohl zu beachten ist, dass es sich in der Schweiz 
nur um den wenig zahlreichen obersten Gerichtshof und auch in 
der Union nur um ein relativ kleines Richterpersonal, bei einer 
Ernennungsweise mit konzentriertesterVerantworthchkeit, handelt. 
Man wird vielmehr im allgemeinen sagen können, dass, wo nur 
wenige oberste Stellen zu besetzen sind und daher eine grosse 
Zahl geeigneter Persönlichkeiten zur Verfügung steht, wo ferner 
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die Besetzung dieser Stellen in den Händen einer mit Personen- 
und Sachkenntnis ausgestatteten Behörde liegt, die Einsicht und 
Verantwortlichkeitsbewusstsein genug besitzt, um die persönliche 
Eignung zu dem Amte ausschlaggebend sein zu lassen, — dass 
da der Mangel bestimmter Fachrequisite in einer demokratischen 
Verfassung kaum von praktischem Nachteil ist und derselben in 
formeller Hinsicht, wie auch das angeführte Zitat es ausspricht^ 
einen gewissen, der Höhe und Wichtigkeit der betreffenden In- 
stitutionen angemessenen grossen Stil verleiht, ja zugleich ein 
schönes Zeugnis bildet für das Zutrauen des über die Verfassung 
beschliessenden Volkes zu seinen Behörden. Wo freilich jene 
Voraussetzungen nicht vorhanden sind, da dürften solche formelle 
Garantien der beruflichen Kapazität im Interesse der Rechtspflege 
ebenso notwendig werden, als sie im andern Falle entbehrlich 
sind; wir werden hierauf bei den kantonalen Verhältnissen noch 
zurückzukommen haben. 

Die PYage, ob die eben genannten Voraussetzungen bezüglich 
der Wahlbehörde in der Schweiz vorhanden seien, führt uns auf 
die Wahlart des Bundesgerichtes. Die Verhältnisse lagen für die 
Festsetzung derselben hier wesentlich anders als in der nord- 
amerikanischen Union; vor allem war eine Wahl durch die oberste 
Exekutivbehörde ausgeschlossen. Während in der Union die voll- 
ziehende Gewalt der ganzen geschichtlichen Entwicklung und den 
in den Einzelstaaten bestehenden Einrichtungen entsprechend in 
die Hände einer einzigen Person gelegt wurde, war in der Eid- 
genossenschaft das Gegenteil, die Aufstellung eines Kollegiums,, 
aus den gleichen Gründen das Gegebene. Damit wäre aber ein 
wesentlicher Vorteil jener Besetzungsart weggefallen, weil schon 
hier keine einheitliche natürliche Verantwortlichkeit des Wäh- 
lenden mehr bestanden hätte, ^andererseits hätte die Wahl durch 
die Exekutive die prinzipiell akzeptierte, wenn auch nur sehr 
unvollkommen in der Verfassung verwirklichte Trennung der Ge- 
walten gerade in demjenigen Teil eingeschränkt, wo historisch 
und praktisch ihre grösste Bedeutung liegt, nämlich in der Un- 
abhängigkeit der Justiz von der Regierung, und dieser schwere 
Nachteil wäre nicht wie in der Union durch die gänzliche Un- 
abhängigkeit des einmal Gewählten aufgehoben worden, da — 
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wie wir im folgenden sehen werden — die lebenslängliche An- 
stellung nicht ernsthaft in Betracht kam. So gelangte man zur 
Wahl des Gerichtes durch das Parlament, und zwar die vereinigte 
Versammlung beider Räte. Die Wahl durch einen derselben 
allein kam nicht, wie es z. B. in der Union bezüglich des Senats 
der Fall gewesen war, in Frage, da es sich hier nicht um ein 
Zweikammersystem handelte, bei welchem die eine Kammer nach 
älterem Vorbild der anderen in gewisser Hinsicht übergeordnet 
wurde, sondern man in der Schweiz vielmehr aus den gleichen 
Gründen, welche hier überhaupt zum Zweikammersystem geführt 
hatten, ängstlich darauf bedacht war, weder der Vertretung des 
ganzen Volkes, noch der der einzelnen Stände (abgesehen von 
dem natürlichen, rein äusserlichen Rangvorzug der ersteren) 
irgend ein Übergewicht einzuräumen.^^) 

Neben der besprochenen Wahlart durch die Exekutive und 
der jetzigen hätte noch die direkte Wahl durch das Volk in 
Frage kommen können. Dieselbe würde die weitestgehende Durch- 
führung des demokratischen Prinzips darstellen und wäre auch, 
vom Gesichtspunkte der Gewaltentrennung aus betrachtet, zweifel- 
los die prinzipiell richtigste Lösung, indem sie die richterliche 
Gewalt von den beiden andern wenigstens formell ganz unab- 
hängig machte ; aber diesem Vorzug gegenüber stehen die grossen 
Mängel der Volkswahl, die oben schon zu besprechen waren i"^). 
Alle diese Mängel: die Un Verantwortlichkeit des Wahlkörpers, 
das Fehlen der nötigen Personenkenntnis bei den Wählern und 
die dadurch notwendig eintretende Beherrschung der Wahlen 
durch private und unverantwortliche Personen und Vereini- 
gungen, vielleicht sogar gewerbsmässige « Politiker » ; die gerade 
in der Schweiz nicht allzufern liegende Wahrscheinlichkeit, dass 
partikuläre Interessen eine un verhältnismässige Bedeutung er- 
langen ; die Umtriebe und Zufälligkeiten der Wahl selbst — 
das alles könnte bei einem nach Hunderttausenden zählenden 
Wahlkörper nicht ohne bedeutende Folgen bleiben. Ausserdem 
muss darauf hingewiesen werden, dass auch der Vorzug grösserer 
Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt, für die es übrigens 
weit einfachere und sicherere Garantien gibt, leicht tatsächlich 
illusorisch werden könnte; natürlich würden vielerorts die Mit- 
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glieder der Bundesversammlung die Wahlleitung in die Hand 
nehmen, und so könnte unter Umständen der Fall eintreten, dass 
faktisch die Bundesversammlung selbst das Bundesgericht wählte, 
wie in Nordamerika der Präsident tatsächlich während einer sehr 
langen Zeit vom Kongresse gewählt wurde ^^). So lässt sich 
wohl, namentlich an Hand der in den Vereinigten Staaten mit 
sehr grossen Wahlkörpern gemachten Erfahrungen, mit Sicher- 
heit sagen, dass die Volkswahl des Bundesgerichtes nicht zum 
Vorteil der nationalen Rechtspflege gereichen und einen Fort- 
schritt gegenüber der jetzigen Wahlart bedeuten würde. Die 
Frage dürfte übrigens, nachdem das Volk schon die weit dis- 
kutablere direkte Wahl der obersten Exekutivbehörde mit grosser 
Mehrheit verworfen hat, nicht so bald praktisch werden. 

Was die Resultate der jetzigen Wahlart betrifft, so ist klar, 
dass auch hier die früher (§ lo Anm. 21) angeführten Mängel 
einer Wahl durch das Parlament nicht fehlen und auch gelegent- 
lich zutage treten ^^), Doch kann darüber kein Zweifel bestehen, 
dass die Wahlen der Bundesversammlung im allgemeinen ein 
vortreffliches, der hohen und schwierigen Mission des Bundes- 
gerichtes gewachsenes Richterpersonal geliefert haben 20). Die 
jetzige Wahlart muss somit, wenn man die in Frage stehenden 
Staatseinrichtungen in ihrem Zusammenhang in Betracht zieht, 
als die für die Schweiz bestmögliche bezeichnet werden ^i). 

Was die nicht minder wichtige Frage der Amtsdauer betriflft, 
so erscheint es begreiflich, dass man angesichts der spärlichen 
Kompetenzen, die das Bundesgericht von 1848 erhielt, wenig 
darauf bedacht war, demselben möglichste Unabhängigkeit und 
damit der Rechtsprechung möglichste Unparteilichkeit zu garan- 
tieren und so etwa nach dem Vorbilde der Vereinigten Staaten 
lebenslängliche Richterstellen zu schaffen. Ausserdem wäre die 
politische Strömung jener Periode dieser Einrichtung so ungünstig 
als möglich gewesen. Die Bewegung der Dreissigerjahre, welche 
das Prinzip der Volkssouveränität in der Schweiz zu allgemeiner 
und dauernder Herrschaft gebracht hatte und in der bisherigen, 
für alle Staatsämter unterschiedslos bestehenden Lebenslänglich- 
keit oder sonst sehr langen Amtsdauer auf Grund der Erfahrung 
eine die Bildung vom Volk unabhängiger Gewalten begünstigende, 
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also mit dem neuen Grundsatz im Widerspruch stehende Ein- 
richtung sehen musste, hatte diese kurzerhand beseitigt und zwar 
mit zwei einzigen Ausnahmen ^2), ohne dabei einen Unterschied 
zwischen den Organen der verschiedenen Gewalten zu machen. 
An die Stelle der langen Amtsdauern waren relativ sehr kurze 
getreten, und so kam auch für das Bundesgericht etwas anderes 
nicht in Frage. Bei der Neuordnung von 1874, die, wie im 
Vorhergehenden dargelegt wurde, entsprechend der durch die 
neuen Kompetenzen so sehr erhöhten Bedeutung der ganzen 
Institution, namhafte Verbesserungen in der Organisation der- 
selben brachte, wurde dann allerdings ein Fortschritt in bezug 
auf die Sicherung der richterlichen Unabhängigkeit gemacht, 
indem man die bisherige Amtsdauer verdoppelte ^3). 

Was nun den tatsächlichen Erfolg in diesem Punkte betriflft, 
so ist allgemein anerkannt worden: Wenn man bei der Fest- 
setzung der beschränkten Amtsdauer für die Bundesrichterstellen 
in die Wahlbehörde das Vertrauen setzte, sie werde ihr Wahl- 
recht nicht dazu missbrauchen, die Rechtsprechung des Gerichtes 
in bestimmter Richtung zu beeinflussen und derselben damit die 
wertvollste Eigenschaft, die Unparteilichkeit, rauben, so ist durch 
die Erfahrung dieses Vertrauen vollauf gerechtfertigt worden. 
Stete Wiederwahl der im Amte stehenden Richter und daraus 
hervorgehende faktische Lebenslänglichkeit ihrer Stellung ist in 
der Praxis die bis jetzt u. W. ausnahmslose Regel geworden ^^). 
Es dürfte ferner kaum je der ernsthafte Vorwurf lautgeworden 
sein, dass in bestimmten Fällen das Bundesgericht sich in seiner 
Rechtsprechung von dieser Seite her habe beeinflussen lassen 
oder dass eine solche Beeinflussung versucht worden sei. So 
finden wir hier eine Praxis, die den beteiligten Behörden zur 
höchsten Ehre gereicht ^5). Allein trotzdem, dass die Bundes- 
versammlung ihr Wahlrecht in einer Weise ausübt, die eine 
wertvolle tatsächliche Garantie für die Unparteilichkeit des Ge- 
richtes bildet, kann man sich doch fragen, ob die gegenwärtige 
Regelung der Amtsdauer die beste Lösung der Frage darstelle, 
oder ob nicht auch in der Schweiz — wenigstens seit der Neu- 
ordnung von 1874 — schwerwiegende Gründe für die Einführung 
der richterlichen Inamovibilität vorhanden wären. Diese Art der 



§ 19 8i 

Anstellung wurde übrigens 1874 nicht völlig ausser acht gelassen. 
Die bundesrätliche Botschaft zum Organisationsgesetze führte 
bezüglich der Amtsdauer folgendes aus : «Was die vorgeschlagene 
Amtsdauer von sechs Jahren .... betrifft, so hat es dem Bundes- 
rate geschienen, dass sie sich für eine richterliche Behörde, in 
welcher eine gewisse Stabilität unuiji gänglich notwendig ist, recht- 
fertige. Die Vereinigten Staaten haben für ihre bundesgericht- 
liche Magistratur das Prinzip der Lebenslänglichkeit angenommen. 
Allein dieses Prinzip, das ebenfalls durch die Gesetzgebung 
mehrerer (richtig: vieler oder: der meisten !) grosser Staaten an-' 
erkannt ist, würde sich nur schwer mit unseren Sitten und poli- 
tischen Institutionen vertragen. Indessen erachtet der Bundesrat, 
dass zwischen einer Ernennung auf Lebenszeit und einer solchen 
auf drei Jahre eine mittlere Dauer zu wählen bleibe . . . .> ^6^ Es 
kann sich hier nicht darum handeln, ein definitives Urteil darüber 
abzugeben, ob die Einführung der Unabsetzbarkeit für die 
schweizerischen Bundesrichter zweckmässig wäre oder nicht; der 
Entscheid hierüber würde eine auf umfassende eigene Anschauung 
und Erfahrung gegründete genaue Kenntnis der in Frage kom- 
menden Staatseinrichtungen und ihrer praktischen Bewährung 
erfordern. Nachdem wir aber im Vorhergehenden einen guten 
Teil der Geschichte der Inamovibilität kennen gelernt und ge- 
sehen haben, welche Bedeutung ihr in vielen republikanischen 
wie monarchischen Staaten zukommt, und wie hoher Wert ihr 
von hervorragenden Juristen und Staatsmännern beigemessen 
wird, dürfte es immerhin am Platze sein, die Frage nicht ganz 
un erörtert zu lassen, sondern auf die hauptsächlichsten* Momente 
hinzuweisen, welche in der Schweiz für oder gegen diese Ein- 
richtung geltend gemacht werden können. 

Zunächst ist es ja eine fast banale Wahrheit, dass eine 
Demokratie nicht bestehen kann ohne die Herrschaft des Gesetzes 
(im weitesten Sinne). «Das Gesetz ist das Bollwerk der Freiheit, 
die Achtung vor dem Gesetz die einzige, in der Republik mög- 
liche Garantie für die Unabhängigkeit des Einzelnen 2*7) ». Dem- 
zufolge wird da, wo diese einzige formelle Autorität ihr Ansehen 
verliert, wo ihre Herrschaft, weil sie schlecht gehandhabt wird^ 
abnimmt, gleichzeitig eine Hauptgrundlage dieser Staatsform, die 
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für sie nicht weniger wesentlich ist als die Volkssouveränität, 
zerstört. Die richtige, d. h. namentlich die unparteiische Hand- 
habung des Gesetzes im Streitfall, die Hauptaufgabe der Justiz^ 
ist somit von höchster Wichtigkeit für den demokratischen Staat, 
und derselbe handelt seinem eigensten Interesse zuwider, wenn 
er nicht alle hiefür möglichen Garantien schaiFt. Die Unpartei- 
lichkeit der Rechtsprechung aber ist bedingt durch ihre Unab- 
hängigkeit, und diese zu sichern, dazu ist — wie sich aus dem 
Vorhergehenden zur Genüge ergeben dürfte — keine andere 
staatsrechtliche Einrichtung in dem Masse geeignet wie die An- 
stellung der Richter auf Lebenszeit. 

Diese allgemeine Erwägung erlangt für die Schweiz noch 
besonderes Gewicht durch den Umfang und die Bedeutung, 
welche der Geschäftskreis des Bundesgerichtes besitzt. Der et- 
waige Einwand, dass in der Eidgenossenschaft der richterlichen 
Gewalt bei weitem nicht die gleiche Bedeutung zukomme wie 
etwa in der Union 28), und schon aus diesem Grund eine so 
anormale Einrichtung wie die Inamovibilität nicht gerechtfertigt 
erscheine — dieser Einwand trifft zwar für die Vergangenheit, 
für die Gegenwart aber, wie gleich zu zeigen ist, nur in geringem 
Masse zu. Überdies stehen wir in der Schweiz hierin wohl eher 
noch im Anfang der Entwicklung : Die Jurisdiktion des feundes- 
gerichtes wird in Zukunft voraussichtlich noch in manchen und 
wichtigen Punkten eine bedeutende Ausdehnung erfahren 2^) ; es 
liegt ja überhaupt eine starke, d. h. sorgfältig ausgebildete und 
unabhängige richterliche Gewalt im Interesse jeder demokratischen 
Republik ^^). Aber schon heute sind die Aufgaben des Bundes- 
gerichtes derartige, dass seine Bedeutung im Staatsorganismus 
verhältnismässig wenig mehr hinter der der Unionsgerichte zurück- 
stehen dürfte. 

Mit Recht ist von ihm gesagt worden, es sei ein Gerichtshof, 
ausgerüstet mit so ausgedehnten und verschiedenartigen Kom- 
petenzen, wie vielleicht kein anderer Gerichtshof zivilisierter 
Staaten ^i). Einzelne Zweige der bundesgerichtlichen Judikatur 
würden nun freilich für sich allein die Einführung der Inamovibili- 
tät kaum genügend rechtfertigen, da dort die Unabhängigkeit 
der Rechtsprechung durch die Organisation der Rechtspflege im 
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allg-emeinen und einzelne besondere diesbetrefFende Massregeln ^2) 
hinreichend gesichert erscheint. Hieher dürften die zahlreichen 
zivilrechtlichen Berufungen, die Streitigkeiten zwischen Kan- 
tonen, zwischen Kantonen und Privaten oder Korporationen etc. 
gehören. Von anderen Gebieten der Bundesrechtspflege dagegen 
kann nicht dasselbe gesagt werden. Hierher sind zu rechnen 
alle zivil- und öffentlichrechtlichen Streitigkeiten, bei denen in 
irgend einer Form der Bund Partei ist. Mit zwingender Gewalt 
drängt sich hier der Gedanke auf, dass in solchen Streitfällen 
erst dann die Unparteilichkeit des Gerichtes bestmöglich gesichert 
erscheine, wenn die eigenen Richter des Bundes — gleichzeitig 
die höchsten Richter des Landes, deren Entscheid nicht weiter 
angefochten werden kann — gegenüber den anderen Bundes- 
behörden so unabhängig als möglich gestellt seien. Ist dies nicht 
der Fall, so werden dem Bund günstige Entscheide, namentlich 
in w'ichtigen Fällen, leicht ein gewisses Misstrauen gegenüber 
der Rechtsprechung erzeugen, hervorgehend aus dem nahe- 
liegenden Gedanken, Richter, die abhängig seien, werden sich 
eben hierdurch in ihrem Urteil beeinflussen lassen. Umgekehrt 
ist es ein grosser Vorteil der Inamovibilität, dass sie bei den 
Rechtsuchenden ein Zutrauen zur Justiz schafft, das auch durch 
ungünstige Urteile nicht so leicht erschüttert wird, weil die Be- 
troffenen sich sagen müssen, dass nicht besser für ein unpar- 
teiisches Gericht gesorgt werden konnte ^3). 

Ein anderes Gebiet der Bundesrechtspflege, für welches die 
Unabsetzbarkeit von besonderem Werte sein dürfte, ist das der 
staatsrechtlichen, vor allem der verfassungsrechtlichen Streitig- 
keiten. Wenn ein Staat die Entscheidung von Streitfällen dieser 
Art einer richterlichen Behörde überträgt, so geschieht dies 
offenbar in der Absicht, dieselbe auf streng rechtliche Basis zu 
stellen und von politischen und Zweckmässigkeitser wägungen 
unabhängig zu machen ^^); wenn nun aber die Mitglieder dieses 
Gerichtshofes vom Parlament abhängig sind, so liegt die Gefahr 
nahe, dass in wichtigeren Fragen, namentlich in politisch be- 
wegten Zeiten, die Parteipolitik wieder in diese Gebiete, die man 
ihr entziehen wollte, hin einspielt 3^). Vor allem könnte so der 
wertvolle Schutz, welchen die Gerichtsbarkeit des Bundesgerichtes 
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den verfassungsmässigen Rechten der einzelnen Bürger und der 
Minoritätsparteien gewährt, leicht illusorisch werden ^^) ; dieselbe 
erstreckt sich allerdings nur auf kantonale Verfügungen und Er- 
lasse, aber es sind ja Fälle genug denkbar, in denen die Räte 
ihren Einfluss auf das Gericht zugunsten einer ungerechten kanto- 
nalen Massregel geltend machen könnten. Es mag hier auch 
gleich dem Einwände begegnet werden, eine derartige Unab- 
hängigkeit des Bundesgerichtes vom Parlament erscheine über- 
flüssig und unlogisch, da ja dasselbe ohnehin an die Akte der 
gesetzgebenden Gewalt (übrigens mit Ausnahme der nicht all- 
gemein verbindlichen Bundesbeschlüsse) gebunden sei. Der Ein- 
wand erscheint nicht als stichhaltig, sobald man sich erinnert, 
dass im Bunde direkte Volksgesetzgebung (zurzeit wenigstens 
Verfassungsreferendum und -Initiative und fakultatives Gesetzes- 
referendum) besteht. Das Bundesgericht kann leicht in den 
Fall kommen, eine Verfassungsbestimmung anzuwenden, die die 
Bundesversammlung verwarf resp. dem Volke zur Verwerfung 
empfahl, oder eine Gesetzesvorschrift, die dieselbe erfolglos durch 
eine andere ersetzen wollte. Es ist ja nicht zu befürchten, dass 
das Parlament je in einem solchen Pralle versuchen würde, durch 
entsprechende Ausübung seines Wahlrechtes seiner Meinung 
gegenüber dem Volksentscheid zum Siege zu verhelfen; aber 
immerhin lässt die Einführung und der Ausbau der Volksgesetz- 
gebung im Bunde prinzipiell auch eine weitergehende Durch- 
führung der Gewaltentrennung- geboten erscheinen: Wo das Recht 
direkt vom Volke gesetzt wird, soll auch seine Anwendung in 
keiner Weise vom Parlament abhängig sein ^'^). Dieses Ziel wäre 
allerdings, wie früher erwähnt wurde, auch durch die Volkswahl 
des Bundesgerichtes zu erreichen ; da dieselbe aber aus anderen 
triftigen Gründen nicht zu empfehlen ist, so könnte hier die Ina- 
movibilität eine geeignete und wertvolle Ergänzung spezifisch 
demokratischer Einrichtungen werden. 

Was nun die Gründe betrifft, welche gegen ihre Einführung 
sprechen, so wird wenigstens der Einwand, dass sie mit der 
Volkssouveränität unvereinbar sei, heute kaum mehr im Ernste 
erhoben werden. Aus dem, was im allgemeinen Teil (§§ i und 3) 
über die beiden Prinzipien zu sagen war, ergibt sich, dass die- 
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selben sich mit einander wohl vertragen, und der praktische Be- 
weis hievon ist geliefert durch die seit mehr als hundert Jahren 
in den Vereinigten Staaten gemachten Erfahrungen, wo sich der 
eminente Wert der richterlichen Unabsetzbarkeit gerade für ein 
demokratisches, von starken politischen und sozialen Strömungen 
bewegtes Gemeinwesen aufs deutlichste gezeigt hat^®). Die Be- 
rufung auf die oben geschilderte Praxis in der Bestellung des 
Bundesgerichtes würde natürlich auch nicht genügen, um die für 
die Inamovibilität sprechenden Gründe zu entkräften. Es muss 
festgehalten werden: Wo die Justiz von ständigen Richtern ge- 
handhabt wird, die auf beschränkte Zeit gewählt sind, da ist sie nicht 
wahrhaft unabhängig. Eine einsichtige Wahlpraxis kann diesen 
Mangel nicht oder wenig fühlbar machen; sie kann es dem 
Richter ermöglichen, unparteiisch zu sein, auch ohne dass er 
unabhängig ist, wofür ja gerade die schweizerischen Verhält- 
nisse einen erfreulichen Beweis liefern. Aber der Mangel selbst 
wird dadurch natürlich nicht gehoben und kann seine schlimmen 
Folgen äussern, sobald diese Praxis aus irgend einem Grund 
sich ändert. 

Es könnte ferner der Einwand erhoben werden, die durch 
die Inamovibilität geschaffene Sonderstellung des Gerichtes, die 
weitgehende Unabhängigkeit seiner Mitglieder begünstige in der 
Rechtsprechung die Neigung zum Formalismus, zur Verkennung 
und Missachtung der Forderungen des Lebens gegenüber theo- 
retischen und doktrinären Erwägungen, kurz zur Verknöcherung. 
Dieser Einwand wird aber durch die Rechtsprechung der ina- 
moviblen Unionsgerichte widerlegt, welche sich nie den grossen 
und dauernden Wandlungen in der öffentlichen Meinung, den 
neuen, für die politische und soziale Entwicklung des Landes 
bedeutsamen Ideen verschlossen hat ^^). Ähnlich steht es ,mit 
der Behauptung, die lebenslängliche Anstellung erzeuge bei den 
betreffenden Beamten einen Kastengeist, der sie vom Volke 
trenne und sie alles nur aus dem Gesichtspunkte der eigenen 
Interessen betrachten lasse '*^). Diese Behauptung trifft, wie wir 
oben (§ 4) sahen, z. B. zu für das vorrevolutionäre Frankreich, 
wo die lebenslängliche Anstellung, zusammen mit der eigentüm- 
lichen Art, wie das Amt erworben wurde, allerdings die Folge 
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hatte, dass der Richterstand immer mehr zu einer gesonderten, 
vor allem auf die Ausdehnung der eigenen Rechte und Privi- 
legien bedachten Kaste wurde. Im modernen Verfassungsstaat 
mit seiner sorgfältigen Organisation der einzelnen Behörden 
und der genauen Abgrenzung ihrer Kompetenzen ist eine solche 
Entwicklung von vornherein wenig wahrscheinlich, und vollends 
im demokratischen Staate erscheint sie ausgeschlossen durch 
eine Reihe von Umständen, welche ein starkes Gegengewicht 
bilden: Die Beamten rekrutieren sich aus den verschiedensten 
Gesellschaftsklassen; die mit der Wahl resp. Ernennung betrauten 
Personen wechseln häufig usw. Auch hiefür liefern die Ver- 
hältnisse in den Vereinigten Staaten den Beweis; es ist dort 
(wenigstens nach den von uns benutzten Quellen) in dieser Hin- 
sicht noch nie ein Vorwurf gegen das Personal der Bundes- 
gerichte laut geworden. 

Endlich könnte als ein Nachteil der Unabsetzbarkeit hervor- 
gehoben . werden die Schwierigkeit, einen auf Lebenszeit Ge- 
wählten, der aus irgend einem Grund für sein Amt nicht oder 
nicht mehr tauglich erscheint, von demselben zu entfernen. Es 
liegt ein Vorteil der Anstellung mit beschränkter Amtsdauer 
darin, dass sie es ermöglicht, in solchen Fällen ohne die Um- 
stände und Unannehmlichkeiten eines Straf- oder Disziplinar- 
verfahrens durch die einfache Nichtbestätigung Abhülfe zu 
schaffen, obschon es tatsächlich bei grösseren Wahlkörpern oft 
schwer hält, die nötigen Majoritäten für solche Massregeln zu- 
sammenzubringen. Wo es sich aber wie hier um die Mitglieder 
eines obersten Gerichtshofes handelt, wäre es gewiss verkehrt, 
dieses Moment ausschlaggebend sein zu lassen. Abgesehen 
davon, dass hierin ein bedenkliches Misstrauensvotum gegenüber 
der. Wahlbehörde und dem Richterpersonal läge, würden durch 
die Möglichkeit, einmal einen ungeeigneten Richter längere Zeit 
in der Behörde zu haben, die grossen Vorteile der Inamovibi- 
lität noch keineswegs aufgewogen, besonders, da durch gewisse 
gesetzliche Einschränkungen derselben für solche Eventualitäten 
leicht Vorsorge getroffen werden könnte. 

Aus all dem Gesagten geht hervor, dass diese Institution 
auch für die schweizerische Bundesrechtspflege weder so unan- 
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nehmbar noch so wertlos sein dürfte, wie man bei uns in der 
Regel zu glauben geneigt ist^^). Ein entscheidendes Urteil 
in der Frage abzugeben, das müssen wir, wie bereits gesagt, 
Berufeneren überlassen. Angesichts der Bedeutung, welche der 
richterlichen Gewalt im Bunde heute schon zukommt, und die 
sich in Zukunft noch steigern wird, wäre es sehr zu begrüssen, 
wenn bei der nächsten umfassenden Reorganisation der Bundes- 
rechtspflege die schweizerischen Juristen und Politiker auch die 
Frage in Beratung zögen, ob es nicht am Platze sei, die Bundes- 
richter mit der Inamovibilität, der bestmöglichen Garantie richter- 
licher Unabhängigkeit, auszustatten. 

Was die rechtliche Form betriflft, welche die Einrichtung 
eventuell zu erhalten hätte, so mögen hierüber noch einige Aus- 
führungen gestattet sein. Es handelt sich vor allem um die 
Frage, welche Beschränkungen der lebenslänglichen Anstellung 
aufzustellen wären. Vier Fälle von solchen sind möglich: 
I. Die Amtsentsetzung durch straf richterliches Urteil wegen eines 
vom Gesetz mit dieser Strafe bedrohten Verbrechens oder Ver- 
gehens. 2. Die Entlassung aus Gründen des öffentlichen Dienstes, 
namentlich wegen Unfähigkeit oder Un Würdigkeit, als Disziplinar- 
oder Verwaltungsmassregel. Hieher wäre auch die Festsetzung 
eines Altersmaximums zu rechnen. 3. Die Entlassung infolge 
von Änderungen in der Organisation der betreffenden Behörde 
{Aufhebung derselben im ganzen oder einzelner Stellen). 4. Die 
Entlassung als politisches Recht bestimmter Staatsorgane (Ab- 
berufungsrecht z. B. des Parlaments oder der Aktivbürgerschaft) ^2)^ 
Von diesen Fällen geben wohl nur die beiden letztgenannten 
zu etwas näherer Betrachtung Anlass. Der Vorbehalt einer 
Amtsentsetzung durch Strafurteil erscheint selbstverständlich ; 
dieselbe ist ja übrigens an ein besonderes, für die Unabhängig- 
keit der Bundesrichter sehr vorteilhaftes Verfahren geknüpft 
(s. oben § 18). Gesetzliche Beschränkungen der zweiten Art 
aufzustellen, z. B. die Möglichkeit einer Entlassung wegen Alters 
oder langwieriger Krankheit zu schaffen, wäre gegenüber dem 
Personal einer Behörde wie das Bundesgericht wohl ziemlich 
überflüssig und formell in Anbetracht seiner Stellung nicht 
wünschenswert. Sollte man es jedoch nötig finden, auch für 
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die Eventualität gerüstet zu sein, dass Richter, obschon sie aus 
solchen Gründen ihr Amt nicht mehr gehörig versehen könnten, 
hartnäckig auf ihrem Posten verharrten, so wäre durch einen 
diesbezüglichen Vorbehalt leicht zu helfen ^8). Die Entlassung 
würde in diesem Falle wohl am richtigsten durch Bundes- 
beschluss erfolgen, für dessen Zustandekommen bei der Wichtig- 
keit der Sache zweckmässigerweise das für die Überweisung 
eines Bundesrichters an das Strafgericht vorgeschriebene Ver- 
fahren (s. oben § i8) zu adoptieren wäre. 

Bezüglich der Entlassung infolge von Änderungen in der 
Organisation des Bundesgerichtes ist folgendes zu bemerken. Der 
Staat hat natürHch das Recht, nach seinem Gutfinden Änderungen 
in der Behördenorganisation vorzunehmen, bestehende Ämter auf- 
zuheben oder in ihrem Bestände zu reduzieren. Andererseits er- 
werben nach dem Rechte der meisten modernen Kulturstaaten 
öffentliche Beamte mit der Anstellung ein Recht nicht zwar auf 
das Amt selbst, wohl aber auf ihre Besoldung, das Äquivalent 
ihrer Dienste *^). Der Beamte, der vor Ablauf seiner Amtsdauer 
ohne sein Verschulden seines Amtes enthoben wird, hat hiernach 
ein Recht auf Entschädigung, und ein solches statuiert denn 
auch ausdrücklich das Bundesgesetz betreffend die Beamtenbesol- 
dungen von 1897^^) für Beamte und Angestellte, deren Funk- 
tionen während einer Amtsperiode infolge von Bundesgesetzen 
und -Beschlüssen oder Bundesratsbeschlüssen aufgehoben oder 
zum Nachteil der Inhaber verändert werden (Art. 6; vergl. auch 
den ausgezeichneten Art. 12 der Zürcher Verfassung, unten § 27). 
Es ist klar, dass bei lebenslänglicher Anstellung der Bundes- 
richter für diese Fälle besondere Bestimmungen am Platze wären, 
vorausgesetzt, dass man nicht von vornherein darauf verzichtete, 
solche Reorganisationen anders als auf dem Wege natürlicher 
Reduktion des Personals (durch Tod oder Demission) durchzu- 
führen. Das letztere dürfte nun aber, wenn einmal grundsätzlich 
die Unabsetzbarkeit akzeptiert ist, bei weitem das Richtigere 
sein, zumal ja kaum denkbar ist, dass in absehbarer Zeit eine 
bedeutendere Verminderung im Bestand des Gerichtes erfolgen 
sollte. Wir würden also in diesem Punkte von einer gesetz- 
lichen Bestimmung absehen und nur in einem Falle eine Aus- 
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nähme machen, wo diese Art der Entlassung mit der unter 
Ziffer 4 genannten zusammentriift, nämlich im Falle der Ver- 
fassungsrevision. Ein allgemeines politisches Abberufungsrecht 
— um dies gleich vorwegzunehmen — ist mit Bezug auf richter- 
liche Beamte an sich schon, weil es dem Charakter ihrer Funk- 
tionen total zuwiderläuft, zu verurteilen*^) und wäre bei inamo- 
viblen Bundesrichtern vollends widersinnig und verkehrt; anders 
verhält es sich dagegen in dem speziellen Fall der sogenannten 
indirekten Abberufung bei Verfassungsrevisionen *'^). Es gilt im 
schweizerischen Staatsrecht allgemein der Grundsatz, dass bei 
Verfassungsänderungen ohne Rücksicht auf die laufende Amts- 
dauer eine Neubestellung der davon betroffenen Behörden ange- 
ordnet werden kann, d. h. bei totaler Revision eine solche aller 
verfassungsmässigen Behörden, bei partieller eine Neuwahl der- 
jenigen, deren Bestand eine Änderung erfährt. Es liegt in 
solchen Massregeln lediglich eine Ausübung des Rechtes jeder- 
zeitiger und totaler Reorganisation; nur fragt sich, ob die eben 
besprochene Entschädigungspflicht des Staates auch hier in gleicher 
Weise zu statuieren sei. Es ist nämlich daran zu erinnern, dass 
die Verfassungsrevision nicht nur als organisatorische, sondern 
vor allem auch als politische Einrichtung grösste Bedeutung 
besitzt. In der unbeschränkten Herrschaft des Volkes über die 
Verfassung, in der Möglichkeit jederzeitiger und vollständiger 
Revision findet die Volksouveränität ihre hauptsächlichste Ver- 
wirklichung; es würde mit diesem Grundsatz in direktem Wider- 
spruche stehen, Beamte über die Verfassung hinaus, welche ihr 
Amt geschaffen hat, zu halten und dem neugestalteten Staats- 
organismus von Rechts wegen Elemente aus dem alten gleichsam 
aufzuzwingen, sei es auch nur indirekt dadurch, dass der Staat ge- 
zwungen wäre, sie andernfalls zu entschädigen. Somit würde es 
prinzipiell richtig sein, hier die Inamovibilität einzuschränken und 
die Neubestellung des Bundesgerichtes infolge von Verfassungs- 
revision vorzubehalten; die Wirkung dieses Vorbehaltes wäre, 
dass in einem solchen Fall Bundesrichter, welche nicht wieder 
gewählt würden, ohne anderweitige positive Bestimmung kein 
Recht auf Entschädigung geltend machen könnten. Wenn sie 
hierdurch vielleicht im konkreten Fall gegenüber anderen Bundes- 
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beamten schlechter gestellt wären, so würde sich das durch die 
prinzipielle und praktische Notwendigkeit der Klausel bei einer 
solchen Ausnahmestellung genügend rechtfertigen und durch die 
Vorteile derselben hinreichend aufgewogen werden. 

Nach dem Gesagten könnte die Inamovibilität etwa folgender- 
massen festgesetzt werden: 

(Verfassungs-, nicht Gesetzesbestimmung! S. Anm. 8). «Die 
Bundesrichter unterliegen keiner periodischen Erneuerungswahl. 
Sie können wider ihren Willen nur aus dem Amte entfernt 
werden, wenn sie eine strafbare Handlung begehen, in den 
vom Gesetze bestimmten Fällen [ ; ferner, wenn sie infolge von 
Alter oder Krankheit dauernd ausser stände sind, ihr Amt aus- 
zuüben]. Die Entfernung aus dem Amte erfolgt durch richter- 
liches Urteil [resp. durch Bundesbeschluss] in dem vom Gesetze 
bestimmten Verfahren. Vorbehalten bleibt eine bei Anlass einer 
Revision der Verfassung angeordnete Neubestellung des Bundes- 
gerichtes. > 

Die Unabsetzbarkeit auch auf die Ersatzmänner auszudehnen, 
wäre bei der ganz verschiedenen Stellung derselben — sie sind 
keine Berufsrichter, können Mitglieder der Bundesversammlung 
sein etc. — kaum richtig^®); für die Kanzleibeamten dagegen 
könnte sie, mit Vorbehalt der Disziplinarbefugnisse des Gerichtes, 
ohne Bedenken statuiert werden. Die Wahl der Vorsitzenden 
würde bei dieser prinzipiellen Neuordnung wohl richtiger dem 
Gerichte überlassen ; dabei könnte die gegenwärtige Praxis, den 
Vorsitz beständig wechseln zu lassen, eventuell gesetzlich fixiert 
werden, wie das für die Vorsitzenden des Bundesrates und des 
Nationalrates geschehen ist (Art. 78 al. 2 u. 98 al. 2 B. V.) 
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Zweiter Abschnitt: Die Gerichte der Kantone. 
Erster Unterabschnitt: Die geschichtliche Entwicklung. 

§ 20. Die Zeit der Helvetik i). 

Im Jahre 1798 brach die alte Eidgenossenschaft zusammen. 
«Die Umwälzung der alten Bünde war das äussere Werk der 
französischen Bayonette; aber mit diesen drangen die franzö- 
sischen Staatstheorien als bestimmende, praktisch wirkende Macht 
ein. Nach dem Muster der jungen französischen Republik wur- 
den auch diese höchst eigentümlichen schweizerischen Staaten 
in eine einzige und unteilbare helvetische Republik zusammen- 
gezogen und umgeformt. > ^) Die Periode der Helvetik ist für die 
fernere politische Entwicklung der Schweiz bekanntlich deswegen 
von grösster Bedeutung, weil sie zum ersten Mal eine Reihe 
von Grundsätzen des modernen und speziell des republikanisch- 
demokratischen Staatsrechtes proklamierte und praktisch zu ver- 
wirklichen suchte, von denen für uns hier namentlich die Volks- 
souveränität und die Gewaltentrennung in Betracht kommen. Die 
ganze durch die Helvetik geschaffene Staatsform war freilich 
der Schweiz nur oktroyiert, nicht organisch aus den bisherigen 
Zuständen hervorgewachsen ; sie konnte sich infolgedessen nicht 
lange behaupten. So verloren denn auch die beiden genannten 
Prinzipien bald wieder ganz oder zum grössten Teil ihre Herr- 
schaft, um dann erst wieder von der Bewegung der Dreissiger- 
jahre zu grundsätzlicher Geltung und allgemeiner praktischer 
Durchführung gebracht zu werden. Gerade deswegen aber, weil 
die Verfassungen der Helvetik in vielen Punkten, so auch zum 
Teil in der Gerichtsorganisation, gleichsam das Programm für 
die spätere Entwicklung geworden sind, dürfen wir die in Be- 
tracht kommenden Einrichtungen des helvetischen Einheitsstaates 
nicht unbeachtet lassen. 

Die erste helvetische Verfassung vom 12. April 1798, die 
einzige, welche wenigstens einige Jahre in Kraft stand, war in 
den .Hauptzügen ganz der damals in Frankreich geltenden vom 
23. September 1795 nachgebildet. Sie sprach zunächst im zweiten 
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Artikel aus: «Die Gesamtheit der Bürger ist der Souverän oder 
Oberherrscher. Kein Teil, kein einzelnes Recht kann vom Ganzen 
abgerissen werden ; die Regierungsform, wenn sie auch sollte ver- 
ändert werden, soll allezeit eine repräsentative Demokratie sein.» 
Sie organisierte dann, ohne ausdrückliche Proklamation des Prin- 
zips, die verschiedenen Gewalten im allgemeinen scharf getrennt. 
Zur Ausübung der richterlichen Gewalt wurden eingesetzt: 
Friedensrichter, die aber tatsächlich in dieser Periode noch nicht 
zur Einführung kamen, — ferner Distrikts- und Kantonsgerichte 
in den Kantonen, die jetzt blosse Regierungsbezirke waren, und 
ein helvetischer oberster Gerichtshof für deh ganzen Staat. 

In den obersten Gerichtshof (Art. 86—89) hatte jeder Kanton 
einen Richter zu senden ; das Gericht war auf vier Jahre gewählt 
und wurde jedes Jahr zum vierten Teil erneuert. Es richtete 
über die Mitglieder der gesetzgebenden Räte und des Voll- 
ziehungsdirektoriums; es war ferner letztinstanzlich allein oder 
mit Zuziehung seiner Suppleanten für Kriminalsachen zuständig, 
welche die Todesstrafe, oder Einsperrung oder Deportation auf 
10 Jahre oder mehr nach sich zogen. In Zivilsachen kassierte 
es die Sprüche der unteren Gerichte, welche aus Mangel an Kom- 
petenz, wegen Verletzung der Form oder der Staatsverfassung 
nichtig waren. Durch die zweite helvetische Verfassung vom 
22, Mai 1802 wurde es auch Appellationsinstanz für Zivilsachen 
von über dreitausend Franken, bei welchen der helvetische Staat, 
ein Kanton, ein Fremder, oder Bürger verschiedener Kantone 
eine oder beide Parteien ausmachten (Art. 74)^). Sitz des Hofes 
sollte der der gesetzgebenden Räte sein. — Die Kantonsgerichte, 
welche erste Instanz in Hauptkriminalsachen, letzte in allen an- 
dern Straf- und in Zivil- und Polizeisachen waren, bestanden aus 
dreizehn auf sechs Jahre gewählten Richtern, von denen alle zwei 
Jahre zwei, im letzten drei in Austritt kamen. — Die Distrikts- 
gerichte (Untergerichte für Zivil- und Polizeisachen) bestanden 
aus neun, ebenfalls auf sechs Jahre gewählten Mitgliedern. Das 
gesamte Richterpersonal wurde von den Wahlkorps der Kan- 
tone gewählt, d. h. von den im Verhältnis von i zu 200 Aktiv- 
bürgern gebildeten Wahlmännerversammlungen (Art. 33 ff); 
eine eigentümliche Inkonsequenz in bezug auf die Gewalten- 
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trennung bestand darin, dass die Präsidenten der Gerichte aus 
den Richtern (und ebenso die Schreiber) von der vollziehenden 
Gewalt (Direktorium resp. Regierungsstatthalter) ernannt wurden. 
Ferner enthielt Art. 105 die sehr bedenkliche Bestimmung, dass 
das Vollziehungsdirektorium, wenn es dies für nötig finde, die 
Gerichtshöfe absetzen und bis zu den nächsten Wahlen neue 
ernennen könne, nur sollte es seine diesbezüglichen Beschlüsse 
motivieren. 

Die späteren Verfassungen der Helvetik, die übrigens « alle 
leere Buchstaben blieben » ^), überliessen die Organisation der 
unteren Gerichte wieder den Kantonen ; dagegen wurde das In- 
stitut des obersten Gerichtshofes auch von ihnen geregelt. So 
stellte der Entwurf vom 24. Oktober 1801 einen elfgliedrigen 
obersten Gerichtshof auf, der vom Senat auf dreifachen Vor- 
schlag der Tagsatzung gewählt werden sollte. Der Entwurf 
vom 27. Februar 1802 (sog. Reding'scher Entwurf) behielt diesen 
Gerichtshof bei. Es sollte dafür aus jedem Kanton höchstens 
ein Mitglied genommen werden ; die Wahlen sollten direkt durch 
die helvetische Tagsatzung auf zweifachen Vorschlag des Senats 
und des Hofes selbst erfolgen ; zwei Jahre nach der Wahl sollten 
die Mitglieder der Bestätigung durch die Tagsatzung unterliegen, 
und, sofern sie dieselbe erhielten, ihre Stellen lebenslänglich 
innehaben. 

§ 21. Die Mediationszeit. 

Die neunzehn durch die Vermittlungsakte ^) vom iq. Februar 
1803 geschaffenen verbündeten Kantone lassen sich mit Bezug 
auf ihre Verfassungen in drei Gruppen teilen : 

I. Die alten Länderdemokratien. In diesen stand wie vor 
1798 die Ausübung der höchsten Gewalt wieder den Lands- 
gemeinden zu. Sie erhielten überhaupt ihre alte Verfassung und 
damit auch die früheren Justizeinrichtungen zurück. Auch für 
den neugeschaffenen Kanton Graubünden wurde dies bestimmt» 
doch derselbe mit der Befugnis ausgestattet, ein Appellations- 
gericht in jedem Bunde oder ein einziges für den ganzen Kanton 
zu errichten, wovon noch im Jahre 1803 in letzterem Sinne Ge- 
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brauch gemacht wurde. Wir werden im folgenden Paragraphen 
auf die Einrichtungen dieser Kantone etwas näher eintreten. 

2. Die alten Städtekantone, in denen nun wieder wie in den 
neugeschaffenen Kantonen die grossen Räte ^ die Akte der 
höchsten souveränen Gewalt» ausüben sollten. Ihre Verfassungen 
setzen bezüglich des Gerichtswesens folgendes fest : <Ein .Appel- 
lationsgericht von dreizehn Mitgliedern des grossen Rates unter 
dem Vorsitz des nicht amtenden Schultheissen urteilt in höchster 
Instanz über alle bürgerlichen und peinlichen Rechtsfälle ; wenn 
es über die Anklage eines mit Todesstrafe belegten Verbrechens 
zu urteilen hat, so werden ihm vier durchs Los bezeichnete Mit- 
glieder des kleinen Rates beigeordnet.» Ferner wurde bestimmt, 
dass der kleine Rat alle diejenigen Stellen besetzen solle, deren 
Amtskreis ein Bezirk sei, d. h. auch die Untergerichte, deren 
Organisation im übrigen dem Gesetze überlassen blieb. Als 
solche bestanden z. B. in Zürich fünf Bezirksgerichte mit gewisser 
endgültiger Kompetenz in Zivil- iind Polizeistrafsachen; unter 
denselben gab es noch Zunftgerichte (ebenfalls für Zivil- und 
PoUzeisachen), sowie Friedensrichter (lediglich Sühnbeamte) \ 

3. Die neuen Kantone (ausser Graubünden). Ihre Gerichts- 
organisation wurde eingehender geordnet. Jeder Kreis hatte 
seinen Friedensrichter (der zugleich mit gewissen Funktionen der 
Verwaltung betraut war), gewählt vom kleinen Rat aus den 
den Bürgern, die mindestens tausend Franken zu Eigentum oder 
Nutzniessung hatten. In jedem Bezirk gab es als erste Instanz 
ein Bezirksgericht, welches der kleine Rat auf dreifachen Vor- 
schlag des Appellationsgerichtes wählte (erfordert wurde ein 
Eigentums- oder Nutzniessungsrecht an dreitausend Franken). 
Ein Appellationsgericht von dreizehn Mitgliedern sprach in letzter 
Instanz ab. Es wurde vom grossen Rat gewählt ; die Mitglieder 
mussten während fünf Jahren gerichtliche Funktionen ausgeübt 
haben oder Mitglieder der oberen Behörden gewesen sein (das 
entsprechende Erfordernis betr. das Vermögen waren neun- 
tausend Franken), 

Über die Amtsdauer der Gerichte enthält die Vermittlungs- 
akte gar keine Bestimmungen. Sie betrug z. B. in Zürich für 
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Appellations- und Bezirksgerichte sechs, für die neugeschaffenen, 
von den Gemeinden gewählten Friedensrichter zwei Jahre. 

Die Gerichtsorganisation der Mediationszeit hat sich in einer 
Reihe von Kantonen bis zu der Reform der Dreissigerjahre 
forterhalten; sie ist namentlich wichtig durch die gleichmässige 
Einführung von Appellationsgerichten in den Kantonen, womit 
allgemein in den reorganisierten Kantonen ein ordentliches Appel- 
lationsverfahren an die Stelle des früheren Zugverfahrens trat'''). 

§ 22. Die Restaurationszeit®). 

Durch den Bundesvertrag von 1 8 1 5 erhielt die Eidgenossen- 
schaft ihren jetzigen Bestand von 22 Kantonen, die als souveräne 
Stände in der Organisation ihres Gerichtswesens nunmehr voll- 
ständig freie Hand hatten. Die folgende Übersicht wird zeigen, 
inwiefern die durch die Mediation geschaffenen Einrichtungen 
beibehalten und ausgebaut oder durch die Reaktion wieder auf- 
gehoben wurden. Wir beginnen mit den demokratischen Länder- 
kantonen. Die Mediation hatte ihnen ihre alten Justizeinrich- 
tungen zurückgegeben, so dass ihr Gerichtswesen, wie es uns 
in dieser Periode entgegentritt, weit in frühere Jahrhunderte 
zurückdatiert. Bekanntlich war es in diesen Kantonen das Volk 
resp. sein unmittelbares Organ, die Versammlung aller in Ehren 
und Rechten stehenden Landleute, welche von alters her in 
den Landsgemeinden alle wichtigen öffentlichen Angelegenheiten 
selbst besorgte, und so braucht kaum gesagt zu werden, dass 
auch die Wahl der Richter vor allem in der Hand des Volkes 
lag; teilweise stand sie allerdings auch dem von ihm gewählten 
Rat zu. Wir skizzieren kurz die einzelnen Gerichte und ihre 
Bestellungs weise. ' 

Alle diese Länderkantone hatten übereinstimmend zweierlei 
ordentliche Zivilgerichte, «ein höheres, gewöhnlich zahlreicher 
besetztes, welches Streitigkeiten über liegendes Gut, Erbschaften, 
Ehrenkränkungeri beurteilte, und ein anderes, gewöhnlich klei- 
neres, welches vorzüglich über Schuldforderungen entschied^)». 
So haben wir in Uri als obere Instanz das ehemalige ordentliche 
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Landgericht der geschworenen Fünfzehner, jetzt Appellations- 
gericht genannt, in welchem der regierende Landammann den 
Vorsitz führte. Drei der Richter wurden von der Landsgemeinde 
frei gewählt ; dazu kamen elf vom Landrat gewählte Ratsherren 
aus den elf Genossamen. Das Gericht wurde alljährlich erneuert. 
Unter demselben standen die Bezirksgerichte von Uri und Urseren, 
jenes aus dem Landesstatthalter und zehn Ratsherren bestehend 
und von der sog. Nachgemeinde (Bezirksgemeinde von Uri) ge- 
wählt, dieses der von der Bezirksgemeinde Urseren gewählte Be- 
zirksrat. Daneben bestand im Bezirk Uri ein Siebnergericht für 
Bagatellzivilsachen, zusammengesetzt aus dem Landesstatthalter, 
zwei Ratsherren und vier weiteren Mitgliedern, die von der 
Bezirksgemeinde, jene auf zwei, diese auf vier Jahre gewählt 
wurden. — In Schwyz war das höhere Gericht das Kantons-, 
früher Neunergericht, in welches die Landsgemeinde sechs, der 
Landrat drei Mitglieder wählte. Unter demselben gab es ein 
Siebnergericht, in welches die Landsgemeinde ebenfalls sechs 
Mitglieder, und zwar je eines aus jedem Viertel, der Rat das 
siebente wählte. In jedem Bezirk bestand ausserdem ein Bezirks- 
gericht, welches über Geldschulden bis auf zweihundert Gulden 
endgültig entschied; Wahlbehörde war die Bezirksgemeinde. — 
In Obwalden wählten zu dem geschworenen Fünfzehner- oder 
Appellationsgericht die Kirchgänge (Kirchgemeinden) je nach 
ihrer Grösse zwei oder drei Mitglieder, und zwar je eines resp. 
zwei aus der Zahl der Ratsmitglieder. Der regierende Land- 
ammann führte darin den Vorsitz, und der abgetretene war von 
Amts wegen Mitglied des Gerichtes. Daneben wählte jede Kirch- 
gemeinde ein erstinstanzliches Siebnergericht, bestehend aus drei 
Landräten und vier Freigewählten. Den Vorsitz führte der Weibel 
der Kirchhöre. — In Nidwaiden bildete der Landammann mit 
elf aus und von jeder Ürthe gewählten Mitgliedern das Ge- 
schworenengericht. Daneben bestanden drei Siebnergerichte mit 
gewisser endgültiger Kompetenz: das Landgericht zu Stans, in 
welches je ein Mitglied von sieben Ürthen gesandt wurde, präsi- 
diert vom Landweibel, und die Kirchen gerichte zu Buochs und 
Wolfenschiessen, präsidiert von den Kirchweibeln. — In Glarus, 
welches mit Bezug auf die Wahl der Beamten und die Rechts- 
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pflege nach Konfessionen scharf geteilt war, wählten die katho- 
lische und die protestantische Landsgemeinde je ein Neuner- und 
ein Fünfergericht; im ersteren präsidierte der Landammann, im 
zweiten der Landweibel, bei den Evangelischen der älteste der 
gewesenen Landammänner; ausserdem wählten die Landsge- 
meinden je die Hälfte des sog. gemischten (katholisch-protestan- 
tischen) Gerichtes. — In Zug finden wir ein Kantonsgericht, be- 
stehend aus sechs von den Gemeinden gewählten Richtern und 
einem vom Kantonsrat gewählten Statthalter. In jeder Gemeinde 
bestand ein Gemeindegericht mit kleiner endgültiger Kompetenz, 
zusammengesetzt aus dem Gemeindepräsidenten und zwei Rats- 
mitgliedern. — In Appenzell-Ausserrhoden waren schon zu Anfang 
des siebzehnten Jahrhunderts alle besonderen Zivilgerichte ein- 
gegangen und ihre Befugnisse dem grossen Rat, resp. den kleinen 
Räten übertragen worden, < womit sich die Verfassung von 
Appenzell Ausserrhoden wesentlich von derjenigen der übrigen 
demokratischen Kantone entfernte, in welchen die Rechtspflege 
in Zivilsachen immer nicht von den Räten , sondern von eigenen 
Gerichtsbehörden gehandhabt wurde > ^^). Das gleiche war in 
Appenzell Innerrhoden der Fall. 

Die Strafrechtspflege lag in den Demokratien von altersher 
in den Händen des gesessenen Rates ^i), der für schwere Fälle 
als Malefizlandrat aufs zwei- oder dreifache verstärkt wurde. 
Einzig Zug besass in diesem Zeitraum ein besonderes Kriminal- 
gericht von 25 Mitgliedern, die der Kantonsrat in bestimmter 
Zahl aus den Gemeinden wählte. 

Was die Amtsdauer der Gerichte in den Länderkantonen 
betrifft, so betrug sie in der Regel ein Jahr; es war aber in den 
vorhergehenden Jahrhunderten vielfach lebenslängliche Verleihung 
der Richterstellen Übung geworden, wenn schon hin und wieder 
eine jährliche Bestätigung der Richter erfolgte ^2^. 

Unter den übrigen Kantonen nahm Graubünden in bezug 
auf seine Verfassung eine ganz eigenartige Stellung ein. Es hatte 
ebenfalls durch die Mediation seine alten Einrichtungen zurück- 
erhalten ; es teilte sich wieder in die drei Bünde, und jeder Bund 
in die alten souveränen Gemeinden oder Gerichte und Hoch- 
gerichte, d. h. Gemeinden, welche die hohe Gerichtsbarkeit be- 
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Sassen i^). Doch hatte sich der ehemalige Bundestag in einen 
grossen Rat verwandelt, und für den ganzen Kanton bestand 
ein neungliedriges, vom grossen Rat zu gleichen Sätzen aus 
jedem Bunde gewähltes Appellationsgericht. Die Verfassung 
von 1814 reservierte allerdings den Bünden das Recht, eigene 
Appellationsgerichte für sich zu schaffen, und dfer Obere Bund 
machte 18 16 davon Gebrauch. In den Bünden, Hochgerichten 
und Gerichten war die Gerichtsorganisation äusserst verschieden, 
doch war allen gemeinsam, dass die Gemeindebürgerschaft direkt 
ihre Vorsteher und Oberen wählte, die zugleich Justiz, und Ver- 
waltung handhabten. Wo mehrere Gerichte für die Ausübung 
des Blutbannes zu einem Hochgerichte vereinigt waren oder ein 
Hochgericht in mehrere Dorfschaften zerfiel, wählten die Gerichte 
resp. Dörfer sog. <Besetzer>, welche die Hochgerichtsobrigkeiten 
bestellten. So hatte z. B. das Hochgericht Oberengadin ein Zivil- 
gericht, bestehend aus einem Ammann und vier Geschworenen 
in jeder Gemeinde, und ein grosses Zivilgericht aus sechszehn 
Geschworenen für das Hochgericht; das Hochgericht Maienfeld 
hatte neben den Gemeindegerichten ein Landgericht von einem 
Landammann und zehn Richtern, die ebenfalls von den Besetzern 
und zwar auf sechs Jahre gewählt wurden. Die aus dem bundes- 
artigen Charakter mancher Hochgerichte hervorgehende Ein- 
richtung der Wahlmänner ist bei der Neueinteilung des Kantons 
in Bezirke, Kreise und Gemeinden für die Bestellung der neuen 
Bezirksgerichte herübergenommen worden und besteht zur Stunde 
noch. — Im Kanton Wallis, der ehemals in sieben, seit der 
Gleichstellung des früher untertänigen Unterwallis in dreizehn 
ziemlich selbständige Zehnten zerfiel, bestand eine ähnliche Ge- 
richtsverfassung wie in Graubünden 1^). Jede Gemeinde konnte 
als erste Instanz einen Gemeinderichter (Kastellan) haben, der 
samt seinem Statthalter von der Gemeinde auf dreifachen Vor- 
schlag des Gemeinderates gewählt wurde. Jeder Zehnten hatte 
einen Oberrichter und einen Statthalter, die mit achtzehn Bei- 
sitzern das Zehntgericht bildeten. Die Mitglieder desselben wurden 
von dem aus Abgeordneten der Gemeinden zusammengesetzten 
Zehntenrat gewählt. Über den Zehntgerichten stand ein vom 
Landrat gewähltes oberstes Gericht, von dessen dreizehn Mit- 
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gliedern je eines aus jedem Zehnten genommen werden musste; 
den Präsidenten wählte das Gericht selbst. Die Amtsdauer be- 
trug* für alle Gerichte zwei Jahre. 

In den übrigen Kantonen brachte^ die Restauration auch in 
der Gerichtsorganisation mancherlei Rückschritte. Einzelne von 
ihnen hoben die von der Mediation geschaffene Bezirkseinteilung 
auf und ersetzten sie durch eine möglichst den alten Gerichts- 
herrschaften angepasste. So gab es statt der fünf bisherigen 
erstinstanzlichen Gerichte in Luzern nunmehr deren achtzehn, 
Zürich erhielt statt seiner fünf Bezirksgerichte deren elf Das 
Prinzip der Gewaltentrennung wurde ferner, wenigstens in den 
alten Kantonen, in weit geringerem Umfang durchgeführt als 
in der Mediationszeit. 

Die Bestellung der Gerichte gestaltete sich in diesen Kan- 
tonen folgendermassen ^^) : Was zunächst die oberste Instanz 
betrifft, so ernannte in Luzern und Freiburg der kleine Rat aus 
seiner Mitte einen Appellationsrat, den der Altschultheiss präsi- 
dierte ; in Schaffhausen war der ganze kleine Rat zugleich Ober- 
gericht. In allen anderen Kantonen stand die Wahl des Ober- 
gerichts, in Genf auch- die der übrigen Gerichte, dem grossen 
Rat zu, und zwar musste derselbe in Zürich, Bern, Basel und 
Solothurn die Mitglieder aus seiner Mftte nehmen; den Vorsitz 
führte in den alten Kantonen gewöhnlich der nicht amtende 
Bürgermeister, in St. Gallen und Waadt wählte den Präsidenten 
der grosse Rat, in Aargau der kleine auf dreifachen Vorschlag 
des Gerichtes. Die Erneuerung des Obergerichtes war eine bloss 
partielle z. B. in Zürich, St. Gallen und Tessin (Drittelserneue- 
rung). Manche Kantone stellten für diese Stellen besondere 
Erfordernisse auf: In St. Gallen mussten die Oberrichter wie 
früher fünf Jahre eine Richterstelle bekleidet haben oder Mit- 
glied einer oberen Behörde gewesen sein, ebenso in Thurgau, 
welches jedoch keine bestimmte Zeit festsetzte ; Aargau und ganz 
ähnlich Waadt und Tessin verlangten ein Alter von dreissig 
Jahren, Studium der Rechtswissenschaft (Waadt den Doktor- oder 
Licentiatengrad der Lausanner Akademie) oder fünfjährige Praxis 
als Richter oder Advokat. Diese neuen Kantone behielten auch 
für alle Gerichte gewisse Vermögenserfordernisse bei, und zwar 
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verlangten sie gewöhnlich Immobiliareigentum in gewissem Be- 
trage (z. B. Tessin für das Obergericht fünftausend Franken). 

Als nächste Instanz unter den Obergerichten waren überall 
eine Anzahl von Bezirks-» oder Amtsgerichten aufgestellt. Die- 
selben . wurden in der Regel präsidiert von einem Oberamtmann^ 
der zugleich Vollziehungsbeamter des Bezirkes war ^^) und wie 
früher vom kleinen Rat ernannt wurde, so in Zürich, Bern, Luzern, 
Freiburg, Solothurn, Aargau und Thurgau; auch in St. Gallen, 
wo die Präsidenten dieser Untergerichte nur richterliche Beamte 
waren, wählte sie der kleine Rat, im Kanton Waadt dagegen 
das Gericht selbst. Die Richter der Untergerichte wurden vom 
kleinen Rat gewählt, in Waadt aus zwei Dreiervorschlägen des 
betreffenden Gerichtes und des Appellationsgerichtes; ferner in 
Zürich, Bern, Freiburg und Solothurn aus doppeltem Vorschlag 
des betreffenden Gerichtes und einfachem des Oberamtmanns; 
in St. Gallen aus zweifachem Vorschlag der Bezirkswahlmänner 
und einfachem des Appellationsgerichtes; in Aargau und Thur^ 
gau aus dreifachem Vorschlag des Appellationsgerichtes; in Tessin 
aus dreifachem Vorschlag des Bezirkskongresses, der aus vier 
von den Kreisversammlungen gewählten Wahlmännem bestand ; 
einzig in Luzern wählte die Beisitzer die Bezirksbürgerschaft ^'^). 
— Während die Gerichtspräsidenten resp. Oberamtmänner frei 
aus dem ganzen Kanton gewählt werden konnten, mussten die 
Beisitzer gewöhnlich im Bezirk verbürgert sein. — Die Festsetzung 
der Amtsdauer der genannten Gerichte war meist der Gesetz^ 
gebung überlassen ; dieselbe betrug z. B. in Aargau und Waadt 
zwölf, in St. Gallen neun, in Zürich und Tessin sechs Jahre, in 
Baselstadt, Freiburg und Genf waren die Stellen lebenslänglich. 

In Thurgau und St. Gallen bestanden in jedem Bezirk ein 
oder mehrere weitere Untergerichte, die von den Bürgern des 
betreffenden Gerichtskreises auf drei resp. vier Jahre gewählt 
wurden und aus denen die Regierung den Präsidenten (Ammann) 
bezeichnete. — Als unterste Stufe finden wir die von der Mediation 
geschaffenen Friedensrichter oder Vermittler beibehalten, welche 
für die politischen oder Kirchgemeinden oder für eigens ge« 
schaffene Friedensrichterkreise aufgestellt waren und z. T. eine 
gewisse Spruchkompetenz besassen. Ihre Wahl stand den Aktiv- 
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bürgern des betreffenden Kreises zu mit folgenden Ausnahmen : 
In Schwyz wählte sie der Bezirksrat, in Aargau das betreffende 
Bezirksgericht aus einem Sechservorschlag der Kreisversamm- 
lung, in Freiburg, Tessin und Waadt der Staatsrat, im letzt- 
genannten Kanton aus drei Dreiervorschlägen des Appellations- 
gerichtes, des betreffenden Bezirksgerichtes und Friedensgerichtes. 
Ihre Amtsdauer betrug z. B. neun Jahre in Waadt, sechs in 
Aargau, vier in Zürich, Tessin und St. Gallen i^)- 

§ 23. Die Reform der Dreissigerjahre ^^). 

Die politische Bewegung der Dreissigerjahre (die sog. Re- 
generation), welche in den meisten Kantonen zu einer radikalen 
Änderung des bestehenden politischen Systems führte, ist für 
unsern Gegenstand namentlich deswegen von Bedeutung, weil sie 
die von der Helvetik proklamierten Grundsätze der Volkssouveräni- 
tät und der Gewaltentrennung wieder zu allgemeiner Herrsphaft 
brachte. Diesmal sicherte ihnen der Umstand, dass dies durch 
das Volk selbst, nicht von aussen her geschah, dauernde Geltung 
und kräftige praktische Durchführung. Was zunächst die Volks- 
souveränität betrifft, so fand dieselbe ihren Ausdruck gewöhnlich 
in ähnlicher Form, wie sie ihr die zürcherische Verfassung von 
1831 gab: «Der Kanton Zürich ist ein Freistaat mit repräsen- 
tativer Verfassung . . . Die Souveränität beruht auf der Gesamt- 
heit des Volkes. Sie wird ausgeübt nach Massgabe der Verfassung 
durch den grossen Rat als Stellvertreter des Volkes.» (Art. i) 20). 
Wie hier deutlich ausgesprochen ist, war die neue Demokratie 
zunächst eine repräsentative, d. h. die Ausübung der Hoheits- 
rechte lag grundsätzlich nicht in der Hand der Aktivbürger- 
schaft selbst, sondern in der ihrer Repräsentanten. Freilich war 
man darüber keineswegs im Unklaren, dass für die Verwirk- 
lichung der Volkssouveränität sehr wichtig sei, dem Volke wenig- 
stens die Herrschaft über die Verfassung einzuräumen, weil ohne 
diese sich im Staate leicht vom Volke unabhängige Gewalten 
bilden könnten 21). So wurde denn dem Volk resp. der Aktiv- 
bürgerschaft bei der Festsetzung der neuen Verfassungen ein 
weitgehender Anteil eingeräumt. «Vom Volk gewählte Ver- 
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fassungsräte haben die meisten derselben nach schriftlich fest- 
gestellten Volkswünschen hergestellt, und alle diese Verfassungen 
(mit Ausnahme der freiburgischen) wurden dann noch dem Volke 
zur Abstimmung vorgelegt » 22) Auch die durch die Volks- 
souveränität bedingte Möglichkeit der Verfassungsänderung wurde 
im Gegensatz zu früher nunmehr ausdrücklich statuiert, freilich 
in der Regel mit der Beschränkung, dass die Verfassung erst 
nach Ablauf einer bestimmten Zeit wieder revidiert werden dürfe. 
Was dann die zweite Art der Ausübung staatlicher Oberhoheit, 
die Bestellung der Staatsorgane betrifft, so lag dieselbe, wenigstens 
die der oberen Behörden, naturgemäss in der Hand der grossen 
Räte, der zur Ausübung der Souveränität berufenen Vertretung 
des Volkes ; wo das letztere untere Behörden selbst zu bestellen 
hatte, geschah dies, sofern es sich nicht um ganz kleine Amts- 
kreise handelte, mit wenigen Ausnahmen entsprechend dem Re- 
präsentativsystem ebenfalls nicht direkt durch die Aktivbürger- 
schaft, sondern indirekt durch Wahlmännerkollegien. Im übrigen 
war das neue Prinzip auch hier von grösster Bedeutung. «Die 
Volkssouveränität bedingte eine neue Stellung der Regierungs- 
organe und der Beamten. Kraft. der neuen Staatstheorie waren 
die Regierenden nur noch Stellvertreter des Volkes, Beauftragte 
der Gesamtheit (nicht mehr eine dem Volk gegenüberstehende, 
dem Rechte nach von ihm unabhängige Obrigkeit). Der Staat 
wurzelte nicht mehr in den Rechten einer bevorzugten Klasse^ 
sondern war Ausfluss der Rechte Aller. Aus diesem Grunde 
beseitigte man auch die langen Amtsdauern und das Prinzip 
der Lebenslänglichkeit in den regierenden Behörden »23^ d[q 
letztere, auch mit Bezug auf die Richter aus der Volkssouveränität 
gezogene Konsequenz hatten wir oben (§ 19) schon zu berühren. 
Man ging von der Ansicht aus, dass diese langen Amtsdauern 
mit der Volkssouveränität unverträglich seien, weil sie die Be- 
hörden in weitgehendem Masse vom Willen des Volkes unab- 
hängig machten; das Prinzip erfordere vielmehr, dass das Volk 
in der Lage sei, seiner Ansicht und seinem Willen bezüglich der 
Besorgung der Staatsgeschäfte in möglichst kurzen Zwischen- 
räumen durch die Bestätigung oder Entfernung der damit be- 
trauten Beamten Ausdruck zu verleihen. Es erscheint nun aber 
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eigentümlich und nur durch die Sorge um eine möglichst un- 
beschränkte Herrschaft des Volkes erklärlich, dass man, während 
gleichzeitig die Gewaltentrennung proklamiert und mehr oder 
weniger weit durchgeführt wurde, bei der Bestellung der Be- 
hörden im allgemeinen so wenig geneigt war, dem natürlichen 
Unterschied zwischen den verschiedenen Gewalten gebührende 
Rechnung zu tragen und so z. B. die richterlichen Behörden 
von der periodischen Erneuerung auszunehmen. Das letztere 
geschah einzig in Baselstadt und Freiburg 24), und diese beiden 
Ausnahmen vermochten sich gegenüber der herrschenden poli- 
tischen Strömung nicht einmal mehr zwanzig Jahre zu halten 20). 
Eine gewisse Berücksichtigung jenes Unterschiedes kam aller- 
dings hie und da, aber keineswegs allgemein dadurch zum Aus- 
druck, dass für die richterlichen Behörden eine etwas längere 
Amtsdauer als für die vollziehenden festgesetzt wurde (so in 
Zürich sechs, für die letzteren vier Jahre). 

Was die Gewaltentrennung betrifft, so hat die Übersicht 
über die vorhergehende Periode gezeigt, wie weit man, nament- 
lich in den alten Kantonen, von der Verwirklichung dieses Grund- 
satzes zurückgekommen war. Die Folgen dieses Rückschrittes 
blieben nicht aus. Wenn bei untergeordneten Stellen die Ver- 
einigung von Justiz und Verwaltung in einer Hand keine schlimmen 
Resultate gehabt hatte ^6), so verhielt sich das anders mit Bezug 
auf die oberen Behörden. Hier hatte der Umstand, dass die Mit- 
glieder der Obergerichte aus dem grossen, oder sogar wie in 
Genf, Freiburg usw. aus dem kleinen Rate genommen werden 
mussten, vielfach die Folge, dass die Justiz in weitgehendem 
Masse von der Regierung abhängig wurde und die Recht- 
sprechung oft nach politischen Gesichtspunkten erfolgte 27). So 
finden wir denn unter den Postulaten der die Verfassungsrevision 
fordernden Volksversammlungen regelmässig auch < Trennung 
der Gewalten im Staat in allen Stufen > 28)^ ^nd diese wurde dann 
von den neuen Verfassungen übereinstimmend als Prinzip auf- 
gestellt. Sehr ausführlich bestimmt hierüber z. B. die zürche- 
rische Verfassung: <Der Wirkungskreis der verschiedenen Be- 
hörden im Staat soll nach dem Grundsatz der Trennung der 
Gewalten eine genaue Bestimmung und Abgrenzung erhalten. 
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Die Befugnis, Streitiges zu entscheiden und Straffälle zu beur- 
teilen, kommt ausschliesslich den ordentlichen Gerichten zu; weder 
die gesetzgebende noch die vollziehende Gewalt dürfen richter- 
liche Verrichtungen ausüben (§ lo) ... Die Gerichte sind vom 
Regierungsrat unabhängig, und es steht diesem keinerlei Ein- 
wirkung auf Rechtssachen zu (§ 59)». Ähnliche Bestimmungen 
enthalten auch alle andern Verfassungen dieser Periode. Nachdem 
schon früher die verschiedenen Gewalten eigene Organe erhalten 
hatten — allerdings mit vielen Ausnahmen und Inkonsequenzen 
{Doppelstellung der Oberamtmänner !) - , kam die Gewalten- 
trennung nunmehr hauptsächlich darin zur Durchführung, dass 
zwischen den Stellen der richterlichen und vollziehenden Gewalt 
Unvereinbarkeit statuiert wurde, Präsident und Mitglieder des 
Obergerichts vollständig frei innerhalb oder ausserhalb des grossen 
Rates gewählt werden konnten (s. z. B. Zürich, Verf. Art. 61 fF.) 
und das Obergericht überhaupt eine durchaus selbständige, der 
Regierung koordinierte Stellung erhielt. Sehen wir nun zu, wie 
sich die Bestellung der Gerichte nach den neuen Verfassungen 
unter dem Einfluss der beiden Prinzipien im einzelnen gestaltete. 
Die aus 7 — 14 Mitgliedern bestehenden Obergerichte wurden 
vom grossen Rat frei aus allen Bürgern des Kantons gewählt; 
einzig in Schwyz waren es die Bezirksgemeinden, die je nach 
ihrer Bevölkerungszahl ein Mitglied oder mehrere ins Kantons- 
gericht wählten. Der Präsident wurde, auch in Schwyz, vom 
grossen Rat gewählt, nur in Freiburg und Waadt^^) vom Gericht 
selbst. Die Kanzlei bestellte in der Regel das Gericht; in Basel- 
stadt dagegen wurde der Schreiber vom grossen Rat auf Doppel- 
vorschlag des Gerichtes gewählt. Die Amtsdauer war lebens- 
länglich in Freiburg und Baselstadt ^), fünfzehn Jahre in Bern, 
zwölf in Waadt, zehn in Solothurn, sechs in Zürich, Schwyz, 
Luzern, Baselland, St. Gallen, Aargau, Thurgau, und vier in 
Schaffhausen luid Tessin. Die Präsidenten wurden meist auf 
bedeutend kürzere Zeit gewählt, so in Bern auf fünf, Aargau 
und Waadt drei, Zürich und Freiburg zwei, Baselland und Thur- 
gau ein Jahr. — Von besonderen Erfordernissen finden wir ausser 
solchen bestimmten Alters (sechs Kantone verlangten z. B. 30 
Jahre) oder Vermögens (Bern und Tessin z. B. 5000 Franken) 
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namentlich gewisse Vorschriften bezüglich der Rechtskunde: 
Bern verlangte allgemein «rechtskundige Männer», Baselstadt 
vierjährige Praxis bei richterlichen Behörden oder akademischen 
Grad, Aargau eine fünfjährige derartige Praxis oder Studium 
der Rechtswissenschaft, ebenso Thurgau imd Waadt, das erstere, 
ohne eine bestimmte Zeit der Praxis vorzuschreiben; im Tessin 
sollten mindestens sieben Oberrichter «legali laureati, o patentati 
in legge da publica universitär sein, die übrigen während fünf 
Jahren als Richter oder Gerichtsschreiber fungiert haben. 

Was die nächst untere Stufe der Gerichtsorganisation be- 
trifft, die Bezirksgerichte (Bern: «Amtsgerichte»; Waadt und 
Tessin: «Gerichte erster Instanz»), so waren sie in der Regel 
allgemeine erste Instanz für Zivil- und Strafsachen und hatten 
in ersteren stets eine gewisse definitive Kompetenz. Einzelne 
Kantone besassen allerdings ein besonderes erstinstanzliches 
Kriminal gericht für den ganzen Kanton. Wahlbehörde desselben 
war überall der grosse Rat, und zwar wurde von ihm das Ge- 
richt gewählt: in Zürich auf sechs, Luzern vier, Schwyz zwei 
Jahre; in Baselstadt lebenslänglich auf dreifachen Vorschlag des 
kleinen Rates, der Präsident ebenso nach erfolgter Auskündung 
auf sechs Jahre aus der Zahl der Bewerber, die Kriminal- oder 
Appellrichter gewesen waren oder einen akademischen Grad 
besassen, der Schreiber auf doppelten Vorschlag des Gerichts 
durch den kleinen Rat; in Schaff hausen aus doppeltem Vor- 
schlag des Appellationsgerichtes auf vier Jahre, in St. Gallen und 
Thurgau auf sechs; das letztere Hess das Gericht seinen Präsi- 
denten selbst w^ählen. 

Die Bestellung der Bezirksgerichte, bei welcher sich am 
meisten Abweichungen von der vorhergehenden Periode zeigen, 
war folgende: In Zürich wurden sie auf sechs Jahre von der 
Bezirks Versammlung (200 von den Kirchgemeinden gewählten 
Wahlmännern) gewählt, die auch den Präsidenten und Vizeprä- 
sidenten bezeichnete, während die Kanzlei vom Gericht bestellt 
wurde. — In Bern wählte die Bezirkswahlversammlung (eben- 
falls Wahlmänner) vier Mitglieder des Amtsgerichtes und machte 
einen doppelten Vorschlag für die Stelle des Präsidenten, der 
29 Jahre alt und rechtskundig sein musste; das Obergericht 
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konnte zwei weitere Kandidaten vorschlagen, und es wurde dann 
vom Regierungsrat und den Sechszehnern (ständige Kommission 
des grossen Rates) aus diesen Vorschlägen der Präsident gewählt. 
Die Amtsdauer betrug sechs Jahre. — In Luzern wurden die Mit- 
glieder der Bezirksgerichte direkt von den Stimmberechtigten des 
Bezirkes auf sechs Jahre, der Präsident aus den Mitgliedern vom 
Appellationsgericht, der Schreiber vom Gericht gewählt. Die 
Richter mussten ein Vermögen von 1000 Franken haben. — 
In Schwyz wählten die Bezirksgemeinden die Mitglieder und 
den Präsidenten der Bezirksgerichte auf sechs Jahre. — In Frei- 
burg wurden die gesamten Bezirksgerichte samt der Kanzlei 
vom Staatsrat bestellt, der bezüglich dieser Behörden kein Ab- 
berufungsrecht hatte. — In Solothum wählte der Kantonsrat 
die Amtsgerichte auf zehn Jahre, den Präsidenten auf fünf; der- 
selbe sollte nach der zweiten Amtsdauer während fünf Jahren 
nicht mehr wählbar sein. — In Baselstadt war für die lebens- 
länglichen Zivilrichterstellen bestimmt, dass die. sechs Suppleanten 
nach ihrer Rangordnung in die erledigten Stellen einrücken, 
und die frei gewordenen Suppleantenstellen vom kleinen Rat 
auf dreifachen Vorschlag des Stadtrates besetzt werden sollten; 
der Präsident sollte nach erfolgter Auskündung - vom kleinen 
Rat gewählt werden und musste juristisch gebildet und der 
französischen und lateinischen Sprache mächtig sein. Der Zivil- 
gerichtsschreiber wurde auf Üoppelvorschlag des Appellations- 
gerichtes vom kleinen Rat auf sechs Jahre unter den gleichen 
Erfordernissen wie der Präsident gewählt. Für die Stellen des 
Zivilgerichtes der Landgemeinden hatten die betreffenden Ge- 
meinden einen dreifachen Vorschlag zu machen, aus welchem 
der kleine Rat die Mitglieder wählte. Der Präsident wurde 
vom grossen Rat, der Schreiber wie der des Zivilgerichts für 
die Stadt gewählt. — In Baselland wählten die Bezirkswahl- 
männer die Bezirksgerichte auf sechs, den Präsidenten aus den 
Mitgliedern der Landrat auf zwei Jahre; derselbe wählte auch 
nach vierzehntägiger Auskündung den Schreiber, wozu das Ge- 
richt einen vierfachen empfehlenden Vorschlag machen konnte. 
— In Schaffhausen wurden die Bezirksgerichte vom Appellations- 
gericht aus 22 Vorschlägen besetzt, welche die Gemeinden des 
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Bezirkes nach Verhältnis ihrer Bevölkerung zu machen hatten. 
Die Amtsdauer betrug vier Jahre; die Kanzlei wählte das Ge- 
richt. — In St. Gallen wählten die Bezirksgemeinden (Versamm- 
lungen aller Stimmfähigen) die Bezirksgerichte auf vier Jahre; 
Präsident und Schreiber wurden vom Gericht auf ein Jahr ge- 
wählt. — In Aargau war Wahlbehörde der grosse Rat ; derselbe 
war jedoch an eine Vorschlagsliste gebunden, für welche die 
Kreisversammlungen des Bezirkes (Wahlmänner der Gemeinden) 
je vier Kandidaten zu bezeichnen hatten, die ein Alter von 24 
Jahren haben mussten. Die Richter wurden auf sechs, der 
Präsident vom grossen Rat auf drei, der Schreiber vom Gericht 
auf sechs Jahre gewählt. — In Thurgau wählte die Bezirkswahl- 
versammlung das Bezirksgericht auf sechs Jahre, den Präsidenten 
das Gericht selbst. — In Tessin wählte der grosse Rat das Gericht 
erster Instanz aus einer Vorschlagsliste der Kreise, für welche 
jede Kreisversammlung drei Kandidaten bezeichnete. Die Richter 
mussten im Bezirk wohnhaft sowie 30 Jahre alt sein und ein 
Vermögen von 3000 Franken haben. Die Amtsdauer derselben 
betrug vier Jahre; die nicht, als Richter Gewählten waren Sup- 
pleanten. — Waadt endlich liess seine Gerichte erster Instanz 
auf neun Jahre durch den grossen Rat wählen ; den Schreiber 
ernannte für die gleiche Amtsdauer der Staatsrat aus einem 
Dreiervorschlag des Gerichts, den Präsidenten bezeichnete das 
Gericht. 

Was die übrigen Untergerichte und die Friedensrichter be- 
trifft, so blieben Bestand und Bestellung derselben im wesentlichen 
gleich, doch stellte Zürich die früheren Zunftgerichte wieder her 
und liess sie von den Stimmberechtigten des Gerichtskreises 
wählen. In Schwyz, Luzern und Waadt finden wir Friedens- 
gerichte mit gewisser endgültiger Kompetenz in Bagatellzivil- 
saehen, bestehend aus dem Friedensrichter und zwei in gleicher 
Weise wie jener gewählten Beisitzern. In Tessin ging die Wahl 
der Friedensrichter vom Staatsrat auf die Kreisbürgerschaft über. 
Die Amtsdauer betrug für diese unteren Stellen neun Jahre in 
Waadt, sechs in Aargau, vier in Zürich, Luzern, Schaffhausen» 
St. Gallen, Tessin, drei in Thurgau, zwei in Bern, Schwyz und 
Baselland. 
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§ 24. Die Entwicklung seit den Dreissigerjahren. 

Es kann sich hier natürlich nicht darum handeln, alle seit 
den Reformen der Dreissigerjahre in der Bestellung der kan- 
tonalen Gerichte vorgekommenen Änderungen im einzelnen an- 
zuführen; wir müssen uns vielmehr darauf beschränken, diejenigen 
zu erwähnen, denen besondere Wichtigkeit zukommt, so nament- 
lich diejenigen, die aus grundsätzlichen Änderungen des beste- 
henden politischen Systems hervorgingen. 

Hier ist vor allem ein in den demokratischen Länderkantonen 
gemachter Fortschritt zu erwähnen. Auch in diesen Kantonen, 
welche von der Bewegung der Dreissigerjahre (abgesehen von 
Glarus und Schwyz^i)) zunächst unberührt geblieben waren, 
machte sich anfangs der Fünfzigerjcihre allmählich das Bestreben 
geltend, die Rechtspflege auf Grund der Gewaltentrennung zu 
organisieren. Demzufolge wurde in Uri und beiden Unterwaiden 
{1850 und 1851) die Einrichtung; dass Landammann, Landweibel 
und eine Anzahl Ratsherren von Amts wegen in den Gerichten 
Sassen, beseitigt und auch die Strafgerichtsbarkeit des Landrates 
auf besondere, schon bestehende oder neugeschaffene Gerichte 
übertragen. Was die Wahlart betrifft, so wählte nunmehr in 
Uri zu dem Kantonsgericht die Landsgemeinde den Präsidenten 
und fünf Richter, fünf weitere der Landrat, der auch das neu- 
geschaffene Kriminalgericht besetzte. Zu den Siebnergerichten 
in Uri und Urseren wählte den Präsidenten und die Hälfte der 
Mitglieder die Bezirksgemeinde, die andere Hälfte der Bezirksrat. 
Die jetzige Verfassung von 1888 übertrug dann die Wahl sämt- 
licher Gerichte und aller Mitglieder derselben der Landsgemeinde. 
— In Obwalden wurde das Kantonsgericht vom dreifachen Rat 
neun Mitglieder aus bestimmten Gemeinden, vier frei gewählt. 
Durch die Verfassung von 1867 wurde die Wahl des Oberge- 
richtes der Landsgemeinde übertragen und ein Zivilgericht für 
den ganzen Kanton an Stelle der bisher in den Gemeinden be- 
stehenden Siebnergerichte, sowie ein Kriminalgericht und ein 
Revisions- und Kassationsgericht geschaffen, deren Wahl der 
Landrat erhielt. Die beiden letztgenannten sind durch die jetzige 
Verfassung von 1902 aufgehoben worden. — In Nidwaiden wurde 
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der Landrat Wahlbehörde für alle Gerichte (mit Ausnahme der 
Vermittlungsgerichte) und ist es seither geblieben ^2). In Appen« 
Zell A.-Rh., wo, wie wir sahen, überhaupt keine besonderen Be- 
hörden für die Rechtspflege bestanden, wurde nunmehr 1858 
ein Obergericht geschaffen, dessen Mitglieder weder im grossen 
noch im kleinen Rat, noch in einem andern Gerichte oder einer 
Gemeindebehörde sitzen durften ; desgleichen wurde ein Kriminal- 
und Polizeigericht aufgestellt. Wahlbehörde des Obergerichts 
wurde die Landsgemeinde ; der grosse Rat wählte den Gerichts-- 
Schreiber, ferner die Präsidenten der kleinen Räte (Bezirksgerichte) 
und das Kriminalgericht — Appenzell L-Rh. folgte erst 1872 
(in der jetzigen Verfassung) mit der Organisation selbständiger 
Gerichtsbehörden nach; die Wahl des Kantons- und der Be- 
zirksgerichte wurde der Landsgemeinde, resp. den Bezirksver- 
sammlungen übertragen. 

Eine weitere wichtige Änderung bestand in der immer 
häufiger vorkommenden Einführung der direkten Volkswahl für 
die Bestellung wenigstens der unteren Gerichte. Die Beseitigung 
der durch die Repräsentativverfassungen der Dreissigerjahre 
geschaffenen indirekten Wahlen bildete bekanntlich eines der 
Postulate, welche die seit Beginn der Vierzigerjahre sich geltend 
machende, auf Erweiterung der Rechte des Volkes und möglichst 
umfassende Beteiligung desselben bei Gesetzgebung und Wahlen 
hinarbeitende radikale oder demokratische Bewegung aufstellte 
und dann auch verwirklichte, als sie in den Fünfziger- und 
Sechzigerjahren mehr und^ mehr zur Herrschaft gelangte. Den 
Anfang mit der Beseitigung der indirekten Richterwahlen machte 
Bern schon im Jahre 1846 bezüglich der Amtsgerichte; aller- 
dings sollte wie früher der grosse Rat aus zwei Doppelvorschlägen 
der Bezirkswählerschaft und des Obergerichtes den Präsidenten 
wählen. Durch die jetzige Verfassung wurde dann auch die 
Wahl des Präsidenten der Aktivbürgerschaft übertragen. — In 
Schaffhausen, wo die Bezirksgerichte seit 1831 durch das Ober- 
gericht gewählt wurden, ging schon 1852 die Wahl derselben 
auf die Stimmberechtigten des Bezirkes über; den Präsidenten 
wählte das Obergericht aus den Mitgliedern, was auch von der 
jetzigen Verfassung beibehalten wurde. — In Solothurn wurde 
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im Jahre 1856 die Wahl der Amtsrichter vom grossen Rat auf 
die Bezirksbürgerschaft übertragen ; den Präsidenten wählte wie 
früher der grosse Rat aus einem Doppelvorschlag derselben; 
1867 trat auch hier die Volks wähl des Präsidenten ein. — Zürich 
beseitigte 1865 durch Verfassungsrevision (ausgeführt durch das 
Gesetz betr. die Wahlen der Bezirksbehörden von 1866) die Wahl- 
kollegien. — 1867 folgte Baselland, das sogar die Wahl der 
Gerichtsschreiber dem Volke übertrug ; 1 869 endlich Aargau und 
Thurgau, welch letzteres die Wahl der Präsidenten in die Hände 
der Bezirksgerichte selbst legte. 

Eine allgemeine Einführung der Volkswahl für alle Gerichte 
hat in neuester Zeit in drei Kantonen stattgefunden, wo sie an 
die Stelle der Wahl durch den grossen Rat trat: in Baselstadt 
(1891 ; die Partialrevision wurde aber erst durch das Organisations- 
gesetz von 1895 ausgeführt) ^^) ; ferner in Tessin (1891 für die 
bisher durch den grossen Rat aus einer Vorschlagsliste der Kreise 
gewählten Bezirksgerichte, — 1892 für das Appellationsgericht) ^); 
endlich in Zug (1894)^). Die Volkswahl wurde zweimal (1862 
und 1881) vorgeschlagen, aber verworfen in Genf; neuestens 
{1904) ist daselbst ein Initiativbegehren zustande gekommen, 
welches die Aufnahme des folgenden Artikels in die Verfassung 
verlangt: «Tous les magistrats de Tordre judiciaire sont elus par 
Tensemble des electeurs reunis en Conseil General. La loi regle 
tout ce qui concerne Texecution du present article.» Das Begehren 
wird im Herbst 1904 zur Behandlung im grossen Rat und zur 
Abstimmung kommen ^^), 

Nicht unwichtige Änderungen in der Bestellungsart der 
Gerichte sind noch aus einigen anderen Kantonen zu erwähnen. 
In Freiburg, wo der Staatsrat die unteren Gerichte besetzt hatte, 
wurde durch die Verfassung von 1848 ein besonderes coUege 
electoral aufgestellt, bestehend aus Staatsrat und Kantonsgericht 
vereinigt; die Einrichtung ist auch von der jetzigen Verfassung 
von 1857 beibehalten worden. — In Waadt stellte das Organi- 
sationsgesetz von 1846 in gleicher Weise wie in Freiburg die 
vereinigten obersten Behörden der richterlichen und vollziehenden 
Gewalt als Wahlbehörde für die unteren Gerichte auf. Die Ver- 
fassung von 1861, ausgeführt durch das Organisationsgesetz von 
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1863, übertrug die Wahl derselben dem Kantonsgericht, welches 
aber dabei an gewisse listes de presentation (Art. 73 der Verf.) 
gebunden war: Die Bürger des Distriktes bildeten das Wahl- 
kollegium; jeder konnte auf seinen Stimmzettel zehn Namen 
schreiben, und diejenigen zwanzig Namen, welche auf den meisten 
Zetteln standen und mindestens ein Viertel der abgegebenen 
Stimmen erhalten hatten, bildeten die Kandidatenliste, aus welcher 
das Kantonsgericht den Präsidenten und die Richter, ferner 
Suppleanten und Schreiber wählte. In gleicher Weise erfolgte 
die Wahl der Friedensrichter und ihrer Beisitzer. Diese Ein- 
richtung war in der vSchweiz zugleich das erste Beispiel einer 
gesetzlichen Berücksichtigung der Minderheit bei der Bestellung 
der Gerichte. Die jetzige Verfassung von 1885 enthält über die 
Wahlart der unteren Gerichte keine Bestimmungen, und das 
Organisationsgesetz von 1886 hat die Vorschlagslisten beseitigt, 
so dass das Kantonsgericht nunmehr in der Wahl der unteren 
Gerichte vollständig frei ist. — In Wallis, welches 1848 die bis- 
herige Zehntenverfassung beseitigte und den Kanton in eine 
Anzahl von Gerichts- und Verwaltungsbezirken einteilte, wurde 
die Wahl der Bezirksgerichte, < bis das Gesetz hierüber etwas 
Anderes bestimmt >, der Vollziehungsgewalt übertragen, die Präsi- 
denten sollten die Gerichte selbst wählen. Das Organisations- 
gesetz von 1855 setzte dann fest, dass die Präsidenten und Richter 
vom Staatsrat mit Zuziehung des Appellationsgerichtes gewählt 
werden sollen, dasjenige von 1876 machte das Appellationsgericht 
allein zur Wahlbehörde 3'^). — Endlich ist noch zu erwähnen, dass 
Neuenburg, als es im Jahre 1848 eine republikanisch-demokratische 
Verfassung erhielt, die Wahl der Gerichte zunächst dem Staats- 
rat unter Vorbehalt der Genehmigung durch den grossen Rat 
übertrug; die jetzige Verfassung von 1858 legte sie ganz in die 
Hände des letzteren. 
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Zweiter Unterabschnitt: Heutiger Stand. 

§ 25. Der Bestand der kantonalen Gerichte^). 

Wir müssen zunächst eine kurze Übersicht über die ver- 
schiedenen kantonalen Gerichte geben, soweit sie in den Kreis 
unserer Betrachtung fallen, d. h. indem wir von allen Sonder- 
gerichten, sowie den Schwurgerichten absehen. Die unterste 
Stufe der Gerichtsorganisation bilden regelmässig 2) die Friedens- 
richter oder Vermittler (juge de paix oder giudice di pace), die 
meist für die Gemeinden, und zwar gewöhnlich für die politischen, 
selten für die Kirchgemeinden, in einigen Kantonen für besondere 
grössere Kreise aufgestellt sind. Sie sind überall Sühnbeamte, 
in fünf Kantonen lediglich solche; in den übrigen besitzen sie 
eine gewisse Spruchkompetenz, und zwar sowohl zivil- als straf- 
rechtliche in fünf Kantonen, nur letztere in Genf, sonst überall 
zivilrichterliche. Diese Kompetenz ist gewöhnlich eine inappellable, 
nur der Kassation unterworfene, hie und da auch in gewissem 
Betrage eine erstinstanzliche (z. B. in Tessin erstinstanzliche 250, 
definitive 25 Franken). Die Maxima des Streitwertes, für welche 
sie zuständig sind, variieren zwischen 5 (Baselland) und 200 resp. 
400 Franken (Neuenburg). Die strafrichterliche Kompetenz be- 
schränkt sich meist auf Polizeiübertretungen, in zwei Kantonen 
kommen Ehrverletzungen, in zwei weiteren auch gewisse leichtere 
Vergehen dazu. Neben oder, anstatt der Einzelfriedensrichter 
kommen in sechs Kantonen kollegiale Friedens- oder Gemeinde- 
gerichte vor; so besteht in Nidwaiden für Vermittlung und 
Bagatellsachen nur ein solches Kollegium. Der Friedensrichter 
gehört in Appenzell A.-Rh. und in Wallis diesen untersten Ge- 
richtskollegien nicht an. Dieselben besitzen, abgesehen von zwei 
Kantonen, wo sie lediglich Vormundschaftsbehörde sind, ähnliche 
Zivilkompetenzen wie die Einzelfriedensrichter ; in Wallis sind sie 
lediglich Polizei-, in Appenzell A.-Rh. (Gemeindegerichte) Zivil- 
und Polizeigerichte. 

Die zweite Stufe, d. h. im allgemeinen die ordentliche erste 
Instanz, bilden die Bezirksgerichte (Kreis-, Amtsgerichte; tribu- 
naux de district; tribunali di prima instanza). In fünf Kantonen 
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mit kleinem Territorium, darunter den Städtekantonen Baselstadt 
und Genf, findet sich naturgemäss nur ein einziges Erstinstanz- 
gericht (Zivil- oder Strafgericht, Kantonsgericht [Obwalden, Zug]). 
Ausserdem ist zu erwähnen, dass Graubünden zwei solche mitt- 
lere Stufen der Gerichtsorganisation besitzt, die Kreis- und die 
Bezirksgerichte, die letzteren teils Appellationsinstanz gegenüber 
den ersteren, teils erste Instanz. Die Zahl der Bezirksgerichte 
variiert im übrigen in den Kantonen zwischen zwei (drei Kan- 
tone) und dreissig (Bern). Es kommen natürlich bei diesen Ge- 
richten auch häufig Unterabteilungen 3) vor, als Kammern, die 
in einem bestimmten Rechtsgebiet die volle Kompetenz des 
Gerichtes ausüben (Zivil- und Strafkammern) oder als Delega- 
tionen, die eine im Vergleich zu der des Gerichtes untergeord- 
nete Gerichtsbarkeit ausüben (Ausschüsse, Kommissionen und 
namentlich die Gerichtspräsidenten als Einzelrichter). Was die 
Mitgliederzahl betriiFt, so bestehen nur in Neuenburg die Distrikts- 
gerichte aus einem einzigen Richter; überall sonst finden sich 
Kollegien von regelmässig drei bis neun Mitgliedern. Höhere 
Zahlen weisen auf Appenzell I.-Rh. (innerer Landesteil) mit 13 
Mitgliedern, Genf mit 15 Richtern, Baselstadt mit drei Präsi- 
denten und zwölf Richtern im Zivilgericht und drei Präsidenten 
und 13 Richtern im Strafgericht, endlich Zürich (Bezirk Zürich) 
mit 25 Mitgliedern*) (gegen fünf der übrigen Bezirke). Was 
die Kompetenzen betrifft, so sind die Erstinstanzgerichte in der 
Regel sowohl Zivil- als Strafgerichte, nur Zivilgerichte in fünf 
Kantonen, wo die Strafgerichtsbarkeit besonderen Behörden, 
namentlich den Kriminalgerichten übertragen ist. Die Gerichts- 
ausschüsse, wo solche bestehen, haben Kompetenzen beiderlei 
Art in fünf, nur Zivilkompetenz in zwei Kantonen, die Gerichts- 
präsidenten erstere in sechs, nur letztere in vier, nur Strafge- 
richtsbarkeit in zwei Kantonen. Was die Zivilkompetenzen be- 
trifft, so besitzen die Delegationen meist eine gewisse definitive 
Spruchkompetenz, die sich an diejenige der Friedensrichter resp. 
-Gerichte anschliesst (z. B. Zürich Friedensrichter — 50, Präsident 
50—200 Fr.; Thurgau Friedensrichter — 10, Präsident 10 — 30, 
Ausschuss 30 — 60 Fr.). Die Zuständigkeit der Plenargerichte 
resp. der Kammern ist in Zivilsachen nach oben regelmässig 
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unbeschränkt; ausnahmsweise ist in Neuenburg und Waadt für 
gewisse Streitsachen das Obergericht erste und letzte Instanz. — 
Die Strafkompetenzen der Präsidenten und Ausschüsse erstrecken 
sich teils nur auf Polizeiübertretungen, teils auch auf Vergehen ; 
die Zuständigkeit der Plenargerichte ist hier nach oben meist 
durch diejenige anderer Behörden eingeschränkt, und zwar sind 
diese entweder die Schwurgerichte oder die ständigen Kriminal- 
gerichte (je in sechs Kantonen) oder endlich die Obergerichte 
(in drei Kantonen), in Solothurn teils Ober- teils Schwurgericht. 
Wo solche obere Strafgerichte bestehen, beschränkt sich natur- 
gemäss die Zuständigkeit der Bezirksgerichte auf Übertretungen 
und leichtere Vergehen ; es zeigen sich übrigens hier entsprechend 
dem materiellen Strafrecht zahlreiche und bedeutende Differenzen. 
— Eine graduelle Kompetenz der Bezirksgerichte als Appella- 
tions- oder Kassationsinstanz kommt nur ausnahmsweise vor, so 
z. B. die schon erwähnte in Graubünden, ferner z. B. in Appen- 
zell A.-Rh. (Appellation in Zivil- und Strafsachen der Gemeinde- 
gerichte.) 

Besondere Kriminalgerichte erster Instanz von fünf bis elf 
Mitgliedern finden sich in zehn Kantonen, in drei derselben mit 
einem Ausschuss, der als Polizeigericht über unbedeutendere 
Fälle urteilt. Die Kompetenz der Kriminalgerichte ist nach unten 
durch die der bereits genannten Behörden beschränkt, nach oben 
überall unbeschränkt. 

Die nächst höhere und meist die oberste Stufe sind die kan- 
tonalen Obergerichte, in sieben Kantonen Kantonsgerichte, in 
zweien Appellationsgerichte (tribunal cantonal resp. tribunale 
d'appello), in Genf cour de justice civile, criminelle et correc- 
tionelle genannt. Sie weisen einen Bestand von fünf bis fünf- 
zehn Mitgliedern, die Kammern und Ausschüsse einen solchen 
von drei und fünf Mitgliedern auf Ihre Kompetenz ist im wesent- 
lichen eine graduelle (Rechtsmittel-) Kompetenz, d. h. sie sind 
Appellations- und Kassationsinstanz; nur vereinzelt besitzen sie 
eine gewisse erstinstanzliche Kompetenz, so für Zivilsachen in 
Neuenburg (Streitwert über 500 Fr.) und Waadt (über 2000 Fr., 
wenn Bundesrecht anzuwenden ist), für Strafsachen in Appenzell 
St. Gallen und Graubünden (an Stelle des in diesen Kantonen 
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fehlenden Schwurgerichtes) und in Solothurn (speziell für Betrug 
und Fälschung). 

Selbständige Kassationsgerichte ausser und über dem Ober- 
gericht ^) finden wir in fünf Kantonen ; sie zählen fünf bis neun 
Mitglieder. Ihre Zuständigkeit erstreckt sich in Genf nur auf 
Strafurteile, in Solothurn sogar nur auf schwurgerichtliche Ur- 
teile, sonst auch auf Zivilurteile. 

Was den inneren Bestand aller genannten Gerichte betrifft, 
so kommt zu den Präsidenten, Vizepräsidenten und Richtern 
regelmässig noch eine Anzahl Ersatzmänner (suppleants, supplenti) 
hinzu, die nach Bedürfnis zu einzelnen Sitzungen einberufen 
werden; in Genf, wo das Gericht erster Instanz als Schöffen- 
gericht (mit scharfer Unterscheidung von Richtern und Bei- 
sitzern) ^) organisiert ist, wird demgemäss zwischen juges-supple- 
ants und juges-assesseurs-suppleants unterschieden ; ausnahmsweise 
sind in Zürich die Bezirksgerichtspräsidenten und die Friedens- 
richter Ersatzmänner des Obergerichtes resp. der Bezirksgerichte. 

§ 26. Die Bestellung der kantonalen Gerichte : 
Wahlart und Amtsdauer. 

Was zunächst die Wahlart betrifft, so ist zwischen Volks- 
wahl und Behördenwahl zu unterscheiden. Bei der letzteren ist 
regelmässig der grosse Rat die Wahlbehörde '^), doch werden in 
einigen romanischen Kantonen die mittleren und unteren Be- 
hörden durch ihre resp. Oberbehörde, d. h. die Gerichte durch 
das Appellationsgericht gewählt. 

Wir beginnen mit der Volkswahl. Die Aktivbürgerschaft 
wählt sämtliche Gerichte in sechs Kantonen, nämlich in Uri, 
Glarus, Zug, Baselstadt, Inner - Rhoden, Tessin; alle Gerichte 
ausser dem Kriminalgericht in Ausser - Rhoden und Schwyz. 
Volkswahl nur der unteren Gerichte, dagegen Wcihl der oberen, 
sowie derjenigen, deren Amtskreis der ganze Kanton bildet, 
durch den grossen Rat haben zehn Kantone, nämlich Zürich, 
Bern, Luzern, Solothurn, Baselland, Schaff hausen, St. Gallen, 
Graubünden % Aargau und Thurgau. Der grosse Rat (Kantons- 
rat, Landrat) ist Wahlbehörde für sämtUche Gerichte (abgesehen 
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von den Friedensrichtern, die wir gleich besonders erwähnen 
werden) in drei Kantonen, nämlich Nidwaiden, Neuenburg und 
Genf, nur für die unteren Gerichte in Obwalden. In den übrigen 
Kantonen wählt der grosse Rat das Obergericht ; für die unteren 
sind besondere Wahlbehörden aufgestellt, und zwar in Freiburg 
Kantonsgericht und Staatsrat vereinigt, in Waadt und Wallis 
Kantons- resp. Obergericht. 

Die Friedensrichter resp. Gerichte werden überall, ausser in 
Freiburg, Waadt und Genf, durch die Stimmberechtigten ihres 
Amtsbezirkes gewählt; in den genannten Kantonen wählt sie 
die resp. Wahlbehörde der Erstinstanzgerichte. 

Der Präsident (resp. z. B. in Baselstadt die Präsidenten) wird 
regelmässig durch den gleichen Wahlkörper wie die Mitglieder 
aus der Zahl der letzteren gewählt; als Ausnahme findet sich 
namentlich die Wahl durch das Gericht selbst, so in Nidwaiden 
(alle Gerichte), Zürich und Waadt (Obergericht), Inner- Rhoden, 
St. Gallen, Thurgau (Bezirksgerichte); Wahl durch die gesetz- 
gebende Behörde: so in Zug (alle Gerichte), Schwyz (Kantons- 
gericht), Ausser-Rhoden (Bezirksgerichte) ; Wahl durch das Ober- 
gericht in SchafFhausen (Bezirksgerichte). Für die Suppleanten 
gilt das gleiche; nur in Baselstadt '^werden sie vom grossen Rat, 
in Waadt für das Obergericht von diesem selbst gewählt. Die 
Wahl der Schreiber, Substituten derselben usw., steht in der Regel 
den betreffenden Gerichtsbehörden selbst zu, ausnahmsweise in 
Bern (nur für das Obergericht), Nidwaiden, beiden Appenzell 
und Genf dem grossen Rat, in Solothurn für das Obergericht 
dem Kantonsrat und für die Amtsgerichte dem Volk, in Basel- 
land (Bezirksgerichte) dem Volk, in Tessin (Bezirksgerichte) dem 
grossen Rat, in Waadt (Bezirks- und Friedensgerichte) dem Ober- 
gericht, welches vorher das betreffende Gericht um seine Meinung 
zu befragen hat, in Bern (Amtsgerichte) und Neuchätel dem Re- 
gierungsrat. 

Wo Volkswahl besteht, bildet regelmässig die stimmberech- 
tigte Bevölkerung des Amtskreises (Kanton, Bezirk, Gemeinde) 
den Wahlkörper für die Wahl der gesamten betreffenden Be- 
hörde. Ausnahmen finden sich in zweierlei Richtungen: in Uri 
wählt die Landsgemeinde (Wahlversammlung des ganzen Kan- 
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tons) auch die Kreisgerichte; andererseits besetzen kleinere Wahl- 
körper nur je einen Teil der Stellen in Schwyz, wo die Bezirks- 
gemeinden je nach der Grösse der Bezirke drei (Schwyz), zwei 
(March) oder ein Mitglied (Übrige) ins Kantonsgericht wählen, 
ferner in Ausser -Rhoden, wo die Gemeindeversammlungen je 
ein bis zwei Mitglieder ins Bezirksgericht senden, endlich in 
Tessin, wo der Kanton für die Wahl des Appellationsgerichtes 
in zwei Wahlkreise (Lugaho und Mendrisio — übrige Bezirke) 
zerfällt, deren jeder drei Mitglieder und drei Suppleanten wählt 
(für die Wahl des Präsidenten — ausser den Mitgliedern — bildet 
der ganze Kanton einen Wahlkreis). — Während in diesen Kan- 
tonen eine Berücksichtigung der verschiedenen Teile des Amts- 
kreises bei der Zusammensetzung der Gerichte geradezu durch 
L'berlassung des Wahlrechtes an dieselben zum Ausdruck kommt, 
findet sich eine solche auch mehrfach in anderer Form. So soll 
z. B. in Appenzell A.-Rh. im Kantonsgericht jeder Bezirk minde- 
stens mit einem, in Aargau im Obergericht höchstens mit zwei 
Mitgliedern vertreten sein. Im Wallis ist aus jedem der drei 
für die Wahl des Staatsrates gebildeten Bezirke mindestens ein 
Mitglied des Appellationsgerichtes, in Luzern aus jedem Friedens- 
richterkreis ein Mitglied des betreffenden Bezirksgerichtes zu 
nehmen. 

Einige Kantone stellen die Berücksichtigung der verschie- 
denen politischen Parteien auch bei der Wahl der Gerichte 
als verfassungsmässigen Grundsatz auf: so bestimmt Solothurn 
(Art. II der Verf.) allgemein, dass bei der Wahl sämtlicher 
Staatsbehörden die verschiedenen Parteirichtungen möghchst be- 
rücksichtigt werden sollen; Luzern (Rev.-Gesetz vom 26. No- 
vember 1890, Art. 96 der Verf.): «Bei Bestellung des Ober- und 
des Kriminalgerichtes ist auf Vertretung der Minderheit billige 
Rücksicht zu nehmen.» Eine gesetzliche Regelung der Partei- 
vertretung in den Gerichten findet sich gegenwärtig in zwei 
Kantonen: in Tessin bestimmt die revidierte Verfassung vom 
2. Juli 1892 Art. 22 \ «Le nomine generali dei membri dei Tribu- 
nali di Prima Istanza e dei Tribunale di Appello e dei loro 
supplenti hanno luogo col sistema dei voto limitato» (Ersatz- 
wahlen, sofern nicht mindestens drei zugleich vorzunehmen sind, 
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sowie die Wahlen der Präsidenten, finden nach dem System der 
absoluten Majorität statt). Das Gesetz betr. die Richterwahlen 
vom 2. Dezember 1892 (Art. 21 und 53) führt dies in der Weise 
aus, dass jeder Wähler nur zweien von den drei Richtern und 
nur vieren der sechs Suppleanten des Bezirksgerichtes und ebenso 
nur je zweien von den drei Richtern und Suppleanten des Appell- 
gerichtes seine Stimme geben kann, so dass der Minderheit des 
Wahlkreises immer eine resp. zwei Stellen gesichert sind. — 
Zug hat durch die Verfassung von 1894, ausgeführt gegenwärtig 
durch das Wahlgesetz vom 17. April 1902, wie für Kantonsrat 
und Regierungsrat, so für die Gerichte die Proportional wähl 
nach dem System der Listenkonkurrenz eingeführt. Das propor- 
tionale Wahl verfahren kommt zur Anwendung, sobald mehr als 
zwei Mitglieder in die gleiche Behörde zu wählen sind. Dasselbe 
findet in der Weise statt, dass die Parteien bis zu einem be- 
stimmten Termin vor der Wahl ihre Vorschlagslisten einreichen, 
welche auf den den Wählern zuzustellenden Wahlzetteln abge- 
druckt werden. Am Wahltage kann dann jeder Wähler ent- 
weder den Titel einer ihm genehmen Liste oder, wenn er sich 
für keine bestimm.te Partei aussprechen will, lediglich die Namen 
einzelner Kandidaten, aber natürlich nur so viele, als Stellen zu 
besetzen sind, unterstreichen. Im ersteren Falle muss er nicht 
die ganze Liste akzeptieren, sondern kann beliebig viele Namen 
derselben streichen und dafür in entsprechender Zahl Namen 
anderer Listen unterstreichen (cpanachieren>). Nach Ausmitte- 
lung der Gesamtzahl der gültigen Wahllisten wird dieselbe durch 
die Zahl der zu treffenden Wahlen plus eins (!) dividiert; die dem 
Resultate dieser Divnsion nächsthöhere ganze Zahl ist die Wahl- 
zahl. Hernach wird die Zahl der für jede Partei abgegebenen 
Wahllisten durch die Wahlzahl dividiert; das Resultat zeigt an, 
wie viele Vertreter der einzelnen Partei zukommen. Wenn die 
Gesamtzahl der zu treffenden Wahlen hiermit noch nicht er- 
reicht ist. so wird der Rest der Mandate der Reihenfolge nach 
denjenigen Listen zugeteilt, welche die meisten Listenstimmen 
auf sich vereinigt haben. Für die Besetzung der den Parteien 
zugefallenen Stellenzahl rangieren die Kandidaten derselben 
selbstverständlich nach der Zahl der wStimmen, die sie erhalten 
haben ^). 
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Abgesehen von diesen Fällen der Minderheits- oder ver- 
hältnismässigen Vertretung erfolgen die Wahlen überall nach 
dem Majoritätssystem (Hälftenmehr). Was das Wahlverfahren 
betrifft, so werden die Volkswahlen in den Landsgemeindekan- 
tonen, denen sich hier Schwyz mit seinen Bezirksgemeinden zu- 
gesellt , vermittelst Wahlversammlungen getroffen i^), während 
in den übrigen Kantonen mit wenigen Ausnahmen Urnenwahl 
stattfindet (Einlegen der Wahlzettel in die zu bestimmter Zeit auf- 
gestellten Wahlurnen); einzig die Friedensrichterwahlen werden 
häufig in (Gemeinde-) Versammlungen vorgenommen. Die Stimm- 
abgabe ist, ausser in den erwähnten Wahlgemeinden, fast durch- 
weg, so auch bei der Wahl durch den grossen Rat, geheim. 
Auf das Wahlverfahren im einzelnen einzutreten, würde hier 
natürlich viel zu weit führen i^). 

Einige Kantone setzen fest, dass die Richterwahlen nicht 
mit den politischen zusammenfallen dürfen. So bestimmt Waadt, 
dass das Kantonsgericht im zweiten Jahr jeder Legislatur integral 
erneuert werden solle. Luzern setzt ein Intervall von zwei Jahren 
zwischen den Wahlen der Gerichte und denen von Regierung 
und Rat fest ; Tessin bestimmt dass die Wahl der Distrikts- und 
Friedensrichter nicht gleichzeitig mit den kantonalen politischen 
Wahlen stattfinden können, und die gleiche Bestimmung trifft 
für alle Gerichte Zug^^), 

Wir gehen zur Amtsdauer über. Aus dem vorhergehenden 
ergibt sich, dass in der Schweiz seit mehr als fünfzig Jahren 
nirgends mehr die lebenslängliche Anstellung richterlicher Be- 
amter vorkommt. Viele Verfassungen enthalten vielmehr die 
ausdrückliche Bestimmung, dass kein Amt (oder, wie Luzern und 
Uri festsetzen, kein politisches Amt, worunter aber auch das 
richterliche im Gegensatz zu dem des Lehrers, Geistlichen usw., 
verstanden wird) auf Lebenszeit verliehen werden dürfe (so Bern 
Art. 14, Luzern Art. 14, Obwalden Art. 18, Solothurn Art. 6, 
Baselland Art. 30, Neuenburg Art. 19). Dagegen wird bezüglich 
der Amtsdauer doch in einigen Kantonen ein Unterschied zwi- 
schen den richterlichen Behörden und denen der beiden anderen 
Gewalten, den im engeren Sinn politischen Behörden, gemacht: 
in St. Gallen nämlich beträgt sie für die ersteren vier resp. sechs 
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Jahre (siehe unten) gegen drei der letzteren, in Zürich und Genf 
sechs gegen drei, in Tessin sechs gegen vier, in Bern acht (nur 
Obergericht) gegen vier Jahre (auch Amtsgerichte). Im übrigen 
gibt über die Amtsdauer in den einzelnen Kantonen die folgende 
Zusammenstellung Aufschluss : 

Die erste Angabe enthält die Amtsdauer des Oberge- 
richtes, die folgenden abweichende Amtsdauem anderer Ge- 
richte. Der Übersicht halber ist jeweils noch die Wahlbehörde 
beigefügt. — Abkürzungen : A. G. == Amtsgericht, B. G. =: Be- 
zirksgericht, Fr. = Friedensrichter, Kass. G. = Kassationsgericht 
Kr. G. = Kriminalgericht, Kt. G. = Kantonsgericht, O. G. = 
Obergericht, Pr. i= Präsident, S. = Suppleant, Sehr. = Schreiber. 



Bern: 


8 (Übrige 4) 




O. G.: Kantonsrat (auch Sehr.), 
Übrige: Volk. 


Freiburg : 


8 




O.G.: Kantonsrat, Übrige: O.G. 
und Staatsrat vereinigt. 


Zürich: 


6 




O. G. u. Kass. G. : Kantonsrat, 
Übrige: Volk. 


Genf: 


6 




Grosser Rat, auch Sehr. 


Schwyz : 


6 (Kr. G. u. Fr 


.4) 


Kr. G. u. Kt. G. Pr. : Kantonsrat, 
Übrige: Volk. 


Baselstadt : 


6 (S. I. Instanz 


3) 


Volk, S. : Grosser Rat. 


Nidwaiden : 


6 (Fr. 3) 




Landrat (auch Sehr.), Fr.: Volk. 


St. Gallen: 


6 (B. G. 4, Fr. 


3) 


Kt. G. u. Kass. G.: Kantonsrat, 
Übrige: Volk. 


Tessin : 


6 (Fr. 4) 




Volk, B. G.Schr.: Grosser Rat. 


Luzern : 


4 




O. G. u. Kr. G. : Grosser Rat, 
Übrige: Volk. 


Uri: 


4 (Fr. 2) 




Volk. 


Obwalden : 


4 




O. G.: Volk, Übrige: Kantonsrat. 


Zug: 


4 




Volk, Pr.: Kantonsrat. 


Solothurn : 


4 




0. G. (auch Pr.u.Schr.), Kass.G.: 
Kantonsrat, Übrige (auch 
Sehr.): Volk. 


SchafFhausen : 


4 




O. G. u. Kt. G. (Kr. G.): Kantons- 
rat, Übrige: Volk, B.G.Pr.: 
O.G. 
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4 O. G. : Kantonsrat, Übrige: Volk. 

4 (S. O. G. I ) O. G. : Grosser Rat Übrige : O. G. 

(auch Sehr.). 

4 O. G. : Kantonsrat, Kreis G. : O.G. , 

Fr.: Volk. 

3 Volk. 

3 O. G. u. Kr. G. : Kantonsrat, Üb- 

rige (auch Sehr.): Volk. 

3 (Kr. G. u. Fr. 2) Kt. G. : Grosser Rat, Übrige : 
Volk (B. G. indirekt). 

3 O.G.: Kantonsrat, Übrige : Volk. 

3 Grosser Rat, Fr.: Volk. 



Aargau : 
Waadt: 

Wallis: 

Glarus : 
Baselland : 

Graubünden : 

Thurgau : 

Neuenburg : 

Appenzell A..Rh. i Volk; Kr. G., B. G. Pr., Sehr.: 

Kantonsrat. 
Appenzell I.-Rh. i Volk, Sehr. : Grosser Rat. 

Die Amtsdauer des Obergerichtes und mit einzelnen Aus- 
nahmen auch der übrigen Gerichtsbehörden beträgt mithin acht 
Jahre in zwei, sechs in sieben, vier in neun, drei in fünf und eins 
in zwei Kantonen. 

Die Wiederwählbarkeit nach Ablauf der Amtsdauer ist für 
die richterlichen Beamten nirgends beschränkt. Die Erneuerungs- 
wahlen finden in der Regel für alle Mitglieder der gleichen 
Behörde gleichzeitig statt (Total-, Integralerneuerung) ; einige 
Verfassungen setzen dies ausdrücklich fest, so z. B. Zürich (Art. 
1 1 al. 2 der Verfassung). Nur fünf Kantone haben noch heute 
die früher weit häufigere Partialerneuerung, nämlich Uri, Ob- 
walden und Baselstadt für alle Gerichte Hälftenerneuerung (die 
beiden ersten alle zwei, Baselstadt alle drei Jahre), ebenso Bern 
für das Obergericht (alle vier Jahre), Schwyz Drittelserneuerung 
(alle zwei Jahre) für Obergericht und Bezirksgerichte. 

Der Präsident wird mit Rücksicht auf die Macht seiner 
Stellung meist nur auf kürzere Zeit gewählt; doch sind da, wo 
ihn das Volk bezeichnet, solche Beschränkungen der Amtsdauer 
nicht üblich. Nur auf die halbe Amtsdauer werden die Präsi- 
denten gewählt in Unterwaiden, ferner Bern und Aargau (nur 
Obergericht), Tessin (nur Bezirksgerichte) ; sonst beträgt die ab- 
weichende Amtsdauer der Präsidenten gewöhnlich ein Jahr und 
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sind dann die Betreffenden, wenn, was für Gerichte nur aus- 
nahmsweise vorkommt, Beschränkungen statuiert sind, meist für 
ein Jahr lang nicht wieder wählbar (so P>eiburg: Kantonsgericht, 
Genf: alle Gerichte); doch ist die Wiederwählbarkeit, auch soweit 
die Wahl durch eine Behörde erfolgt, nicht überall beschränkt, 
so z. B. nicht in Zürich für den Obergerichtspräsidenten. 

Es mag hier noch erwähnt werden, dass in Uri, Schwyz, 
Unterwaiden, Appenzell, ferner in Luzern und St. Gallen in ge- 
wissem Umfang auch für richterliche Beamte der Amtszwang 
besteht, d. h. die Pflicht, ein Amt, zu dem man gewählt ist, bei 
sonstiger Pflicht des Wegzuges aus dem Kanton resp. Amtskreis 
oder Geldstrafe, während bestimmter Zeit (einer oder mehrerer 
Amtsdauern) zu bekleiden ^^). 



§ 27. Die Bestellung der kantonalen Gerichte (Portsetzung): 
Persönliche Erfordernisse, Berufsstellung und Verlust des Amtes. 

Was zunächst die persönlichen Bedingnisse der Wählbarkeit 
betrifit, so ist hier vor allem zu nennen der Besitz des Aktiv- 
bürgerrechtes, d. h. der Berechtigung, an Wahlen und Abstim- 
mungen teilzunehmen, überhaupt alle politischen Rechte des 
Bürgers auszuüben. Wo Volkswahl besteht, fallen mithin aktives 
und passives Wahlrecht auch bei Richterstellen zusammen, sofern 
nicht noch besondere (gleich zu erwähnende) Erfordernisse hin- 
zukommen ; ausnahmsweise bestimmt Baselstadt (Organisations- 
gesetz von 1895 Art. 5 al. 3 u. 56 al. 4), dass ordentliche und 
ausserordentliche Professoren der juristischen Fakultät der Uni- 
versität Basel in die Gerichte beider Instanzen gewählt werden 
können, auch wenn sie nicht Schweizerbürger sind. Vereinzelt 
fordert Genf ausser dem Aktivbürgerrecht ausdrücklich noch 
weltlichen Stand. 

Spezielle Erfordernisse mit Bezug auf Alter, Fachkenntnisse 
usw. finden sich für das Richteramt heute weit seltener als früher. 
Ein bestimmtes Alter fordern z. B. : Bern, St. Gallen und Tessin, 
und zwar ohne Unterschied ein solches von 25 Jahren; 22 ge- 
nügen in Tessin für die Gerichtsschreiber der Distriktsgerichte, 
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sofern sie die juristische Doktor- oder Lizentiaten würde oder das 
Patent zur Ausübung der Advokatur besitzen. Auch die Forde- 
rung bestimmter Fachkenntnisse ist nur ausnahmsweise aufge- 
stellt: So verlangt Bern, dass die Mitglieder und Suppleanten 
des Obergerichtes beider Landessprachen mächtig, und dass sie 
und die Präsidenten der Amtsgerichte rechtskundige^^) Männer 
seien. In Baselstadt sind als Präsidenten erster und zweiter 
Instanz, als Gerichtsschreiber und Substituten derselben nur Solche 
wählbar, die die juristische Doktorwürde besitzen oder die basel- 
städtische Notariatsprüfung bestanden haben ; die Appellations- 
richter müssen, falls sie keines der beiden Requisite besitzen, 
bei einer richterlichen Behörde als* Mitglieder oder Beamte 
wenigstens vier Jahre eine Stelle bekleidet haben. Aargau for- 
dert für die Oberrichter und Bezirksgerichtspräsidenten, dass die 
Kandidaten an einer Rechtsschule die Rechtswissenschaft studiert 
haben oder vier Jahre Aktuar des Obergerichtes oder Mitglied 
oder Aktuar einer oberen vollziehenden Behörde oder eines Be- 
zirksgerichtes gewesen seien. In Solothurn ist als Amtsgerichts- 
präsident wählbar, wer das Fürsprecherpatent besitzt oder eine 
Prüfung im materiellen und Prozessrecht bestanden hat oder sich 
über genügende Kenntnisse in diesen Materien ausweist; als 
Oberrichter ist ausser den eben Genannten wählbar, wer während 
fünf Jahren gewisse Richter-, Schreiber- oder höhere Verwal- 
tungsstellen bekleidete oder als Notar praktizierte. Die Gerichts- 
schreiber haben eine Prüfung im solothurn ischen Prozessrecht 
abzulegen. Tessin endlich setzt fest, dass die Mitglieder des 
Obergerichtes entweder die juristische Doktorwürde oder die 
Befugnis zur Ausübung der Advokatur besitzen müssen (« devono 
«ssere laureati in giurisprudenza od ammessi all' esercizio dell' 
avvocatura >). Einige Kantone, darunter auch solche, die für 
Präsidenten und Mitglieder keine derartigen Erfordernisse auf- 
stellen, knüpfen die Wählbarkeit als Gerichtsschreiber erster 
Instanz an bestimmte Fähigkeitsausweise: so müssen in Bern 
die Amtsgerichtsschreiber patentierte Notare oder Fürsprecher 
sein, ebenso in Wallis die Kreisgerichtsschreiber ; auch in Luzern 
und Baselland haben die Bezirksgerichtsschreiber ein besonderes 
Examen zu bestehen ^ö). 
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Was ferner die Stellung* der Richter selbst betrifft, so han- 
delt es sich hier wesentlich um die Frage: Inwieweit ist das 
Richteramt mit andern öffentlichen und privaten Anstellungen 
und Beschäftigungen (Beruf, (bewerbe) vereinbar? Unvereinbar- 
keit (Inkompatibilität) kann aus verschiedenen Gründen wStatuiert 
werden 1®). Dieselben können wesentlich politischer Natur sein: 
Man will z. B. verhüten, dass durch die Vereinigung verschiedener 
Ämter in einer Hand der betreffende Beamte eine unverhältnis- 
mässig grosse Macht erlange; eines der wichtigsten politischen 
Motive ist aber wohl die Durchführung der Gewaltentrennung, 
deren Geschichte in der Schweiz, soweit sie unsern Gegenstand 
berührt, im geschichtlichea Überblick (§§ 20 — 24) kurz dargelegt 
wurde. Die Trennung der Gewalten ist heute in den meisten 
Kantonen, wenn auch, in verschiedener Form, ausdrücklich als 
verfassungsmässiger Grundsatz aufgestellt und in allen praktisch 
in gewissem Umfange durchgeführt^^), und zwar in erster Linie 
durch die Organisation eigener Behörden für jede der drei Ge- 
walten (gesetzgebende, administrative und richterliche Behörden), 
in zweiter Linie eben dadurch, dass gewisse Stellen dieser Be- 
hörden miteinander unvereinbar erklärt sind. Wenn wir spe- 
ziell die richterliche Gewalt ins Auge fassen, so ist hier Unver- 
einbarkeit denkbar zwischen Stellen derselben untereinander, 
ferner mit solchen der gesetzgebenden und solchen der Ver- 
waltungsbehörden. Im ersten Fall ist sie nur die logische Kon- 
sequenz aus der Aufstellung verschiedener einander über- resp. 
untergeordneter Behörden und speziell für die richterliche Ge- 
walt der Natur ihrer Aufgabe nach selbstverständlich. Während 
in dieser Beziehung Inkompatibilität überall besteht, herrschen 
bezüglich der Unvereinbarkeit richterlicher Ämter mit anderen 
mannigfache, in den sehr verschiedenartigen konkreten Verhält- 
nisse begründete Differenzen, auf die wir hier nicht im einzelnen 
eintreten können. Mehrfach besteht Unvereinbarkeit mit Stelleo 
der gesetzgebenden Behörde, d. h. des grossen Rates: so in 
Bern allgemein für alle Stellen, welche vom Staat besoldet sind 
und von einer Staatsbehörde besetzt werden; in Genf für alle 
festbesoldeten Staatsstellen (ausser denen des Staatsrates); im 
Aargau für die aus dem Staatsgut besoldeten Beamten, deren 
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Wahl nicht dem Volke zusteht ; in Neuenburg für alle besoldeten 
Staatsstellen in der Weise, dass das Grossratsmandat durch die 
Übernahme solcher Stellen erledigt wird, der bisherige Inhaber 
jedoch wieder w^ählbar ist ; in Waadt für Mitglieder und Schreiber 
des Obergerichtes ; in Solothurn für die Gerichtsschreiber beider 
Instanzen; in Baselland für Oberrichter und Bezirksgerichts- 
schreiber 18). Wichtiger noch ist die Unvereinbarkeit von Richter- 
und Verwaltungsstellen. Dieselbe ist, wenn auch in sehr ver- 
schiedener Form und Ausdehnung, Regel bezüglich der oberen 
Verwaltungsstellen gegenüber denen der richterlichen Gewalt, 
während sie sich häufig nicht auf die Gemeindebehörden er- 
streckt. Wir müssen uns auf die Erwähnung einiger Beispiele 
beschränken. Bern setzt die Inkompatibilität allgemein und 
ausnahmslos folgendermassen fest: «Auf der gleichen Person 
dürfen nicht vereinigt sein: i. Eine Stelle der administrativen 
und der richterlichen Gewalt, [2. Zwei Stellen der administra- 
tiven und der richterlichen Gewalt, die zueinander im Verhältnis 
der Über- und Unterordnung stehen].» Neuenburg und Genf 
bestimmen: «Les fonctions judiciaires sont incompatibles avec 
des fonctions administratives salariees;> Wallis und ähnlich 
Waadt: «Kein Beamter, der vom Staatsrat abberufen werden 
kann, darf eine Appellations- oder Kreisrichterstelle bekleiden 
{resp. : richterliche Funktionen ausüben). > — Zu denjenigen Kan- 
tonen, welche die Inkompatibilität nicht auf die Gemeinde- 
behörden ausdehnen, gehören z. B. Uri, Nidwaiden und Glarus. 
Uri bestimmt : « Der Grundsatz der Gewaltentrennung gilt so- 
wohl in materieller als personeller Beziehung. Es kann somit 
kein Mitglied des Regierungsrates gleichzeitig Mitglied einer 
richterlichen Behörde [und kein Richter zu gleicher Zeit Mit- 
glied zweier Gerichte] sein ^^). » Auch grössere Kantone machen 
bezüglich der Gemeindebehörden eine Ausnahme, so z. B. Zürich, 
wo die Stellen der Bezirks- und Friedensrichter mit solchen der 
Gemeinderäte (nicht der Gemeindeammänner) vereinbar sind^O). 
Neben den politischen sind es im Richteramt selbst als einer 
beruflichen Tätigkeit liegende Gründe, welche zur Aufstellung 
einer mehr oder weniger weit gehenden Inkompatibilität führen 21). 
Dieselbe kann sich entweder nur auf einzelne bestimmte Berufs- 
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arten erstrecken, welche mit der Würde und Unabhängigkeit 
des Amtes nicht vereinbar erscheinen, wie z. B. die besoldete 
Anstellung bei Erwerbsgesellschaften, oder zum Richteramt in 
bestimmter Beziehung stehen, wie namentlich die Advokatun 
femer auch das Notariat usw. Es kann aber die Inkompatibilität 
auch als allgemeines Verbot beruflicher Nebenbeschäftigung aus- 
gesprochen werden; das ist naturgemäss dann der Fall, wenn 
der Geschäftskreis der betreffenden Behörde von solcher Aus- 
dehnung und Wichtigkeit ist. dass die gesamte Arbeitskraft des 
Beamten dadurch in Anspruch genommen wird, dass also das 
Amt den eigentlichen Beruf des jeweiligen Inhabers bildet. 
Solche Berufsrichterstellen sind,, wie wir sahen, diejenigen des 
Schweiz. Bundesgerichtes (Art. 108 al. 3 B. V., Art. 3 O. G.); in 
den Kantonen bilden sie die Ausnahme. Es gehören dazu in 
den grösseren Kantonen die Stellen der Obergerichte und regel- 
mässig auch der Präsidenten und Schreiber erster Instanz; in 
den kleineren resp. schwächer bevölkerten Kantonen fehlen sie 
ganz. Es liegt hier eine Eigentümlichkeit des schweizerischen 
kantonalen Gerichtswesens vor, auf die wir noch zurückzukommen 
haben. 

Beispiele einer solchen allgemeineren beruflichen Inkompa- 
tibilität, die aber auch nicht überall gleich weit geht, sind fol- 
gende: Zürich: «Das Amt eines Mitgliedes des Obergerichtes 
ist unvereinbar mit irgend einer festbesoldeten Stelle. Die Mit- 
glieder des Obergerichtes dürfen weder den eidgenössischen 
Räten angehören, noch die Stelle eines Präsidenten, Mitgliedes 
oder Schreibers eines Gemeindrates bekleiden. Die berufsmässige 
Vertretung dritter Personen vor Gericht ist ihnen untersagt. Für 
die Bekleidung der Stelle eines Direktors oder Verwaltungsrates 
einer auf Erwerb gerichteten Aktiengesellschaft ist die Erlaubnis 
des Kantonsrates erforderlich 22). > «... Die Präsidenten der Be- 
zirksgerichte, die Vizepräsidenten der Bezirksgerichte Zürich und 
Winterthur und die Mitglieder des Bezirksgerichtes Zürich be- 
dürfen der Bewilligung der Aufsichtsbehörde ( . . . Obergericht), 
wenn sie neben ihrem Amte einen Nebenberuf ausüben oder 
eine andere mit einem Einkommen von mehr als 500 Fr. jährlich 
verbundene Stelle, zu deren Übernahme eine gesetzliche Ver- 
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pflichtung nicht besteht, bekleiden wollen. » Solothurn : « Die 
Stelle eines Oberrichters und Amtsgerichtspräsidenten ist unver- 
einbar mit irgend einer anderen festbesoldeten Stelle, sowie mit 
der berufsmässigen Vertretung dritter Personen vor Gericht und 
der Ausübung eines besonderen Berufes oder Gewerbes. Es 
darf höchstens ein Mitglied des Obergerichtes in die Bundesver- 
sammlung gewählt werden.» Baselstadt: «Wer ein festbesol- 
detes Amt der kantonalen oder der eidgenössischen Staatsver- 
waltung inne hat, kann nicht in das Appellationsgericht gewählt 
werden. — Die Präsidenten des Gerichtes erster Instanz, die 
Gerichtsschreiber desselben und ihre Substituten, . . . haben sich 
ihrem Amte ganz zu widmen; sie dürfen keinen Nebenberuf 
betreiben . . . Die Gerichtspräsidenten beider Instanzen dürfen 
nicht bei Erwerbsgesellschaften die Stelle von Direktoren oder 
Mitgliedern der Verwaltung, des Vorstandes oder des Aufsichts- 
rates einnehmen. > Thurgau: «Mit den Stellen . . . der drei ersten 
Mitglieder des Obergerichtes ist die Bekleidung eines andern 
kantonalen Amtes oder einer Stelle im Verwaltungsrat der 
Staatsbank oder einer besoldeten Anstellung in einer Aktien- 
gesellschaft unvereinbar 23). , Waadt; «Les fonctions de membre 
et de greffier du Tribunal cantonal sont incompatibles avec toute 
autre fonction publique permanente ou temporaire ... — Les mem- 
bres et le greffier du Tribunal cantonal ne peuvent directement ou 
indirectement exercer aucun commerce, aucune industrie ni 
aucune profession. > Tessin : ^ E interdetto Tesercizio dell' avvo- 
catura anche? sotto la semplice veste del mandato, come pure 
Tassunzione di cariche od impieghi con onorari annui fissi, a 
tutti i funzionari giudiziari, esclusi i supplenti dei Tribunali di 
Prima Istanza ed i supplenti d'Appello non chiamati a far parte 
della Camera d'Accusa^^). 

Eine spezielle berufliche Inkompatibilität besteht hauptsäch- 
lich bezüglich der Advokatur und verwandter Berufsarten. So 
in Zürich für die Bezirksrichter ; Luzern : Präsidenten und Schreiber 
der Bezirksgerichte (Geschäftsagentur) ; Schwyz: Kantonsrichter; 
Freiburg: Kantons- und Bezirksrichter (Notariat, Advokatur und 
geschworene Prokuratur); St. Gallen: Oberrichter; Aargau: Mit- 
glieder, Suppleanten und Schreiber des Obergerichtes, Präsidenten 
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und Schreiber der Bezirksgerichte; Waadt: Friedensrichter und 
Schreiber derselben, Präsidenten, Richter und Schreiber der Be- 
zirksgerichte (Notariat, Advokatur und geschworene Prokuratur; 
den Richtern und Schreibern der Bezirksgerichte ist das Notariat 
gestattet); Wallis: alle Richter (nicht Suppleanten und Schreiber); 
Neuenburg : Präsident erster Instanz und Friedensrichter (Advo- 
katur , Geschäftsagentur) , Appellrichter (ausserdem Notariat) ; 
Genf: alle Richter ausser den Kassationsrichtern (nicht Sup- 
pleanten, — Advokatur, Notariat, besoldete Verwaltungsfunk- 
tionen) 20). . 

Endlich ist noch ein besonders wichtiges Moment in der 
Stellung der richterlichen Beamten zu erwähnen: ihre Unab- 
setzbarkeit während der Amtsdauer. Der Grundsatz, dass Staats- 
beamte während der Amtsdauer wider ihren Willen nur in den vom 
Gesetz vorgesehenen Fällen und Formen aus dem Amt entfernt 
werden können, gehört wie die Gewaltentrennung zu den Prinzipien, 
welche durch die Bewegung der Dreissigerjahre ins kantonale 
Staatsrecht eingeführt wurden ^ß). *Er gilt heute in allen Kantonen 
und ist meistens in den Verfassungen ausdrücklich aufgestellt, 
und zwar entweder für alle oder wenigstens für die richterlichen 
Beamten regelmässig in der Weise, dass die Entfernung aus 
dem Amt nur kraft richterlichen Urteils erfolgen kann. So be- 
stimmt Bern (Verf. Art. 16) allgemein: «Kein Beamter oder 
Angestellter kann von seinem Amte anders als durch ein rich- 
terliches Urteil entsetzt oder entfernt werden.» SchaiFhausen 
(Art. 32): «Kein Beamter oder Angestellter kann ohne richter- 
liches Urteil seiner Stelle entsetzt oder ohne Beschluss der zu- 
ständigen Oberbehörde abberufen werden.» Dagegen bestimmen 
Waadt, Freiburg und Neuenburg (Art. 71 al.2 resp. 74 resp. 63): 
«Aucun fonctionnaire de l'ordre judiciaire ne peut etre 
destitue que par un jugement», während die Beamten der voll- 
ziehenden Gewalt in diesen Kantonen — immerhin nur durch 
motivierten Entscheid und nach Anhörung des Betreffenden — 
abberufen werden können 27). Zürich endlich spricht den Grund- 
satz indirekt aus, indem es (Art. 12) folgerecht ^ eine Entschädi- 
gungspflicht des Staates gegenüber unverschuldet ihrer Stelle 
enthobenen Beamten in folgender Weise festsetzt: «Ein Beamter, 
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welcher seiner Stelle innerhalb der Amtsdauer und ohne per- 
sönliche Verschuldung enthoben wird, hat Anspruch auf volle, 
und wo diese Enthebung infolge einer Verfassungs- oder Ge- 
setzesänderung stattfindet, auf billige Entschädigung» 28). 

Was die einzelnen Arten der Entfernung aus dem Amt 
betrifft, so ist vorauszuschicken, dass ein (politisches) Abberufungs- 
recht des Volkes, wie es in einer Reihe von Kantonen bezüglich 
der gesetzgebenden Behörde und des Regierungsrates besteht, 
als spezifisch «politisches Ventil > gegenüber richterlichen Be- 
hörden nirgends vorkommt 29). Dagegen unterliegen natürlich 
auch die Richter der schon erwähnten indirekten Abberufung 
(vgl. oben § 19) bei totalen oder partiellen Verfassungsrevisionen, 
d. h. es erfolgt in diesen Fällen eine Neubestellung der richter- 
lichen wie anderer Behörden, soweit natürlich nicht etwas anderes 
bestimmt wird ; und zwar sämtlicher bei einer Totalrevision, 
nur einzelner bei einer Partialrevision, wenn ihr Bestand durch 
die Reorganisation eine Änderung erfährt. — Im übrigen kommen 
zwei Arten unfreiwilliger Amtsentlassung vor : die disziplinarische 
Abberufung resp. Absetzung durch die Wahl- oder Aufsichts- 
behörde (revocation, destitution) und die Amtsentsetzung durch 
richterliches Strafurteil. Die erstere findet sich für richterliche 
Beamte nur ausnahmsweise, so in Schaffhausen, Bern und 
Waadt. Schaffliausen setzt sie folgendermassen fest (Ziv.-Proz.- 
Ord. § 16)-: «Das Obergericht ist verpflichtet, da, wo Justizbe- 
hörden oder die bei denselben Angestellten oder Einzelbeamte 
die ihnen durch die Verfassung und die Gesetze vorgeschriebenen 
Schranken überschreiten oder sich sonst Pflichtverletzungen und 
Versäumnisse zu Schulden kommen lassen sollten, in wich- 
tigen Fällen oder auch bei der Wiederholung minder wichtiger, 
die Fehlbaren ... im Amt einzustellen oder auch selbst abzube- 
rufen». In Bern steht nach dem Gesetz über die Abberufung 
der Beamten von 1851 dem Appellations- und Kassationshof 
(Abteilung des Obergerichtes) das Abberufungsrecht gegenüber 
unteren Gerichtsbeamten zu. Die blosse Abberufung kann nicht 
als Strafe angesehen werden. Gründe der Abberufung können 
neben den gesetzlich bestimmten — d. h. denjenigen, an welche 
das Gesetz ausdrücklich die Entfernung vom Amte knüpft, ohne 
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eine Strafe damit zu verbinden — alle Tatsachen sein, die einen 
Beamten als unfähig oder unwürdig erscheinen lassen, sein Amt 
ferner mit Erfolg zu bekleiden. Der Beteiligte ist zu hören und 
hat bei einem gesetzlich unbestimmten Grund das Recht der 
Verteidigung; das Gericht hat seinen Entscheid zu motivieren. 
Waadt zählt in Art. 121 des Gerichtsorganisationsgesetzes die 
Fälle auf, in denen disziplinarische Bestrafung von Gerichtsbe- 
amten stattzufinden hat, wie z. B., wenn sie sich fehlerhafter 
oder nachlässiger Amtsführung schuldig gemacht, sich ohne 
Urlaub von ihrem Amtssitze entfernt, die Würde ihres Amtes 
durch ihr Betragen in grober Weise verletzt haben usw. Im 
folgenden Artikel wird dann als schwerste der diesbezüglichen 
peines disciplinaires destitution (Absetzung) festgesetzt. Die Be- 
urteilung erfolgt (Art. 123/24), wenn es sich um ein Mitglied des 
Obergerichtes handelt und der grosse Rat als Aufsichtsbehörde 
der betreffenden Beschwerde Folge zu geben beschlossen hat 
durch ein besonderes Gericht, welches aus fünf durchs Los be- 
stimmten Gerichtspräsidenten erster Instanz besteht. Disziplinar- 
vergehen unterer Gerichtsbeamter werden durch das Obergericht 
nach Anhörung des Angeschuldigten und der Staatsanwältschaft 
beurteilt. 

Abgesehen von solchen vereinzelten Fällen, wo die Ent- 
fernung aus dem Amte auf Grund des Disziplinarstrafrechtes 
erfolgt, kommt eine Absetzung richterUcher Beamter nur in den 
Fällen und unter den Formen vor, welche das öffentliche ma- 
terielle und formelle Strafrecht der einzelnen Kantone hiefiir 
festsetzt 30). 



Dritter Unterabschnitt : Kritische Erörterungen ^). 

§ 28. Einleitung: Eigentümlichkeiten des kantonalen Gerichts- 
wesens in geschichtlicher Beleuchtung^). 

Zu den hervorstechendsten Eigentümlichkeiten des schwei- 
zerischen Bundesstaates gehört bekanntlich, dass er auf kleinem 
Gebiete starke Verschiedenheiten und Gegensätze des Landes 
wie des Volkes in sich vereinig^. Was die letzteren betrifft, so 
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kommen zu den Unterschieden in Sprache, Abstammung und 
religiösem Bekenntnis nicht minder grosse in der Kultur. <Wie 
in unseren 2 Breitegraden sich Klima und Vegetation von 34 
Breitegraden zusammengedrängt finden, so ist es auch in unserer 
sozialen Welt. Die Kulturstufe der Hirten im Hochgebirge hat 
^ich seit einem Jahrtausend sehr wenig verändert . . ., auf der 
anderen Seite ist das Leben unserer grösseren Städte Genf, 
Basel, Zürich, Bern usw. wenig mehr verschieden von demjenigen 
der übrigen europäischen Grrosstädte. In der Mitte liegen auf 
engstem Raum eine Masse von Zwischenstufen » % Alle diese 
Unterschiede kommen naturgemäss auch in der Gestaltung des 
Rechtes zum Ausdruck, und zwar finden sich nicht nur grosse 
Verschiedenheiten des Rechtes selbst, sondern auch verschiedene 
Grade in der Ausbildung desselben, welch letztere eben in der 
Verschiedenartigkeit der Lebensverhältnisse der Bevölkerung in 
den Städten und den bäuerlichen Landesgegenden begründet 
sind. «Während die regime und wohlhabende Bevölkerung 
der Städte des ganzen Apparates der modernen Rechtswissen- 
schaft bedarf, kann sich das Privatrecht im allgemeinen dort in 
einfacheren Formen bewegen, wo eine schlichte Bergbevölkerung 
des Sommers ihre Herden auf die Alpen treibt und sich des 
Winters in zerstreuten Dorfschaften mit spärlicher Hausindustrie 
beschäftigt, wo das Geleise des wenig verschlungenen Rechts- 
verkehrs einen allem Volke wohlbekannten Pfad bildet > *•. 

Solche Divergenzen finden sich natürlich auch in dem hier 
in Betracht kommenden Gebiete des öffentüchen Rechtes, der 
Gerichtsorganisation, soweit es sich eben um Fragen handelt, die 
wesentlich durch die Art des Rechtes und den Umfang des 
Rechtsverkehrs bestimmt werden. Andere Elemente der Gerichts- 
organisation dagegen, in erster Linie die Bestellung der Gerichte, 
stehen in engem Zusammenhang mit den politischen Einrich- 
tungen des Gemeinwesens, ihre Gestaltung wird daher vor allem 
durch die innere und äussere politische Entwicklung des Staates 
beeinflusst. Wo nun eine Anzahl von Gemeinwesen sich in lang 
dauerndem Prozesse von anderen StaatskOrpem abgelöst und zu 
einem neuen politischen V^-bande zusammengeschlossen haben, 
wie dies im eidgenössischen Bunde der Fall ist, liegt die Wahr- 
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scheinlichkeit nahe, dass auch in diesen Gebieten der inneren 
Organisation der einzelnen Bundesglieder sich gemeinsame Ele- 
mente finden, sei es, dass sie ursprünglich dort vorhanden waren, 
sei es, dass sie vermittelst der politischen Einigung allgemeinere 
Verbreitung erlangten. Die Gerichtsorganisationen der einzelnen 
schweizerischen Kantone zeigen denn auch tatsächlich in dieser 
Hinsicht übereinstimmende Züge, die gleichzeitig gegenüber den 
entsprechenden Einrichtungen der Nachbarstaaten als charakte- 
ristische Besonderheiten hervortreten und in engem Zusammen- 
hang mit der allgemeinen politischen Entwicklung des schwei- 
zerischen Bundesstaates stehen. Wir meinen hier nicht in erster 
Linie die Übereinstimmung bezüglich der unmittelbar durch die 
politische Staatsform bedingten Wahlart und Amtsdauer, sondern 
vor allem die allgemein vorkommende Einrichtung relativ sehr 
zahlreicher und zahlreich besetzter Gerichte, namentlich unterer 
Gerichte; ferner die Seltenheit von Berufsrichterstellen und ge- 
setzlichen Requisiten mit Bezug auf Rechtskunde und berufliche 
Ausbildung der Richter. Diese Besonderheiten sind noch etwas 
näher zu beleuchten, während die obengenannten schon im Vor- 
hergehenden eingehendere Besprechung fanden. 

« Die Schweiz kann nur geschichtlich begriffen werden, und 
wenn auch die jetzige Entwicklung der Demokratie daselbst 
eine mehr grundsätzliche und systematische als naturgeschicht- 
liche ist, so bleibt doch auch jetzt noch sehr viel übrig, was 
nicht bloss nach der Elle der Doktrin gemessen werden darf» 
nicht bloss logisch verstanden wird » (Mohl) % Dieses Wort gilt 
auch hier in vollstem Masse ; man kann die genannten Einrich- 
tungen kaum richtig beurteilen, wenn dabei die geschichtliche 
Entwicklung ausser acht gelassen wird. Das Studium derselben 
nun ergibt folgende bedeutungsvolle Tatsache: Recht und Ge- 
richt sind in der Eidgenossenschaft stets in hohem Grade ori- 
ginal und volkstümlich geblieben. Dieser Satz gilt zwar nicht 
für alle Teile der heutigen Schweiz ohne Ausnahme, noch über- 
all und immer in gleichem Grade; er kann aber doch als cha- 
rakteristisches Unterscheidungsmerkmal der diesbetreffenden Ent- 
wicklung in der Schweiz gegenüber derjenigen in den benach- 
barten Staaten aufgestellt werden. 
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Vor allem ist daran zu erinnern, dass in der Schweiz eine 
Rezeption des römischen Rechtes in complexu nicht stattge- 
funden hat, wie dies im übrigen römischen Reiche deutscher Na- 
tion der Fall war ^). Auf die Gründe, welche dort zur Rezeption 
führten, ist hier nicht einzutreten; wohl aber ist auf das Haupt- 
mittel hinzuweisen, durch welches sich die praktische Rezeption 
vollzog: Es war die immer allgemeinere Besetzung von Gerichts- 
und Verwaltungsstellen mit Rechtsgelehrten und besonders auch 
die Ersetzung oder Lahmlegung der alten Volksgerichte durch 
Beamtengerichte mit vorwiegend oder ausschliesslich rechtsge- 
lehrtem Personal. «Solang die Volksgerichte funktionierten, 
war dank der volkstümlichen Rechtsprechung nach der damaligen 
Gerichtsverfassung eine Aufnahme des römischen Rechtes ein- 
fach unmöglich. Erst wie diese Grundlage zusammenbrach . . . 
und eine veränderte ständische Gliederung den Untergang der 
gemeinen Freiheit besiegelte, wurde die Rezeption überhaupt 
möglich. An Stelle der Volksgerichte traten nun immer allge- 
meiner die Beamtengerichte; diese aber wurden mit Juristen be- 
setzt, und damit war sozusagen von selbst und auf einen Schlag 
das römische Recht in die Gerichtspraxis eingeführt. Die Reichs- 
kammergerichtsordnung von 1495 gab dieser Tatsache die offi- 
zielle Bestätigung . . .» '^). Demgegenüber wird die Tatsache, dass 
in der Schweiz eine allgemeine Rezeption nicht stattfand, in erster 
Linie darauf zurückgeführt, dass hier die alte volkstümliche Ge- 
richtsorganisation lebenskräftig weiter zu existieren vermochte. 
■' Vor allem . . . blieben in der Schweiz die Volksgerichte bestehen 
und vermochten fortgesetzt allen Tendenzen, die auch in diesen 
Ländern zur Rezeption drängten, einen festeren Widerstand zu 
leisten. Die »sonderbaren Landbräuche und Rechte* wurden 
von den Gerichten festgehalten, und Sache einer selbständigen 
Gesetzgebung war es, dafür zu sorgen, dass trotzdem den neuen 
Verhältnissen Rechnung getragen und, was in den deutschen 
Territorien die Rezeption unverkennbar leistete, aus eigener 
Arbeit heraus einigermassen erreicht werden konnte. Bei dieser 
Arbeit hatten die eidgenössischen Gewalthaber auch nicht Ver- 
anlassung, die Rezeption in demselben Sinne zu wünschen, wie 
die deutschen Landesfürsten, denn einerseits fehlte ihnen der Ver- 
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waltungsorganismus, um den absoluten Staat wirksam zur Aus- 
führung zu bringen, und anderseits hatten sie keine Scheu, bei 
der Ausarbeitung der neuen Rechte Abgeordnete der Land- 
schaften mitsprechen zu lassen; ihr Staatswesen blieb eben im 
wesentlichen Volksstaat»®). 

Mit der Einsetzung des Reichskammergerichtes und der 
Nichtanerkennung desselben seitens der Eidgenossenschaft, die 
den Anfang der formellen Ablösung der Schweiz vom Reiche 
bildete, war der Gang der ferneren Entwicklung auf beiden 
Seiten entschieden. In Deutschland «äusserte sich die Nach- 
wirkung der Reichskammergerichtsordnung von 1495 alsbald in 
den einzelnen Territorien durch allgemeine Reorganisation der 
Obergerichte auf den gleichen Grundlagen, während in den 
Städten statt des Rechtszuges an die Oberhöfe die Aktenver- 
sendung an die juristischen Fakultäten üblich wurde. Es war 
selbstverständlich, dass diese ebenso wie die mit Rechtsgelehrten 
besetzten oberen Landesgerichte sich an das gemeine Recht 
hielten . . . Langsamer vollzog sich die Umwandlung bei den 
Untergerichten; aber selbst da, wo sich die SchöfFenverfassung 
noch erhielt, erschienen die un gelehrten Urteiler gegenüber dem 
rechtskundigen Richter oder Gerichtsschreiber mehr oder weniger 
nur noch als gewohnheitsmässiges Beiwerk ohne selbständige Be- 
deutung. Die Parteien zogen es, statt sich an das Gericht zu 
wenden, vielfach vor, ihre Händel dem rechtskundigen Beamten 
zu schiedsrichterlicher Erledigung vorzulegen , ein Verfahren, 
durch das in vielen Fällen die Verdrängung des Volksgerichtes 
durch einen gelehrten Einzelrichter angebahnt wurde »^). 

In der Schweiz dagegen ist das römische Recht nur in einigen 
Grenzbezirken formell zu subsidiärer Geltung gelangt ; so in den 
Städten Basel und SchafFhausen und einigen unter geistlicher 
Herrschaft stehenden Gebieten. Auf romanischem Boden aller- 
dings wurde es seit dem Mittelalter stets stärker berücksichtigt 
als in den allem annischen Gebietsteilen. «Wenn auch nur Tessin 
eine wirkliche Rezeption erlebte, so lehnten sich doch Waadt, 
Neuenburg, Genf und das Bistum Basel in vielen Quellen eng 
an das römische Recht an und vollzogen jene anders geartete 
Rezeption, wie sie in Frankreich vielfach angetroffen wird. Indem 
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nämlich hier schon seit dem dreizehnten Jahrhundert weit ver- 
breitet an die Stelle der Volksgerichte ein Einzelrichter mit ge- 
lehrter Bildung trat, geschah es, dass das römische Recht zwar 
nicht auf einmal rezipiert, wohl aber allmählig das einheimische 
demselben nachgebildet wurde » *^). Es ist aber wohl zu beachten, 
dass auch die Rechtsquellen dieser Gebiete, welche tatsächHch 
römisches Recht in bedeutendem Masse enthalten, die Herr- 
schaft desselben, zum Teil unter Berufung auf Eigentümlichkeiten 
ihres Gerichtsverfahrens und auf die alten Freiheitsbriefe, viel- 
fach ausdrücklich ablehnen ^^). 

Als femer am Ausgang des Mittelalters die unglaubliche Zer- 
splitterung des einheimischen Privatrechtes, seine Verschieden- 
heit von Ort. zu Ort und von Stand zu Stand gebieterisch eine 
mit dem steigenden Verkehr, den veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnissen und den neuausgebildeten grösseren Herrschafts- 
gebieten im Einklang stehende Reform forderten, war die Fort- 
bildung des alten Rechtes im allgemeinen eine durchaus volks- 
tümliche und nicht minder eine selbständige, wenig von aussen 
beeinflusste ^2). Einzig in den Städten lehnten sich die Revisionen 
der alten städtischen Satzungen, die meist von gelehrten Rechts- 
konsulenten und Stadtschreibern besorgt wurden, die sogenannten 
Stadtrechtsreformationen, vielfach in bezug auf Anordnung und 
Auswahl des Stoffes an das römische Recht an. Einzelne gingen 
noch weiter, indem sie geradezu eine Reihe römischrechtlicher 
Institute aufnahmen und das einheimische Recht teils beseitigten, 
teils wenigstens in das Gewand römischer Terminologie steckten 
Weit originaler vollzog sich die Umbildung und die Unifikation 
der zahllosen lokalen Rechte der abhängigen Landschaften zu 
einheitlichen Amts- und Herrschaftsrechten, bei welcher, wie oben 
schon angedeutet wurde, das Volk selbst mitwirkte. « Die älte- 
sten und angesehensten Männer aus den einzelnen Herrschaften, 
welche das bestehende Recht am besten kannten, traten gewöhn- 
lich zusammen mit den Vögten oder besonderen Abgeordneten 
des Rates, benutzten die vorhandenen schriftlichen Dorfoffnungen, 
teilten ihre Kunde von dem geltenden Recht mit, suchten sich 
über ein gemeinschaftliches Recht zu vereinbaren und legten 
dann das neue Rechtsbuch sowohl den Gemeinden des Amtes 
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als dem Rate zur Genehmigung vor> ^^). Nicht minder bewahrten 
in der Folge ihre Ursprünglichkeit die allemanischen Landbücher 
der Länderkantone, « wo kein Bedürfnis nach komplizierten Rechts- 
normen vorhanden war, und die Originalität stets kräftig genug 
blieb, sich von dem fremden Wesen auch in bezug auf Ausdruck 
und gelehrtes Beiwerk fernzuhalten > ^% 

Mit dieser vorherrschenden Volkstümlichkeit des Rechtes 
verband sich in der alten Eidgenossenschaft naturgemäss Volks- 
tümlichkeit der Rechtspflege, die sowohl im Gerichtsverfahren 
wie in der Besetzung der Gerichte zutage trat. Ganz abgesehen 
von den Länderkantonen, von denen das eben Gesagte in glei- 
cher Weise gilt, erhielt sich, wenigstens in den städtischen 
Herrschaften, das volkstümliche Prozessverfahren , namentlich 
Öffentlichkeit und Mündlichkeit, wenn auch in veränderter und 
teilweise beschränkter Form i^). Die Gerichte blieben die alten 
Schöffengerichte. In den vom Amtmann oder Vogt präsidierten 
Amts- oder Herrschaftsgerichten, die entsprechend der Rechts- 
umbildung immer mehr an die Stelle der zahlreichen grundherr- 
lichen Gerichte oder wenigstens neben sie traten, sassen als 
Urteiler wie früher die angesehensten Männer des Bezirkes (in 
Zürich z. B. gewöhnlich in der Zwölf zahl), vom Rat des regie- 
renden Ortes oder vom Vogt zu dem Amte berufen, wobei 
häufig eine bestimmte Vertretung der einzelnen Ortschaften fest- 
gesetzt war. Allerdings büssten die Gerichte, da mit der grösseren 
Zentralisation die 'lebhafte Anteilnahme des ganzen Volkes an 
der Rechtspflege immer mehr zurückgehen musste, mit der Zeit 
den sog. Umstand (d. h. die ringsumher stehende Gemeinde der 
Gerichtsgenossen) ein und die Urteilsfindung wurde nunmehr 
ausschliesslich den berufenen Urteilern überlassen, die so all- 
mählig den Charakter von ordentlichen Beamten annahmen ^% 
Ganz ähnlich war die Entwicklung in den romanischen Kantonen. 
In der Waadt z. B. waren unter savoyischer Herrschaft die cours 
des bailliages und des chätellenies , präsidiert vom bailli und 
vom chätelain, zusammengesetzt aus allen angesehenen Ein- 
wohnern des Amtsitzes oder Bezirkes; die cours seigneuriales 
bestanden aus dem vom Grundherrn ernannten chätelain und 
einer Anzahl in der Herrschaft ansässiger prud'hommes. In der 
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Folge (namentlich dann unter bernischer Herrschaft) verschwand 
auch hier die Gerichtsgemeinde, und das Gericht wandelte sich 
immer mehr in ein vom bernischen Rat resp. den Patrimonial- 
herren lebenslänglich oder auf Zeit ernanntes Beamtenkollegium 
um, bestehend z. B. aus chätelain, lieutenant (Stellvertreter des- 
selben) und einer Anzahl assesseurs nebst einem greffieri"^). — 
In den Städten machten sich wohl auch in diesen Punkten fremde 
Einwirkungen in höherem Masse spürbar, immerhin blieb auch 
hier die Bestellung der Gerichte insofern eine volkstümliche, als 
zum mindesten in der deutschen Schweiz die Rechtsgelehrten 
niemals einen gesetzlichen Vorzug bei der Besetzung der Richter- 
stellen gewonnen haben, so wenig dies bezüglich der Ausübung 
der Advokatur der Fall war. Tatsächlich allerdings sassen wohl 
immer Rechts gelehrte in grösserer oder kleinerer Zahl in den 
städtischen Gerichten, und dies würde noch weit mehr der Fall 
gewesen sein, wenn nicht ökonomische Rücksichten die Doktoren 
vorzugsweise der Advokatur und dem administrativen Fache 
zugeführt hätten. So kommen z. B. in Basel früh Rechtsgelehrte 
als Beisitzer in den Gerichten vor, zuerst wohl in den geistlichen ; 
sehr häufig berief man sie .in ausserordentliche Gerichte. In der 
Zeit von 1670 — 1798 wurde die eine Schultheissensteile daselbst 
ununterbrochen von Juristen bekleidet und in demselben Zeitraum 
finden sich auch sehr viel Rechtsgelehrte als Beisitzer in den beiden 
Stadtgerichten i^). In einzelnen Städten fehlte es auch nicht an 
jeglichen Erfordernissen bezüglich der Vorbildung. So bestanden 
die Urteiler (in der Folge Richter genannt) des Schultheissen- 
gerichtes (Stadtgerichtes) Zürich aus sechs steten, drei Mittel- 
und drei neuen oder jungen Richtern. Die beiden letzten Klassen 
wurden nur je auf ein halbes Jahr gewählt; die steten Richter 
dagegen blieben dauernd bis zu weiterer Beförderung in diesem 
Amte. In die oberen Klassen konnte nur vorrücken, wer bereits 
mittlerer bezw. junger Richter gewesen war ; die jungen Richter 
dagegen mussten lediglich das 25. Altersjahr angetreten haben 1^). 
Wir finden mithin am Ende des 18. Jahrhunderts in den 
Gebieten der heutigen Schweiz eine Gerichtsverfassung, die sich 
zwar wegen der gewaltigen Zersplitterung der Gerichtsherrlich- 
keit bereits überlebt hatte, aber den Vorteil besass, dass sie die 
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Rechtspflege eng mit den Anschauungen und Bedürfnissen des 
Volkes verknüpfte. Das Vorhandensein zahlreicher Untergerichte, 
der Umstand, dass in diesen neben einzelnen Juristen Männer 
aus dem Volke Recht sprachen, Hess den fatalen Gegensatz 
zwischen Volksrecht und Juristenrecht nicht aufkommen. Auch 
in den Städten kann von einem solchen nicht gesprochen werden; 
auch hier blieb durch die Art, wie die Gerichte bestellt wurden, 
die Rechtsprechung in enger Verbindung mit dem Leben. 

Das ig. Jahrhundert brachte, was zunächst das materielle 
Recht betriflFt, bedeutende Wandlungen, indem eine Reihe von 
Kantonen ihr Recht vereinheitlichten und kodifizierten 20). Man 
darf sagen, dass hiebei ganz gemäss den alten Traditionen ver- 
fahren und grosse Sorgfalt darauf verwendet wurde, dass das 
neue Recht ebensosehr den im Volke lebenden Rechtsanschau- 
ungen wie den Bedürfnissen des modernen Lebens und Ver- 
kehrs entspreche. Erfahrene Laien aus allen Ständen haben 
wohl überall an der Beratung der Entwürfe teilgenommen und 
dabei gute Dienste geleistet. — Das Gerichtswesen der Kantone 
hat die im vorhergehenden geschilderten Eigentümlichkeiten im 
grossen und ganzen auch im 19. Jahrhundert beibehalten. Was 
die Zersplitterung der Gerichtshoheit in zahllose Untergerichte 
betriflFt 21), so schufen zwar Helvetik und Mediation hierin radikale 
Remedur, allein, wie oben (§ 22) erwähnt wurde, erfolgten schon 
in der Restaurationszeit vielfache Rückschritte. Seither hat die 
Zahl der Erstinstanzgerichte im allgemeinen keine Verminderung 
erfahren ; es sind lediglich einzelne zwischen Friedensrichtern 
und Bezirksgerichten stehende Untergerichte verschwunden und 
ihre Kompetenzen auf die ersteren oder Delegationen der letzteren 
übergangen. Auch eine verhältnismässig zahlreiche Besetzung 
der Untergerichte hat sich erhalten, indem nur drei Kantone 
einen Bestand von weniger als fünf Mitgliedern, dreizehn Kan- 
tone einen solchen von sieben und mehr Mitgliedern aufweisen. 
Für die Richter existieren (abgesehen von den gleich zu erwäh- 
nenden Präsidenten) wie früher keine gesetzlichen Bestimmungen 
beruflicher Vorbildung; ebensowenig sind ihre Stellen mit we- 
nigen Ausnahmen Berufsrichterstellen, sodass sich unter dem 
Richterpersonal die verschiedensten Berufsarten vertreten finden. 
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darunter namentlich Leute, die sich durch ihre Tätigkeit in der 
Gemeindeverwaltung oder in anderen öflFentlichen Stellungen das 
Zutrauen des Wahlkörpers erworben haben 22). Eine eigentüm- 
liche Variation der alten Schöffengerichte stellen diese Erst- 
instanzgerichte auch insofern dar, als die Funktionen des Vor- 
sitzenden auch hier meistens qualitativ und quantitativ eigen- 
artige sind und dementsprechend auch seine Stellung von der 
der Richter verschieden ist. Die Präsidenten fungieren häufig 
als Einzelrichter in Zivilsachön und in Strafsachen (in zehn bezw. 
acht Kantonen) ; ferner sind sie fast überall Einzelrichter in ge- 
wissen Rechtssachen spezieller Natur (so namentlich in Schuld- 
betreibungs- und Konkurssachen, im summarischen Verfahren etc.)- 
Ausserdem fallen ihnen meist die gesamte Prozessleitung und 
-Instruktion, Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Aufsicht über 
untere Behörden u. a. zu. So sind sie denn auch häufig Berufs- 
beamte, und es bestehen hie und da Requisite bezüglich ihrer 
Fachbildung. Ähnlich und nicht minder wichtig ist in der Regel 
die Stellung des Gerichtschreibers, der die Kanzleigeschäfte des 
Gerichtes und seiner Abteilungen und häufig auch die Gerichts- 
kasse zu besorgen hat, und in einer Reihe von Kantonen be- 
ratende Stimme bei den Verhandlungen besitzt. Zu Gerichts- 
schreibern werden, auch wo dies gesetzlich nicht gefordert ist, 
meist nur patentierte oder diplomierte Juristen, Notare etc., oder 
seit längerer Zeit im Justizwesen tätige Laien gewählt; so nehmen 
sie, namentlich auf dem Lande, vielfach die Stelle einflussreicher, 
rechtskundiger Beiräte und Assistenten des Gerichtes ein und 
wirken dann bisweilen in einer Weise bei der Rechtspflege mit, 
die mit der beiderseitigen gesetzmässigen Aufgabe nicht ganz 
harmoniert 23). 

Dies sind im allgemeinen die charakteristischen Züge in der 
Organisation der Gerichte erster Instanz 24). Es haben sich im 
letzten Viertel des 19. Jahrhunderts in verschiedenen Kantonen 
Bestrebungen geltend gemacht im Sinne einer durch die gewal- 
tige Erleichterung des Verkehrs ermöglichten Verminderung der 
Zahl dieser Gerichte, ferner der Reduktion ihres Personals und 
anderer Reformen; allein dieselben sind in der Regel erfolglos 
geblieben. Das Volk und seine Vertretung haben sich in dieser 
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Hinsicht sehr konservativ erwiesen, worauf gewiss die lange und 
bedeutsame Vorgeschichte dieser Institutionen nicht ohne Einfluss 
war 2*). — Was die seit der Mediation bestehenden kantonalen 
Oberinstanzen betrifft, so sind sie in ihrer Organisation und fak- 
tischen Zusammensetzung naturgemäss stark von den besproche- 
nen Untergerichten verschieden, ausgenommen in einer Anzahl 
von Kantonen mit geringerer Bevölkerungszahl und w^esentlich 
ländlichen Verhältnissen. Die Obergerichte sind Berufsgerichte 
und allgemein aus rechtskundigen Reuten zusammengesetzt, wo- 
bei allerdings auch hier die studierten Juristen einen gesetzlichen 
Vorzug meist nicht besitzen, sondern häufig Leute gewählt 
werden, die sich ihre Rechtskunde lediglich in langjährigeF, 
praktischer Tätigkeit, namentlich als Richter, Präsidenten oder 
Gerichtsschreiber der unteren Instanz erworben haben. Eine 
Präponderanz der Präsidentenstellung, ausgenommen natürlich 
in der Geschäfts- und Verhandlungsleitung, kommt hier regel- 
mässig nicht vor 2^). 

Damit dürfte im wesentlichen gesagt sein, was nach dieser 
Richtung zur Charakterisierung des heutigen kantonalen Gerichts- 
wesens erforderlich ist. Ob und inwiefern die geschilderten Ein- 
richtungen der gegenwärtigen Entwicklung des Rechtes und 
des Rechtsverkehrs entsprechen, darüber wird im folgenden noch 
einiges zu bemerken sein. 

§ 29. W^ahlart und Amtsdauer. 

Wenn nunmehr versucht werden soll, die gegenwärtige 
Art der Bestellung der kantonalen Gerichte in den uns speziell 
beschäftigenden Punkten an Hand der gemachten Erfahrungen 
kritisch zu beleuchten, so ist hier, bei der schon mehrfach be- 
tonten grossen Verschiedenheit und Mannigfaltigkeit der in Frage 
kommenden kantonalen Verhältnisse, weder eine erschöpfende, 
alle Kantone eingehend berücksichtigende, noch eine allgemein 
gültige Beurteilung möglich. Die folgenden Erörterungen be- 
fassen sich daher in erster Linie mit den grösseren, d. h. stärker 
bevölkerten und verkehrsreichen Kantonen, deren Verhältnisse 
auf dem Gebiet des Rechtes und der Rechtspflege am ehesten 
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einen Vergleich mit anderen Staaten ermöglichen. Freilich 
kommen auch hier noch so zahlreiche und starke Unterschiede 
vor, dass ein allgemeines Urteil nie unbeschränkte Gültigkeit 
beanspruchen kann, vielmehr immer als mit der Einschränkung 
«in der Regel > versehen aufzunehmen ist Es sind im folgen- 
den vor allem auch diejenigen Momente berücksichtigt, welche 
ausländischen Kritikern zur Basis für ihre Beurteilung gedient 
haben, da doch wohl angenommen werden darf, dass gerade sie 

— natürlich Urteilsfähigkeit und Vorurteilslosigkeit vorausgesetzt 

— vielfach einen weiteren und unbefangeneren Blick für das 
Gemeinsame und Charakteristische haben als der einheimische 
Beobachter. 

Was zunächst die nicht wohl trennbaren Fragen der Wahl- 
art und Amtsdauer betrifft, so ist hier eine von allen Beurteilern 
hervorgehobene charakteristische Erscheinung zu konstatieren, 
wie wir sie ähnlich schon beim Bundesgericht fanden: ein in 
weitgehender und ziemlich ausschliesslicher Weise von einem 
einzelnen polititischen Prinzip, nämlich der Volkssouveränität, be- 
herrschtes System der Ämterbesetzung, aber dabei eine im all- 
gemeinen sehr massvolle und einsichtige Praxis in der Hand- 
habung desselben, so dass man hier treffend von «democratie 
temperee par le bon sens ^7) > sprechen kann. Es zeigt sich hier 
ein nicht unbedeutender Unterschied zwischen der schweizerischen 
und der amerikanischen Demokratie, der namentlich im Partei- 
wesen zutage tritt. Eine gewalttätige, ihre Erfolge auch auf Ge- 
bieten, die nicht von parteipolitischen Interessen beherrscht sein 
sollten, rücksichtslos bis aufs äusserste ausnutzende Parteiherr- 
schaft bildet in der Schweiz die grosse Ausnahme ^s). So werden 
auch die öffentlichen Ämter nicht, wie dies in Amerika noch 
heute in hohem Masse der Fall ist, lediglich als Beute der sieg- 
reichen Parteien behandelt, und speziell bei der Besetzung von 
Amtern, die wie das des Richters dem Streit der Parteien mög- 
lichst entrückt sein sollen, zeigt sich im allgemeinen die erfreu- 
liche Tendenz, nicht das Interesse der Partei in erste Linie zu 
stellen, sondern die persönliche Eignung der Kandidaten aus- 
schlaggebend sein zu lassen ^9). Wahlkämpfe kommen natürlich 
auch hier von Zeit zu Zeit vor, namentlich, wenn es sich um 
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einzelne erledigte Stellen handelt; aber die Aufstellung von Partei- 
kandidaturen verfolgt kaum je den Zweck, die Rechtsprechung 
im Sonderinteresse der Partei oder einflussreicher Angehöriger 
derselben in bestimmter Richtung zu beeinflussen, sondern sie 
geht aus dem allgemeinen Bestreben hervor, der Partei einen 
ihrer angeblichen Stärke einigermassen entsprechenden Anteil 
an der Ausübung der Staatsgewalt zu sichern; so wird denn 
auch dabei nicht sowohl auf enragierte Parteipolitiker gesehen 
als auf für das Amt qualifizierte Leute. Es kommt hinzu, dass 
das Verbleiben der einmal Gewählten im Amte regelmässig nicht 
mehr von der Parteizugehörigkeit, sondern davon abhängt, ob 
sie sich als tüchtige Richter bewähren. Man darf nämlich sagen, 
dass auch in den Kantonen stete Wiederwahl der richterlichen 
Beamten eine durchaus regelmässige Erscheinung bildet und 
meist ein grobes Selbstverschulden des Beamten nötig ist, um 
seine Nichtbestätigung zu veranlassen. Von einer «Rotation» 
der Richterstellen nach amerikanischer Art kann somit hier nicht 
die Rede sein; selbst da, wo grössere politische Bewegungen 
zur Verfassungsrevision und Neubestellung der grossen Räte 
und der Regierung geführt haben oder sich sonst ein bedeu- 
tender Umschwung in den Parteiverhältnissen vollzogen hat, ist 
der Fall nicht selten, dass die Zusammensetzung der Gerichte 
hievon unberührt bleibt und neue siegreiche Majoritäten poli- 
tische Gegner in dieselben senden ^). Diese Erscheinung wird 
als für die Schweiz charakteristisch mehrfach von Kritikern her- 
vorgehoben ; so weist u. a. G. Favey ^i), ein schweizerischer Be- 
urteiler, darauf hin, dass es nur im Kanton Graubünden Übung 
sei, die Richter nicht unmittelbar wiederzuwählen, sonst aber 
überall kaum je ein Wechsel in den Gerichten stattfinde, ausser 
bei Todesfall oder Rücktritt eines Mitgliedes. Er bemerkt hiezu: 
«Cest lä un efFet des mceurs; si Ton prend souvent des mesures 
radicales, on est tres conservateur en fait de personnes ^2). C'est 
la constatation d'un caractere frappant de notre democratie que 
je crois peu connu de ceux qui s*en occupent ä Fetranger^. 
Diese ganze Praxis in der Ämterbesetzung, die vor allem als 
ein wichtiges und wertvolles Resultat langer politischer Erziehung 
des Volkes betrachtet werden darf, erklärt auch, .warum die 
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Rechtsprechung der kantonalen Gerichte, trotzdem die Stellung 
der Richter eine rechtlich keineswegs unabhängige ist, im all- 
gemeinen durchaus unparteiisch, von ungesetzlichem Einfluss 
frei ist; das einzige Gebiet, auf welchem hierin einzelne Aus- 
nahmen vorkommen, dürfte etwa das der sog. politischen Pro- 
zesse sein 3^). 

Was die persönlichen Eigenschaften betrifft, auf welche bei 
der Bestellung das Hauptgewicht gelegt wird, so zeigen sich 
hier manche Ähnlichkeiten mit nord amerikanischen Verhältnissen. 
Auch hier ist guter Ruf, moralische Integrität des Kandidaten 
conditio sine qua non, und das Volk nimmt es damit womöglich 
noch genauer als die Behörden; so steht das Richterpersonal 
in dieser Hinsicht auf einer hohen Stufe. Weniger rigoros sind 
die Wahlkörper bezüglich der beruflichen Eignung der Kandi- 
daten, wenigstens sofern es sich um juristische Vorbildung han- 
delt. Es muss allerdings bemerkt werden, dass, namentlich für 
die zahlreichen unteren Stellen, bei den meist ziemlich pre- 
kären Besoldungen selten so viele geeignete Leute zur Verfügung 
stehen, dass hierin sehr hohe Anforderungen gestellt werden 
könnten. Aber auch da, wo das Gegenteil der Fall ist und es 
sich um genügend besoldete Berufsrichterstellen handelt, zeigt 
sich oft, namentlich, wo Volkswahl besteht, in gewissem Grade 
Geringschätzung, ja Misstrauen gegenüber wissenschaftlicher 
Fachbildung und eine dementsprechende Überschätzung « des 
auf dem praktischen Leben fussenden gesunden Menschenver- 
standes» und der blossen Routine. So mag es zutreffen, wenn 
Picot bemerkt: «II est des cantons oü le titre de docteur en 
droit compromet le candidat au lieu de le servir » ^% Es mag 
dies zum Teil aus der alten Abneigung des Volkes gegen ge- 
lehrtes Beamtentum oder auch davon herrühren, dass eben bei 
dem demokratischen System der Ämterbesetzung die Grosszahl 
der studierten Juristen sich der Advokatur zuwendet, wodurch 
sich der weniger urteilsfähige Teil des Publikums leicht verleiten 
lässt. Rechtsgelehrte, die sich für Richterstellen melden, als ver- 
unglückte Advokaten oder sonst minderwertige Juristen anzu- 
sehen 35). Diese Tendenz, den Wert allgemeiner und besonderei" 
Berufsbildung für das Richteramt zu gering anzuschlagen, hat 
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unleugbar nicht selten eine gewisse Mittelmässigkeit des Perso 
nals in dieser Hinsicht zur Folge; es wird auf diesen Punkt bei 
der Frage der gesetzlichen Qualifikation zum Richteramt noch 
zurückzukommen sein. 

Wenden wir uns nunmehr zu den einzelnen in Geltung 
stehenden Wahlarten ! Die geschichtliche Darstellung hat gezeigt, 
dass es auf diesem Gebiet kaum eine Einrichtung geben dürfte, 
welche nicht einmal irgendwo in der Schweiz funktioniert hätte; 
überblickt man die gesamte Entwicklung, so ist unverkennbar 
ein allgemeiner Fortschritt vom Komplizierten zum Einfachen 
und vielfach eine steigende Bevorzugung von prinzipiell scharf 
ausgeprägten Institutionen gegenüber solchen, bei denen vor 
allem praktische Zweckmässigkeit zur Richtschnur genommen 
ist. Diese Erscheinung steht natürlich mit der politischen Ent- 
wicklung in engem Zusammenhang. Die repräsentative Demo- 
kratie zeigte ihrem ganzen System entsprechend auch hier die 
Neigung, kombinierte und prinzipiell vermittelnde Einrichtungen 
zu schaffen ; die immer allgemeiner an ihre Stelle getretene un- 
mittelbare Demokratie beweist im allgemeinen, teilweise in weit- 
gehendem Masse, die entgegengesetzte Tendenz. So sind bei- 
spielsweise die früher so häufigen Präsentationssysteme ver- 
schwunden, und es ist überhaupt die Freiheit der Wahlkörper von 
gesetzlichen Beschränkungen immer grösser geworden. Umso- 
mehr hat natürlich die Frage an Bedeutung gewonnen, welches 
Staatsorgan für die Besetzung der Richterstellen am geeignetsten 
sei. Es handelt sich in der Schweiz wesentlich um die Alter- 
native: Volkswahl oder Wahl durch das Parlament, den grossen 
Rat? Die Wahl .durch die oberste Exekutivbehörde fällt wohl 
in den Kantonen aus den gleichen Gründen wie im Bunde (s. o. 
§ 1 9 und Anm. 4 1 daselbst) von vornherein ausser Betracht Die 
noch in einigen Kantonen vorkommende Wahl der Untergerichte 
durch das Obergericht resp. Obergericht und Staatsrat vereinigt, 
unterliegt ebenfalls starken Bedenken theoretischer und prak- 
tischer Natur, namentlich in Hinsicht auf die Unabhängigkeit 
der Rechtsprechung ^^) , während sie allerdings für berufliche 
Tüchtigkeit der Richter vielfach bessere Garantien bieten mag 
als andere Wahlarten. Wir glauben, diese nur ausnahmsweise 
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für untere Stellen vorkommende Einrichtung hier ohne ein- 
gehendere Berücksichtigung lassen zu können. 

Welcher von den beiden übrig bleibenden Wahlkörpern — 
Volk und grosser Rat — verdient den Vorzug? Wäre bei der 
Frage ausschliesslich auf die allgemeine Organisation des Staates 
Rücksicht zu nehmen, so dürfte der Entscheid ohne weiteres zu- 
gunsten der Volkswahl ausfallen; diese erscheint — wenigstens 
vom rein prinzipiellen und abstrakt theoretischen Standpunkt aus 
betrachtet — bei der heutigen Entwicklung der Volkssouveränität 
in der Schweiz als die richtigere, weil konsequentere Institution. 
Wenn das Volk über die gesamte Organisation des Staatswesens 
entscheidet, warum soll ihm nicht auch der Entscheid über die 
Personen zukommen, welchen die Ausübung der einzelnen Funk- 
tionen der Staatsgewalt obliegt? J. D. Meyer hat auf Grund 
seiner Untersuchungen über die Justizeinrichtungen, die sich aber 
nur mit monarchischen Staaten befassten, den allgemeinen Satz 
aufgestellt : « X-e souverain seul peut et doit nommer aux places 
de l'ordre judiciaire ^'^) ». Es liegt nahe, ihn auch auf die demo- 
kratische Republik zu übertragen und mit der analogen Ein- 
richtung in der Monarchie zu argumentieren. Es ist aber wohl 
zu beachten, dass sich hier grosse Unterschiede zeigen, sobald 
man den Boden abstrakter Theorie verlässt und die rechtliche 
und praktische Gestaltung der Sache ins Auge fasst. In der 
Monarchie, wenigstens in der modernen konstitutionellen Mo- 
narchie, ist der unverantwortliche Träger der Staatsgewalt in 
der Ausübung der Amtshoheit beschränkt, an die Mitwirkung 
verantwortlicher Behörden (namentlich z. B. der Minister) ge- 
bunden, und es bestehen meist mehr oder weniger zahlreiche ge- 
setzliche Vorschriften bezüglich der persönlichen Qualifikation usw., 
die weitere Beschränkungen des Ernennungsrechtes darstellen. In 
der demokratischen Republik ist das Gegenteil der Fall, und es 
kommt hinzu, dass sich hier schon aus der Natur des « Souveräns », 
der keine natürliche Einheit ist, manche praktische Schwierig- 
keiten und Nachteile ergeben. 

Neben der Volkssouveränität kann auch die Gewaltentren- 
nung für die Volkswahl ins Feld geführt werden ; diese ist, wie 
schon oben (§ 19) zu betonen war, diejenige Wahlart, welche die 
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konsequenteste Durchführung des genannten Grundsatzes dar- 
stellt. In den schweizerischen Kantonen kommt allerdings diesem 
Momente kaum erhebliche praktische Bedeutung zu. Die Gefahr 
ist hier nicht gross, dass die Räte eigene, vom Volksinteresse los- 
gelöste Politik treiben und ihr Wahlrecht hiefür ausnützen, vor 
allem da nicht, wo obligatorisches Referendum oder Abberufungs- 
recht besteht. In dieser* Hinsicht dürften Vorwürfe gegen sie 
heute zu den grössten Seltenheiten gehören. 

In der vorliegenden Frage ist aber auch auf die besondere 
Natur des Richteramtes und die daraus für seine Organisation 
sich ergebenden Forderungen Rücksicht zu nehmen, und hier 
dürften vor allem die Gründe liegen, welche für die Wahl durch 
das Parlament geltend gemacht werden können. Wenn die- 
selbe freilich damit begründet würde, dass der grosse Rat als 
gesetzgebende Behörde die Richter, die an seiner Statt das Ge- 
setz für den Einzelfall auslegen oder schaffen, zu wählen habe, 
so wäre diese Motivierung auch für diejenigen Kantone, wo der 
Rat rechtlich noch als Gesetzgeber zu betrachten ist, durchaus ver- 
fehlt, weil sie auf einer schiefen, einseitigen Ansicht von der Natur 
der richterlichen Gewalt beruht (s. o. § 3) ^^). Es handelt sich viel- 
mehr einfach um den grossen Rat als den ständigen Volksaus- 
schuss zur Ausübung derjenigen staatlichen Hoheitsrechte, welche 
nicht der Aktivbürgerschaft vorbehalten oder anderen Behörden 
übertragen sind ^% Über die wahren Gründe, die sich für die 
Parlamentswahl anführen lassen, dürften die folgenden Äusse- 
rungen erfahrener Fachmänner Aufschluss geben ; die erste der- 
selben stammt aus dem zürcherischen Verfassungsrat von 1868/69 
und bezog sich speziell auf den Gerichtshof einer Ziviljury, darf 
aber auf das ganze ständige Richterpersonal, namentlich un- 
bedingt auf die Präsidenten der ersten und die Mitglieder der 
oberen Instanz Anwendung finden : < Eine vernünftige Jury ist 
gar nicht denkbar ohne einen rechtskundigen ständigen Richter. 
Diesen werden Sie nicht finden ohne die Wahl durch den Kan- 
tonsrat. Die Bekanntschaft, welche ein Mann im Volk geniesst, 
ist ein Ergebnis seiner politischen Tätigkeit; er ist dem Volke 
nicht als Jurist bekannt. Je grösser der Wahlkreis ist, desto 
grösser ist auch die Schwierigkeit der Wahl. Manche vorzüg- 



§ 29 147 

liehe Juristen würden nicht gewählt, weil sie entweder nicht 
bekannt oder aus irgend einem Grunde nicht beliebt sind, viel- 
leicht nur, weil sie sich keiner politischen Partei angeschlossen 
haben. Ein Richter soll aber nicht als Parteiniann und mittelst 
Zeitungsreklame gewählt werden; das wäre die grösste Unge- 
rechtigkeit > ^ö). Von anderer kompetenter Seite wurde ausgeführt: 
« Die Kommission betrachtet die Betonung des politischen Mo- 
mentes bei Richterwahlen als eine folgenschwere Verkennung 
richterlicher Stellung. Wenn wir auch nicht in Abrede stellen, 
dass die Volkswahl uns ehrenhafte und unparteiische Richter 
gibt, so können wir doch nicht erwarten, dass der Gesamtheit 
der Bürger ein Urteil über die fachliche Befähigung zum Richter- 
amt zusteht. In Ermangelung eines eigentlichen Fachkollegiums 
gedenken wir, . . . den grossen Rat grundsätzlich beizubehalten » ^i). 
Es wird hier — gewiss mit vollem Recht — bei der Bestim- 
mung des Wahlkörpers darauf das grösste Gewicht gelegt, dass 
derselbe imstande sei, die berufliche Tüchtigkeit des Kandidaten 
selbständig zu beurteilen und richtig zu würdigen. In dieser Hin- 
sicht kann allerdings die Aktivbürgerschaft kaum mit dem grossen 
Rat konkurrieren. Sobald die Wahlkreise eine gewisse Grösse 
erreicht haben, ist der einzelne Wähler nicht mehr imstande, mit 
eigenem Urteil über die in Frage kommenden Personen seine 
Stimme abzugeben; er muss sich nach demjenigen der Partei- 
komitees, Zeitungen usw. richten ; dazu kommt die schon er- 
wähnte Tendenz der Volkswahl, die berufliche Eignung gegen- 
über anderen Momenten zu gering anzuschlagen. Gerade sie ist 
aber, wie gesagt, bei der heutigen Rechtsentwicklung für das 
Richteramt von grösster Wichtigkeit, und es besteht in dieser 
Hinsicht noch ein bedeutender Unterschied zwischen einer Stelle 
der richterlichen und einer solchen der legislativen oder admini- 
strativen Gewalt, den Esmein (S. 320) folgendermassen kenn- 
zeichnet : « La culture generale de Tesprit, une attention portee 
d'une fa^on suivie sur les faits de la politique courante, la par- 
ticipation ä la gestion des affaires d'interet local peuvent suffire 
a la rigueur pour preparer les hommes aux fonctions legislatives 
et de lä aux fonctions du pouvoir executif. Cela ne peut au- 
cunement suffire pour rendre un homme apte aux fonctions de 
juge qui de leur nature sont une profession speciale». 
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Man macht ferner für die Wahl durch den grossen Rat 
neben dem beruflichen auch den unpolitischen Charakter des 
Richteramtes geltend und betont zutreffend, dass auch in dieser 
Beziehung ein grosser Unterschied zwischen ihm und den anderen 
Staatsämtern bestehe, den z. B. folgendes Votum aus dem er- 
wähnten Verfassungsrat hervorhebt: « So sehr ich wünsche, dass 
die Gesetzgebungs- und Verwaltungsbehörden durch das Volk 
gewählt werden und immer im Flusse seien, so ganz anders 
schaue ich die Sache bei den Gerichten an. Hier kenne ich 
nichts anderes als die Prinzipien der Gerechtigkeit und Unab- 
hängigkeit. Ich habe stets gehört, je mehr man den Richter 
aus der Strömung des Volkslebens entferne, desto mehr befestige 
man ihn in seiner Pflichterfüllung. Bei der Volkswahl stellt die 
Mehrheit der Wähler stets auf den politischen Charakter des 
Kandidaten ab, während ich gerade lieber den politischen Gegner 
zum Richter mache, wenn er sonst der Mann dazu ist> ^^). Diese 
Ansicht, dass der grosse Rat sich bei seinen Wahlen weit weniger 
durch parteipolitische Rücksichten leiten lasse als das Volk, wird 
aber durchaus nicht allgemein geteilt, erfährt vielmehr heftigen 
Widerspruch, wie z.B. ein Kritiker sagt: «:Wo treten die poli- 
tischen Gegensätze schärfer auf als im Parlament . . .? Im Par- 
lament drängen sich die politischen Gegensätze, die sich im 
Volke verflüchtigen, förmlich zusammen ...» ^^). Es finden sich 
in diesem Punkte die widersprechendsten Urteile und Ansichten *^^): 
während viele Juristen und Politiker der Überzeugung sind, der 
grosse Rat biete weit bessere Garantien für unpolitische Wahlen, 
wird von anderen die Volks wähl geradezu als Erlösung von rück- 
sichtsloser und unwürdiger Partei Wirtschaft herbeigewünscht**'^). 
Der Grund derartiger Meinungsdifferenzen dürfte darin zu suchen 
sein, dass eben die Wahlpraxis der grossen Räte eine sehr ver- 
schiedene sein kann und tatsächlich auch ist, je nachdem über- 
haupt die politischen Parteigegensätze mit grösserer oder ge- 
ringerer Leidenschaftlichkeit und Rücksichtslosigkeit verfochten 
werden. Es lässt sich kaum bestreiten, dass, wenn eine Majorität 
die Richterstellen lediglich nach dem Beutesystem behandelt, 
eine derartige Wahlpraxis bei einem Parlament noch bedenklicher 
ist als beim Volke, weil dort die Parteien kompakter und leichter 
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zu dirigieren sind, während bei der Volkswahl eine Opposition 
eher Aussicht auf Erfolg hat. Im allgemeinen darf nun aber, 
obwohl es nicht an Ausnahmen fehlt, den kantonalen Parlamenten 
das Zeugnis ausgestellt werden, dass sie hierin eine Praxis be- 
folgen, welche die Übertragung des Wahlrechtes an sie recht- 
fertigt und empfiehlt, indem sie gegenüber dem allgemeinen In- 
teresse an einer guten Rechtspflege die Parteipolitik in den 
Hintergrund treten lassen und in erster Linie die berufliche und 
moralische Eignung der Kandidaten berücksichtigen. 

Wenn ferner der grosse Rat deshalb als geeigneter Wahl- 
körper empfohlen worden ist, weil er volle Garantien für die 
Wahl unabhängiger Richter biete ^^), so wird ihm auch dieser 
Vorzug von anderer Seite abgestritten. «Es sind die parlamen- 
tarischen Fraktionen, welche die Richter machen, und hier ist 
es wieder des Fraktionshaupt, meistens ein Advokat, so dass sich 
mit dem Finger zeigen lässt, welchem Advokaten Richter so- 
undso seine Wahl zu verdanken hat. So erzeugt die Einrich- 
tung des Parlamentswahlrechtes persönliche Abhängigkeitsver^ 
hältnisse, die nicht nur höchst widerlich, sondern auch für die 
Republik gefährlich sind. Man weist in der Demokratie bei 
Gelegenheit mit Pharisäermiene auf das Verhältnis der Richter 
zum ernennenden Monarchen hin, das nur in Majestätsprozessen 
u. ä. gefährlich werden kann, während in der Demokratie die 
Wahlart, nach der die obersten Richter von der Volksvertretung 
gewählt werden, dieselben in ihrer ganzen Tätigkeit zu beein- 
flussen geeignet ist»^*^). Demgegenüber ist zu sagen, dass, wie 
namentlich in Amerika zahlreiche Fälle bewiesen haben, auch 
bei der Volkswahl derartige persönliche Abhängigkeitsverhält- 
nisse — oft noch dubiöserer Art — an sich durchaus nicht aus- 
geschlossen sind, dass sie vielmehr erst durch die Inamovibilität 
bestmöglich verhindert würden. In den schweizerischen kanto- 
nalen Verhältnissen wird sich dieser Misstand allerdings eher bei 
der Parlaments wähl zeigen , obwohl er, z. B. in kleinen länd- 
lichen Bezirken, auch bei der Volkswahl leicht genug spürbar 
werden kann. 

Dürfte somit in diesem Punkte eher der Volkswahl der 
Vorzug zu geben sein, so spricht andererseits gegen dieselbe — 
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abgesehen von dem bereits ausgeführten, ferner von den Um- 
trieben der nicht immer einwandfrei betriebenen Wahlagitation 
— der Umstand, dass ihre Resultate bei der Natur des Wahl- 
körpers, namentlich der wechselnden und von den verschieden- 
sten Faktoren abhängigen Stärke der Beteiligung, häufig in 
einem Mass den Charakter der Zufälligkeit an sich tragen, das 
mit der Wichtigkeit der Wahl schlecht harmonierte^). Ferner 
werden hier die Bemühungen, bei Aufstellung der Kandidaturen 
den besonderen Anforderungen des Richteramtes möglichst ge- 
recht zu werden, sehr leicht mit Erfolg von egoistischeren Sonder- 
bestrebungen durchkreuzt, und es erweisen sich schliesslich bei 
der Wahl alle möglichen anderen Rücksichten als ausschlag- 
gebend *®). Endlich ist es keine leere Phrase, dass mit der wach- 
senden Grösse und Unbeständigkeit des Wahlkörpers das Ver- 
antwortlichkeitsgefühl in demselben abnimmt und in dieser 
Hinsicht doch ein grosser Unterschied besteht zwischen der 
Aktivbürgerschaft und einer ständigen Behörde mit so umfassen- 
dem und wichtigem Geschäftskreis, wie ihn die grossen Räte 
haben ^% 

Übersieht man alle diese Momente, so dürfte der Entscheid 
im allgemeinen zugunsten des grossen Rates ausfallen wenig- 
stens für Stellen, die juristische Bildung erfordern und Berufs- 
stellen sind, d. h. — wie später auszuführen sein wird — nament- 
lich für die Wahl der Oberrichter und der Präsidenten der ersten 
Instanz ^^). Was die unteren Beamtungen betrifft, so ist dagegen 
die Volkswahl für die Friedensrichter w^ohl ganz am Platze. 
Dieses Amt ist meist dem Organismus von Selbstverwaltungs- 
körpern (Gemeinden) angegliedert; der Friedensrichter ist rich- 
tigerweise nicht sowohl erkennender Richter als Vermittler, 
Vertrauensmann der Parteien ^^) ; die Wahlkreise sind so klein, 
dass das Volk mit eigener Personenkenntnis wählen kann. — 
Mit Bezug auf die Gerichte erster Instanz kann nun freilich 
gegen die Wahl, durch die Stimmberechtigten des Bezirks ver- 
schiedenes eingewendet werden. Man könnte zunächst vom 
theoretischen Standpunkt aus sagen, sie sei mit der Einheit des 
Staates und der Staatsgewalt unvereinbar; die Ausübung der 
staatlichen Amtshoheit könne richtigerweise nur durch Organe 
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des ganzen Volkes erfolgen ; es handle sich ja bei den Funktionen 
der betreffenden Beamten um Angelegenheiten des ganzen Staates, 
nicht um Sonderangelegenheiten der betreffenden Bezirke wie etwa 
bei Selbstverwaltungskörpem ^^). Gegen eine derartige Dezentra- 
lisation der Amtshoheit lassen sich aber — namentlich, wo es sich 
um leitende Stellen handelt — auch praktische Bedenken geltend 
machen : dieselbe kann in kleinen Verhältnissen leicht weitgehende 
Abhängigkeit der Beamten von der Wählerschaft zur Folge 
haben, und hierunter wird dann auch die Objektivität und Ener- 
gie in der Besorgung der betreffenden Staatsgeschäfte leiden ^). 
Namentlich für die Präsidenten der Bezirksgerichte dürfte dieses 
Moment keineswegs bedeutungslos sein, und wenn man noch 
die früher betonte Eigenart und Wichtigkeit dieser Stellen in 
Betracht zieht, so erscheint hier die Wahl durch ein zentrales 
Staatsorgan wünschenswert. Den Präsidenten wären wohl rich- 
tigerweise gleichzustellen die Richter in stark bevölkerten, städti- 
schen Bezirken, sofern dort die besonderen Verhältnisse es not- 
wendig machen, das Gericht erster Instanz ausschliesslich mit 
Berufsrichtern zu besetzen ; wir haben im folgenden Paragraphen 
hierauf zurückzukommen. Die Erfahrung lehrt freilich, dass ge- 
rade bezüglich der Wahlart eine Unterscheidung zwischen Stadt 
und Land bei wichtigeren Stellen im Volke höchst unbeliebt ist 
und ein derartiges Projekt von vornherein keine grosse Aussicht 
auf Verwirklichung hätte ^). 

Wenn im vorhergehenden der grosse Rat als das geeig- 
netere Wahlorgan für die oberen Richterstellen bezeichnet wurde, 
so ist allerdings daran zu erinnern, dass die Gründe hiefür wesent- 
lich praktischer Natur sind und- dieses Urteil nur so lange Gel- 
tung beanspruchen kann, als bei der Ausübung des Wahlrechtes 
tatsächlich diejenigen Momente ausschlaggebend sind, zu deren 
Beurteilung und Würdigung der grosse Rat geeigneter erscheint 
als das Volk. Wo die Wahlpraxis dem nicht entspricht, wo 
namentlich statt der persönlichen Eignung der Kandidaten Partei- 
rücksichten die Hauptrolle spielen, da verliert die Parlaments wähl 
ihre Berechtigung, und die Volkswahl, für welche — wie früher 
ausgeführt — auch nicht zu unterschätzende prinzipielle und 
theoretische Gründe sprechen, wird mit Recht den Sieg davon- 
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tragen ^^). Hängt somit hier sehr viel von einer guten Wahl- 
praxis ab, so dürfte es richtig sein, hiefür noch besondere Vor- 
kehrungen zu treffen. Es liesse sich z. B. daran denken, bei 
den Richterwahlen bestimmten Fachkollegien ein Vorschlags- 
oder Begutachtungsrecht einzuräumen ^^). Dasselbe würde frei- 
lich kaum Zustimmung finden, sofern man ihm rechtsverbindlichen 
Charakter verleihen wollte, da eine solche Einschränkung der 
Wahlfreiheit mit den heute in dieser Hinsicht zu allgemeiner 
Geltung gelangten Grundsätzen in starkem Widerspruch stände; 
aber auch ohne Verbindhchkeit könnte die Einrichtung vielleicht 
von Vorteil sein, indem dadurch bei Aufstellung der Kandida- 
turen der berufliche und unpolitische Charakter des Richteramtes 
fortwährend starke Betonung fände und gegenüber solchen 
fachmännischen und politisch unbefangeneren Vorschlägen die 
Majoritäten sich noch mehr hüten würden, blosse Parteiwahlen 
zu treffen. Als solche Fachkollegien kämen etwa in Betracht 
ständige, in bestimmter Weise aus Juristen und Laien zusammen- 
gesetzte Kommissionen des grossen Rates, ferner das Obergericht 
(für untere Stellen) und, soweit eine staatlich approbierte Rechts- 
anwaltschaft besteht, die allfälligen kantonalen Anwalts verbände. 
Eine nähere Erörterung dieser Frage gehört nicht hieher; da- 
gegen darf wohl zum Schluss an die grosse Bedeutung erinnert 
werden, welche in der demokratischen Republik überhaupt und 
so auch in den schweizerischen Kantonen für die Bestellung der 
Gerichte dem Barreau zukommt ^®). Die Resultate jeder Wahl- 
art, namentlich aber der Volkswahl, werden auch hier zum guten 
Teil davon abhängen, ob ein ehrenhafter und beruflich hervor- 
ragender Advokatenstand vorhanden ist, der seinen Einfluss in 
den Wahlkörpern vor allem für die Interessen des Rechtes ein- 
setzt und korporatives Bewusstsein genug besitzt, um nötigen- 
falls eine schlechte Wahlpraxis geschlossen zu bekämpfen ^% 

Es sind nun noch einige Bemerkungen über die Amtsdauer 
zu machen. Die Entwicklung seit den Dreissigerjahren zeigt hier 
leider ähnlich wie bei der Wahlart durchaus nicht die Tendenz, 
die in den Verfassungen proklamierte Trennung der Gewalten 
auch nach dieser Richtung auszubauen und der Eigenart der 
richterlichen Gewalt möglichst Rechnung zu tragen; freilich 
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waren im vorhergehenden auch hier eine Anzahl Ausnahmen zu 
konstatieren. Die Amtsdauer ist im allgemeinen stetig zurück- 
gegangen (zuletzt in Baselstadt 1895 von neun auf sechs Jahre), 
so dass es vollständig zutrifft, wenn Favey bemerkt: «... Si 
Von repfend Thistoire des institutions, on verra qu'en Suisse on 
a reduit graduellement, jusqu'ä un minimum, au-dessous duquel 
il est difficil-e de descendre, la duree des fonctions judiciaires> ^). 
Zwei Drittel der schweizerischen Kantone haben heute eine so 
kurze Amtsdauer für sämtliche Gerichte, wie sie in den Einzel- 
staaten der Union zu den grössten Ausnahmen gehört; aller- 
dings darf hiebei die Verschiedenheit in der Praxis der Bestel- 
lung nicht ausser acht gelassen werden. Angesichts dieser Sach- 
lage dürfte es ziemlich müssig sein, die P>age näher zu erörtern, 
ob und aus welchen Gründen die Einführung der Inamovibilität 
auch in den Kantonen wünschenswert wäre; es ist nicht anzu- 
nehmen, dass dieselbe in absehbarer Zeit, wenigstens auf dem 
Boden kantonalen Rechtes, irgendwie praktisch werden wird. 
Daher mögen hierüber nur wenige Bemerkungen Platz finden. 
Dass die Einrichtung ihren Wert auch hier erweisen und 
gute Resultate liefern würde, ist nach allem bisherigen sehr 
wahrscheinlich. Andererseits muss freiHch darauf hingewiesen 
werden, dass den Momenten, welche für ihre Einführung im 
Bunde geltend gemacht werden können, in den Kantonen viel- 
fach nicht das gleiche Gewicht zukommt, und dass ferner noch 
andere Umstände vorhanden sind, welche sie eher entbehrlich 
erscheinen lassen. Es ist hier in erster Linie auf den Unter- 
schied in der Bedeutung der beiderseitigen Rechtsprechung 
aufmerksam zu machen. Beim Bundesgericht handelt es sich 
um die oberste Gerichtsbarkeit des Landes, das eigene Gericht 
des Gesamtstaates, das einzige, bei welchem derselbe — einen 
gewissen Streitwert vorausgesetzt — belangt werden kann, um 
einen Gerichtshof mit den ausgedehntesten und wichtigsten privat- 
und öffentlichrechtlichen Kompetenzen. Die kantonale Recht- 
sprechung dagegen ist in dem weiten und sich beständig aus- 
dehnenden Kreis des Bundesrechtes derjenigen des Bundes 
untergeordnet; Private, Korporationen und Kantone können ihre 
Zivilstreitigkeiten mit Kantonen vor dem unparteiischen Gericht 
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des Bundes zum Austrag bringen, wenn auch in diesem wie im 
vorhergehenden Fall Beschränkungen, namentlich hinsichtlich des 
Streitwertes bestehen; gegen die Verletzung verfassungsmässiger 
Rechte der Privatpersonen durch kantonale Verfügungen und 
Erlasse kann das Bundesgericht als Staatsgerichtshof angerufen 
werden usw. Alle diese Einrichtungen sind nicht nur Mittel, 
um die kantonale Rechtsprechung im einzelnen Fall zu korri- 
gieren oder zu ersetzen, sondern schon ihr blosses Vorhanden- 
sein ist geeignet, Willkür und Parteilichkeit in derselben seltener 
zu machen. Es kommt hinzu die Enge der kantonalen Verhält- 
nisse, welche stetige gegenseitige Kontrolle der verschiedenen 
politischen und sozialen Elemente ermöglicht und im Verein mit 
dem Ensemble der politischen Institutionen zwar keine Unab- 
hängigkeit aufkommen lässt, aber eine gewisse «Abhängigkeit 
Aller von Allen» hervorbringt, die ebenfalls nicht ungeeignet 
ist, grobe Missbräuche in den einzelnen Zweigen der Staatsver- 
waltung zu verhüten ^^). Ausserdem kann man sich fragen, ob 
die Einrichtung auf dem kleinen Gebiete der einzelnen Kantone 
eine durchaus befriedigende praktische Durchführung finden würde. 
Es ist nicht ausser acht zu lassen, dass bei einer zahlreicheren, 
unabsetzbaren Magistratur eine eingehende und sorgfältige Ge- 
setzgebung darüber nötig wird, in welchen Fällen, unter welchen 
Formen und mit welchen Rechtsfolgen eine unfreiwillige Ent- 
fernung aus dem Amt zu erfolgen habe, vor allem aber zur end- 
gültigen Entscheidung diesbezüglicher Streitigkeiten eine völlig 
unabhängige Instanz, welche alle Garantien der Unparteilichkeit 
zu bieten vermag: ohne diese Einrichtungen könnte der Wert 
des Prinzips leicht illusorisch werden. Beide Fragen Hessen sich 
zweifellos besser auf eidgenössischem Rechtsboden lösen, nament- 
lich die zweite, da im Bundesgericht eine den gestellten An- 
forderungen bestens entsprechende Behörde vorhanden wäre^^j. 
Alle diese Momente dürften es angezeigt erscheinen lassen, die 
nähere Erörterung der Frage auf die Zeit zu verschieben, wo 
dem einheitlichen Recht eine einheitliche Gerichtsorganisation 
folgen wird ; dann wird allerdings — sofern man überhaupt die 
Festsetzung der Amtsdauer dem Bunde überlässt — der Mo- 
ment gekommen sein, ernsthaft zu erwägen, ob nicht wenigstens 
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für bestimmte Kategorien der kantonalen Richter die Inamo- 
vibilität einzuführen sei ^3). 

Inzwischen sind aber bezüglich der Amtsdauer auch be- 
scheidenere Reformen möglich, so namentlich eine Erhöhung 
derselben auf z. B. mindestens 6 — g Jahre und die Einfüh- 
rung der für die Gerichte mit Unrecht mancherorts beseitigten 
Partialerneuerung (z. B. Hälftenerneuerung bei mindestens vier, 
Drittelserneuerung bei neun und^mehr Mitgliedern). Der einzige 
Vorteil der kurzen Amtsdauern ist, dass ungeeignete Leute rasch 
wieder elirhiniert werden können; tatsächlich erweist sich dies 
übrigens gar nicht immer als leicht, namentlich bei der Volks- 
wahl, aus Gründen, über die das Vorhergehende Aufschluss gibt. 
Diesen Vorteil ausschlaggebend sein zu Icissen, würde die schärfste 
Kritik der bestehenden Wahlarten bedeuten ; ihm gegenüber 
stehen als Vorteile langer Amtsdauer namentlich: grössere Un- 
abhängigkeit der Richter, grössere Wahrscheinlichkeit, tüchtige 
Leute zu gewinnen und ein gut eingearbeitetes erfahrenes Perso- 
nal zu erhalten. — Die Partialerneuerung ist wohl in hohem 
Grade geeignet, die Gleichmässigkeit und Kontinuität in der 
Rechtsanwendung zu sichern und die Bestellung der Gerichte 
weniger von momentanen politischen Strömungen abhängig zu 
machen ^). 

§ 30. Gesetzliche Qualifikation und Berufsrichterstellung. 

Die Frage der gesetzlichen Aufstellung persönlicher Beding - 
nisse ist hier wohl nur in einem Punkte näher zu erörtern: so- 
weit es sich nämHch um die Fachbildung handelt. Das Erfor- 
dernis des Aktivbürgerrechtes erscheint selbstverständlich, und 
den noch hie und da vorkommenden gesetzlichen Altersminima 
ist grosse praktische Bedeutung kaum beizumessen ^^). Ganz 
anders verhält es sich mit dem Requisit beruflicher Vorbildung. 
Die bisherige Darstellung hat gezeigt, dass dasselbe nur ganz 
ausnahmsweise vorkommt ; sie hat auch die zur Erklärung dieser 
Erscheinung geeigneten geschichtlichen Momente hervorgehoben. 
Es handelt sich nun um die Frage: Ist heutzutage die Aufstel- 
lung gesetzlicher Fachrequisite für die Richter in der Schweiz 
gerechtfertigt und empfehlenswert oder nicht? 
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Die gewaltige Ausdehnung der gesamten modernen Kultur 
hat notwendigerweise auf allen Gebieten menschhcher Tätigkeit 
eine immer zunehmende Arbeitsteilung, immer grösisere Speziali- 
sierung der Berufsarten zur Folge. Entsprechend dieser Kora- 
plizierung des sozialen Organismus wächst die Notwendigkeit 
spezieller Berufsbildung, der Errichtung von Fachschulen, der 
Einführung von Fähigkeitsausweisen und anderer derartiger Ein- 
richtungen, die geeignet sind, nicht nur der Gesellschaft, deren 
Elemente sich nicht mehr wie in einfacheren Verhältnissen über- 
sehen und beurteilen können, Garantien für tüchtige Berufskräfte 
zu bieten, sondern auch dem einzelnen, der eine bestimmte Tätig- 
keit als Lebensberuf gewählt hat, eine gewisse Sicherheit für 
sein Fortkommen zu schaiFen, indem sie ihm faktische oder auch 
rechtliche Bevorzugung vor anderen nicht Geschulten sichern. 
Nun wird kein Mensch so naiv sein, zu glauben, dass, während 
alle anderen Gebiete der Kultur sich derartig ausdehnen und 
verzweigen, einzig auf dem Gebiete des Rechtes und der Rechts- 
pflege heutzutage noch ein Zustand der Einfachheit und primi- 
tiven Natürlichkeit möglich sei, wie etwa zu den Zeiten, als die 
Gesellschaft Zentraleuropas sich noch fast ausschliesslich mit 
Ackerbau, Viehzucht, Jagd usw. beschäftigte und im « echten » oder 
«gebotenen » Ding alle Freien der Hundertschaft das Urteil finden 
halfen. Was Cherbuliez schon vor sechzig Jahren schreiben 
konnte, gilt heute in unverhältnismässig höherem Grade: «Les 
societes, arrivees au degre de la civilisation, oü elles se trouvent 
de nos jours dans la zone centrale qu'occupe la Suisse, presentent 
une teile complication de rapports et une teile multitude d'interets 
divers que le droit positif, destine ä regier les uns et ä concilier 
les autres, ne peut pas etre simple quelsque soient les efforts 
du legislateur pour lui imprimer ce caractere . . . Les formes 
de la procedure se multipliant aussi en raison de la complication 
du droit, les reduire, chez une nation policee ä ce qui serait 
strictement necessaire chez un peuple encore barbare, c'est 
introduire le desordre dans Tadministration de la justice et sub- 
stituer Tarbitraire des juges ä la volonte du legislateur. Au 
milieu de cet inevitable complication des rapports sociaux il n'y 
a de garantie d'une saine application des lois que dans Tintelli" 
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gence et dans le savoir de ceux qui sont charges d'interpreter 
et d'appliquer cette loi » ^^). Wenn auch in der Schweiz, wie 
früher erwähnt wurde, zurzeit noch Unterschiede im Grade der 
Rechtsausbildung vorkommen, so ist doch ganz unbestreitbar im 
allgemeinen auch hier die Rechtsentwicklung eine derartige, dass 
für die Ausübung juristischer Tätigkeit als Advokat, Richter, 
Notar usw. ein gewisses Mass theoretischer und praktischer 
Fachbildung als unumgänglich notwendig erscheint, namentlich, 
da es sich um einen Bundesstaat handelt, wo das Nebeneinander 
von Bundes- und kantonalem Recht das Rechtswesen bedeutend 
kompliziert ®^). Wenn somit die Schweiz in dieser Hinsicht mit 
ihren Nachbarstaaten durchaus auf gleiche Stufe zu stellen ist, 
so erscheint die Tatsache um so auffälliger, dass es hier regel- 
mässig an gesetzlichen Erfordernissen beruflicher Bildung fehlt, 
dass, wer heute hinter dem Pfluge geht oder an der Hobelbank 
steht, dem Gesetze nach morgen als Richter die schwierigsten 
Rechtsfragen entscheiden und die verwickeltesten Prozesse leiten 
kann. Die Erklärung dieser Tatsache liegt ausser in dem bereits 
betonten Einfluss der geschichtlichen Tradition wohl vor allem 
darin, .dass im demokratischen Staate, der keinen gesonderten, 
mit eigenartigen Rechten und Pflichten ausgestatteten Beamten- 
stand kennt, überhaupt Abneigung dagegen herrscht, für die 
Bekleidung der öffentlichen Amter, zu denen der Zutritt möglichst 
allen Bürgern freistehen soll, gesetzliche Erfordernisse spezieller 
Natur aufzustellen. Ausserdem zeigt sich die Tendenz, derartige 
formelle Beschränkungen der Wahlfreiheit als ungerechtfertigte 
Bevormundung des Wahlkörpers aufzufassen. «Die Demokratie 
verschmäht es, Vorschriften für Wahlen aufzustellen, welche bei 
richtiger Einsicht und richtigem Takte auch ohne das richtig 
getroffen werden können > ^^j. Beiden Momenten ist an sich eine 
gewisse Berechtigung nicht abzusprechen, nur darf zweierlei nicht 
ausser acht gelassen werden: Wenn ein Staatswesen einmal 
einen bestimmten Grad der Entwicklung erreicht hat, so erfor- 
dern einzelne Zweige der Staatsverwaltung (im weiteren Sinne) 
schlechterdings spezielle Berufsbildung der Beamten ; ferner, wenn 
mit der Ausdehnung und Komplizierung der Staatsverwaltung 
das Beamtenpersonal an Zahl zunimmt und andererseits auch 
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die kollegialen Wahlkörper grösser werden, so wächst die Gefahr 
dass die Wahlen mit weniger Sorgfalt und Umsicht vorgenommen 
werden und Sonderinteressen grössere unberechtigte Geltung 
erlangen. Wenn also früher (§ 1 9) ausgeführt wurde, dass unter 
Umständen, namentlich, wo es sich um wenige oberste Staats- 
stellen handelt, der Mangel gesetzlicher Requisite wohl zu recht- 
fertigen sei, so sind ebensogut Verhältnisse denkbar, wo das 
Gegenteil der Fall ist und es sehr im Interesse des Staates liegt, 
in dieser Hinsicht rechtliche Schranken aufzustellen. Das dürfte 
gerade für die Richterstellen in den Kantonen zutreffen. Nach 
dem oben ausgeführten kann ja kein Zweifel darüber bestehen, 
dass es sich hier um eine Funktion handelt, die Berufsbildung 
erfordert; dabei ist übrigens daran zu erinnern, dass sich im 
Richteramt bis zu einem gewissen Grade richterliche (Recht 
anwendende) und urteilende (Tatsachen beurteilende) Tätigkeit 
ausscheiden lassen, und dass das eben Gesagte weit weniger von 
dieser als von jener gilt, — es wird hierauf noch zurückzukommen 
sein. Ferner hat alles vorhergehende zur Evidenz gezeigt, dass 
gerade für dieses Amt Einsicht und Sorgfalt in der Stellen- 
besetzung von grösster Bedeutung sind ^^). Nun sind dieWahl- 
körper eben einmal keine idealen Wesen — etwa im Sinne von 
Art. 14 der ersten helvetischen Verfassung — , deren Glieder 
«allem persönlichen Hass und aller Eitelkeit abgeschworen haben, 
nur die Veredlung des Menschengeschlechtes wollen und ohne 
Unterlass zur süssen Bruderliebe einladen». Auch hier kann Zu- 
fall, Laune, Leidenschaft aller Art eine grosse Rolle spielen, und 
gegen daraus entspringende MissgrifFe ist doch gewiss eine so 
wichtige und eigenartige staatliche Funktion wie die Rechtspflege 
bestmöglich zu schützen. Die Aufstellung gesetzlicher Fach- 
requisite macht natürlich keineswegs eine sorgfältige und ver- 
ständige Ausübung des Wahlrechtes entbehrlich; aber sie sichert 
wenigstens unter allen Umständen dem Richteramt ein gewisses 
Mass beruflicher Tüchtigkeit bei seinen Verwaltern '^% Man 
darf zwar wohl sagen, dass die Bestellungspraxis in der Schweiz 
hierin selten schwerere Misstände zeigt; aber das Richteramt 
sollte prinzipiell rechtlich gegen die immerhin möglichen, und 
auch hie und da einmal vorkommenden Extravaganzen von Wahl- 
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körpern gesichert und mit den ihm angemessenen Garantien für 
tüchtige Funktionäre ausgestattet sein. 

Es ist — um auch einen Blick auf andere öffentliche Stel- 
lungen zu werfen — nicht einzusehen, warum z. B. von den 
Lehrern aller Stufen und den Geistlichen der ebenfalls nach 
demokratischen Prinzipien organisierten evangelischen Landes- 
kirchen ein bedeutendes Mass von Fachbildung und gesetzliche 
Ausweise hierüber gefordert werden, wenn dies bei den Richtern 
nicht der Fall ist, während doch gewiss die Wahlen auch dort 
mit der nötigen Einsicht ohne solche richtig getroffen werden 
könnten. Der etwaige Einwand, es handle sich dabei nicht um 
«politische» d.h. obrigkeitliche, sondern um gemeinnützige Staats- 
anstellungen, ist nicht überzeugend; denn, wenn einmal eine 
Tätigkeit Berufsbildung erfordert, kann dieser Unterschied nicht 
mehr mit Recht als ausschlaggebend betrachtet werden ; übrigens 
ist ja zur Genüge darauf hingewiesen worden, dass zwischen 
dem Richteramt und anderen « politischen » Ämtern noch ein 
grosser Unterschied besteht. So könnte es auch einem fern- 
stehenden Beurteiler fast etwas ominös erscheinen, wenn in einem 
Kanton wie z. B. in Zürich für das (in Z. durch Volkswahl ver- 
liehene) Amt des Notars und Grundbuchführers, das ja auch 
juristischen Charakter trägt, Fähigkeitsausweise -gefordert werden, 
obwohl für die Richter ohne Ausnahme solche fehlen "^i). Die 
grösste, praktisch nicht zu rechtfertigende Inkonsequenz ist es 
aber, wenn die Ausübung der Advokatur an gesetzliche Be- 
rufsrequisite geknüpft ist, während für das Richteramt solche nicht 
bestehen '^^). Es kann nun natürlich eingewendet werden, die 
Advokatur sei eine von Jedem frei zu wählende, das Richteramt 
aber eine von bestimmten Staatsorganen zu verleihende Berufs- 
und Erwerbstätigkeit; bei ihm erscheine schon die Wahl selbst 
als genügende rechtliche Kontrolle der Würdigkeit und Fähig- 
keit. Dies ist aber nach den bisherigen Ausführungen nur sehr 
bedingt richtig, und ausserdem sind beide Tätigkeiten materiell 
so eng miteinander verwandt, dass es Niemandem einfallen wird, 
zu behaupten, das Richteramt sei bezüglich der erforderlichen 
Berufskenntnisse nicht mindestens auf gleiche Stufe mit der Ad- 
vokatur zu stellen. Wenn s. Z. die Freigebung der Advokatur 
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im Kanton Zürich u. a. damit motiviert wurde, dass auch Frei- 
heit aller Richterwahlen bestehe, so war diese Argumentation 
wenigstens insofern durchaus zutreffend, als sie eine Ungleich- 
heit in dieser Frage zu Ungunsten des Richteramtes verwerflich 
erklärte ; so z. B. in folgenden Äusserungen : « Die Logik muss 
sich sagen, dass Richter und Anwalt einander ebenbürtig sein 
müssen und dass, wenn wir für das Richteramt auf vorgängige 
Prüfung verzichten können, auch für die Anwaltschaft diese 
staatliche Prüfung nicht gerechtfertigt ist> '^^). Ferner: «Liegt 
. . . darin nicht ein bedeutender Widerspruch, dass man zwar zu 
der wichtigen Funktion der Rechtsprechung Jeden zulässt, die 
weit leichtere Aufgabe der einseitigen Partei Vertretung aber nur 
dem Juristen vorbehalten will? Hält man aber beide Funktionen 
für gleichwertig, so ist es doch wohl nicht zu rechtfertigen, für 
den Anwalt Requisite aufzustellen, die für den Richter nicht 
gelten sollen. Dadurch muss in ihm das Gefühl der Minder- 
wertigkeit erzeugt werden ; vielleicht lässt es auch hie und da 
ein gewisses Gefühl der Schwäche aufkommen, wenn der gelehrte 
Anwalt gelegentlich für gut findet, seine Überlegenheit hervor- 
zukehren » '^^). Berufliche Requisite für den Aftwalt, nicht aber 
für den Richter aufstellen , ist nicht nur logisch höchst in- 
konsequent, sondern kann auch praktisch mancherlei Nachteile 
im Gefolge haben. So wird sich z. B. der un gelehrte Richter 
im allgemeinen leichter durch oratorisch geschickte Plaidoyers 
beeinflussen und dazu verleiten lassen, schwachen aber gut vor- 
gebrachten Argumenten Beweiskraft zuzusprechen als derjenige, 
welchem seine praktische und wissenschaftliche Schulung bessere 
Übersicht über die Sache, raschere und klarere Erkenntnis der 
rechtHch entscheidenden Momente und damit objektivere Wür- 
digung des Vorgebrachten ermöglicht. So kann unter Umständen 
das gewiss demokratischen Prinzipien wenig entsprechende Re- 
sultat herauskommen, dass diejenige Partei Recht erhält, welche 
den gewandteren Advokaten zu bezahlen vermag, obgleich ihre 
Sache die schlechtere ist. Aber auch abgesehen von diesem 
Fall, wo zwischen Advokat und Richter mit grösstem Unrecht 
bezüglich der Fachkenntnisse ein rechtlicher Unterschied gemacht 
wird, kann man wohl allgemein sagen: Gerade da, wo eine 
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volkstümliche und doch dem heutigen Stande der Rechtsent- 
wicklung angemessene Rechtspflege besteht, ist heute ein fach- 
lich gut ausgebildeter Richter unentbehrlich. Wo das materielle 
Recht dem richterlichen Ermessen in manchen Fragen weiten 
Spielraum lässt '^% wo ferner kein Anwaltszwang besteht, das 
Verfahren wenigstens in seinen Hauptteilen mündlich und mit 
freier Beweis Würdigung verbunden ist '^% wo endlich relativ be- 
deutende Ausdehnung des Offizialbetriebes und teilweise Ein- 
schränkung der Verhandlungsmaxime sich findet, um die öko- 
nomisch hülflosere und juristisch weniger gewandte Partei vor 
schwererer Benachteiligung durch die entsprechende Überlegen- 
heit des Gegners zu schützen, — da ist gewiss ein fachlich den 
Parteien überlegener oder mindestens ebenbürtiger Richter doppelt 
notwendig, wenn diese Einrichtungen ihren Zweck erfüllen und 
nicht zum Schaden der Rechtspflege gereichen sollen. Es 
kommt hinzu, dass überhaupt mit der zunehmenden Ausdehnung 
des Rechtswesens wissenschaftliche Bildung immer unentbehrlicher 
wird, um dem Richter die nötige Übersicht und Geistesfreiheit 
für die Rechtsanwendung zu verschaffen, und dass dann gerade 
der lediglich durch Routine Geschulte leicht in Gefahr kommt, 
bloss formale, am Buchstaben klebende Jurisprudenz zu treiben '^'^). 
Zieht man alle diese Momente in Betracht, so erscheint gewiss 
die Aufstellung gesetzlicher Fachrequisite nicht nur gerecht- 
fertigt, sondern sogar in hohem Grade wünschbar. Es ist nun 
allerdings noch eine Frage zu berühren;, die zur Opposition hier- 
gegen führen kann: Die Vertretung des Laienelementes in den 
Gerichten. Im Vorhergehenden (§ 28) war darauf hinzuweisen, 
dass die ständigen Laienrichter ein altes und wichtiges Element 
in der Gerichtsorganisation der Kantone bilden, und dass ihre 
Mitwirkung bei der Rechtspflege viel dazu beigetragen hat, die- 
selbe vor Irrwegen und Verknöcherung zu behüten. Auch für 
die Gegenwart hat diese Einrichtung keineswegs ihren Wert 
verioren. Ein kompetenter Beurteiler sagt hierüber: «Die Demo- 
kratie legt offenbar auch Gewicht darauf, dass das Laienelement 
nicht aus den Gerichten ausgeschlossen werde. Mit vollem Recht! 
Kein Jurist wird in Abrede stellen, dass die Mitwirkung ein- 
sichtiger und verständiger Nichtjuristen in den Gerichten von 
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grossem Wert ist, oft sogar vor MissgrifFen bewahrt» '^^). Die 
Erfahrung dürfte also hinlänglich bewiesen haben, dass die Mit- 
wirkung ständiger Laienrichter, «nicht unwissender, aber un- 
gelehrter Männer aus dem Volke mit gesundem Urteil und reicher 
Erfahrung >, sehr geeignet ist, in der Rechtsprechung gelehrte 
Abstraktion und Einseitigkeit nicht obenauf kommen zu lassen 
und sie volkstümlich, d. h. den im Volk lebenden Rechtsan- 
schauungen und den Bedürfnissen des Lebens entsprechend zu 
gestalten '^^). Ein Kritiker, der mit Nachdruck für gewisse Funk- 
tionen rechtsgelehrte Richter fordert, spricht sich dahin aus, dass 
das tatsächlich bestehende System ständiger Schöffengerichte 
sich wenigstens für Strafsachen und gewisse Zivilsachen vor- 
trefflich bewährt habe, die «nicht sowohl streng juristische Würdi- 
gung als hauptsächlich ein arbitrium boni viri, ein gesundes auf 
ethischer Grundlage ruhendes Urteil des verständigen Mannes» 
verlangen (Ehe-, Vormundschafts- und Paternitätssachen ^). Und 
allgemeiner kann man sagen, dass solche Laienrichter für die 
Beurteilung der tatsächlichen Momente vielfach einen richtigeren, 
durch di^ Erfahrung in anderen Lebens- und Berufskreisen ge- 
schärften Blick haben als der gelehrte Richter ^i). Andererseits 
ist aber nicht zu leugnen, dass bei der gegenwärtigen Zusammen- 
setzung der Gerichte die Rechtsanwendung, wenigstens bei den 
Untergerichten, oft viel zu wünschen übrig lässt, dass in dieser 
Hinsicht der Mangel rechtsgelehrten Personals stark hervortritt 
und eine ausgedehnte Möglichkeit der Weiterziehung erstinstanz- 
licher Urteile unentbehrlich erscheinen lässt ^^). Hier zeigt sich 
ein nicht gering anzuschlagender Mangel der bestehenden Gerichts- 
organisationen ; derselbe wird allerdings oft durch die Anstellung 
rechtskundiger Gerichtsschreiber teilweise gehoben; aber dann 
erlangen diese Beamten leicht eine un verhältnismässige Bedeutung 
gegenüber dem Richterpersonal, die gleichfalls als unrichtige 
Erscheinung bezeichnet werden muss. So ergibt sich hier ein 
unleugbares Bedürfnis, die Gerichte wenigstens teilweise, d. h. 
namentlich in den leitenden Stellen, mit juristisch gebildeten Leuten 
zu besetzen, die das mehr technische Gebiet des Richteramtes, 
die Leitung des Verfahrens und die Anwendung der materiellen 
Rechtsnormen, vollständig beherrschen. Die moderne Kultur- 
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und Rechtsentwicklung zwingt dazu, bei der Bestellung der 
Gerichte wieder mehr den Unterschied zwischen richterlichen 
und urteilenden Funktionen zu berücksichtigen; zeigt sich ja 
schon aut dem Boden der letzteren das Bedürfnis, der weit vor- 
geschrittenen Komplizierung der Verhältnisse durch Aufstellung 
von fachmännischem Richterpersonal Rechnung zu tragen, da 
in manchen Fällen eine richtige Beurteilung der Tatsachen ohne 
spezielle Berufskenntnisse nicht mehr möglich ist ^3). 

In Übereinstimmung mit diesen Ausführungen gelangen 
denn auch die Autoren, welche das kantonale Gerichtswesen 
eingehenderer Kritik unterworfen haben, ausnahmslos dazu, bei 
den Gerichten erster Instanz zum mindestens für die Präsidenten 
das Requisit juristischer Berufsbildung aufzustellen ^). Das ge- 
schieht zunächst, weil den Präsidenten vor allem die Leitung und 
Instruktion der Prozesse obliegt, dann aber namentlich auch, 
weil und sofern sie als Einzelrichter zahlreiche sog. Bagatell- 
prozesse endgültig zu entscheiden haben ; wo sonst Einzelrichter 
mit ähnlichen Kompetenzen vorkommen, wäre also das Requisit 
in gleicher Weise aufzustellen ®^). Es braucht ja kaum gesagt 
zu werden, dass gerade in diesen dem Streitwert nach unbe- 
deutenden Sachen eine objektive, korrekte Rechtsanwendung 
von grösster Wichtigkeit für die Erhaltung uud Hebung des 
Rechtsbewusstseins im Volke ist s^). Ausserdem «steht», wie 
Stooss bemerkt, « die Einfachheit des Sachverhaltes nicht regel- 
mässig in direktem Verhältnis zum Streitwert. Die Pathologie 
des Rechtes findet sogar ihr bevorzugtes Herrschaftsgebiet in 
der Sphäre der sog. Bagatellsachen. Welchem Praktiker sind 
nicht Kompetenzfälle von geradezu verzweifelter Verzwicktheit 
vorgekommen, deren Tatbestand an Verworrenheit nichts zu 
wünschen übrig Hess! Den juristischen Kern aus solchen nebel- 
haften Geschichten herauszuschälen, erfordert nicht selten einen 
grösseren Aufwand juristischen Kennens und Könnens als manche 
cause celebre » ^'^). Den Präsidenten dürften ferner auch die Richteif 
gleichzustellen sein in vorwiegend oder ausschliesslich städtische^ 
Bezirken. Wir haben oben (§ 14), in Pennsylvanien die^^aef 
richtung gefunden, dass, wenn eine Grafschaft 40,000 Einww)lh^rfiä 
zählt;, sie einen eigenen Gerichtsdistrikt erster Instanz bildet)' d^ssesib 
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-Gericht dann aus lauter rechtsgelehrten (learned in the law) 
Berufsrichtem zusammengesetzt ist, während sonst für die Bei- 
sitzer (associate judges) weder dieses Erfordernis noch die Berufs- 
stellung besteht. Diese Bestimmung erscheint äusserst praktisch, 
weil damit auch den ausnahmsweisen Verhältnissen grösserer 
Städte angemessene Berücksichtigung widerfährt, wo nicht nur 
die Zahl, sondern auch die Art der Streitsachen eine mehr oder 
weniger eigenartige Gerichtsorganisation und namentlich stärkere 
oder ausschliessliche Verwendung rechtsgelehrten Personals not- 
wendig erscheinen lässt ^^). Je grössere Unterschiede zwischen 
städtischen und anderen Bezirken in dieser Hinsicht vorhanden 
sind, mit desto mehr Recht wird man im allgemeinen das Postulat 
der Rechtskunde für das städtische Richterpersonal aufstellen 
können; die Rechtsprechung in Strafsachen und den oben er- 
wähnten Zivilsachen könnte in diesem Falle, sofern man ein Be- 
dürfnis hiefür annimmt, besonderen Abteilungen vorbehalten 
werden, in denen das Laienelement in stark überwiegender Zahl 
zugelassen wäre; dasselbe wird übrigens auch sonst im fach- 
männischen Richterpersonal häufig an der Rechtsprechung teil- 
nehmen. Wenn durch die genannten Bestimmungen zwischen 
städtischen und ländlichen Bezirken in der Bestellung der Gerichte 
eine Ungleichheit geschaffen wird, so liegt dieselbe zweifellos 
im höchsten Interesse rascher und sachgemässer Rechtspflege, 
und es wäre gewiss sehr unklug, in diesem Punkte Ungleichheit 
um jeden Preis vermeiden zu wollen, während man in allen üb- 
rigen Fragen der Gerichtsorganisation durch die tatsächlichen 
Verhältnisse gezwungen ist, für die städtischen Bezirke oft sehr 
weitgehende Ausnahmsbestimmungen zu treffen. 

Natürlich ist folgerecht das Erfordernis der Rechtskunde 
auch aufzustellen für die Richter der Oberinstanz, die ja tat- 
sächlich vor allem die Rechtsanwendung nachzuprüfen und zu 
verbessern hat, und für welche überhaupt bei der Wichtig- 
keit ihrer Kompetenzen — man vergesse nicht die den Ober- 
gerichten überall zustehenden Justizverwaltungs- und -Aufsichts- 
feefagnisse ! -7 gründlichste Rechtskenntnis und reiche praktische 
SätfedhaMang selbstverständliches Erfordernis wird. Endlich erscheint 
diasaRequisit auch für die Gerichtsschreiber durchaus angezeigt, 
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deren Stellung, wie früher zu betonen war, meist eine sehr 
selbständige und wichtige ist ^^. 

Wie soll nun aber das gesetzliche Erfordernis der Rechts- 
kunde gestaltet sein? Wenn die Aufstellung beruflicher Requi- 
site bei den modernen Verhältnissen wenigstens für bestimmte 
Richterstellen notwendig erscheint, so wird der demokratische 
Gedanke hierin doch insoweit zu grosser, theoretisch und prak- 
tisch berechtigter Geltung gelangen können, als es sich um das 
Wie der geforderten Vorbildung handelt. Wenn man davon 
ausgeht, es sei der freie Zutritt zu den Staatsämtern nur soweit 
zu beschränken, wie es durch die besondere Natur der betref- 
fenden Funktionen unbedingt geboten erscheint, so ist es nicht 
am Platz, die Zulassung zu denselben von einem bis ins ein- 
zelnste geregelten Bildungsgang abhängig zu machen oder auch 
nur für die spezielle Fachbildung die Grenzen in dieser Beziehung 
eng zu stecken. Der Staat soll — soweit möglich — Jedem 
Freiheit lassen, sich seine Rechtskunde zu erwerben, wie er will 
und kann ; die Hauptsache ist. dass er sie in genügendem Masse 
besitzt; eine zweckmässige, dem Leben angepasste Einrichtung 
der Hochschulen wird von selbst dafür sorgen, dass die wissen- 
schaftlichen Elemente in der Fachbildung nicht zu kurz kommen. 
Dieses System dürfte ausserdem den praktischen Vorteil haben, 
dass es auch älteren Leuten, die in einer anderen Berufstätigkeit 
Neigung und Beruf für das Richteramt in sich erkannt haben, 
den Übergang zu demselben erleichtert und so' den Gerichten 
Elemente zuführt, die bei vielleicht etwas geringeren, aber hin- 
reichenden Fachkenntnissen grössere und vielseitigere Lebens- 
erfahrung und Menschenkenntnis mitbringend^). 

Es könnten in Betracht kommen entweder lediglich gesetz- 
liche Requisite praktischer Natur, wie sie z. B. Bern (aber in 
ungenügender Fassung!) und Aargau aufstellen, oder ausserdem 
solche theoretisch - wissenschaftlicher Natur: [Ausweis über be- 
stimmte Rechtsstudien und] Ablegung einer juristischen Staats- 
prüfung. Das letztere wäre selbstverständlich dem heutigen 
Stand des Rechts wesens bei weitem angemessener; zum minde- 
sten wäre für die nicht geprüften Juristen die geforderte Praxis 
angemessen zu verlängern. Zu irgendwelchen nähern Vorschlägen 
fehlt natürlich hier die Kompetenz. 
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Bezüglich der Berufsstellung der Richter können wir uns 
kurz fassen. Es wird nach dem früheren und namentlich nach 
den Ausführungen dieses Paragraphen wohl kein Zweifel darüber 
bestehen, dass das Postulat der Berufsstellung zum mindesten 
für die gleichen richterlichen Beamten aufzustellen ist, wie das- 
jenige der Rechtskunde: dass mit dem Amte eines leitenden 
Richters oder Einzelrichters erster Instanz, eines städtischen Be- 
zirksrichters, eines Gerichtsschreibers oder Oberrichters eine an- 
dere als berufsmässige Stellung regelmässig nicht mehr vereinbar 
erscheint ^^), und zwar nicht nur dem Umfang des Geschäftskreises 
dieser Stellen nach, sondern vor allem auch mit Rücksicht auf 
ihre Bedeutung für eine unparteiische und fachlich tüchtige Rechts- 
pflege. Aus den gleichen Gründen dürfte es zweckmässig sein, die 
genannten Stellen mit denen des grossen Rates unvereinbar zu 
erklären ; hierdurch würde auch die Gewaltentrennung noch sorg- 
fältiger ausgebildet und die Richter wären mehr als sonst der 
Beeinflussung durch die wechselnden Strömungen der Tages- 
politik entzogen. Diejenigen Kantone, wo diese Inkompatibilität 
bereits besteht, haben damit u. W. nur gute Erfalirungen ge- 
macht ^2)^ Es wäre übrigens dabei richtigerweise die Möglich- 
keit vorzubehalten, wenigstens die Oberrichter zu einzelnen, 
namentlich legislativen Geschäften mit beratender Stimme beizu- 
ziehen, wie dies z. B. Bern (Art. 55 d. Verf.) getan hat. 

Wenn sich aus den vorhergehenden Ausführungen das Be- 
dürfnis gewissef- Reformen in der Bestellung der Gerichte ergibt, 
so ist dabei freilich nicht ausser acht zu lassen, dass die be- 
treffenden Einrichtungen vielfach in engem Zusammenhang stehen 
mit anderen, nicht unmittelbar in den Kreis unserer Betrachtung 
fallenden Fragen der Gerichtsorganisation, und dass es infolge- 
dessen kaum möglich wäre, am einen Orte zu reformieren und 
am andern nicht. Es kommt in dieser Hinsicht vor allem in 
Betracht die grosse Zahl der Untergerichte und die ausserordent- 
liche Niedrigkeit der Besoldungen, namentlich bei unteren Stellen: 
zwei Punkte, die schon Cherbuliez mit Recht als reformbedürftig 
bezeichnete ^% und die auch in neuerer und neuester Zeit Gegen- 
stand zahlreicher, bisher allerdings meist erfolgloser Abände- 
rungsvorschläge waren 94). Ohne Verminderung des äusseren 
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und inneren Bestandes der Untergerichte, die ja keineswegs aus- 
schliesst, dass für geringfügigere Streitsachen Einzelrichter auf 
kleine Kreise verteilt seien, könnte wohl meistenorts von Berufs- 
stellen in der oben gefordeiten Zahl keine Rede sein, und ohne 
Festsetzung angemessener fixer Besoldungen für diese Stellen 
wären auch keine rechtskundigen Richter in genügender Zahl 
und Qualität zu finden. 

Wenn mit der fortschreitenden Kultur Recht und Rechts- 
bildung sich ändern, können auch die der Rechtsanwendung 
dienenden Einrichtungen nicht auf die Dauer unverändert bleiben. 
Der nämliche Prozess der Umbildung und Vereinheitlichung, wie 
er bei der Verwandlung der mittelalterlichen Lokalrechte in die 
Herrschaftsrechte und dann später wieder auf dem Boden der 
modernen kantonalen Staatsordnungen stattfand, vollzieht sich 
auch in Gegenwart und Zukunft in immer grösseren Kreisen. 
Gewiss wird man hiebei in der Schweiz mit vollem Recht das 
grösste Gewicht darauf legen, dass dem Recht und der Rechts- 
pflege die angestammte kostbare Volkstümlichkeit gew^ahrt bleibe; 
aber es sind hiefür jeweils, wie die vorhergehenden historischen 
und kritischen Ausführungen hinlänglich bewiesen haben dürften, 
den veränderten Verhältnissen gemäss zum Teil neue Mittel zu 
suchen, andere Wege zu betreten, wenn gleichzeitig Recht und 
Gericht der allgemeinen Kulturentwicklung entsprechend gestaltet 
werden sollen. Ferner wird man bei solchen Reformen in einer 
Zeit, wo in einzelnen Fragen des materiellen und Prozessrechtes 
bereits die nationalen Schranken fallen, auch auf dem Felde der 
Gerichtsorganisation weniger als je das Auge vor dem ver- 
schliessen dürfen, was andere Staaten für eine gute Rechtspflege 
Zweckmässiges geschaifen haben. Bei alledem ist aber nie zu 
vergessen, dass in der demokratischen Republik zuletzt alles 
vom Volke abhängt. 



c_. 
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Anhang I: 

Übersicht der Richterbesoldungen in den 
besprochenen Staaten. 





Frankreich. 




(S. Eislande S. 62 ff.) 




Premier pr^sident 


President de chambre 




(resp. President) 


(resp.Vice-president) 


Cour de Cassation 


30000 


25000 


Cours d'appel: 






Paris 


25000 


13750 


Übrige 


18000 


* lOOOO 


Tribunaux de i^^^ 






instance Paris: 


20000 


lOOOO 



Juges 

18000 Frs. 

IIOOO > 

7000 > 

8000 > 

übrige (3 Klassen) 5000—10000 4000 — 7000 3000 — 6000 » 

Juges de paix: Paris 8000 Frs.; übrige (8 Klassen) 1800 — 5000 » 
Pensionen s. bei Elslande S. 68 ff. 



Vereinigte Staaten. 

Gerichte der Union. (S. Bryce S. 229 ff.) 

Supreme court: Chief justice 10500 Dollars. 
Judges loooo » 

Circuit Courts: 6000 » 

District Courts: 5000 » 

Court of Claims: * 4500 » 

Supreme courts der Territorien 3000 » 
Pensionen : Jeder Bundesrichter, der das 70. Altersjahr er- 
reicht hat und mindestens zehn Jahre im Amte stand, hat bis 
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zu seinem Tod auf die Besoldung Anspruch, die er bei seinem 
Rücktritt bezog (Carlier S. 32). 

Gerichte der Einzelstaaten. 

(S. Bryce S. 506 fF., Carlier S. 40 f., Elslande S. 176 flF.) 

Höhere Gerichte: Minima 2000 Dollars (Oregon), 
und 2500 » (Vermont). 
Maxima 8500 > (Chief justice, Pennsylv.). 
und loooo > (New York). 
Durchschnitt: 4000 — 5000 Dollars (plus 500 Dollars für den 
Chief justice). 

Die Untergerichte haben oft sehr geringe fixe Besoldungen 
oder nur Taggelder, dazu Sportein. 



Schweiz. 

Bundesgericht. (S. O. G. Art. 197 fF.) 

Präsident: 13000 Franken. 

Richter: 12000 » 

Ersatzmänner: Taggeld 25 » 

Schreiber: 7000—9000 Franken. 
Sekretäre: 5000—7000 » 

Bemerkung : Anlässlich der Behandlung des Gesetzes betr. die Vermehrung der 
Zahl der Bundesrichter (Juni 1904) beschloss der Ständerat Erhöhung der Richter- 
besoldungen um 2000 Franken; die nationalrätliche Kommission beantragte ausserdem 
eine Erhöhung der Besoldungen der Kanzleibeamten auf 7000 — lOOOO Franken. Der 
Nationalrat jedoch beschloss, zur Zeit auf die Besoldimgsfrage nicht einzutreten, aber 
den Bundesrat zur Prüfung und Berichterstattung einzuladen; der Ständerat stimmte 
dem zu. 

Kantonale Gerichte (Beispiele). 

(Laut freundlichen Mitteilungen der betr. Staatskassen, -Kanz- 
leien etc. und Rechtskalender, nach der Höhe der Richter- 
besoldungen geordnet. — Abkürzungen : E. = Ersatzmänner, 
A. = Assesseurs, V. = Vizepräsident, S. = Sitzungsgeld, Sp. = Spor- 
tein, T,= Taggeld; für die Gerichte die oben [S. 120] gebrauchten.) 
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Besoldungen im Jahre 1902. 
Obergerichte. 



Substittt d. Schreibers 





Präsident 


Richter 


Schreiber 


KamiDerschreiber ete. 


Zürich : 


750oE.:T. 8 


7000 


5000 — 7000 


4000 — 6000 


Bern: 


6500 


6000 


4500 


3200 u. 3500 


Genf: 


5500 A.:3ooo 


5000 


4500 




1904, 


7000 — 


7000 






Waadt : 


5000 E.: T. 10 


5000 


4500 — 5500 


3500—4500 




4 Sp. 




+ Sp. 




Neuchätel : 


5000 


5000 


3250 


2500 


Luzem : 


4800 E.: T. 10 


4000 


3500—3800 


3000 — 3400 


-| Zulage f. Mitgl. 










von Kommissionen 




300 — 400 






Aargau : 


4000 V.: 3800 


3600 


3000 




4- Referentensalär 




250—350 






Freiburg : 


3700 


3500 


1200 

4-Sp. 




St. Gallen : 


6000 E.: T. 12 


3000 


5000 


3000 


dazu Rekurskommiss .2500 


500 






Kom. f. Betreibgswes. 2500 


500 






Tessin : 


4000 


3000 


2500 




Thurgau : 










Erste drei Mitglieder 


3400 


2900 


3400 

(Richter) 




Übrige vier Mitglieder 




700 






Solothurn : 


2815 


2705 


2705 


2145 


Wallis: 


2800 


2200 


1800 




SchaiFhausen : 


2500 

V.: 1000 


1500 


2800 




Baselstadt: 


5°°° E.: 10 


400 


4000 — 5000 




Baselland : 


3600 V.: 400 
-f-S.8 


300 

-fS.8 


3200 


2600 


Schwyz : 


300 T 


\ 1 2 resp. 


8 2800 




+ 


T. 1 2 resp. 8 








Graubünden : 


1000 + S. 


S. 11.80 


1700—2:200 + 8. 


Appenzell A.-Rh.: 




T. 10 


3200 




Zug: 


T. 10 


T.8 


2600 


2 200 


Glarus : 


T. 10 


T. 7. 50 


p 
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Präsident: 


Richter: 


Schreiber : 


Appenzell I.-Rh. 


: T. 10 


T.5 


T.5 


Xidwalden : 


T.7 


T.4 


1600 + T. 4 


Obwalden : 


loo + T. + S. 


T.2 4 S. I 


T. 2 + S. I - 




-f Sp. 


(p. Stunde) 




Uri: 


60 + S. 


S.2 


? 4- S. -\- S] 



Sp. 



Andere Gerichte für den ganzen Kanton. 



Präsident 


Richter 


Schreiber 


Luzern : (Kr. G.) 3500 


2000 


2800 — 3200 


Schaff hausen : (Kr. G.) 2400 


1200 


2400 


Aarg-au : 






Kr. G. (Oberrichter) 300 4- T. 8 


200 + T. 8 




Kass. G. > 


T. 8 




Zürich : (Kass. G.) 2000 + T. 


T. 20 




Schwyz : (Kr. G.) 100 + T. 


T. 12 resp. 


8 


Appenzell A.-Rh.: (Kr. G.) 


T. 10 


0. G. Sehr. 


Baselland: (Kr. G.) 1500 


T. 6-8- 




• Erstinstanzgerichte. 




Präsident Richter 


Schreiber 


Substitut des 
Schreibers etc. 



Genf : 

Zürich *) : 
(Zürich) 
(Winterthur) 
(Übrige) 

Neuchätel : 

(je 2 Bezirke) 



5500 A.: 2400 5000 4500 

igo4 ; 6000 2400 6000 

6000 Y.: 5500 5000 j 

SSOoY.:5000 2000 f ^ 

^^ ) 4500—6000 2000—4000 

3200 — 4000 600 — 1200I 

V.: Zulagen ) 



3000, 4000, 5000 3000—5000 



*) Zürich, Bezirksgerichte: Der Vizepräsident im Bezirk Winterthur er- 
hält als solcher eine Zulage von 500 Fr., femer eine solche von 2000 Fr., sofern 
er Einzelrichter im ordentlichen und beschleunigten Verfahren, eine weitere von 500 Fr., 
sofern er Untersuchungsrichter in Ehrverletzungssachen ist. — Die Zulagen der übrigen 
Vizepräsidenten ausser denen von Zürich werden jährlich vom Obergericht nach Mass- 
gabe ihrer Inanspruchnahme festgesetzt. — Die Ersatzmänner der B. G. erhalten ein 
T. von 8 Fr. 



} 
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Präsident 


Richter 


Schreiber 


Substitut des 
Schreibers etc. 


Wallis: 




700 — 2500 


300—1200 




Tessin : 


I200 — 3200 


700 — 2000 


800 


' 


Schaffhausen : 


500 — 2400 


250 — 1200 


500 — 2400 




Freiburg : 


1600 — 2500 


350-800 


450—900 

+ Sp. 


1 


Aargau : 


2400—3200 
V.: 600—900 


500 


2200—3000 


1400 — 2000 


Baselstadt: 










(Ziviig.) 
(Strafg.) 


7000 j g. 
7000) 


( 300 


6000 — 7000 
4000—5000 


3500—5000 
3000—4000 



In den übrigen Kantonen beziehen die Mitglieder Taggelder 
und Sportein, die Präsidenten hie und da ein Fixum. Beispiele:^ 



Bern: (Bern) 
(7 Bezirke) 
(8 Bezirke) 
(14 Bezirke) 

St. Gallen : 

Zug: 

Baselland : 

(i Bezirk) 
(4 Bezirke) 
Glarus: (Zivil- 
u. Strafg. je) 
Appenzell A.-Rh. 
Solothurn : 
Schwyz : 

Appenzell I.-Rh. 

Graubünden : 
(Bez. G.) 
(Kreis G.) 

Nidwaiden : 



Präsident 

5000 

4000 — 4400 I 

3200 — 3600 I 

2400 — 2800 

T. 10 + Sp. 
1200 -f- S. 

V.: 100 -fS. 

3500 
I 000 — I 400 

looo+T. 10 

3035 
200 — 500 

+ Sp. + T. 

T. 10 + Sp. 

S. 5. 50 

S.5 

T.7 



Richter 

T. 14 

T. lo 

S. 8 



Schreiber 

5000 

( 4000 — 4400 

'3200 — 3600 (13 Bezirke) 
2800 (9 Bezirke) 
T. 10 + Sp. 
2600 (O. G.Schr.) 



T. . o i 3 Bez. 2000 — 2700 .... .-.* 
T. 6-8 { %^ ' Ärleskem bM 

( 2 Bez. 1400U. 1700 

T.7. 50 ? 

T. 6. 50 2800 

T. 6 2145 

T. 5 260 — 1200 +- Sp. 

T. 5 T. 5 + Sp. 

S. 4. 50 S. 4. 50 

S. 4 S. 4 

T. 4 i6oo + T.4(O.G.Schr.) 
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Präsident: 


Richter 


Schreiber 


Obwalden : 


200 + T. 


T.2+S.1 


T. 2 + S. I + Sp. 




+ Sp. + S. 


(p. Stunde) 




Uri (Uri): 


250 + S. 


S. 2 




(Urseren) 


50 -+- S. 


• S.2 


s. b. 0. G. 



Die Friedensrichter und eventuelle Beisitzer sind meist auf 
Sportein angewiesen, fixe Besoldung haben sie z. B. in Genf: 
5000 und 4500; Zürich (Stadt): 1000 — 4000; Freiburg: 190 — 
750 + Sp., A. : HO — 495 + Sp., Schreiber: 360 — 600+ Sp.; Aar- 
gau: 350 — 600, Stellvertreter 50 — 60; Tessin: 86, A.: 56; T. 4 
in Graubünden; T. 3 + Sp. in Schwyz; S. 1.50 in Wallis. 

Bemerkung: Zu den angeführten Entschädigungen kommen 
überall entsprechende Reiseentschädigungen (Marsch- und Nacht- 
gelder), ferner besondere Taggelder resp. Erhöhung der üblichen 
Taggelder bei Augenscheinen, Verrichtungen ausserhalb des 
Amtssitzes usw.; wo Taggelder bestehen, werden solche meist 
auch für Aktenstudium, schriftl. Arbeiten ausser der Sitzungs- 
zeit etc. bezahlt. 
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Anhang II: 
Die Proportional^wahl der Gerichte. 



über die in neuerer Zeit aufgetauchte und mehrfach schon 
praktisch gewordene Frage der proportionalen und Minderheits- 
Vertretung in den Gerichten ist vor allem das im Literatur- 
verzeichnis angeführte Buch von E. Klöti (Teil II Kap. I § 5 * Die 
Proportionalwahl der Gerichte > S. 230 — 237) zu vergleichen. 
Klöti führt zunächst treffend aus, dass der Vertretung der ver- 
schiedenen Meinungsgruppen für die Gerichte wie für die Re- 
gierung bei weitem nicht die gleiche prinzipielle Bedeutung zu- 
komme wie für die Volksvertretung, da diese Behörden in erster 
Linie rechtanwende, nicht rechtsetzende, und somit — nament- 
lich die Gerichte — an den im Gesetz niedergelegten Volks- 
willen gebunden sind. Klöti will daher die Frage einzig von 
ihrer praktischen Seite aufgefasst wissen und fragt, ob die pro- 
portionale Zusammensetzung zu einer möglichst guten Rechts- 
pflege beizutragen vermöge. Er verneint die Frage für erst- 
instanzliche Gerichte in grösseren Verkehrszentren und für Ober- 
gerichte. Wenn die proportionale Vertretung hier einseitige 
Zusammensetzung verhindere, so sei sie andererseits nachteilig, 
weil es sich um Berufsstellen handle, die unumgänglich juristische 
Bildung erfordern. Die Parteien seien geneigt, die von ihnen 
beanspruchten Plätze auch dann zu besetzen, wenn sie keine 
geeigneten Kandidaten hätten, so dass tüchtige juristische Kräfte, 
die nicht grossen Parteien angehören, gegenüber weniger ge- 
eigneten Leuten Jahre lang oder vielleicht für immer zurück- 
stehen müssten. Wenn ferner bei Gerichten der erwähnten Art 
das Richteramt richtigerweise sich zum Lebensberuf gestalten 
müsse, so sei die Proportionalwahl auch dieser Auffassung nicht 
günstig. Sie bringe es stets mit sich, dass Mitglieder abster- 
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bender Parteien beseitigt werden, was nicht nur pflichtgetreuen 
Beamten gegenüber sehr ungerecht sei, sondern auch die beruf- 
liche Tüchtigkeit des Personals im Vergleich mit dem jetzigen 
Zustand sehr herabmindern würde. Da aber ein proportional 
gewähltes Gericht einem einseitig besetzten immer vorzuziehen 
sei, empfiehlt Klöti hier ein System der Minoritätenvertretung 
als ein Verfahren, das die Majorität stimuliere, der Minorität 
entgegenzukommen, ohne dass es nötig werde, die Kandidaten 
streng nach Parteien zu scheiden und ihre persönliche Befäliigung 
hintanzusetzen. — Bei ländlichen Gerichten erster Instanz da- 
gegen, wo das Richteramt Nebenberuf und Ehrenamt ist, sei 
gegen die wirkliche Proportionalwahl nichts einzuwenden. Wenn 
hier bei Veränderungen in den Parteiverhältnissen Richter be- 
seitigt würden, habe das nichts zu sagen : Bürger mit gesundem 
Menschenverstand und richtiger Auffassung vom Richteramt seien 
überall zu finden. — Die bisherigen Erfahrungen sind nach Klöti 
noch zu gering, um ein auf der Praxis fussendes Urteil zu er- 
möglichen; im Tessin, wo bekanntlich seit Jahrzehnten zwei 
grosse Parteien abwechselnd die Rolle einer schwachen Majo- 
rität und starken Minorität spielen, sei man mit dem limitierten 
Votum vollauf zufrieden. 

Wir möchten den Ausführungen Klötis, soweit sie sich 
gegen die Proportionalwahl der Gerichte aussprechen, durchaus 
beistimmen, aber weiter gehen und dieses Wahlsystem für die 
richterliche Gewalt im allgemeinen schlechthin ablehnen. Ganz 
abgesehen davon, ob eine Verschiedenheit der Wahlart zwischen 
Berufs- und anderen Gerichten, wie sie K. vorschlägt, Aussicht 
auf praktische Verwirklichung hätte, scheint uns die Idee einer 
gesetzlichen Berücksichtigung der verschiedenen Parteien und 
Meinungsgruppen bei der Bestellung der richterlichen Gewalt in 
starkem prinzipiellem Widerspruche mit der Aufgabe derselben 
zu stehen. Wenn irgend eine Funktion der Staatsgewalt, so muss 
die Rechtsprechung über diese Gegensätze erhaben, von ihnen 
unabhängig sein; sofern dieselben aber schon bei der Bestellung 
der Gerichte in dieser Form zum Ausdruck kommen, liegt doch 
die Möglichkeit nahe, dass dies auch in der Tätigkeit der Ge- 
richte der Fall sei. Dem gegenüber kann der Einwand kaum 
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als zutreffend erachtet werden, dass tatsächlich in der Recht- 
sprechung die Parteigegensätze eben doch, und zwar wegen des 
Majoritätssystems in ungerechter Form wirksam seien, und dass 
deshalb eine möglichst gerechte Verteilung der Macht auch in 
den Gerichten notwendig sei. Von einem politisch nicht mehr 
unreifen Volk darf man erwarten, dass die Majorität die Richter- 
stellen nicht als Parteimandate behandle, sondern in erster Linie 
die Erfordernisse des Amtes berücksichtige, und dass dann auch 
die Richter nicht als Parteileute, sondern als unparteiische Bürger 
Recht sprechen. Dem entspricht auch im allgemeinen die Wahl- 
praxis in der Schweiz, wie Klöti hinsichtlich der erwähnten Be- 
rufsgerichte selbst betont, es bestehe bei einseitiger Zusammen- 
setzung derselben bei uns nicht die Gefahr, dass die Richter 
wider besseres Wissen das Gesetz verkehrt anwenden, sondern 
vielmehr, dass sie die Lebensverhältnisse anderer Gesellschafts- 
schichten zu wenig kennen, an die vorliegenden Tatsachen einen 
falschen Masstab anlegen und so in guten Treuen ungerecht 
urteilen. Wenn nun aber der Grundsatz akzeptiert wird, dass 
jede Partei im Verhältnis ihrer Stärke Anteil an der Bestellung 
der Gerichte haben solle, so werden damit von vornherein die- 
jenigen Momente, welche bei Richterwahlen ausschlaggebend 
sein sollen, in den Hintergrund gedrängt; die Wahlpraxis wird 
in erster Linie durch parteipolitische Rücksichten beherrscht, und 
es darf kaum angenommen werden, dass die Rechtspflege selbst 
hievon unbeeinflusst bleiben würde. — Unrichtig dürfte die An- 
sicht Klötis sein, dass ein grösserer Personenwechsel bei den Land- 
gerichten ohne Nachteile wäre. Er übersieht, dass gerade der 
herrschenden Wahlpraxis das schweizerische Laienrichtersystem 
zum grossen Teil seine praktische Bewährung, verdankt, da sie 
ein Richterpersonal schafft, das durch seine in langer Amtstätig- 
keit erworbene Erfahrung und Gesetzeskenntnis den Mangel 
juristischer Bildung einigermassen ersetzt und sich dadurch vor- 
teilhaft vor nicht ständigen Laienrichtern (Geschwornen, Schöf- 
fen etc.) auszeichnet. Was die von ihm für Berufsgerichte vor- 
geschlagene blosse Minoritätsvertretung (kumuliertes, limitiertes 
Votum) betrifft, so ist sie, wenn einmal die gesetzliche Berück- 
sichtigung der Parteien prinzipiell akzeptiert wurde, im Grunde 
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doch nur eine halbe, wenig vollkommene Massregel, namentlich, 
wo nicht bloss zwei grosse Parteien einander gegenüberstehen; 
freilich können, wie die Erfahrung lehrt (Tessin!), Ausnahme- 
fälle vorkommen, wo eine solche Einrichtung am Platze und von 
gutem praktischem Erfolg ist. Mögen es in der Schweiz Aus- 
nahmen bleiben! 

Neuestens sprach sich auch Pictet (Seite 37) aus ähnlichen 
Gründen gegen die Proportionalwahl der Gerichte aus. 



Anmerkungen. 
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Allgemeiner Teil. 



§ I. 1) Die Volkssouveränität kommt für uns (wie auch nachher die 
Gewaltentrennung) nur in den Formen in Betracht, die sie im positiven 
Recht erhalten hat. Es ist daher auf die verschiedenen Theorien über 
die viel umstrittene Frage ihres Wesens und Inhalts hier nicht einzutreten 
(s. darüber neuestens die Übersicht bei Ryffel S. 206 flf.). Doch möge 
uns die Bemerkung gestattet sein, dass u. E. in der Frage vielfach eine 
Vermischung von staatsrechtlichem Begriff und politischem Grundsatz 
stattgefunden und Verwirrung angerichtet hat. Wer die V.-S. als Rechts- 
begriif behandelt, wird, von dem allgemeinen Begrifif der Souveränität 
ausgehend, für die S. des Volkes einzelne rechtliche Institutionen (folge- 
richtigsterweise : '^erfassungsreferendum und -Initiative, Ryflfel a. a. O.) als 
wesentliche Begriffsmerkmale aufstellen, andere, die ebenfalls Konsequenzen 
der V.-S. sind, als « für den Begriff der V.-S. unwesentlich > bezeichnen. 
Wer dieselbe als politisches Prinzip betrachtet, wird gewisse Einrichtungen 
(Wahl bestimmter repräsentativer Organe durch das Volk, unbeschränktes 
Revisionsrecht) als Minimum der rechtlichen Verwirklichimg des Grund- 
satzes festsetzen und im übrigen von mehr oder weniger weitgehender 
Durchführung, mehr oder weniger ausgebildeten Formen desselben sprechen. 
Welche Auffassung der Geschichte, den tatsächlichen Verhältnissen besser 
entspricht, dürfte kaum zweifelhaft sein. Bei der zweiten kommt man 
wenigstens nicht in die Lage, z. B. die nordamerikanische Union und 
die meisten ihrer Gliedstaaten als < Staaten ohne wirkliche V.-S. > (Ryffel 
S. 271) betrachten zu müssen, weil die staatsrechtliche Form des Prinzips 
daselbst teilweise — man denke aber z. B. an die Beamten Verantwort- 
lichkeit! — eine wenig entwickelte ist (vgl. Rüttimann S. 78, 113). Die 
Natur der V.-S. als « eines lebendigen Grundsatzes, dem beständig neue 
Konsequenzen entfliessen», betont stark Dubs, Demokratie S. 4. 

^) Vgl. hierüber G. Jellinek, Die Erklärung der Menschen- und 
Bürgerrechte (1895), wo zuerst nachgewiesen wurde, dass die französische 
Erklärung der Rechte eine Nachbildung der nordamerikanischen bills of 
rights ist (S. 11). 

Von den uns beschäftigenden Staaten waren schon vor den Revo- 
lutionen des 18. Jahrhunderts demokratische, von der V.-S. beherrschte 
vor allem die schweizerischen Landsgemeindekantone, wo die Lands- 
gemeinde, die Versammlung aller in Ehr und Wehr stehenden Landleute, 
von alters her als «der höchste Gwalt> galt und sich im Zeitalter des 
Absolutismus gern als « Landtsfürsten » und « absolute gefreyten Herren » 
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bezeichnete (vgl. Ryffel S. 34, 142). Auf der gleichen Grundlage ruhte 
die Verfassung der sog. Referendumsdemokratien Zug, Graubünden, Wallis 
(R)^el S. 126). In den schweizerischen Städterepubliken waren die Räte 
das souveräne Organ, aber der einst vielfach herrschende Grundsatz, dass 
die Gewalt von der Bürgerschaft ausgehe, kam hie und da noch in der 
Art der Bestellung des Rats zum Ausdruck, so dass man von Aristo- 
demokratien sprechen konnte. In Zürich gelangte die V.-S. durch eine 
Verfassungsänderung im Jahr 17 13 sogar soweit zur Anerkennung, dass 
die Bürgerschaft wiederum das Recht erhielt, in den Zünften über Ver- 
fassungsgesetze, Krieg und Frieden, Bündnisse zu entscheiden (vgl. 
Bluntschli II S. 16, Ryffel S. 139 ff). Demokratien waren endlich auch 
die puritanischen Neu-EnglandstaateUj anfänglich mit rein demokratischen, 
später mit repräsentativen Einrichtungen (vgl. RüttimannS. 8, R}^el S. 138). 

8) Vgl. Jellinek a.a.O. S. I4f; neuere Fassungen s. bei Rüttimann 
S. 79. 

*) Vgl. Jellinek a. a. O. 

5) Ein klassisches Beispiel juristisch fiktiver Volkssouveränität bietet 
bekanntlich die Verfassung Belgiens (von 1831), welche das Prinzip in 
Art. 25 proklamiert, aber einen erblichen Monarchen, und zwar als selb- 
ständiges Element des pouvoir constituant aufstellt. Die höchst latente 
V.-S. findet nur darin einen schwachen Ausdruck, dass der Monarch 
keinerlei Regierungsrechte ausüben kann, bevor er den Eid auf die Ver- 
fassung geleistet hat (Art. 79 f., vgl. auch Borgeaud S. 130 ff). 

*) Vollständig auf repräsentativem Boden sind stehen .geblieben 
Frankreich und die nordamerikanische Union (d. h. der Gesamtstaat). 
Die Einzelstaaten der letzteren haben mit Ausnahme von Delaware alle 
ein obligatorisches Verfassungsplebiszit (« Referendum > unzutreffend, vgl. 
Borgfeaud S. 229), einige davon auch ein spezielles, auf bestimmte in 
der Verfassung bezeichnete Gegenstände bezügliches und immer obliga- 
torisches Gesetzesplebiszit. Ein Initiativrecht des Volkes besteht nur in 
sieben Staaten materiell beschränkt in der Form, dass alle 7 — 20 Jahre 
das Volk angefragt werden muss, ob und eventuell wie die Verfassung 
revidiert werden solle (vgl. Borgeaud S. 2i8fi., Bryce S. 434 Anm. i, 
Holst. Staatsr. S. 157 ff.). In der Behördenbestellung ist die Volkssouve- 
ränität viel weiter durchgeführt: es besteht allgemein Volkswahl des 
Gouverneurs und meist auch der untergeordneten Beamten der Exe- 
kutive, femer in der grossen Mehrheit der Staaten Volkswahl der Ge- 
richte (vgl. Bryce S. 494ff-> §§ 13 u. 14 unten). — Die reiche Ausbildung 
der politischen Volksrechte in der Schweiz (wenigstens in den Kantonen) 
ist bekannt; vgl. darüber SchoIIenberger S. 39ff. 

'^) Man könnte hier allenfalls noch auf die ebenfalls mit der Volks- 
souveränität zusammenhängenden Eigentümlichkeiten des demokratischen 
Beamtenwesens (bezüglich beruflicher Vorbildung, Berufsstellung etc.) auf- 
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merksäm machen ; wir glauben aber, um nicht zu weitschweifig zu werden, 
uns mit dem Hinweis auf die im Litteraturverzeichnis zitierte diesbezüg- 
liche Abhandlung von Mohl, femer auf Schollenberger, Politik S. 254 ff. 
begnügen zu dürfen. 

§ 2. 8) Vgl. Rüttimann S. 8iff. 
») Vgl. Jellinek a. aO. S. 21. 

Vor diesem Zeitpunkt war eine begriffsmässige Trennung der Ge- 
walten in den in Betracht kommenden Staaten nirgends zu finden. Rütti- 
mann sagt hierüber bezüglich der nordamerikanischen Kolonien: «In 
jeder Ortschaft gab es Vorsteher, welche gerichtliche, polizeiliche imd 
administrative Befugnisse ausübten ; auch der Rat des Gouverneurs hatte 
hin imd wieder Anteil an der Rechtspflege, und der gesetzgebende Körper 
war zugleich Obergericht. > (S. 7). In der Schweiz bestanden zwar 
vielfach besondere Gerichte, wenigstens für Zivilsachen, aber ohne prinzi- 
pielle Trennung der Gewalten. So hatten die demokratischen Länder- 
kantone als Mitglieder der Gerichte (von Gesetzeswegen) Ratsherren, 
und den Vorsitz führte der Landammann oder der Landweibel. Die Straf- 
gerichtsbarkeit lag überhaupt in den Händen des Rates (vgl. Blumer II 
S. 196). Ebenso existierten in den Städten und deren Untertanenländem 
zwar besondere Untergerichte, allein in den städtischen waren auch da 
meist eine Anzahl von grossen und kleinen Räten von Gesetzes wegen 
Mitglieder, und die Appellation (resp. «der Zug >, s. unten § 21 Anm. 7) 
ging immer an den kleinen oder den grossen Rat (vgl. z. B. für Zürich 
Bluntschli I S. 404, für Luzern Pfyffer, Die Staatsverfassungen des Kan- 
tons L. 1869, S. 4). 

1^) Das galt allerdings längere Zeit nur in materieller, nicht in per- 
sönlicher Beziehung; die Inkompatibilität wegen Amtes war vorerst wenig 
entwickelt, s. unten § 10. 

^1) Die Verfassung der früheren Südafrikanischen Republik (von 
1858) erklärte: «Alle Landesbeamten sind dem Präsidenten unterstellt, 
jedoch sollen diejenigen, welche mit der Ausübung der richterlichen Ge- 
walt betraut sind, bei Ausübung derselben vollständig und in allem frei 
und unabhängig sein» (Art. 62); sie übertrug aber die Rechtspflege und 
die Verwaltung wesentlich, allerdings nicht vollständig, den gleichen Be- 
hörden (vgl. Art. 127 mit Art. 172; die Verfassung ist abgedruckt bei 
Hilty X S. 771 ff.) Das war natürlich eine höchst unvollkommene Form 
der Gewaltentrennung. 

12) Vgl. Schollenberger S. 142. 

§ 3- ^^) Vgl- J- C. Bluntschli, AUg. Staatsrecht (1852) S. 470 ff*., 
Dubs S. 880"., G. Jellinek, das Recht des modernen Staates (1900) S. 558 ff"., 
Ihering S. 387 ff. «Aufgabe und Organisation der Rechtspflege». 

1*) Vgl. R. Sohm, Institutionen des römischen Rechts (1894) S. 14. 
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1^) In der Strafrechtspflege tritt allerdings der Gesichtspunkt der 
Wiederherstellung der verletzten Rechts$phäre vor dem der Strafe zurück, 
die die Rechtsordnung im Interesse ihrer Selbsterhaltung festsetzt. 

lö) Vgl. über diese wichtige Funktion des Richteramtes O. Bülow 
Gesetz und Richteramt (1885), femer Ihering a. a. O. S. 395, Jellinek 
a. a. O. S. 567!. 

1*^) Jellinek a. a. O. S. 559: «Die Rechtsprechung stellt für den ein- 
zelnen Fall ungewisses oder bestrittenes Recht oder rechtliche Zustände 
oder Interessen fest. > 

1®) Beispiele s. bei Jellinek S. 562. 

Wenn Esmein (S. 308) betont, dass die Intervention der richter- 
lichen Gewalt keineswegs notwendig und immer einen Streitfall voraus- 
setze, so trifft das für das positive Recht durchaus zu. Aber wo es 
sich um die eigenartige Organisation derselben handelt, muss von ihrer 
typischen Funktion ausgegangen werden, und das ist eben die Ent- 
scheidung des Rechtsstreites, mag es sich wirklich materiell 
um einen Streitfall oder mehr nur um eine zur Erhöhung des Rechts- 
schutzes in die Formen des Streites gekleidete Rechtsfeststellung handeln. 
So sagt auch Ihering a. a. O. S. 395: «Der Angelpunkt, um den sich 
die ganze Rechtspflege dreht, ist der Rechtsstreit. > Eine Verkennung 
dieser Tatsache hat die in manchen Staaten herrschende Tendenz zur 
Folge, dem Richteramt, nicht zum Vorteil seiner eigentlichen Aufgabe, 
alle möglichen Nebengeschäfte aufzubürden. Vgl. E. Kruse, Advokatur 
und Richteramt (1897), namentlich S. 15, 33, 45, 57. 

1^) Beispiele s. unten §§ 4 i. A. und 29, Anm. 38. Esmein behan- 
delt die Frage S, 3050*. 

20) Vgl. Ihering S. 397 0". Wir besprechen hier natürlich nur die 
für die legislatorische Gestaltung des Richteramtes wichtigsten Erfordernisse. 

21) Im ersten Fall spricht man von Kodifikation im Gegensatz zur 
blossen Konsolidation (d. h. Vereinigung der über einen Gegenstand ge- 
troffenen Bestimmungen ohne Verarbeitung derselben ; vgl. Schollenberger 
S. 231). 

22) Über die Wichtigkeit guter Prozessleitung s. z. B. Rechenschafts- 
bericht des zürcherischen Obergerichts v. 1858 S. 32, Stooss S. 8. 

23) Dubs S. 91. 

24) Vgl. z. B. V. Moses I, 16 f. 

25) Dies von alters her der Ausdruck der richterlichen Eidesformeln, 
so z. B. im Schweiz. Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege Art. 56. 
— Die Bundesrichter der Vereinigten Staaten schwören bei ihrem Amts- 
antritt, « die Rechtspflege ohne Ansehen der Person zu verwalten, Arm 
und Reich gleiches Recht zu halten und alle Pflichten ihres Amtes nach 
bestem Wissen und Können gewissenhaft und unparteiisch gemäss der 
Verfassung und den Gesetzen der V. St. zu erfüllen » (Carlier S. 4 1 ff*.). 
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Der Richter soll mit justitia ausgerüstet sein, die in 1. lo pr. D. de J. et 
J. I, I definiert wird als « constans ac perpetua voluntas suum cuique 
tribuendi. > 

26) Bluntschli S. 474 f. 
) Vgl.Picot 1880 S. 609. Ähnliche Ausführungen bei Ihering a. a. O. 
S. 401. 

28) J. D. Meyer S. 340. 
39) Vgl. Elsiande S. 44 f. 
30) Vgl. Rüttimann S. 333 Anm. i, 

^^) So auch Art. 6 des Gesetzes vom 4. August 1876 betr. die 
Lords- Appellrichter : « Sie sind unabsetzbar ausser wegen Pflichtvergessen- 
heit unxi behalten ihr Amt auch im Falle eines Regierungswechsels ; aber 
sie können auf Verlangen der beiden Häuser des Parlaments abgesetzt 
werden.» Die 1847 errichteten Grafschaftsgerichte sind der Inamo- 
vibilität nicht teilhaftig; ihre Mitglieder können durch den Lordkanzler 
versetzt oder abberufen werden. Im ganzen neunzehnten Jahrhundert 
ist aber nie ein englischer Richter aus seinem Amt entfernt worden 
(vgl. Elsiande S. 93 ff".). 

32) Desjardins (S. 132) gibt eine Zusammenstellung von Staaten, 
welche die Inamovibilität eingeführt haben, mit Angabe des betreffenden 
Jahres. 

^) Er stammt aus der Feder dreier, in hervorragendem Masse am 
Entwurf imd an der Ausarbeitung der Verfassung beteiligter Staatsmänner, 
s. darüber Mohl, z. Gesch. u. Litt. d. St.-w. I S. 550. 

^) Le federaliste, franz. Übersetzung Paris 1792. Die sehr beach- 
tenswerte Stelle ist in extenso abgedruckt bei Esmein S. 321 f. Aus der 
natürlichen Schwäche der richterlichen Gewalt und der Notwendigkeit, 
sie scharf von den anderen zu trennen und unabhängig zu machen, 
leitet dann der < Föderalist » das Postulat der Unabsetzbarkeit als eines 
unentbehrlichen Elementes in ihrer Organisation ab, das zu betrachten 
sei «comme la citadelle de la justice publique et de la securite publique». 
Vortreffliche Ausführungen über die Inamovibilität s. auch bei J. D. Meyer 
S. 346 ff. 



Spezieller Teil: 
I. Kapitel: Frankreich. 

^) Litteratur: Vgl. für die in Betracht kommenden Verfassungen 
und Gesetze Duguit et Monnier, Helie; für die. geschichtliche Entwick- 
lung die vortreffliche Schilderung bei Picot 1880, S. 595 ff. und Esmein 
S. 322 ff. (Volkswahl), 326 ff. (Inamovibilite) ; für den heutigen Stand der 
Frage: Elsiande S. 22 ff., Lebon S. 79 f., 119 ff. 
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Bemerkung : Wir lassen in unserer Darstellung die Gerichtsschreibeir 
(greffiers) unberücksichtigt, weil diese Beamten dem niinistere publique 
angegliedert sind und infolgedessen ihre Stellung von der der Richter 
wesentlich verschieden ist (sie können z. B. durch den Chef der Exeku- 
tive jederzeit abberufen werden). 

§ 4. 2) S. oben § 3. 

3) Vgl. Picot S. 595. 

*) Die Distriktsgerichte waren gegenseitig Appellationsinstanz. 

^) Desjardins S. 153. 

§ 5. 6) S. oben § 3. 

■^ In dem sog. « Acte additionnel aux constitutions de Tempire > 
vom 22. April 181 5. 

ö) Esmein S. 328. 

^) Der letzte Satz wurde erst durch den Senat beigefügt, der übrigens 
das ganze Gesetz mit nur drei Stimmen Mehrheit bei 21 Enthaltungen 
annahm, wobei eine Anzahl Senatoren nur für die Regierung stimmten, 
um die Kabinettsfrage zu vermeiden. (Vgl. Elslande S. 49.) 

1^) S. über diese Gerichtsreform und ihre politischen Gründe z. B. 
Allg. kons. Monatsschrift 1883 Bd. II. S. 287 ff. und Elslande S. 49 ff. 
Durch die Aufnahme der angeführten Bestimmung schuf sich das Mini- 
sterium Kerry die Möglichkeit, die politisch oppositionellen Elemente aus 
dem Richterstand zu entfernen und durch gesinnungstüchtige Republi- 
kaner zu ersetzen. Es wurden denn auch während der drei Monate 
614 Richter mit sehr bescheidenen Pensionen (s. Elslande S. 69 f.) in 
den Ruhestand versetzt. Laboulaye verglich diese < Suspension > der 
Inamovibilite mit einer Suspension temporaire de la virginite. — Vgl. 
auch Art. 14, al 2, 3 des genannten Gesetzes, wo den Richtern jede 
« deliberation politique>, jede «dem Prinzip oder der Form der Re- 
gierung der Republik feindselige Manifestation oder Demonstration > unter- 
sagt wird. 

Neuestens (September 1903) wurde, wie die Presse meldete, von 
radikaler Seite wieder einmal die Aufhebung (nicht bloss < Suspension > !) 
der Inamovibilität gefordert. Die Veranlassung war eine ganz ähnliche 
wie 1883, die opponierende Haltung einzelner Gerichte bezüglich der 
Anwendung des Vereinsgesetzes von 1901 : dieselben sprachen den Be- 
schlüssen der Kammer über die Aufhebung nicht ermächtigter Kon- 
gregationen, weil sie nicht gesetzmässig zustande gekommen seien, die 
Rechtsgültigkeit ab. (Der Kassationshof hat übrigens seither im ent- 
gegengesetzten Sinn entschieden.) Man kann aber mit aller Sicherheit 
sagen, dass die vorgeschlagene Massregel die Sache nur verschlimmern, 
die Rechtspflege erst recht der Parteipolitik ausliefern würde. Vgl. Neue 
Zürcher Zeitung v. 4. IX. u. 24. X. 1903. 
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§ 6. ^^) Es gibt deren 362, cantons 2881. 

^2) Vgl. oben § 4. «La cour de Cassation ne juge pas des faits, 
mais seulement des jugements. > Vgl. J. D. Meyer S. 153 ff. 

13) S. 32 i. f. 

1*) Vgl. die nähere Schilderung dieser Versuche bei Elslande S. 32 ff. 

1^) Nach der «Grande encyclopedie » (chez l'Hamiraut et Cie.) 
freundl. mitgeteilt von Herrn Dr. Amstein in Lausanne. 

1^ Siehe unten § 7. 

§ 7. ") Vgl. Picot 1881, S. 143 ff., Desjardins S. 143 ff. 

lö) Vgl. Elslande S. 24. 

1^) Man denke z. B. an Prozesse wie der gegen Dreyfus. Es ist 
gewiss sehr fraglich, ob ein vom Volke auf einige Jahre gewählter Kassa- 
tionshof mit derselben Unabhängigkeit geurteilt hätte. 

20) Elslande S. 39. 

2^) Das Ministerium Ribot, dem Trarieux angehörte, wurde schon 
im Oktober 1895 wieder gestürzt. 

^) Constitution du 7 Fevrier 1831 Art. 99: 

«Les juges de paix et les juges des tribunaux sont directement 
nommes par le roi. 

Les conseillers des cours d'appel et les presidents et vicepresidents 
des tribunaux de premiere instance sont nommes par le roi, sur deux 
listes doubles, presentees Tune par ces cours, l'autre par les conseils 
provinciaux. 

Les conseillers de la cour de Cassation sont nommes par le roi, 
sur deux listes de presentation, Tune par le senat et Tautre par la cour 
de Cassation. Ces cours choisissent leurs presidents et vicepresidents. 
Art. 100. Les juges seront nommes ä vie, etc. » Dareste I S. 58 ff. 

23) Vgl. Elslande S. 270. 

II. Kapitel : Die Vereinigten Staaten von Nordamerika. 

Einleitung. 

§ 8. ^) Die Eigentümlichkeiten der nordamerikanishen Bundes- 
rechtspflege schildert vortrefflich zusammenfassend: G. Vogt, D. Organi- 
sation d. Bundesrechtspflege in d. V. St., Zeitschr. f. Schweiz. R. 1890 
S. 570 ff., ferner orientiert über d. englisch - amerikanischen Verhältnisse 
im Vergleich mit den kontinentalen z. B. Milferstädt, Das Rechtsleben Eng- 
lands u. d. V. St., Preussische Jahrbücher 85. Band (1896) S. 222 ff. 

2) Rüttimann S. 9 f., Bryce S. 436. 

*) Rüttimann S. 339 ff. Manche Einzelstaaten haben übrigens neuer- 
dings — z. T. unter namhaftem Widerstand der Rechtsgelehrten — an- 
gefangen, ihr materielles und Prozessrecht zu kodifizieren. Vgl. Bryce 

s. 503 f. 
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*) Vgl. z. B. den Artikel < Billigkeit > in Bluntschli und Braters Staats- 
wörterbuch, Art. < equity > bei Bouvier S. 596 fF., Cariier S. 4 ff., 5 1 . 

5) Vgl. Bryce S. 236 f. 

^) Bryce S. 501 f., Cariier S. 44. 

'^) Vgl. über diese Verfassungsgerichtsbarkeit Rüttimann S. 344 f., 
Bryce S. 241 ff., Cariier S. 124 ff., Esmein S. 390 ff. 

8) Bryce S. 268, 

^) Rüttimann S. 281, 331, 437, Cariier S. 61 ff., 142 ff. 

lö) Cariier S. 52, 91. 

Erster Abschnitt: Die Bundesgerichte der Union. 

§ 9. 11) Litteratur: Für die Bundesverfassung vgl. den Abdruck 
bei Rüttimann S. 413 ff., Bryce S. 697 ff.: über die Bundesgerichte im 
einzelnen s. Rüttimann S. 329 ff., Bouvier S. 427 ff., Bryce S. 228 ff., 
Cariier S. 18 ff., Picot 1881 S. 126 ff., Holst Staatsrecht S. 53, 58. 

12) Vgl. Rüttimann S. 352. 

1^) Im Gegensatz z. B. zur Schweiz, wo für die Bundesrechtspflege 
nur ein Gerichtshof besteht, da die Handhabung des Bundesrechtes in 
unterer Instanz den kantonalen Gerichten überlassen ist. Hunzinger in 
seiner bei der Litteratur für das Schweiz. Bundesgericht angeführten 
Schrift zog 1871 eine solche Organisation für die Schweiz ebenfalls in 
Betracht, lehnte sie aber als «vorderhand untunlich > ab (S, 131). Das 
System, welches die Schweiz akzeptiert hat, wurde im nordamerikanischen 
Verfassungsrat auch in Beratung gezogen. S. Cariier S. 18. 

1^) d. h. die zur Beschlussfähigkeit nötige Zahl. Beiläufig mag be- 
merkt werden, dass die Oberrichter der Union und ausser ihnen die 
Circuit judges fast die einzigen weltlichen Zivilbeamten in den Ver. 
Staaten sind, welche eine besondere (schwarze) Amtstracht tragen. Vgl. 
Bryce S. 230. 

1^) Bryce S. 231. Die Angabe betr. die Zahl der Kreisrichter ist 
dem Gothaer Hofkalender für 1904 entnommen. 

1^) Die Zahl der Distriktsrichter betrug nach Holst, Staatsr. S. 55 im 
Jahre 1885 bereits 116 und dürfte seither noch eine sehr starke Er- 
höhung erfahren haben. 

1"^) S. darüber Rüttimann S. 402 ff. 

1®) Es mag hier noch erwähnt sein, dass Amerika das Institut der 
Ersatzmänner nicht kennt. Die Richter vertreten einander gegenseitig. 
Rüttimann S. 330 Anm. 3 ; Beispiele ibidem S. 395 u. 399. 

1^) Über die Kompetenzen im einzelnen s. z. B. Rüttimann S. 348 ff., 
Cariier S. 81 ff. 

§ 10. 20) Rüttimann S. 279, 330. Über die Gerichtsschreiber s. Car- 
iier S. 69. 
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2^) Vg^. Walk^, zitiert bei Rüttimann S. 336: cEin Einzehi^ kann 
bessere Wahlen trefien als Viele, und wenn dann ein Kollegium sein 
Veto einzulegen berecht^ ist, sind sdiledite Wahlen nicht zu befurchten. 
In einer gesetzgebenden Versammhing haboi Intr^en, Parteileiden- 
schaften und örtlidie Interessen so grossen Spielraiun, dass die B^ähi- 
gung der Kandidaten nie für sich allein den Ausschlag geboi wird . . .> 

^ VgL Bryoe S. 62. Man hat dieses System, den einzelnen Staaten 
resp. ihren Senatoren die von ihnen gewünschten Bundesbeamten zu ver- 
schaffen, courtesy of the s«iate getauft. 

23) Esmein S. 322, 

2*) Br>xe S. 229 Aimi. 3, 

25) S. oben § 3. Der Vorbehalt des Abberufungsredites wurde im 
Verfassimgsrat vorgeschlagen, aber fast einstimmig al^elehnt, da nach 
den Voten hervorragender Föhrer c nichts in der Verfassung Aufioahme 
finden solle, was die Unabhängigkeit der Richter beeinträciitigen körmte >. 
Carlier S. 39 f. 

^) S. oben § 5 a. K 

2^ VgL Bryce S. 279, Carlier S. 22 ff., wo die Äusserungen zweier 
hervorragender Juristen über diese Massregel mitteilt sind ; Holst Staatsr. 
S. 54 Anm. 2, der bemerkt, dass diese Praxis des Kongresses, Richter 
ohne Entschädigung zu beseitigen, seither auch diejenige einzelner Staaten 
geworden sei. 

2^ Streit des Kongresses mit dem Präsidenten Johnson, dessen Er- 
nennungsrecht der erstere auf diese Weise paralysierte. Carüer S. 28 ff. 

5») S. 276 f. 

^ TocqueviDe I S. 203. cD n'y a pas de pays oü la loi puisse 
tout prevoir et oü les institutions doivent tenir Ueu de la raison et 
des moeurs». 

^^) Über die Abberufung der Beamten s. Rüttimaim S. 280 ff., 
Bryce II S. 131. 

32) So Holst Staatsr. S. 54 Anm. i, Rüttimann S. 405 bezeichnete die 
Frage als bestritten. 

^) Carlier S. 20 f.. Holst Staatsr. S. 54. Immerhin sprächen sehr 
triftige Gründe für eine Bestimmung, dass der Vorsitzende aus den im 
Amte stehenden Richtern genommen werden müsse. 

^) So Carlier S. 25. Rüttimann S. 334 spricht von einer «Vorschrift, 
dass die Richter mit ihrem Amte keine anderen Funktionen weder in 
der Union noch in ihrem Staate verbinden dürfen», ohne Quellen- 
angabe. Bei Bouvier findet sich hierüber keine Angabe. 

§ II. 85) Vgl. Bouvier II S. 774, Carlier S. 217 ff, Holst, Staatsr. 
S. 86, Rüttimann S. 219 ff. 

^) Dieser Ausdruck dürfte noch etwas klarer sein als der von Rütti- 
mann gebrauchte «Amtsanklage». 



§§ 12, 13 — I90 — 

37) Rüttimann S. 223, Carlier S. 225 ff. 

38) Bryce S. iio, 230. 

§ 12. -3^) Biyce S. 407. 

^^) Dass es vor allem die Parteigegensätze sind, welche auch in der 
Republik die Inamovibilität zweckmässig und wertvoll erscheinen lassen, 
das führt z. B. Story, der berühmte Kommentator der Unionsverfassurkg-, 
aus: s. das Zitat bei Elslande S. 157 ff. 

4J) Rüttimann S. 334. 

**) Bryce S. 272, Carlier S. 20 f. Es ist das eine Wirkung der 
in Amerika noch sehr lebenskräftigen Anschauung, dass die Staatsämter 
als «Beute» (spoil) der siegreichen Partei zufallen. S. Bryce II S. 131 f. 

^3) Vgl. die vortrefflichen Ausführungen bei Bryce S. 272 f. 

44) Bryce S. 273. 

45) Höchst ehrenvolle Zeugnisse über die Qualität der Bundesge- 
richte sind angeführt bei Elslande S. 155 f. Vogt a. a. O. S. 580. sagt : «Der 
Bundesrechtspflege wird Niemand das Zeugnis versagen, dass sie, was 
Unabhängigkeit und Integrität, gewissenhafte Pflichterfüllung und juristische 
Tüchtigkeit betrifiY, im Ganzen nicht hinter den besten Mustern zurück- 
steht;» Bundesgerichtspräsident Blumer (s. d. Litteratur zum sch^weiz. 
Bundesgericht S. 28 d. zit. Bandes) : «Wie in der grossen Schwesterrepublik 
jenseits des Ozeans der oberste Gerichtshof, welcher gleichsam das Prinzip 
ruhiger Stetigkeit inmitten allgemeiner Bewegung und heftiger Parteikämpfe 
repräsentiert, durch konsequente Handhabung der Unionsverfassung und 
der Unionsgesetze sich ein grosses und wohlverdientes Ansehen zu er- 
werben gewusst hat, so wollen wir hoffen, dass auch wir in unserem be- 
scheidenen Wirkungskreise uns des Beifalls und der Anerkennung unserer 
Mitbürger zu erfreuen haben werden. » 

46) Bryce II S. 633. 

47) Vgl. z. B. Mohl, St.-r., V.-r. und P. I S. 529. 

Zweiter Abschnitt: Die Gerichte der Einzelstaaten. 

§ 13. 1) Litteratur: Die tatsächlichen Angaben sind den Ver- 
fassungsauszügen bei Bouvier I und II entnommen. Da dieses Werk 
aber schon 1886 erschien, sind darin die seither als Staaten erklärten frü- 
heren Territorien Colorado, Nord- nnd Süd-Dakota, Montana, Washington, 
Wyoming und Utah noch als solche behandelt; wir waren somit für diese 
lediglich auf Bryce angewiesen mit Ausnahme von Wyoming, dessen Ver- 
fassung sich bei Hilty XI S. 3 1 5 ff", abgedruckt findet ; die Verfassung 
von Pennsylvanien speziell ist abgedruckt bei Dareste II S. 435 ff". — 
Für die geschichtliche Entwicklung und die kritische Beurteilung vgl. Carlier 
S. 36 ff". Holst I S. 121 ff".; Holst, Staatsr., S. 157; Bryce I S. 501 ff.; 
II S. 632 ff.; Picot 1881 S. 121 ff.; Rüttimann S. 334 ff.; Tocqueville II 
S..174; Laboulaye III S. 479 ff. 
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2) Vgl. Rüttimann S. 6, 8. 

^) Derselbe war eine Einrichtung der alten Kolonialregierung; er 
stand dem Statthalter der Krone beratend und unterstützend zur Seite. 
Heute besteht er nur noch in Massachusetts, Maine, New Hampshire 
und Nord-Carolina, wo ihm neben seiner Funktion als Beirat nament- 
lich die Genehmigung der Begnadigungen und Beamtenemennungen des 
Gouverneurs zukommt. Vgl. Bryce S. 494. 

"*) Dort regte ein Politiker, namens Foute, die ganze Frage an durch 
eine Serie von Zeitungsartikeln, die er 1832 publizierte und mit «Jefferson» 
unterzeichnete. Er legte freilich später das Bekenntnis ab, einen höchst 
unglücklichen Rat erteilt zu haben (s. unten § 15, vgl. Holst II S. 122). 

§ 14. ^) Auf die äusserst verschiedenen und mannigfaltigen Kompe- 
tenzen der Gerichte können wir auch hier nicht eintreten; s. darüber 
Carlier S. 45 ff. 

*) Darunter sind verstanden die beiden Häuser des der Unions- 
verfassung nachgebildeten Parlaments, welche sich für diese Wahlen ver- 
einigen (elect by Joint ballot oder: in Joint Session). 

'^) Die Distriktsgerichte von New Orleans besetzt der Gouverneur. 

^) Ebenso existiert das limitierte Votum für die Wahlen zum Kreis- 
gericht von Chicago und zum Distriktsgericht von Philadelphia. Eislande 
S. 167. 

^) Über die Funktionen desselben s. Carlier S. 71 f. 

lö) Bryce S. 500. 

11) Vgl. Hüty XI S. 315 ff 

12) Hier kandidierte 1893 eine Frau, allerdings erfolglos, als Richter 
des supreme court (Hilty a. a. O. S. 368). In neuester Zeit wurde in 
Jowa eine Frau von der Regierung zur Examinatorin hei den juristischen 
Staatsprüfungen ernannt (Hilty XIV S. 348 f.) 

13) Vgl. Bryce S. 439 Anm. 2. Es ist das ziemlich genau das 
«rein bürgerliche Glaubensbekenntnis», das Rousseau postulierte. Vgl; 
Gesellschaftsvertrag Buch IV. Kap. 8 a. E. 

1*) Dies ist der Fall, wenn die Grafschaft mindestens 40000 Ein- 
wohner zählt. Verf. v. 1873 Art. V. Sect. 5. 

1*^) Bryce S. 479, 482, Bouvier Art. «office», II S. 328. 

1«) Vgl. auch Elslande 178. 

1*^) Bryce bemerkt freilich hiezu (S. 504 Anm. 2): <The Califomian 
judges are said to have contrived to evade this. > 

1®) Die Oberrichter sind nicht wiederwählbar. 

1®) Die Amtsdauer aller unteren Gerichte bestimmt das Gesetz. 

20) Bryce S. 506. • 

21) Vgl. Elslande S. 174. Nur «die Majorität jedes Hauses » ver- 
langt ausser Rhode Island z. B. Virginien. 
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22) Bryce S. 506 Anm. i. Carlier S. '231 fF. In New York ur- 
teilen Senat und s. c. vereinigt, in Nebraska der letztere allein über 
Impeachments. Bryce S. 488 Anm. 2. 

23) So Delaware, Mississippi, Louisiana und Kentucky. 

**) « Incompetency, corruption, malfeasance or delinquency in oJBfice >. | 
20) Eislande S. 173 f. 
26) Elslande S. 174. 

§ 15. 27) Dort tagte im Jahre 1853 ein für die Revision der Ver- 
fassung bestellter Verfassungsrat, welcher schliesslich mit 204 gegen 1 43 
Stinunen die Wahl sämtlicher Richter durch das Volk in seinen Entwurf auf- 
nahm. Allein gerade diese Änderung war es, welche die Verwerfung des 
ganzen Entwurfes — allerdings mit sehr geringer Mehrheit — zur Folge 
hatte (Mohl, St.-r., V.-r. u. P. I S. 520 ff). Mohl bemerkt zu diesem Resul- 
tat: «Das Volk war klüger als die Mehrheit seiner Stimmführer und 
Hess sich nicht verlocken, die Sicherheit seines Rechtes einzutauschen 
gegen eine scheinbare Vergrösserung seiner Macht. Es mag der Vor- 
fall zu gleicher Zeit als Beweis dienen, dass die Übertreibung der demo- 
kratischen Grundsätze nicht ursprünglich im allgemeinen Bewusstsein und i 
Bedürfnis des Volkes begründet ist . . .>. | 

28) S. Anm. 4. 

29) Holst. S. 122 Anm. 3. 

^) D. h. die Frage, ob der Staat die Bezahlung bestimmter Staats- 
schulden verweigern (repudiieren) und ein diesbetreffendes Gesetz erlassen j 
dürfe und solle oder nicht. Da bei den Unionsgerichten gegen einen 
Einzelstaat ohne seine Zustimmung nicht geklagt werden kann (s. oben 
§ 9), haben sich mehrere derselben auf diese Weise ihrer Schulden ent- 
ledigt. 

^1) Ein klassisches Beispiel hievon gibt Holst S. 123 Anm. 2. 

32) Sie kam nach Laboulaye S. 479 z. B. auch öfters bezügl. der 
Anwendung der Prohibitionsgesetze gegen den Alkohol vor. 

33) Holst S. 123 f. Es wurden übrigens auch einzelne gegenteilige 
Erfahrungen konstatiert: «In Jowa zog Grimes aus den Erfahrungen der 
ersten acht Jahre den Schluss, dass die Richter des obersten Gerichts- 
hofes gleich den Distriktsrichtern vom Volke statt von der Legislatur 
gewählt werden sollten» (S. 122 Anm. 2). 

34) Die folgenden Ausführungen schliessen sich vor allem der Kritik 
von Bryce an, die sich durch weiten Blick und ausserordentlich sorg- 
fältige Berücksichtigung aller für und. wider das System sprechenden 
Momente auszeichnet. Die Urteile der andern europäischen Autoren 
über die Justiz der Einzelstaaten sind meist viel einseitiger und schärfer. 

35) n S. 642. 

36) 1881 S. 123. 

37) Str., Vr. u. P. HS. 374ff. 
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^ Zit bei Rüttimann S. 338. Und Kcot bemerkt au a, O. treffead : 
«Las elecdons jadidaires ne ressemblent ä nulle autre; ce qui est ne« 
cessaire en une election poUtique est intoleiable lorsqu'il s*agit d*UQ 

magistrat>. 

^ Picot S. 123. Diese Charakteristik durfte allerdings heute durchaus 
nicht mehr allgemein zutreffen. 

^ Die Änderung war namentlich den Bemühungen der Advokaten- 
vereinigung zu verdanken. Vgl. Bry-ce S. 510 Anm. 3. 

^) Vgl. Biyce S. 556 ff. Es wurde s<^ar Impeachment und Abbe- 
rufung, allerdings erfolglos, versucht. 

^ Biyce fuhrt als Beispiel an, dass ein tüchtiger Advokat, der seine 
14000 Dollars jährlich verdienen könne, nicht eine Richterstelle mit 
4000 Dollars Gehalt annehmen werde, noch dazu mit dem Risiko, nach 
ein paar Jahren dieselbe wieder zu verlieren, und von neuem eine 
Klientel als Advokat erwerben zu müssen. Kent, zit. bei Esmein S. 320 
Anm. I sagt: «Les hommes les plus capables auront probablement trop 
de reserve et une morale trop severe pour conquerir une election reposant 
sur le sufirage universell. 

*3) Vgl. Bryce S. 485. 

**) Jannet, zitiert bei Eislande S. 179 f. 

*4 Vgl. Bryce II S. 567. 

^^ Derselbe stand auf der Höhe seiner Macht im Jahre 1845. 
Vgl. Elslande S. 181 ; Bryce II S. 569. 

*') Schon vorher hatte sich aber mehrfach gezeigt, dass die Volks- 
wahlen ein ganz bedenkliches Richterpersonal geliefert hatten. Vgl. Rütti- 
mann S. 339 Anm. I. 

4«) S. das Kapitel «The Tammany Ring» bei Bryce II S. 377 ff. 

«) Bryce II S. 639. 

^) S. über die Tammanyrichter Bryce II S. 385 f. Als charakte- 
ristisch für diese Richter führt derselbe an, dass sie einen grossen Teil 
ihrer Geschäfte in Schnapspinten abwickelten und dabei u. a. Verfügungen, 
die ihre Freunde ihnen vorlegten, unterzeichneten, ohne sie gelesen zu 
haben (II S. 640 ff.). 

^1) Im Jahr 1871 gelang es der Bürgerschaft, durch unabhängige 
Wahlen für einige Zeit die Herrschaft des Ringes zu brechen ; dies hatte 
zur Folge, dass die notorischen Richter desselben teils freiwillig teils in- 
folge von Impeachment vom Schauplatz verschwanden (Bryce II S. 394). 
Die Herrschaft des Tammany- Ringes dauerte übrigens, mit einzelnen 
Unterbrechungen, bis heute fort; doch kamen, dank den Bemühungen 
der Bar Association (Carlier S. 80), seither keine so schlechten Richter- 
wahlen mehr vor (Bryce II S. 397). 

52) Vgl. Bryce II S. 641 ; Rüttimann S. 339 Anm. i AI. 2. 

^^) S. 507. 

13 
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^) S. 508. 

^^) Holst Staatsr. p. 157. Natürlich ist dem hier mitgeteilten Urteil 
gegenüber die unparteiische (übrigens später, nämlich 1889 erschienene) 
Kritik von Bryce in erste Linie zu stellen. 

^«) S. 511. 

Anhang. 
Andere amerikanische Republiken. 

§ 16. '^'^) über die brasilianische Rechtspflege urteilt z. B. ein neuerer 
Autor : « Die Politik ist sogar bei vielen Gerichtshöfen, ja selbst bei dem 
höchsten Gerichtshof der Union in Rio, sowie namentlich auf dem Lande 
zum entscheidenden Faktor geworden. An den Gerichtshöfen erster und 
zweiter Instanz finden sich einzelne Richter, denen Bestechlichkeit sogar 
öffentlich schon nachgewiesen worden ist, ohne dass dieselben in Unter- 
suchung gezogen worden wären. Im allgemeinen kann von dem hiesigen 
Gerichtswesen nichts Lobenswertes gesagt werden und hunderte von vor- 
gekommenen Fällen, die aller Weh bekannt sind, rechtfertigen mehr als 
zur Genüge diese Behauptung» (M. Lamberg, Brasilien 1899 S« 261). 

^®) Argentinien, Mexiko: Die Verfassungen sind abgedruckt 
bei Dareste II S. 527 ff. u. II 478 ff. Vgl. für Argentinien femer R. Napp, 
die argentinische Republik 1876, für Mexiko E. de Zayas, Les Etats- Unis 
Mexicains 1899 S. 87 ff, für Brasilien M. Schanz, das heutige Brasilien 
1893 S. 322 f. Die übrigen Angaben sind Meyers Konversationslexikon 
(V. Aufl.) entnommen. 

III. Kapitel: Die Schweiz. 

I. Abschnitt: Das Bundesgericht. 

§ 17. ^) Quellen: Die Bundesverfassungen von 1848 und 1874 
(synoptisch zusammengestellt von R. Wiesmann 1 903 ; i. folgendem ab- 
gekürzt: B. V. 48, B. V. 74); die Gesetze betr. die Organisation der 
Bundesrechtspflege von 1849 (Amtliche Sammlung I S. 65), 1874 (A. S. 
neue Folge I S. 136) und 1893 (A. S. n. F. XIII S. 455), abgekürzt O. 
G. 49 resp. 74 resp. 93 ; Gesetz betr. die Übertragung der Oberaufsicht 
über das Schuldbetreibungs- und Konkurswesen an das Bundesgericht 
von 1895 (A. S. n. F. XV S. 289); Gesetz betr. die Vermehrung der Zahl 
der Bundesrichter von 1904 (ßundesblatt 1904 IV. Bd. S. 708); Protokoll 
der Verhandlungen der Revisionskommission von I848; Protokolle der 
Kommissions- und Plenarverhandlungen der eidg. Räte 1871/72 u. 1873/74; 
Bulletin der Verhandlungen der Schweiz. Bundesversammlung über die 
Revision der B. V. 1871/72; Botschaften des Bundesrates zum O. G. 74 
(Bundesblatt 1874 Bd. I S. 1060 &.) und zum O. G. 93 (Bbl. 1892 Bd. II 
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S. 281 f.) — Abkürzungen: B. G., B. R., B. Vs. r= Bundes - Gericht, 
-Richter, -Versammlung. 

Litteratur: Nur für das B. G. von 1848: J. J. Blumer, Hand- 
buch des Schweiz. Bundesstaatsr. 1863 — 64 Bd. II S. 53 — 57, Rüttiroann 
370 ff. -^ Blumer -Morel III S. 131 ff., Dubs II S. 72 ff., Hilty VIII 
S. 274 ff., Meili S. 268 ff., Orelii S. 38 ff. Reichel S. I— XXXII u. i ff, 
Schollenberger, Bundesstaatsr. S. 261 ff., Vincent S. 202 ff. Vgl. ferner: 
W. Munzinger, Studie über Bundesrecht und -Gerichtsbarkeit 1871 ; Rede 
des Präsidenten Dr. Blumer bei Eröffnung des B. G. am 12. Jan. 1875 
(Zeitschr. f. Schweiz. Gesetzgebung und Rechtspflege Bd. I S. 28 ff.) — 
Über den Charakter und die Bedeutung des B. G. vgl. auch Hilty in 
cDie Schweiz im XIX. Jahrhundert » Bd. I S. 443 ff. (1899), femer Be- 
merkungen bei Hilty XV S. 163, XVII S. 543. 

2) Schon der Entwurf einer B. V. von 1832/33 stellte ein ständiges 
B. G. auf, welches aus neun, auf sechs Jahre (mit Gesamtemeuerung) 
gewählten Mitgliedern bestehen sollte. Jeder Kanton sollte deren zwei 
— je eines aus dem eigenen imd einem anderen Kanton — vorschlagen, 
die Tagsatzung die Mitglieder und vier Ersatzmänner, sowie den Präsi- 
denten — sämtlich auf sechs Jahre — wählen. Die Kompetenzen waren 
ähnliche wie die des B. G. v. 1848. (Art. 90 — 104 d. ersten Fassung, 
Hilty a. a. O. S. 277 ff.) 

3) Fall Dupre, s. Blumer-Morel S. 136 Anm. 2. 

§ r8. -*) Blumer-Morel S. 140. 

^) Darin besteht bekanntlich ein Hauptunterschied zwischen schwei- 
zerischer und nordamerikanischer Bundesrechtspflege (s. oben § 8) ; eine 
weitere Einschränkung der Verfassungsgerichtsbarkeit des B. G. liegt darin, 
dass sie sich nur gegen kantonale Erlasse richtet. (Art. 59 O. G. 74, 
Art. 178 O. G. 93.) 

^) Für die Kanzleibeamten ist die Übernahme anderer Stellen und 
die Betreibung eines Nebenberufes an die Erlaubnis des B. G. geknüpft. 
O. G. Art. 9. 

'^) Diese Bestimmung wurde 1871/72 im Ständerat vorgeschlagen, 
vom Nationalrat erst nach längerem Widerstand angenommen. Sie ist 
durch Art. 8 O. G. 74 und Art. 6 O. G. 93 auch für die Kanzlei auf- 
gestellt worden. Von den derzeitigen Bundesrichtern gehören zwölf der 
deutschen, drei der französischen und einer der italienischen Schweiz 
an ; imter den Ersatzmännern ist die romanische Schweiz durch je einen 
Genfer, Waadtländer und Tessiner vertreten. Von den Kanzleibeamten 
gehören der deutschen Sprache an zwei Gerichtsschreiber und zwei 
Sekretäre, der französischen je einer, der italienischen ein Sekretär; dazu 
kommt in nächster Zeit noch je ein Sekretär für deutsche und roma- 
nische Geschäfte, s. Anm. 11. — Von den im Jahre'i 903 anhängigen Fällen 
fielen 68,13^/0 auf die deutsche, 26,12^/0 auf die französische und 
5,75^/0 auf die italienische Schweiz. 
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^) U. E. wenigstens mit Bezug auf die Amtsdauer sehr mit Un- 
recht. . Dieselbe ist ein für die Rechtspflege so wichtiges Element der 
Gerichtsorganisation, dass ihre Festsetzung wie die der Wahlart unbe- 
dingt in die Verfassung selbst gehört. Helie bemerkt (S. 1 1 1 8) über 
diesen Punkt zutreffend : c La fixation des conditions de la nomination 
des magistrats est essentielle ä la Constitution, car si le pouvoir consti- 
tuant n'y statue pas, il laisse le pouvoir judiciaire ä la discretion du 
pouvoir legislatif (NB. sofern kein obligatorisches Referendum besteht !) 
et par consequent il detruit requilibre des trois pouvoirs gouvernemen- 
taux. > 

^) Da ein Referendumsbegehren gegen dieses, in der Junisession 1904 
von den Räten angenommene Gesetz als ausgeschlossen erachtet werden 
kann, führen wir seine Bestimmungen und zwar in erster Linie an. 

1^) Art. 24, durch das neue Gesetz nicht geändert; die Kompe- 
tenzen des Plenums s. Art. 23. 

1^) Die eidgenössischen Räte haben im Juni 1904 dem Antrag des 
B. G., die Zahl der Sekretäre um zwei zu vermehren, zugestimmt (vgl. 
revid. Art. 6 O. G. und B. Bl. 1904 IV. Bd. S. 57oflf.). 

12) Art. 15 O. G., dazu Reichel S. 1 1 ; bezügl. d. Gerichtsschreiber 
s. Blumer-Morel S. 223. 

1^) Gemeine Verbrechen, welche von Beamten . . . des Bundes in 
ihrer amtlichen Stellung verübt worden sind, sind nach den Gesetzen 
des Kantons, in welchem das Verbrechen begangen wurde, zu beurteilen 
(Art. 75 d. Ges. betr. d. Bundesstrafrecht). Die Beurteilung solcher ausser- 
amtlicher Verbrechen erfolgt für die Bundesrichter durch das Bundes- 
gericht, in unbedeutenden Fällen durch die kantonalen Gerichte des 
Tatorts (Art. i al. 4 des Ges. betr. d. polit. u. polizeil. Garantien von 185 1 
und Art. 15 O. G.). 

§ ig. 14) Hilty a. a. O. S. 295, vgl. auch Hilty XV S. 532. 

15) Reichel zu Art. 2 O. G. S. 3. 

16) S. Blumer-Morel S. i ff., Dubs II S. 45, Rüttimann S. 118. 

l**) Die ganze Frage hat ja übrigens in neuester Zeit bei Anlass der 
Initiative betreffend die Wahl des Bundesrates durch das Volk eine sehr 
eingehende Erörterung erfahren. Vgl. den stenogr. Bericht über die 
Verhandlungen der B. Vs., ferner z. B. auch Hilty XIV S. 563 ff. 

1®) Vgl. Rüttimann S. 247, 253. 

'^) So sagt Reichel (zu Art. 2 S. 3) über die Richterwahlen der 
Bundesversammlung : « Leider übt in manchen Fällen die Parteiange- 
hörigkeit des Kandidaten dabei einen grösseren Einfluss aus als die 
Frage nach seiner Fähigkeit, den Platz eines Bundesrichters auszufüllen. > 

20) Vgl. hiefür die Ausländer Picot S. 133, Elslande S. 215. 

21) Das fragwürdige Institut der Vereinigten B. Vs. haben wir hier 
nicht zu kritisieren (vgl. Dubs II S. 62 f.). 
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22) Baselstadt und Freiburg, s. unten § 23. 

23) S. über diese Amtsdauer die folgende im Text angeführten Stelle 
der bundesrätlichen Botschaft zum O. G. 74. Dubs beantragte 1871/72 
neunjährige Amtsdauer mit Drittelsemeuerung (Bulletin S. 262); der 
Bundesrat schlug 1874 ausser der sechsjährigen Amtsdauer Hälften- 
emeuerung vor, um « dem Gerichtshof jene Stetigkeit und jenen Geist der 
Gleichförmigkeit zu geben, der einem grossen gerichtlichen Verbände un- 
entbehrlich ist, und um jeder Legislatur der B. Vs. die Möglichkeit zu 
verschaffen, an der Komposition des B. G. mitzuwirken. » Femer be- 
antragte er, die Wahlen der B. R. nicht mit den politischen Wahlen 
zusammenfallen zu lassen (Botschaft S. 1062). Nur der zweite Vor- 
schlag drang durch (vgl. Art. 6 al. 2 O. G. 74). 

2^) Reichel zu Art. 4 S. 4. Es gilt dies übrigens fast ausnahmslos 
auch bezüglich der Wahl des Bundesrates. 

25) Vgl. Picot a. a. O. u. Anm. i daselbst. 

26) Bundesblatt 1874 Bd. I S. 1062. 

27) I^aboulaye S. 485 ff. (über den Wert der Inamovibilität für die 
demokratische Republik); vgl. auch Mohl, St.-r., V.-r. u. P. I. S. 462. 

28) Ein amerikanischer Autor sagt nicht mit Unrecht : « Wenn ein 
wesentlicher Unterschied zwischen den anderen Systemen von Volks- 
regierung und dem unsrigen existiert, so besteht er in der ausserordent- 
lichen Gewalt, welche bei uns den Gerichtshöfen verliehen ist » (H. Davis, 
zit. bei Carlier S. i'j). 

29) Vgl. z. B. Blumer-Morel S. 140 u. die bei Hilty XVI S. 578 ab- 
gedruckte Pressstimme. 

^) Eine beachtenswerte Äusserung hierüber s. bei Tocqueville III 

s. 532. 

31) Reichel S. IX. 

32) Man denke z. B. an die weitgehende Bestimmung von Art. 2J 
Ziffer 3 O. G., wonach ein B. R. unfähig (nicht nur rekusabel !) ist zu 
amten in Fällen, in welchen sein Heimatkanton oder seine Heimatge- 
meinde Partei ist oder bei Beschwerden gegen die gesetzgebenden oder 
vollziehenden Organe seines Heimatkantons. 

33) Bryce S. 258 Anm. i : cThe independence of the English judges 
and of the American federal judges has of course largely contributed to 
make them trusted and to make them act worthily of the trust reposed 
in them. > 

34) Vgl. bundesrätl. Botschaft z. O. G. 93 S. 103. 

35) Wenn in Zukunft das B. G. auch die Jurisdiktion in den z. Z. 
den politischen Behörden vorbehaltenen Materien erhalten sollte, so 
würde diese Gefahr wegen des stark politischen Charakters einzelner 
derselben noch bedeutend zunehmen. 

36) Hilty (a. a. O. S. 288), die Überweisung der Beschwerden betr. 
die Kultusfreiheit ans B. G. kritisierend, führt dabei u. a. aus : « . . . nicht 
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ZU gedenken der augenscheinlichen Gefahr, dass in politisch bewegten 
Zeiten der Gedanke naheliegt, sich diese gerichtliche Mehrheit durch 
geeignete Wahlen möglichst zu sichern und daher die Wahl des B. G. 
von politischen Gesichtspunkten abhängiger als bisher zu machen > ; ähn- 
lich spricht sich Hilty XVI S. 578 gegen eine Ausdehnung der Ver- 
fassungsgerichtsbarkeit des B. G. aus. In der Tat könnte sich mit Hülfe 
der Erneuerungswahl, zumal, da Integralerneuerung stattfindet, eine viel- 
leicht nur vorübergehend in der Majorität befindliche Partei leicht ein 
willfähriges Gericht sichern. 

3"^) Vincent S. 208 sagt bezügl. einer künftigen Reorganisation: «We 
may exspect to see the supreme court become mbre independent of the 
legislature. * Das bleibt abzuwarten. 

38) S. oben § 12 Anm. 45. 

3^) Bryce S. 2']2 — 275 gibt hie von mehrere Beispiele. 

*0) Vgl. Schollenberger, Politik S. 260. 

^^) Es fehlt übrigens nicht an hervorragenden Juristen, welche die 
Inamovibilität auch für die Schweiz fordern. Meili sagt hierüber (zu 
§ 6 S. 269): «Es ist verkehrt zu sagen, dass diese Neuerung von einer 
Republik nicht ertragen werden könne oder, «dass das Volk dies nicht 
wolle», wie die neuerdings beliebte Phrase lautet. Ich sehe nicht ein, 
warum die republikanische Staatsform diejenigen Einrichtungen nicht 
adoptieren sollte, die sich in monarchischen Staaten glänzend bewährt 
haben.» Vgl. auch Orelli S. 1 1 1 und Picot a. a. O. S. 139: «Nous 
n'avons trouve ni un jurisconsulte ni un homme politique, qui demandät 
de transferer la nomination des juges au pouvoir executif, tandisque nous 
en avons rencontre plusieurs qui n*hesitaient pas ä regretter Tinamo- 
vibilite. » Man lässt sich in der Schweiz bei der Beurteilung dieser Institu- 
tion wohl leicht zu sehr durch historische Reminiszenzen beeinflussen: 
Man denkt an die Verhältnisse in den letzten Jahrhunderten der alten 
Eidgenossenschaft und in der Restaurationszeit, wo die Lebenslänglichkeit 
der massgebenden Staatsstellen — notabene in Verbindung mit anderen 
Einrichtungen wie namentlich dem Kooptationsrecht — die Entwicklung 
des Staates sehr ungünstig beinflussten. Man übersieht dabei, dass es 
doch etwas anderes ist, wenn in einer modernen, unter starkem Einfluss 
der Theorie systematisch ausgestalteten Staatsordnung eine Einrichtung 
wie die Inamovibilität für eine einzelne Behörde, aus bestimmten Rück- 
sichten auf die Funktionen derselben und mit sorgfältiger rechtlicher 
Beschränkung eingeführt ist, als wenn sie in einem noch weniger ent- 
wickelten, naturwüchsigeren Staate unterschiedslos für alle Staatsorgane 
besteht. 

^2) Vgl. H. Escher, Schweizerisches Bundesbeamtenrecht. Zürcher 
Diss. 1903 S. 192 ff. 

^^) Eine solche Klausel würde von vornherein überflüssig durch die 
Einführung von Pensionen, wie sie seit 1869 auch für die Bundesrichter 
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der Union bestehen, wo jeder Richter, der zehn Jahre im Amte stand 
und das Alter von siebzig Jahren erreicht hat, bis zu seinem Tode An- 
spruch auf den Gehalt hat, den er bei seinem Rücktritt bezog (Carlier 
S. 32). Die Einrichtung der Beamtenpensionen ist zwar in der Schweiz 
höchst unbeliebt, wird aber in irgend einer Form in Zukunft kaum zu lun- 
gehen sein, wie das speziell für das B. G. bei der Beratung des Abände- 
rungsgesetzes von 1 904 im Nationalrat von einem Mitglied betont wurde. 

44) Escher a. a. O. S. 59, 89: Dubs S. 134. 

4») Amtl. Sammlung XVI S. 272. 

46) Vgl. Schollenberger S. 59. 

47) Vgl. Schollenberger S. 60. 

4®) Das Institut der Ersatzmänner passt überhaupt nicht mehr recht 
zur heutigen Stellung und Organisation des B. G. 

Zweiter Abschnitt: Die Gerichte der Kantone. 
Erster Unterabschnitt: Die geschichtliche Entwicklung. 

§ 20. ^) Hilty, Vorlesungen über die Helvetik, wo die verschiedenen 
Verfassungen derselben abgedruckt sind. Bluntschli II S. 334 ff. 

2) Bluntschli S. 330. 

^) Die Organisation des obersten Gerichtshofes überliess diese Ver- 
fassung dem Gesetz (Art. ']^), Der Gerichtshof wurde am 9. März 1803 
aufgelöst und die noch schwebenden Prozesse den kantonalen Appel- 
lationsgerichten zugewiesen. 

^) Hilty S. 431. Die bereits erwähnte zweite helvetische Verfassung 
wurde — als einzige aller eidgenössischen Verfassungen vor 1848 — 
dem Volke .vorgelegt und von ihm — freilich nur nach Art des Veto — 
am 2. Juli 1802 angenommen; sie stand wenigstens formell kurze Zeit 
in kraft. Vgl. die Übersicht über die Verfassungen und Entwürfe der 
Helvetik bei Schollenberger, Bundesstaatsr. S. 1 1 4 ff. 

§ 21. ^) S. die offizielle Übersetzung derselben in der Sammlung 
der Gesetze des Kantons Zürich I S. 3, ferner Bluntschli II S. 341 ff, 
Sträuli S. 3 ff. 

^) « Ein ganz neues . Institut, das grosse Popularität verdiente und 
bald erhielt.» Bluntschli S. 350. 

'^) Die Appellation war vom « Zuge » dadurch verschieden, dass bei 
letzterem die Weiterziehung des Urteils nicht den Parteien, sondern nur 
den Richtern zustand ; wo im unteren Gericht die Meinungen geteilt 
waren, konnte die Minderheit vermittelst desselben das Urteil anfechten. 
Vgl. Bluntschli I S. 404. 

§ 22. ®) Die Verfassungen dieser Periode sind abgedruckt z. B. 
bei Usteri, Schweiz. Staatsr. Vgl. ferner Bluntschli, II. S. 355 ff., Sträuli 
S. 8 ff., Tillier, Gesch. d. Eidgenossenschaft während der sog. Restauration. 
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^) Die Gerichtsorganisation der Länderkantone ist dargestellt bei 
Blumer, Teil II Bd. I S. 196 ff. Über die Wahlbefugnisse der Lands- 
geraeinde s. Ryffel S. 52, 188 f. 

10) Blumer S. 201. 

11) Vgl. Blumer S. 183. Ausnahme: Nidwaiden, wo der Landrat 
mit allen dreissigjährigen Landleuten, unter gewissen Ausnahmen, das 
Blutgericht bildete. 

12) Blumer S. 112, Ryffel S. 52, 189. 

1^) Vgl. über diese Verhältnisse : Gengel S. 17 ff., 26; femer Ryffel 
S. 126 ff. 

14) Vgl. Ryffel S. 129 f. 

15) Wir beschränken unsere Darstellung im wesentlichen auf den 
Inhalt der Verfassungsurkunden, da es sich für diese Periode hier nur 
um eine summarische Übersicht handeln kann. 

1^) Vgl. über diese Einrichtung Bluntschli II S. 358. 

1*^) Vgl, Pfyffer, Die Staatsverfassungen des Kantons Luzem (1869) 
S. 18 ff. 

1^) Auf die Gerichtsorganisation des Fürstentums Neuchätel haben 
wir selbstverständlich nicht einzutreten; es sei nur bemerkt, dass dort 
naturgemäss die Lebenslänglichkeit der Richterstellen und die Ernennung 
durch den Fürsten resp. für untere Stellen durch den Staatsrat die 
Regel war. 

§ 23. 1^) Für die gesamte fernere Darstellung der einschlägigen 
kantonalen Einrichtungen wurden, soweit nichts anderes bemerkt ist, als 
Quellen benutzt die jeweiligen kantonalen Verfassungen und die Gesetze 
über die Organisation der Rechtspflege (die Sammlung im Staatsarchiv 
Zürich). Für die Regenerationsperiode vgl. auch K. Dändliker, Geschichte 
der Schweiz (1887) HI S. 567 ff. ; Bluntschli II S. 360 ff.; Sträuli S. 1 1 ff. 

20) Sträuli S. 36 f.; Tessin {1830): «La Sovranitä risiede essenzial- 
mente nell'universitä dei cittadini. Essa viene eserdtata dai loro Rap- 
presentanti. » (Art. 2.) Vgl. damit die Fassung des Grundsatzes in den rein 
demokratischen Verfassungen der neueren Zeit wie z. B. in der Zürcher 
V. V. 1869 (Art. i): «Die Staatsgewalt beruht auf der Gesamtheit des 
Volkes. Sie wird unmittelbar durch die Aktivbürger und mittelbar diurch 
die Behörden und Beamten ausgeübt. » 

21) Siehe z. B. das Memorial von Uster, abgedruckt als Beilage bei 
Dändliker, Der Ustertag. 

22) Dändliker S. 567. 

23) Dändliker S. 568. 

2^ Baselstadt (1833) Art. 23, Freiburg (183 1) Art. 63. 
25) In Baselstadt wurde die Lebenslänglichkeit 1847, ^^ Freiburg 
1848 beseitigt. 
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26) Vgl. Bluntschli II S. 358. 

27) Vgl. Dändliker S. 569. 

28) Memorial von Uster, welches speziell noch verlangte : « Wahl der 
Gerichtspräsidenten durch das Obergericht (der Amtsstatthalter durch den 
kleinen Rat), Vorschlag zu Amtsrichterstellen durch Wahlkorps und perio- 
dische- Erneuerung aller dieser Stellen zu je drei Jahren. » 

2^) Verfassung von 1831, diejenige vom vorhergehenden Jahre hatte 
noch die Wahl durch den grossen Rat. 

^) Genf dagegen, welches bisher auch die Lebenslänglichkeit ge- 
habt hatte, führte die achtjährige Amtsdauer ein durch das Gesetz vom 
5. ßezember 1832, das ausserdem die Gewaltentrennung in ähnlicher 
Weise durchführte, wie es in den übrigen reorganisierten Kantonen ge- 
schah (s. Fazy, Les Constitutions de Geneve (1890) S. 227). 

§ 24. ^^) Glarus hob 1836 die Sonderlandsgemeinden auf und Hess 
nunmehr alle Gerichte durch die gemeine Landsgemeinde wählen. 

^2) Die Singularität, dass von den Landsgemeindekantonen einzig 
Nidwaiden kein Gericht durch das Volk wählen lässt, erklärt sich wohl 
vor allem daraus, dass die Verfassung von 1850 die Wahl des gesamten 
Landrates der Landsgemeinde übertrug (vgl. Ryffel S. 191) und einem 
so bestellten Rat wohl die Wahl der Gerichte überlassen werden konnte; 
übrigens hatte ja auch früher die Landsgemeinde ausser den Vorsitzenden 
Herren keine Richter gewählt. (Freundl. Mitteilung von Herrn Staats- 
archivar Dr. Durrer in Stans.) Der Verfassungsentwurf von 1897 wollte 
der Landsgemeinde wenigstens die Wahl des Obergerichts übertragen 
(Ryffel S. 268 Anm. 3). 

^) §27: « Die in kantonalen Angelegenheiten stimmberechtigte Be- 
völkerung übt in ihrer Gesamtheit folgende Rechte aus : . . . e.) Die 
Wahl der Präsidenten und der ständigen Mitglieder der kantonalen Ge- 
richte. » (Die Ersatzmänner wählt der grosse Rat.) Die Änderung war 
schon 1889 bei den Beratungen der Verfassung durch die sozialdemo- 
kratische Partei mit Unterstützung der übrigen Linken als Postulat auf- 
gestellt, aber mit schwacher Mehrheit abgelehnt worden; sofort nach 
Annahme der Verfassung erneuerte ein Initiativbegehren diese Forderung, 
welchem nunmehr der grosse Rat und dann auch das Volk zustimmte. 

^) Riforme costituzionali vom 9. Februar 1891 Art. 3 und vom 
2. Juli 1892 Art. 19 und 21. 

^) Art. 31 der Verfassung: «Die verfassungsmässigen Rechte werden 
vom Volke ausgeübt . . . d) durch die Wahl ... 4) der Mitglieder und 
Ersatzmänner des Kantons- und Obergerichts.» 

^6) Im Verfassungsrat von 1862 wurde die Volkswahl der Gerichte 
^it 30 gegen 28 Stimmen verworfen. 1881 kam die Frage von neuem 
zur Entscheidung; die vorgeschlagene Verfassungsänderung: «Tous les 
magistrats de l'ordre judiciaire sont nommes par le Conseil General, 
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votant en un seul coUege, leurs suppleants par le Grand Con- 
seil» — wurde mit 3746 Nein gegen 2652 Ja — hauptsächlich wegen 
des hervorgehobenen Zusatzes — verworfen. Über die neueste Initia- 
tive s. die interessante Broschüre von Pictet, über ihre Vorgeschichte 
speziell S. 9 ff. In Genf hat übrigens das Volk schon einmal, unter der 
Verfassung von 1794, alle Richter gewählt (s. Pictet S. 10, Fazy a. a. O. 
S. 180). 

Bei der Beratung über das Gesetz, betr. den Verwaltungsgerichtshof 
in Bern im September 1901 wurde entgegen der Regierungsvorlage, welche 
die Wahl durch den grossen Rat festsetzte, ein Antrag auf Volkswahl 
und vierjährige Amtsdauer des neuen Gerichtes gestellt und von ver- 
schiedenen Seiten unterstützt. Der Rat beschloss aber mit 64 gegen 58 
Stimmen, mit der Regierungsvorlage die Amtsdauer auf acht Jahre und 
den grossen Rat als Wahlbehörde festzusetzen. Vgl. «Bund> 1901 
Nr. 273 II. 

In Zürich ist die Volkswahl des Obergerichtes wiederholt beantragt 
worden, so im Verfassungsrat von 1868/69 (vgl. Protokoll der Sitzungen am 
14. September (S. 5) und 2. Dezember (S. 10) 1868). Bei der Beratung 
des Rechtspflegegesetzes im Jahre 1874 wurde ein diesbetreffender An- 
trag mit 103 gegen 92 Stimmen verworfen (Amtsblatt 1874 S. 338). Neue- 
stens (1903) ist das Postulat von sozialdemokratischer Seite für das neue 
Gerichtsorganisationsgesetz wiederum aufgestellt worden. 

^'^) Das Gesetz stellte anstatt der bisherigen Bezirksgerichte als all- 
gemeine erste Instanz vier Kreisgerichte auf, gebildet aus dem Einleitungs- 
richter des Bezirkes, in dem der Rechtsstreit anhängig ist, und den Ein- 
leitungsrichtern der beiden nächstgelegenen Bezirke desselben Kreises. 
Der erstgenannte führt den Vorsitz. 

Zweiter Unterabschnitt: Der heutige Stand. 

§ 25. ^) Für die gesamte gegenwärtige Organisation der kantonalen 
Gerichte, namentlich auch die Verteilung der Kompetenzen, die wir hier 
nur ganz summarisch behandeln können, vgl. Schollenberger S. 259 ff., 
für die Bestellung speziell S. 1 1 7 ff. ; vgl. femer Schlatter, Rechtskalender 
der Schweiz. Eidgenossenschaft (1895) und Supplement dazu (1899). 

2) Baselstadt hat keine Friedensrichter; in Bern ist die Einrichtung 
fakultativ. 

3) Vgl. Schollenberger S. 277 f. 

^) Das Genfer Gericht erster Instanz besteht aus einem Präsidenten, 
vier weiteren Richtern und zehn Beisitzern (juges-assesseurs), das Zürcher 
Bezirksgericht aus einem Präsidenten, acht Vizepräsidenten (3 Abteilungs- 
vorständen, 4 Einzelrichtem, i Präsidenten des gewerbl. Schiedsgerichtes) 
und sechzehn Richtern. 

^) In Zug besteht das Kassationsgericht aus dem Obergericht und 
zwei Mitgliedern des Erstinstanzgerichtes; in Graubünden und beiden 
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Appenzell ist der Regierungsrat Kassationsbehörde. — Der Zürcher Ent- 
wurf betreffend das Gerichtswesen von 1 90 1 beseitigt das Kassationsgericht 
und überträgt seine Funktionen dem Gesamtobergericht. Art. 49 f. 

^) Der grosse Rat hatte bei der Revision des Organisationsgesetzes 
im Jahre 1903 in erster und zweiter Lesimg Beseitigung der juges- 
assesseurs beschlossen; er zog jedoch den Beschluss in Wiedererwägung 
und hob schliesslich nur die beiden Assesseurstellen bei der Oberinstanz 
auf (vgl. Rapport de la Chambre de Commerce de Geneve vom 25. März 
1904 S. 12 ff. und unten § 30 Anm. 79). 

§ 26. '^) « Es ist das eine der schweizerischen Republik eigentüm- 
liche Einrichtung, die Amtshoheit des Parlamentes. > SchoUenberger S. 119. 

^) Die Bezirksgerichte werden in Graubünden nicht direkt, sondern 
durch Wahlmänner der Gemeinden des Bezirkes gewählt. Rechtskalender 
Supplement S. 77 ; vgl. auch oben % 22, 

^) Neuestens (November 1903) ist im Kanton Schwyz von der 
Proportionalwahl der Kantons- und Kriminalrichter die Rede (vgl. Neue 
Zürcher Zeitung vom 17. Nov. 1903). 

1^) Über die Tagung der Landsgemeinden s. die prächtige Schil- 
derung bei Ryffel S. 296 ff. 

11) Vgl. hierüber SchoUenberger S. 79 ff., 21 1 f. Es ist hier vielleicht 
am Platze, auf eine interessante statistische Bearbeitung der Resultate 
hinzuweisen, welche die Volkswahlen im Kanton Zürich in den Jahren 
1869—94 ergaben: H. Stüssi, Die Wahlen im Kanton Zürich (1894). 
Daraus ergibt sich z. B., dass durchschnittlich ein Bezirksrichter von 
38 ^/o, ein Bezirksgerichtspräsident von 37 ^/o der Stimmberechtigten 
gewählt wurde (Maxima 58 resp. 57^/0 [Pfäffikon], Minima 29 resp. 
25^/0 [Zürich], Durchschnitt ohne Zürich 47 resp. 44 Vo). An die 
gemachten Beobachtungen knüpft Stüssi — was uns hier vorwegzunehmen 
gestattet sein möge — beachtenswerte kritische Bemerkungen und An- 
regungen betreffend die Einrichtung des Wahlverfahrens. Er postuliert 
namentlich gesetzliche Vorschrift und Regelung der Anmeldung des 
Kandidaten durch ihn selbst resp. durch eine bestimmte Anzahl Stimm- 
berechtigter (treffende Ausführungen hierüber s. auch bei Klöti S. 270 ff.); 
femer Vereinfachung der Wahlmaschinerie dadurch, dass bei Neu- oder 
Bestätigungswahlen, bei denen in der gesetzlichen Frist für jede vakante 
Stelle nur ein Kandidat angemeldet wird, die Wahl durch blosse dies- 
bezügliche amtliche Feststellung und Einsetzung in das Amt ersetzt 
würde (S. 41 ff.). Beide Vorschläge dürften gerade für Richterwahlen 
sehr praktisch und empfehlenswert sein. 

12) Waadt, Art. 74 d. Verf.; Luzem: vgl. Art. 74, 80, 83 d. Verf. 
mit Art. 46 und 64; Tessin: Verf.-Ges. vom 9. Febr. 1891 Art. 4; 
Zug: § 5 al. 2 der Schlussbest. d. Verf. 

^^) Näheres hierüber s. bei SchoUenberger S. 127 ff. 
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§ 27. ^*) Dass das Requisit mit dem allgemeinen und dehnbaren 
Ausdruck « rechtskundig » zu wenig genau gefasst, und eine sehr ver- 
schiedene Interpretation dieser Bestimmung möglich ist, hat sich vor einiger 
Zeit einmal gezeigt. Der Berner grosse Rat hatte am 27. Januar 1902 eine 
Beschwerde zu behandeln, die gegen die Wahl eines Lehrers, weil der- 
selbe nicht rechtskundig sei, erhoben worden war. Das Obergericht 
hatte, « von einer unbegreiflichen Interpretation der Verfassungsbestimmung 
ausgehend >, sich in seinem Gutachten für die Abweisung der Beschwerde 
ausgesprochen. Der Regierungsrat dagegen nahm den Standpunkt ein, 
es dürfe zwar der Artikel nicht in dem Sinne interpretiert werden, dass 
nur patentierte Juristen wählbar seien, es sei aber darin mindestens die 
Forderung enthalten, dass der Kandidat die für eine Gerichtspräsidenten- 
stelle erforderliche Rechtskunde in einer hiefür geeigneten Stellung (als 
Amtsrichter, Notar, Friedensrichter u. s. w.) erworben habe und zur Zeit 
der Wahl tatsächlich besitze. Der Rat schloss sich dieser Ansicht (gewiss 
mit vollem Recht) an und kassierte mit 115 gegen 1 2 Stimmen die 
Wahl. Der Sprecher der Regierung teilte bei diesem Anlass mit, dass 
gegenwärtig von den 31 Gerichtspräsidenten 28 patentierte Juristen seien. 
(Vgl. N. Zürcher Zeitung 1902, No. 28.) Die Vorlage des Justizdeparte- 
ments an den Regierungsrat betr. Änderung der Gerichtsorganisation 
vom Sept. 1903 verlangt für diese Stellen ein bernisches Fürsprecher- 
oder Notariatspatent. 

15) Erfordernisse: Weltlicher Stand: Genf O. G. Art. 71 ; 
Alter: Tessin s. O. G. v. 1892 Art 4 §; Berufskenntnisse: Bern 
Art. 59 d. Verf.; Baselstadt §§ 5 al. 2, 56 al. 2, 71 O. G.; Aargau 
Art. 51 und 54 d. Verf.; Solothurn Gesetz v. 18. Dez. 1870 § i ff . ; 
Tessin Art. 18 O. G. — Betr. d. Schreiber: Bern G. v. 24. März 1878 § 2; 
Solothurn G. v. 5. März und Reglement vom 21. April 1859; Wallis 
Rechtskalender S. 463; Luzern O. G. v. 1899 § ^57 5 Baselland G. v. 
I. April 1867 § 9. 

1^) Die Inkompatitulität wegen Verwandtschaft lassen wir beiseite, 
da sie rein persönlicher Naturj infolgedessen allen Staatsbehörden gemein- 
sam ist und für die richterliche Gewalt keine wesentlichen Besonder- 
heiten zeigt. 

1*^) Bezüglich der Kompetenzverteilung finden sich allerdings einige 
dem Prinzip zuwiderlaufende Ausnahmen, so namentlich richterliche 
Befugnisse bei Verwaltungsbehörden, vgl. z. B. Anm. 5 und Schollenberger 
S. 26; aber auch das Umgekehrte: so sind die graubündnerischen Kreis- 
gerichte zugleich Verwaltungsbehörden. Vgl. Gengel S. 37, 84. 

18 J Bern Verf. Art. 20; Genf Verf.-G. v. 31. März 1901 Art. un. ; 
Aargau Verf. Art. 28 al. 2; Neuenburg Verf. Art. 32; Waadt O. G. 
Art. 18; Solothurn Verf. Art. 23, 31 Z. 14 litt, c; Baselland Verf. 
Art. 27 al. 3. 
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^^) Es ist zu bemerken, dass in. diesen Kantonen zwischen Re- 
gierungsrat und Gemeinderäten keine weiteren Verwaltungsbehörden 
existieren. 

''^^) Bern Verf. Art. 1 1 ; Neuenburg und Genf Verf. Art. 62 resp. 100; 
Wallis und Waadt Verf. Art. 50 resp. 7 1 ; Uri, Nidwaiden, Glärus Verf. 
Art. 14 resp. 23 resp. 29: Zürich GG. v. 2. Dez. 1874 § 13 u. v. 24. März 
1 90 1 § 40 b. 

21) Zu den aus politischen Gründen statuierten Inkompatibilitäten 
kann wohl auch die Unvereinbarkeit geistlicher und weltlicher Stellen 
gerechnet werden, wie sie Wallis allgemein aufstellt (Verf. Art. 76). 

22) Vgl. hierüber die Bemerkung von Meili zu § 31 S. 12. 

23) Diese Richter bilden die Rekurskommission, deren Geschäftskreis 
ihre Mitglieder gegenüber den andern Oberrichtern in bedeutend höherem 
Masse in Anspruch nimmt, weshalb sie auch eine entsprechend erhöhte 
Besoldung beziehen. Einen Privatberuf auszuüben, ist ihnen im übrigen 
nicht verboten. 

24) Zürich G. betr. d. Organisation d. O. G. v. 1899 Art. 3 ; Kantons- 
ratsbeschluss v. 2. Sept. 1901 § 11; Solothurn Verf. Art. 46 al. 2; 
Baselstadt O. G. Art. 56 al. 3, 74; Thurgau Verf. Art. 22 d.; Waadt 
O. G. Art. 18, 20; Tessin O. G. Art. 73. 

25) Zürich G. V. 24. März 1901 Art. 40 al. 3 ; Luzern O. G. §§ 153, 
155; Schwyz Verf. Art. 62; Freiburg O. G. Art. 25, 85; St. Gallen 
O. G. Art. 60^ Aargau O. GG. Art. 10 resp. Art. 9; Waadt O. G. 
Art. 48, 50, 96, 99; Wallis Verf. Art. 83; Neuenburg O. G. Art. 86 f.; 
Genf O. G. Art. 74. 

26) Vgl. z. B. Verf. v. Waadt (183 1) Art. 50, Baselland (1838) Art. 36. 
2*^) Das gilt in Neuenburg auch von den Gerichtsschreibern. O. G. 

Art. 83. 

'^8) Der Artikel ist kommentiert bei Sträuli S. 59 ff. 

2^) Schollenberger S. 59. In Solothu'm zieht allerdings jede Neuwahl 
des Kantonsrates diejenige aller auf vier Jahre gewählten Behörden nach 
sich (Verf. Art. 6, 25). 

30) Vgl. C. Stooss, Schweizerisches Strafrecht I S. 372. Die zeit- 
weilige Einstellung im Amt (Suspension) kommt nicht nur als vorläufige 
Massregel im Falle der Einleitung eines Strafverfahrens, sondern auch 
als Disziplinarstrafe häufig vor. Ihre Dauer im letzteren Fall ist natürlich 
gesetzlich beschränkt, so z. B. kann sie in Waadt höchstens auf einen, 
in Tessin auf drei Monate ausgesprochen werden (O. GG. Art. 122 
resp. 58). 

Dritter Unterabschnitt: Kritische Erörterungen. 

1) Literatur: Cherbuliez II. S. 25 ff. u. 73 ff.; Desjardins S. 
143 ff..; Elslande S. 214 ff.; Esmein S. 326; Meili zu §§ i— 43 S. 
3 — 15; F. Moser und A. Zeerleder <Zur Berner Gerichtsreform > Zeit- 
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Schrift d. Bemer Juristen Vereins Bd. XIV S. 324 ff., 376 ff., ferner über 
die gleiche Frage Stooss ibidem Bd. XIX S. 415 ff. und Verhandlungs- 
berichte d. Juristenvereins u. d. Verfassungskommission (1883) XlX S. 
546 ff.; 552 ff., endlich neuestens (1902) A. Schorer ibidem Bd. XXXVIII 
S. 193 ff.; Orelli S. iioff.; Picot 1881, S. 128 ff. (eine hübsche und 
im allgemeinen nicht unzutreffende Schilderung der betr. schweizerischen 
Einrichtungen und Zustände); Scholl enberger, Politik S. 252 ff.; Stooss 
S. 8 ff. ; E. Sträuli, Die Wiedereinführung eines Staatsexamens für Juristen 
im Kanton Zürich (1887); Vincent S. 105 f.; Zeitschrift f. Schweiz. 
Gesetzgebung und Rechtspflege Bd. I (1875) S. 99 ff. (betr. Freigebung 
der Advokatur, von Sch[auberg]). 

§ 28. 2) Litteratur betr. die Rezeption d. röm. Rechtes in d. 
Schweiz: Schröder, deutsche Rechtsgeschichte (1894) § 66 S. 743 ff. 
Femer namentlich Huber, § 113 «Originalität und Rezeption in der 
Rechtsbildung> S. 107 ff.; Bluntschli, I S. 327, II S. 45 ff.; E. Frey. Die 
Quellen des Basler Stadtrechtes (1830) S. 170 ff. ; J. J. Rüttimann, Kl. ver- 
mischte Schriften (1876) S. 125 ff. 

») Dubs II S. 18 f. 

<) Huber Bd. I S. 32 ff. 

^) Z. Gesch. u. Litt. d. St.-w. I S. 474. Ähnlich, speziell mit Bezug 
auf das Gerichtswesen, Picot S. 142. 

^) Bekanntlich war übrigens bereits weit früher gelegentlich in der 
Schweiz eine auf starker Freiheitsliebe beruhende Ablehnung des Fremden 
in der Rechtspflege zum Ausdruck gekommen; beispielsweise sei daran 
erinnert, wie schon in den ersten Bünden die Eidgenossen geloben, dass 
sie «keinen Richter, der sein Amt um Miete oder Geld erlangt hat und 
nicht ihr Insasse oder Landsmann ist, weder annehmen noch sich gefallen 
lassen wollen >. — Interessant ist in dieser Hinsicht auch die Geschichte 
von Graubünden, wo die Bildung souveräner Gerichte oder Gemeinden 
gegenüber den bestehenden Feudalherrschaften im 13. und 14. Jahrhundert 
vor allem damit begann, dass das aus weit früherer Zeit stammende 
Recht der Gerichtsgenossen, an der Besetzung des Herrschaftsgerichtes 
teilzunehmen, immer grössere Ausdehnung erhielt und schliesslich auch 
auf den Vorsitzenden erstreckt wurde; letzteres anfänglich nur als Vor- 
schlagsrecht oder als Wahlrecht auf Vorschlag des Territorialherm hin, 
später aber bedingungslos, womit auch der Titel «Ammann > an Stelle 
des früheren «Vogt> trat. Die Darstellung dieser Entwicklung s. bei 
Gengel S. 18 ff. 

7) Huber Bd. IV S. 118 f. 

8) Huber S. 120 f. 

9) Schröder S. 749. 

10) Huber S. 123. 

11) Huber S. 123 f. u. Anm. 24. 
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^2) Andere verhielt es sich im Strafrecht, wo im Deutschen Reich 
<eine Verarbeitung des einheimischen RechtsstofFes mit den Mitteln 
römischrechtlicher Bildung d. h. eine wirkliche Renaissance erfolgt war, 
deren Resultat, die Carolina, in der Schweiz. Rechtspflege vielfach als 
Rechtsquelle begrüsst wurde und zur Verwendung gekommen ist.> 
Huber S. 124 f. 

1^) Bluntschli II S. 40 f.; für Bern vgl. Stettier, zitiert bei Schollen- 
berger S. 225. 

14) Huber S. 122. 

Iß) Vgl. Bluntschli S. 32, Huber S. 122. 

16) Bluntschli S. 32, Rüttimann a. a. O. S. 131. 

1*7) Vgl. A. de Crousaz im Journal des Tribunaux Bd. XXXI S. 1 32 ff., 
146 ff., 161 ff. Die Bezeichnungen der Beamten waren verschieden, die 
Art der Zusammensetzung der Gerichte dagegen ziemlich übereinstimmend. 

1®) In Basel hatte ja übrigens das gemeine Recht Eingang gefunden, 
und die Stadt war noch etwa sechs Jahre lang dem zur Hälfte aus 
Juristen bestehenden Reichskammergericht rechtmässig unterworfen ; weit 
länger dauerte faktisch der Zug an dasselbe fort. Vgl. Frey a. a. O. 
S. 198 ff. 

19) Vgl. Bluntschli S. 30. 

20) Vgl. f. d. Privatrecht die Übersicht bei Schneider und Fick, Kom- 
mentar z. schweizerischen Obligationenrecht, Vorwort z. 1 . Auflage ; femer 
Huber S. 185 ff. 

21) So hatte die Waadt im 18. Jahrhundert 388 Gerichte. Sie er- 
hielt durch die Verfassung von 1814 60 Friedensrichterämter, 19 Be- 
zirksgerichte und ein Obergericht. , 

22^ Vgl. über die tatsächliche Zusammensetzung dieser Gerichte Orelli 
S. I II, Picot S. 141 f.; speziell f. Zürich Sträuli Staatsexamen S. 15, Basel- 
stadt Rechtskalender S. 232. 

23) So mag die Bemerkung von Picot (S. 141) teilweise zutreffen: 
«Choisis avec soins, survivant aux juges et devenant le point d'appui 
et la tradition vivante du tribunal, les greffiers gardent le secret de la 
jurisprudence et jouent en realite dans certaines sieges un role dispro- 
portionne, mais qui tourne au profit de la justice». Vgl. hierüber auch 
Meili zu § 22 S. 9, Rechtskalender S. 10; Sträuli Staatsexamen S. 15; 
über die Kompetenzen von Präsident und Schreiber den Rechtskalender; 
über die Wichtigkeit dieser Stellen z. B. d. Rechenschaftsbericht d. O. G. 
Zürich V. 1859, S. 22, 

24) Von den grösseren Städten haben das Schöffensystem Bern, 
Genf (erste Instanz), Basel (beide I.). Über Genf s. oben § 25 Anm. 6. 
In Zürich dagegen ist das Bezirksgericht aus Berufsrichtem zusammen- 
gesetzt, und es werden hier auch fast ausschliesslich theoretisch oder 
wenigstens praktisch, als Kanzleisubstituten etc., vorgebildete Juristen 
gewählt. 
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25) Beispiele: 

Als im Anfang der Achtzigerjahre des vorigen Jahrhunderts Bern 
seinen Zivilprozess revidierte, wurde auch eine Revision der Gerichts- 
organisation in Angriff genommen, die aber dann nicht zustande kam. 
Die zur Beratimg der Entwürfe niedergesetzte engere Kommission schlug 
u. a. folgende Reformen vor: Die A. G. Präs. sollten in Zivilsachen in- 
appellable Kompetenz bis 350 Fr., in Strafsachen die bisherige erhalten, 
die A. Gerichte zuständig bleiben für Ehe-, Vormundschafts- und Pater- 
nitätssachen und für korrektionelle Strafsachen. Für alle Zivilsachen von 
350 Fr. aufwärts sollten fünf, aus je drei rechtsgelehrten Berufsrichtem 
bestehende Bezirksgerichte in den fünf Assisenbezirken aufgestellt werden, 
mit endgültiger Kompetenz bis 1000 Fr. (eine schon im bernischen Ver- 
fassimgsrat von 1 846 vorgeschlagene und stark unterstützte Einrichtung). 
Die A. Bezirke sollten reduziert, die Wählbarkeit zum Richter oder Ge- 
richtsschreiber mit Ausnahme der Beisitzer der A. G. an die Ablegung 
des Fürsprecher-, resp. Notariatsexamens und eine juristische Praxis von 
bestimmter Dauer geknüpft werden. Vgl. Stoos S. 14 ff., über die Ge- 
schichte dieser Reformbestrebungen Schorer a. a. O. S. 193 ff. Dieselben 
sind neuestens wieder aufgenommen worden. Der Entwurf des Regie- 
rungsrates vom 2^. Oktober 1903 behält die Amtsgerichte bei, schafft 
aber in Art. 56 al. 2 die gesetzliche Möglichkeit, für mehrere kleinere 
Amtsbezirke einen einzigen Gerichtspräsidenten anzustellen, der ent- 
sprechend besser zu besolden wäre (gegen solche Personalunionen Schorer 
S. 201, vgl. auch Bemer Zeitschrift XIX S. 558 ff.). 

Ein anderes Reformprojekt hat in den letzten Jahren den grossen 
Rat des Kantors Waadt beschäftigt. Dort schlug die Regierung in ihrem 
Entwurf vom August 1899 u. a. vor, den Bestand der Bezirksgerichte 
von fünf Mitgliedern und zwei Suppleanten auf ein Mitglied (den nun- 
mehr fix zu besoldenden Präsidenten) zu reduzieren, welches mit zwei 
Richtern anderer Bezirke nach jährlich festgestelltem Turnus das ordent- 
liche Gericht erster Instanz bilden sollte, ein System, das in Wallis und 
teilweise auch in Neuenburg funktioniert. Auch diese Reform scheint 
vorläufig stecken geblieben zu sein. Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 
23. Febr. 1901. 

Neuestens beschäftigte die Frage einer Verminderung der Bezirks- 
gerichte den grossen Rat des Kantons L u z e r n. In Begutachtung einer 
Motion, welche u. a. Reduktion der 19 B. G. auf fünf anregte, äusserten 
Regierungsrat und Obergericht ihre Zustimmung zu einer Verminderung. 
Der erstere schlug acht Kreise vor mit festbesoldeten Beamtungen, das 
Obergericht beantragte Verschiebung der Reform bis zur Einführung des 
eidg. Zivilgesetzbuches. Der grosse Rat beschloss am 9. März 1904, der- 
malen auf eine Änderung nicht einzutreten ; vgl. N. Zürcher Zeitung v. 
8. Juli 1903 und 17. März 1904; «. ... ein Schicksal, das übrigens bis 
jetzt auch den gleichlautenden früheren Anträgen beschieden war. Das 
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Landvolk ist ohne intensive Agitation aller Parteien für eine solche 
Neuerung eben nicht zu haben . . . Herr Burri (der Motionssteller) meinte 
mit Recht, der grösste Widerstand komme von der Sesselassekuranz, vom 
Ämterhunger ; man will Stellen nicht preisgeben, die durch viele Gene- 
rationen hindurch von Familiengenossen besetzt waren » . Vgl. f. Bern 
Stooss S. 2 1 . 

26) Die geschilderte Zusammensetzung der Unter- wie der Ober- 
gerichte kommt in der Besoldungsübersicht ziemlich deutlich zum Aus- 
druck. 

§ 29. 27) Urteil eines französischen Diplomaten über die Schweiz. 

20) Freilich fehlt es nicht an solchen Ausnahmen, namentlich in 
den romanischen Kantonen, wo die Parteikämpfe vielfach mit grösserer 
Leidenschaftlichkeit geführt werden und die errungene Herrschaft dem- 
entsprechend rücksichtsloser ausgenützt wird. Es mag z. B. an die wieder- 
holten Umwälzungen im Kanton Tessin erinnert werden, die u. a. die 
früher erwähnte Einführung der gesetzlichen Minoritäten Vertretung in 
den Gerichten zur Folge hatten. — An amerikanische Verhältnisse 
erinnert vielfach die Praxis bei den Richterwahlen in Genf in den 
letzten dreissig Jahren, wie sie von Pictet S. 23 — 2"] geschildert wird; 
fast bei jeder Integralerneuerung ersetzte die jeweilige Majorität des 
grossen Rates eine Anzahl bisheriger Richter, darunter mehrfach sehr 
erfahrene, tüchtige Juristen, ohne triftige Gründe durch Parteigenossen, 
so namentlich auch im Jahre 1900, wo dieses Vorgehen entrüstete 
Proteste der öffentlichen Meinung hervorrief und den Ruf nach Volks- 
wahl der Gerichte laut werden Hess (vgl. z. B. einen Artikel d. «Suisse>, 
abgedruckt in d. «Gazette de Lausanne» v. 22, Mai 1900). Pictet sagt 
resümierend über diese Wahlpraxis: <Sauf en 1896 . . . la nomination 
du Corps judiciaire est viciee profondement par le favoritisme politique , . » 
A chaque retour au pouvoir d*un des partis, c'est une nouvelle heca- 
tombe, de nouvelles injustices, de nouvelles atteintes portees ä Tinteret 
general ...» etc. 

29) Vgl. Picot S. 136, Zürcher-Sträuli S. 39. 

^^) Beispiele s. bei Picot S. 195. 

^*) Im Bulletin de legislation comparee 1881, zitiert bei Elslande 
S. 208. 

^2) Ziemlich genau das Umgekehrte ist in Nordamerika der Fall. — 
Wenn Favey annimmt, diese schweizerische Wahlpraxis sei im Ausland 
wenig bekannt, so möge hier wenigstens auf folgende ausländische Au- 
toren hingewiesen sein, welche dieselbe ebenfalls betotien : Picot S. 137, 
Bryce S. 481 Anm. i, Vincent S. 106. 

33) Bei den politischen Prozessen handelt es sich in neuerer Zeit 
meist nur um Ehrverletzungen ; sie unterliegen übrigens sehr häufig und 
gerade in wichtigeren Fällen der Beurteilung durch Schwurgerichte und 
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kommen deshalb hier weniger in Betracht. Rüttimann (S. 375 f.) zitiert 
einen Fall aus dem Jahre 1859, wo eine siegreiche Majorität bei der 
Neuwahl eines obersten kantonalen Gerichtshofes einen einzelnen Straf- 
prozess ins Auge fasste und versuchte, auf diesem Wege die Verurteilung 
politischer Gegner wegen eines schweren Verbrechens, von dem nicht 
die Rede sein konnte, durchzusetzen. Dieser Fall steht aber doch wohl 
ganz vereinzelt da und kann jedenfalls für die Beurteilung des schwei- 
zerischen Systems der Ämterbesetzung nicht die Bedeutung beanspruchen, 
die ihm Esmein (S. 326 und Anm. 2 daselbst) beizulegen scheint. 

3*) S. 140 «Le peuple cherche sincerement desjuges integres, mais 
se defie des savants. II se demande volontiers pourquoi il choisirait des 
gens qui en sauraient plus que lui; entre des candidats de science in- 
egale il prefere des hommes sortis de son sein: Telecteur se plait tou- 
jours ä choisir ses pareils.> 

85) Stooss S. 52. 

^) Vgl. ein Resultat der zweiten Wahlart bei Picot S. 135, ferner 
Schollenberger S. 119. 

^'^) J. D. Meyer S. 343. Energisch plaidiert für die Volkswahl als 
die der demokratischen Staatsform einzig angemessene und auch 
zweckmässigste Einrichtung Schollenberger Politik, S. 213 ff., 253, 257. 
Vgl. ferner Mohl, St.-r., V.-r, u. P. III S. 374 flf. 

38) Diese Ansicht vertrat Dubs in der Schrift <D. Fortentwick- 
lung d. Schweiz. Demokratie» (1868) S. 52 ff. mit kräftiger Polemik 
gegen die falsche «politische Dreieinigkeitslehre > ; in seinem kantonalen 
Staatsrecht (1877) S. 88 fF. betont er zwar noch stark die legislatorische 
Funktion des Richteramtes, behandelt aber doch die richterliche Gewalt 
als «durchaus selbständige, mit der Gesetzgebung auf gleicher Stufe 
stehende», und «unmittelbaren Ausfluss der staatlichen Souveränität», 
begründet dementsprechend die Wahl durch den grossen Rat nicht mehr 
in früherer Weise. 

3«) Vgl. Schollenberger S. 178 f. 

^ö) Plenarsitzung vom 2. Dez. 1868, Protokoll S. 11 f. Votum Reg.- 
Präs. Treichler; ähnlich Cherbuliez II S. 73. 

^1) Stooss S. 10. 

^2) S. Anm. 40, Votum Stadtschreiber Ziegler. 

^3) Schollenberger Politik S. 214. 

^^) So auch Picot S. 137. 

**) So u. a. von Pictet und dem in Anm. 28 erwähnten Zeitungs- 
artikel. 

4«) Stooss S. 10. 

^'^) Schollenberger Politik S. 214 und ganz ähnliche Ausführungen 
bei Pictet S. 32, wo übrigens betont ist, dass das gegenwärtige Richter- 
personal in Genf in dieser Hinsicht zu keinen Klagen, vielmehr zu 
Lobsprüchen Anlass gebe. 
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^8) Ein Beispiel hievon s. in d. «N. Zürcher Zeitimg> vom 9, Sept. 
i€}02 : 4:Die Richterwahl in Bem>. 

^^) Vgl z. B. «N. Zürcher Zeitung > vom 24. März 1901 : «... Zum 
zweiten Mal ist es vorgekommen, dass eine Schar junger persönlicher 
Freunde und Studienkameraden ohne die gebührende Rücksicht auf die 
Sache, der Person zuliebe, in beiden Parteiversammlungen für denselben 
Kandidaten agitierte. Wer länger mit der Vorbereitung unserer Bezirks- 
wahlen zu tun hatte, weiss, wie leicht die Versammlungen gerade für 
diese Zwecke von persönlichen Koterien überrumpelt werden können. 
Schützen, Turner, Velozipedisten haben zu Gunsten ihrer Genossen 
Richterwahlen mit oder ohne Erfolg zu beeinflussen versucht . . .> 

^ö) Die Neigung, die Richterwahlen vom Rat auf das Volk zu 
übertragen, dürfte vielfach gerade dadurch gemehrt werden, dass mit 
der wachsenden Komplizierung des Staatswesens die Bedeutung der 
grossen Räte, die infolge der Einführung der gesetzgeberischen Volks- 
rechte gesunken war, neuerdings stark zunimmt; so wurde es z. B. in 
einzelnen Kantonen nötig, dem grossen Rat in legislativer Beziehung 
wieder mehr endgültige Kompetenzen zu übertragen (man denke an das 
dem zürcherischen Kantonsrat eingeräumte Recht, durch blossen Beschluss 
zahlreiche Staatsstellen zu kreieren und die Besoldungen der Beamten 
festzusetzen resp. ihre Festsetzung zu genehmigen !). Die Erinnerung an 
den < Souverän-Stellvertreter > der Regenerationszeit, der auf diese Weise 
mit der Zeit wiederkehre, dürfte gelegentlich auch als Agitationsmittel 
gegen die Wahlrechte des Kantonsrates benutzt werden. 

öl) Für die Wahl durch den grossen Rat sprachen sich ausser den 
bereits angeführten ü. a. aus: Meili zu § 18 S. 8. Orelli S. in, Reichel 
nach der Berner Zeitschrift XIX S. 546, Dubs S. 97: «Die Bezeichnung 
der höheren Richter durch das Volk ist kaum empfehlenswert; will man 
das Prinzip in strengster Weise wahren, so könnte man allfällig dem 
Volk die Sanktion der vom Rate getroffenen Wahlen vorbehalten. > Ein 
solches Wahlreferendum könnte sich aber leicht als eine Einrichtung er- 
weisen, die nicht nur das Wahlgeschäft sehr komplizierte, sondern auch 
die praktischen Vorteile der Behördenwahl vielfach illusorisch machte. 

ö2) Vgl. d. Bericht zum zürcherischen Entwurf betr. das Gerichts- 
wesen von 1901 S. 261 f., Meili zu § 78 S. 24. 

^3) Vgl. Meili zu § 18 S. 8. Die Frage hat speziell in betreff der 
Richter die französische Nationalversammlung im Jahre 1791 beschäftigt 
(Esmein S. 179). Bamave verteidigte damals die erwähnte Einrichtung 
folgendermassen : «La nation ne fera autre chose que de commu- 
niquer k des sections le pouvoir qu'elle a d'elire les juges; eile ne fera 
que ce qu'elle a fait en donnant a ces sections le droit de nommer des 
deputes pour tout le royaume . . . Qu* avez-vous fait autre chose que 
de charger le departement de cette commission pour la souverainete ? p 
Es leuchtet ein, dass dieser Schluss vom Abgeordneten auf den Richter 
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durchaus nicht ohne weiteres zutreffend ist, da zwischen beiden Funktio- 
nären ein grosser Unterschied besteht : der Deputierte übt für sich allein 
keinerlei Amtsgewalt aus, sondern nur die Körperschaft, der er angehört 
und in welcher tatsächlich die ganze Nation vertreten ist; anders der 
Einzel l^earate oder das Kollegium, welche in einem Unterbezirke die 
Gescliäfle der vollziehenden oder richterlichen Gewalt besorgen. Dagegen 
enthalten diese Ausführungen insofern ein richtiges Moment, als gegen 
die Durchführung beider Grundsätze — Volkswahl und Vornahme durch 
das Vt>lk im ganzen — bei beiden Kategorien von Behörden gleiche schwer- 
wiegende praktische Gründe sprechen. Tatsächlich ist die Einrichtung 
der Bczirkswahlen fast ausnahmslos von den demokratischen Staaten ak- 
zeptiert worden, womit aber keineswegs gesagt ist, dass sie für die Staats- 
cinheit und eine gleichförmige, energische Ausübung der einzelnen Funk- 
tionen der Staatsgewalt ohne Nachteil sei. S. d. folgende Anmerkung. 

^^^) Diese Nachteile erörtert Dubs S. 52 und Dubs, Demokratie S. 60. 

^^) In Amerika dagegen haben wir ein Beispiel hie von gefunden 
(s, oben § 14): In Louisiana, wo die Circuit courts im allgemeinen vom 
Vr>lkti gewählt werden, ernennt der Gouverneur die Richter des Circuit 
tuurt von New Orleans. 

^^^} In Baselstadt scheinen bei der Änderung des Wahlsystems vor 
altem prinzipielle Erwägungen den Ausschlag gegeben zu haben. Vgl. 
^Basier Nachrichten» v. 6. Mai 1891 : «. . .Ein grosser Teil der Freunde 
de] Viiikswahl stellt sich auf den grundsätzlichen Boden und betont, dass 
in dtT Zeit der fortschreitenden demokratischen Entwicklung auch das 
Wahlrecht dem Volk nicht länger dürfe vorenthalten werden ...» Da- 
neben wurden allerdings auch gewisse unbefriedigende Resultate des bis- 
herigen Wahlmodus namhaft gemacht. So wurde z. B. als nächste Ver- 
anlassung des Initiativbegehrens der Umstand erklärt, dass «einzelne 
Rieh I er die Aufgabe ihres Amtes nicht richtig auffassen und es nicht 
verstellen, die Rechtsprechung den heutigen Zeitverhältnissen anzupassen. > 
Der Vorwurf der Parteilichkeit werde nicht erhoben, dagegen derjenige 
der Un7,u länglichkeit (vgl. d. Verhandlungen d. gr. Rates — Votum Wull- 
schleger — vom 23. Februar 1891 in den «Basler Nachrichten»). 

^^} Rieu schlug sogar — in der im Literaturverzeichnis angeführten 
Schrift — vor, alle Richterwahlen dem « corps judiciaire (d. ganzen Richter- 
personal) reuni aux membres du barreau » zu übertragen S. 79 fF., eine 
Wahhirtj die dem Richteramt doch wohl eine zu weitgehende Sonder- 
i^tdlung einräumen würde. 

^^) S. o. § 15, Bryce II S. 62 6j vgl. auch das berühmte Kapitel bei 
Tocqueville: «De l'esprit legiste aux Etats-Unis» II S. 163 ff. 

^'^) Für eine Gerichtspräsidentenwahl in Bern am 7. September 1902 
unterbreitete der Berner Anwaltsverband den politischen Parteien einen 
Dop] >c! verschlag. Diese «von allen persönlichen Erwägungen freien Vor- 
ijjchläge besonders kompetenter Beurteiler der Verhältnisse» hatten aber 
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leider einer weiteren, parteipolitischen Kandidatur gegenüber keinen Er- 
folg. Vgl. «Neue Zürcher Zeitung» vom 9. September 1902. 

^^) A. a. O. S. 55, zitiert bei Eislande S. 205. Neuestens ist erfreu- 
licherweise in Genf durch das Gesetz vom 10. Februar 1904 (Art. 69) 
die Amtsdauer der richterlichen Beamten von vier auf sechs Jahre erhöht 
worden. Vgl, darüber das «Journal de Geneve» vom 9. Oktober 1903. 
Hauptsächlich wegen der Verlängerung der Amtsdauer und der nicht 
minder gerechtfertigten Erhöhung der Besoldungen wurde von sozialdemo- 
kratischer Seite gegen das Gesetz das Referendum ergriffen, die erforder- 
liche Zahl gültiger Unterschriften jedoch nicht ganz erreicht. 

^^) Hübsche Ausführungen hierüber s. bei Picot S. 143. 

62) Es wäre allerdings schon heute möglich, diesbetreffende Fälle 
im gewissen Umfang der Kognition des B, G. zu unterstellen, so z. B. 
durch Aufstellung von Verfassungsbestimmungen betr. die Entschädigung 
von Beamten, die ohne Verschulden abgesetzt wurden, ferner ebenfalls be- 
züglich der Entschädigung kraft Art. 52 Z. 2 O. G. 

6^) Gegen die Inamovibilität von kantonalen Gerichten sprach sich 
z. B. Reichel aus (nach der Berner Zeitschrift XIX S. 546 ff.), für die- 
selbe Meili zu § 19 S. 8; vgl. ferner oben § 19 Anm. 41 (Picot). 

6*) Vgl. Dubs I S. 97, II S. 84, ferner zwei ausgezeichnete Voten 
von Prof Rüttimann und Dr. E. Escher im Zürcher Verfassungsrat von 
1868/69, Sitzungen v. 2. September (S. 9) u. v. 3. September (S. 3 des 
Protokolls); s. auch oben § 19 Anm. 23. 

§ 30. 6^) Das Erfordernis des Domizils im Amtsbezirk (für untere 
Stellen!) hat heute wohl nur noch bei den Friedensrichtern wegen der beson- 
deren Natur ihres Amtes Berechtigung (s. d. vorhergehenden Paragraphen); 
der Zürcher Entwurf betr. das Gerichtswesen (1901) dürfte somit hierin 
das Richtige treffen, wenn er als Friedensrichter jeden (stimmberechtigten) 
Gemeindeeinwohner, als Bezirks- und Oberrichter jeden Kantonseinwohner 
wählbar erklärt (§§ 2, 23 al. 2, 43). Etwas anderes ist natürlich der 
Wohnsitz im Bezirk oder am Gerichtsort während der Amtsdauer; mit 
Bezug auf diesen dürften gesetzliche Vorschriften meist sehr gerechtfertigt 
sein. Vgl. Meili zu § 27 S. 11. 

66) Cherbuliez II S. 76. 
) Vg^- E- Zürcher, « Die Demokratie in der Rechtspflege >, in der 
«Zürcher Post» vom 30. Dez. 1902. 

68) Sträuli, Staatsexamen S. 18. 

69) Vgl. Meili zu § 18 S. 8. 

•0) Vgl. Bluntschli,- Allg. Staatsrecht (1852) S. 424 ff. 

'^^) Dies ist auch in dem Anm. 65 zitierten Entwurf der Fall. 

■^2) Das betonen auch Orelli S. 1 1 1 und Schollenberger Politik S. 258. 

■^3) Schauberg a. a. O. S. 102. 

■74) Sträuli a. a. O. S. 19. 
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■^5) Vgl. über diesen Punkt F. Meili, Die Kodifikation d. Schweiz. 
Privat- und Strafrechtes (1901) S. 29 ff. Schorer (S. 197) bemerkt aller- 
dings, überall da, wo das Obligationenrecht und der Entwurf eines eidg. 
Zivilgesetzbuches auf das freie richterliche Ermessen abstelle, werde nicht 
Rechtsgelehrtheit, sondern gesunder Menschenverstand vom Richter verlai^t. 

'^^) Über die Notwendigkeit juristisch gebildeter Richter bei münd- 
lichem Verfahren s. Stooss S. 8 f. und Berner Zeitschrift XIX S. 424 f., 
Moser a. gl. Ort XIV S. 321. 

'^'^) Dubs S. 91 ; über den Wert der Berufsbildung für Berufsbeamte 
s. SchoUenberger Politik S. 259 f. 270, ferner Mohl an d. Anm, 37 a. O. 

■^8) Strauli a. a. O. S. 18 f., s. auch Schorer S. 196 f. 

'^^) Ihering S. 4 1 9 : « Gegen den Laien als ständigen, dem Juristen 
zur Seite gegebenen Richter, d. h. den Schöffen, habe ich nichts ein- 
zuwenden; ich glaube vielmehr, dass diese Form der Heranziehung des 
Mannes aus dem Volke zur Rechtspflege ihre Zukunft hat. > Diese 
Ansicht dürfte sich nur bedingt als richtig erweisen. In Genf, wo man 
1876 den bisherigen Einzelrichtem je zwei ständige Assesseurs an die 
Seite setzte, haben im Jahre 1903, bei der Revision der Gerichtsorgani- 
sation, über die praktische Bewährung dieser Institution im grossen 
Rate sehr interessante Diskussionen stattgefunden (vgl. <c Journal de 
Geneve> v. 15., 17., 21. März, 28., 31. Mai 1903 und § 25 Anm. 6 
oben). Der Gesetzesentwurf beseitigte sie und ersetzte sie durch Berufs- 
richter in geringerer Zahl, die Kammern von drei resp. fünf Mitgliedern 
bilden sollten. Die in der Sache vor allem kompetenten Redner führten 
übereinstimmend aus, die x\ssesseurs hätten — bei aller persönlichen 
Ehrenhaftigkeit — den Erwartungen durchaus nicht entsprochen, sie 
seien vielmehr < absolument inutiles », und ihre Stellen hätten lediglich 
als Parteipfründen Bedeutung. Bei ihrer beruflichen Inferiorität gegenüber 
dem Richter seien diese Beamten nicht imstande, die Ansichten desselben 
selbständig nachzuprüfen und eine abweichende Meinung geltend zu 
machen und zu begründen; tatsächlich schlössen sie sich denn auch 
immer den Ausführungen des Vorsitzenden an, seit Menschengedenken 
sei ein einziger Fall vc>rgekommen, wo ein Assesseur eine Minderheiis- 
ansicht vertreten habe usw., kurz, die seinerzeit aus politischen Gründen 
geschaffene Einrichtung sei für die Rechtspflege wertlos und ungenügend 
(ähnlich Picot schon 1881, s. S. 131). Dieses Beispiel dürfte beweisen, 
dass die unterschiedslose Einführung ständiger Laienrichter in eine moderne 
Gerichtsorganisation kaum dem heutigen Stande der Rechtsentwicklung 
angemessen und für die Rechtsprechung ohne nennenswerten Vorteil, 
sondern sogar eher schädlich ist ; das schliesst nicht aus, dass in Zukunft 
solchen Richtern für bestimmte Gebiete, wie namentlich Straf- 
sachen und gewisse Zivilsachen spezieller Natur eine bedeutsame Rolle 
in der Rechtspflege beschieden sein kann. 
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Andcierseits fahlt es nicht an Stimmen, welche das System ständiger 
SehäÄengerichte — das Nebeneinander von Berufs- und Ehrenamtj von 
gelehrtem und ungelehrtem Richter in der gleichen Behörde — - schlechthin 
üls verwerflich erklären. So führt Bluntschli, für die Jury plaidierend, 
aus ^llg, Staatsrecht S. 4S6 f.) : 4; Wenn die Rieh terkol legi en, um die 
volkstümhche und gemeinverständliche Seite der Rechtsentwicklung zur 
Anerkennung zu bringen, aus rechtsgelehrten und ungelehrten Richtern 
genaischt werden, so macht diese Mischung einen unorganischen Ein- 
druck, und es lehrt die Erfahrung, dass gerade die nngelehrten Richter, 
welche die Superiorität der gelehrten Juristen fortwährend empfinden^ 
durch die falsche Gleichstellung mit jenen gereizt werden, es ihnen nicht 
bloss nachzumachen, sondern sie an Formalismus zu überbieten, damit 
sie doch auch in den Ruf von Juristen kommen. Die Halbheit und 
Schiefheit der Stellung unterstützt nicht, sondern gefährdet daher eher 
die Rücksicht auf das materielle Recht. > Diese Ausführungen dürften 
gerade für die meisten schweizerischen Kantone nicht zutreffen. Es ist 
nicht zu übersehen, dass daselbst - anders als in Genf — diese eigen- 
artig zusammengesetzten Gerichte sich im Laufe mehrerer Jahrhunderte 
organisch aus älteren Einrichtungen entwickelt haben svie in anderen 
Staaten die Schwurgerichte. Bei einer derart eingewurzelten, so lange 
und so eng mit dem Volksleben verwachsenen Institution ist nicht so 
leicht zu befürchten, dass sie degeneriere, dass z. B. die ungelehrten 
Richter zu blossen Statisten oder PseudoJuristen, wie sie eben geschildert 
wurden, herabsinken ; dies auch dann nicht, wenn die Einrichtung, den 
Bedürfnissen der Zeit entsprechend, im Sinne des Textes rechtlich aus- 
gestaltet wird. Die Erfahrungen in den kantonalen Gerichten — nament- 
lich auch in den Fachge richten, wo die Scheidung besonderes scharf 
hervortritt; ferner speziell in denjenigen Kantonen, wo z. B. die Präsi- 
denten der ersten Instanz eine solche rechtliche Sonderstellung bereits 
einnehmen ■ — dürften das Gegenteil bezeugen, Dass diese Zusammen- 
i^etzung der Gerichte allerdings den modernen Verhältnissen nicht mehr 
überall zu entsprechen vermag^ g^lit aus dem Text hervor; das wäre 
aber nach dem Gesagten kein genügender Grund, sie unterschiedslos 
radikal zu beseitigen. 

^^) Stooss S, 19, 32. Die Wichtigkeit der Mitwirkung von Laien 
bei der gesamten Stra frech ts pflege betont u. a. auch — unter Hinweis 
auf z. Z, in Deutschland hierin herrschende Missstände — Milferstädt 
in dem oben {§ 8 Anm, i) angeführten Aufsatze S. 244 ff.; fem er 
neues tens, die Reform der Schwurgerichte behandelnd^ z* E. Heckscher 
in den Preuss. Jahrbüchern Bd, CXIV (1903) S. 350 f, ti, E. Hafter 
in d. ^N, Zürcher Zeitung 1^ 1904 Nr. 115 f. Diese Äusserungen beziehen 
sich zunächst auf nicht ständige Richter, können aber noch %veit mehr 
Bedeutung für die Berufsrichter (das Wort hier im weiteren Sinn ge- 
nommen) beanspruchen, deren Vorzug vor den Gelegenheitsrichtem 
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z. B. Jhering S. 411 treffend hervorhebt: «Das Übergewicht, das der 
Berufsrichter bei einem Vergleich mit dem Gelegenheitsrichter in die 
Wagschale werfen kann, ist nicht bloss das technische, wie es jeder 
Fachmann vor dem Dilettanten voraus hat, sondern zugleich das mora- 
lische: Die Gewohnheit der Unterordnung unter das Gesetz, die Übung 
der Willenskraft in einer bestimmten Richtung . . . Übung des Recht- 
sprechens ist die Schule der Gerechtigkeit.» Ähnlich Stooss S. 32 f. 

^^) Zürcher a. a. O. : < . . . Der Richter lebt mit dem Volke, und 
er ist daher für den einen Teil der richterlichen Aufgabe, die Beurteilung 
der Tatsachen im Vorteil gegenüber dem deutschen gelehrten Richter, 
der allsidmgs für die Rechtsanwendung besser vorgebildet ist.» Orelli 
S. III: «Was die G. erster Instanz betrifft, so sind diese wahre Volks- 
gerichte, zusammengesetzt aus Bürgern, Bauern usw., welche eine 
lebendige, aus dem täglichen Umgang mit den Rechts- und Verkehrs- 
verhältnissen entspringende Rechtsanschauung sich bilden. Aber es fehlt 
die bewusste formale Konstruktion und in schwierigeren Rechtsfragen 
die wissenschaftliche Bildung.» Vgl. auch Vincent S. 105. 

^2) S. d. vorhergehende Anm., ferner Meili zu § 29 S. 11 und S. 
Antonini i. Rechtskalender S. 425. 

83) Vgl. z. B. aus neuester Zeit den Vorschlag der Einführung 
von Gewerberichtern bei den Erstinstanzgerichten im Zürcher Gesetz- 
entwurf betr. d. Gerichtswesen v. 1901 §§ 39 — 41, Bericht dazu S. 263 f 
d. Vorlage d. Reg.-Rates. 

84) So Orelli a. a. O. Meili zu § 18 S. 8, Schorer S. 200, Reichel 
Bemer Zeitschrift XIX S. 546 ff., Stooss a. gl. O. S. 425, Zeerleder a. gl. 
O. XIV S. 378. 

85) Ausschliesslich Kollegialgerichte statt Einzelrichtem verlangt 
SchoUenberger Politik S. 264 f., hiergegen Stooss a. a. O. S. 440. 

86) Dies betont Cherbuliez (a. a. O.): <Rien n'est plus propre ä 
corrompre un peuple et ä le faire retrograder qu'une mauvaise admini- 
stration de la justice, que le regne de l'arbitraire et le triomphe de la 
chicane dans les relations journalieres auxquelles s'applique la Jurisdiction 
des tribunaux de premiere instance.» 

87) Stooss a. a. O. S. 425. 

88) Es ist hier z. B. an die allerdings in der Schweiz ziemlich 
ausnahms weisen Verhältnisse im Kanton Zürich zu erinnern, wo auf den 
Bezirk Zürich gegenüber den zehn anderen im Jahr 1900 etwa 41 ^/o 
der Gesamtbevölkerung entfielen (Winterthur 13, Horgen q ^/o usw. 
bis Affoltern 3 ^/o). 

Auf den Bezirk Zürich kamen von den erledigten Prozessen ^/o 

in den Jahren 1875/91 1892/99 
Strafprozesse 48,7 59,7 
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in den Jahren 1875/91 1892/99 
Zivil prozesse 43,7 64,7 

j vor Friedensrichter 39 59 

^ > Einzelrichter i. ordentl. Verfahren 47,7 68 

> > Einzelrichter i. beschl. > 53 y^ 

* > Bezirksgericht 47 66 

Leider gibt die offizielle Statistik über die Verteilung der Prozesse 
auf die einzelnen Bezirke nach Art des Streitgegenstandes, 
die hier vor allem von Bedeutung wäre, keinen näheren Aufschluss ; es 
kann nur gesagt werden, dass die Annahme, in verkehrsreicheren Bezirken 
werden auch die Prozesse mit höherem Streitwert verhältnismässig 
häufiger sein als Bagatellhändel, sich bestätigt hat, indem 1875/9 e im 
Bez. Zürich die Streitwerte bis 50 Fr. 48 ^yo , von 50 — 200 Fr. 1 4 ^*/o, 
über 200 Fr. und inkommensurabel 38^/0 der Gesamtzahl betrugen {i. d* 
anderen Bezirken 49, 16, 35^/0 [Dielsdorf] bis 67, 10, 23^/0 [Pfäffi- 
kon]). Vgl. Zürcher - Sträuli S. 47 fF., Zürcher Gesetzentwürfe betr. die 
Rechtspflege (1901), Bericht S. 373 ff. 

ö^) Ähnlich Stooss, Reichel, Orelli a. a. O. 

^^) Dies dürfte einzuwenden sein, wenn Stooss (S. 9) «bedauert, 
dass die bemischen Verhältnisse es kaum gestatten werden, die Zulassung 
zum Richteramt in so strenger Weise zu regeln wie die deutsche Ge- 
richtsverfassung ». 

ö^) Vgl. Schollenberger Politik S. 259. 

92) Das Für und Wider der Frage erörtert Dubs S. 1 1 8 f. — In 
Genf war die Veranlassung und auch der Erfolg der Initiative betr. die 
Inkompatibilitäten (Verfassungsgesetz vom 31. März 1901, s. oben § 27 
und Anm. 18 daselbst) hauptsächlich darin zu suchen, dass die Parla- 
mentsmajorität verhältnismässig viele Grossräte zu Richtern wählte. Vgl. 
die in der N. Zürcher Zeitung Nr. 93 (1901) abgedruckten Pressstimmen. 
9^) Cherbuliez (a. a. O.) fällt über die Organisation der Untergerichte 
äusserst ungünstige Urteile, die in dieser Schärfe, wenigstens heute, nidit 
zutreffen ; dagegen hebt er die mangelhaften Punkte treffend hervor. Vgl 
auch Meili zu § 18 S. 7. 

^*) ^g^- § 28 Anm. 25 oben. In Bern beantragte Stooss (S. 50 f.) 
eine Verminderung der 30 Amtsgerichte auf etwa 20 (in der MediaLions- 
zeit waren es 22); auch Schorer (S. 200) schlägt eine Reduktion der- 
selben vor. 
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